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(Beginn um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Sitzung des Gemeinderates ist eröffnet.

Entschuldigt für die heute Gemeinderatssitzung ist GR Dipl-Ing Al-Rawi. GRin Schinner und StR Ellensohn sind zeitlich entschuldigt.

Ich ersuche Sie, sich von den Plätzen zu erheben. 

(Alle erheben sich von den Plätzen.)
Am 12. Februar 2009 erreichte uns in den späten Abendstunden die traurige Nachricht, dass Frau Prof Rosemarie Polkorab plötzlich und unerwartet im Alter von 62 Jahren verstorben ist. Viele von uns verloren eine liebe Freundin, eine sehr verlässliche politische Weggefährtin und engagierte Kollegin.

Rosemarie Polkorab studierte am Konservatorium der Stadt Wien Musik und war seit 1972 als Musiklehrerin der Musiklehranstalten der Stadt Wien und ab 1988 als Pädagogin am Konservatorium der Stadt Wien tätig. Ihr gesellschaftspolitisches Engagement trug dazu bei, dass sie sehr bald als Betriebsrätin und zwischen 1994 und 1998 Vorsitzende der Frauenabteilung der damaligen Gewerkschaft Kunst, Medien und freie Berufe wurde. 

Rosemarie Polkorab wurde bereits 1961 in ihrem politischen Heimatbezirk Simmering aktiv. Von 1987 bis 1994 war sie Bezirksrätin in Simmering und wechselte anschließend als Abgeordnete in den Wiener Landtag und Gemeinderat. Zuletzt war sie Vorsitzende des Unvereinbarkeitsausschusses, Vorsitzende-Stellvertreterin im Umweltausschuss und Mitglied im Kulturausschuss.

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Uns bleibt nur noch, ihr für ihr beispielhaftes Engagement für die Bevölkerung unserer Stadt sehr herzlich zu danken. Unser besonderes Mitgefühl ist bei ihrer Mutter. Wir können sicherlich keinen Beitrag zur Linderung des großen Schmerzes leisten. Mit Sicherheit kann ich aber sagen, dass wir Frau Prof Rosemarie Polkorab ein stets ehrendes Andenken in Freundschaft bewahren werden. 

(Es wird eine stille Gedenkminute abgehalten.)
Ich danke vielmals. 

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP – 00582‑2009/0001 – KGR/GM) wurde von Frau GRin Claudia Smolik gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. (Im 23. Bezirk werden ab dem kommenden Schuljahr die Volksschulen Eslarngasse, Volksschule I und Volksschule II Bendagasse sowie die Volksschule Erlaaer Schleife in „Offene Schulen“ umgewandelt und die Horte geschlossen. Weitere Volksschulen in Liesing sollen ab dem Jahr 2010 folgen. Wie stellen Sie sicher, dass die Qualität der Nachmittagsbetreuung für Wiens SchülerInnen weiterhin aufrechterhalten beziehungsweise verbessert wird?) 
Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Grete Laska: Guten Morgen, sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Zu Ihrer Frage, was die ganztägige Schulbetreuung in den Schulen insgesamt und im Speziellen in jenen Schulen betrifft, deren Betrieb im kommenden Schuljahr umgestellt werden soll, darf ich einleitend der Vollständigkeit halber kurz feststellen, dass Sie so wie ich wissen, dass es derzeit in den Wiener Schulen vier unterschiedliche Modelle von ganztägiger Betreuung gibt. Das klassische ursprüngliche Modell ist jenes der Kooperation zwischen Schulen und Horten. Weiters haben wir seit vielen Jahren die für mich pädagogisch optimalste Form der Ganztagsschule als verschränktes Schulmodell. Das Modell der Offenen Schule ist ein schulisches Modell der Ganztagsbetreuung, das aber nicht verschränkt Unterricht und Freizeit verbindet. Das flexibelste Modell in Verbindung mit dem Verein „Kinder- und Jugendbetreuung neu" wird dazu kommen. Auch das wissen Sie, weil ich im Ausschuss die Gesetzesvorlage im Hinblick auf das Campusmodell bereits vor der Begutachtung als das Modell vorgestellt habe, das für mich in Wirklichkeit das Modell der Zukunft ist.

Lassen Sie mich betreffend die von Ihnen angesprochenen Schulen sagen, dass die Begründung dafür, dass vom Modell der Schule-Hort-Kombination an einem Schulstandort – und das ist der besondere Auslöser für diese Überlegungen – immer dann zu anderen Formen übergegangen wird, wenn die Kapazität der Horte am Schulstandort nicht mehr ausreicht, um den steigenden Bedarf abzudecken.

Warum muss man hier Schritte setzen? – Bei der klassischen Schule-Hort-Kombination gibt es zwei organisatorische Einheiten, und damit sind auch die Raumressourcen, die für die jeweilige Einrichtung zur Verfügung stehen, abgegrenzt. Und gerade bei den Schulen Bendagasse I und II im 23. Bezirk hat sich aus zweierlei Gründen gezeigt, dass es sich dort um eine besondere Situation handelt, und zwar vor allem deshalb, weil der 23. Bezirk, ähnlich wie auch andere große Bezirke, eine sehr dörfliche Struktur aufweist. Die Argumentation hat daher gelautet, dass dem steigenden SchülerInnenzuwachs, aber auch der steigenden Nachfrage an Nachmittagsbetreuung am optimalsten entsprochen werden kann, indem man die beiden Schulen räumlich insgesamt in die Nachmittagsbetreuung mit einbezieht. Und da bietet sich das Modell der Offenen Schule deshalb an, weil mit einer Verschränkung dem Elternwunsch nach einer reinen Halbtagsbetreuung in unmittelbarer Umgebung nicht entsprochen werden kann. 

Was die pädagogische Qualität betrifft, so sprechen sich die Elternvereine beider Schulen für das Modell der Offenen Schule aus. Zu berücksichtigen sind in Wirklichkeit drei ganz wesentliche Punkte.

Erstens wird eine Verbesserung der Betreuung während des ganzen Tages durch die Offene Schule dadurch erreicht, dass bisher im Hort keine Frühbetreuung stattgefunden hat und in der Schule ab Herbst eine Frühbetreuung ab 7.15 Uhr angeboten wird.

Zweitens wird es selbstverständlich – wie es Standard in allen 52 Schulen ist, die derzeit nach dem Offenen Schulmodell geführt werden – auch in der Offenen Schule in der Nachmittagsbetreuung für Kinder mit besonderen Bedürfnissen, also für Integrationskinder, einen besonderen Betreuungsschlüssel geben, und es werden ein zweiter Betreuer oder eine zweite Betreuerin in jenen Gruppen sein, in denen Integrationskinder sind.

Das dritte wesentliche Kriterium ist die Frage der Betreuung an schulfreien Tagen beziehungsweise in den Ferien: Auch auf Grund der besonderen räumlichen Situation in Liesing wurde festgelegt, dass selbstverständlicher auch in der Offenen Schule die Ferienbetreuung sichergestellt wird, und zwar in diesem Fall für die Region Mauer am Schulstandort Bendagasse.

Dasselbe gilt für alle anderen Standorte der Offenen Schulen, also auch für die von Ihnen in der Fragestellung zusätzlich angesprochenen Schulen. Und ich wiederhole noch einmal, dass sich beide Elternvereine für dieses Modell ausgesprochen haben und dementsprechend nach einer finalen Besprechung am Freitag auch die Elterninformation hinausgehen wird. Ich bin überzeugt davon, dass die Verunsicherung – deren Ursache vielleicht auch in einer nicht ganz klaren Information, zu sehen ist, vor allem aber auch in einer einseitigen Information einiger Eltern im Hinblick auf die Erhaltung des Hortes und die damit verbundenen scheinbaren Vorteile, die aber, wenn man es gesamt betrachtet, keine sind – rasch beseitigt werden kann. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Vizebürgermeisterin. 

Bevor wir zur 1. Zusatzfrage kommen, möchte ich die GemeinderätInnen darauf hinweisen, dass das Internet zur Zeit nicht funktionieren dürfte. An der Behebung des Problems wird gearbeitet.

Die 1. Zusatzfrage stellt Frau GRin Smolik. Bitte schön.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Vielen Dank für die Antwort. Sie sind leider sehr wenig auf die Qualitätsfrage eingegangen, auf die meine Frage abgezielt hat. Darauf werde ich noch später zurückkommen.

Sie haben jetzt aber auch gesagt, dass es eine einseitige Information auf Seiten der Eltern gegeben hat. Die Eltern, die meiner Meinung nach zu Recht aufgebracht sind und Aufklärung fordern, hatten ihre Informationen von einem Informationsabend in der Schule, bei dem ihnen das Wissen auf dem gegenwärtigen Stand präsentiert wurde. Dass da Unzufriedenheiten entstanden sind, ist nachzuvollziehen, zumal dort auch von der Geschäftsführerin des angesprochenen Vereins selbst signalisiert wurde, dass die Qualität der Betreuung vielleicht nicht jener entspricht, die die Eltern bis jetzt an den angesprochenen Standorten vorgefunden haben.

Ich möchte Sie jetzt aber noch einmal konkret fragen: Wird es mit Ende dieses Schuljahres in diesen angesprochenen Schulen, nämlich Bendagasse und Erlaaer Schleife, zur Schließung des Horts kommen? Die MA 10 hat nämlich in ihrer Reaktion auf Pressekonferenzen gemeint, diese Entscheidung sei noch nicht endgültig und man werde noch sehen.

Wird jetzt mit Ende des Schuljahres geschlossen oder nicht?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin. 

VBgmin Grete Laska: Ich wiederhole es gerne noch einmal deutlich: Ja, in der Bendagasse wird es ab Herbst keinen Hort mehr geben. Der Hortbetrieb läuft dort Ende August aus.

Zu Ihrer Frage betreffend die Information der Eltern möchte ich Ihnen mitteilen, was beide Elternvereinsvorsitzende schreiben: „Die Elternvereine ersuchen, zuallererst die Stimme der demokratisch legitimierten Elternvertretung in Gestalt der beiliegenden Stellungnahme zu hören und nicht dem lauten Protest einzelner Initiativen in dem Sinne nachzugeben, dass Einzelinteressen vor den Interessen der von den Elternvereinen vertretenen Mehrheit der Eltern berücksichtigt werden.“ – Ich bin sicher, dass auch die Verunsicherung, aus der die Hortinitiative geboren wurde, durch rasche und vollständige Information beseitigt werden kann und dann positive Mitarbeit auch dieser Eltern erreicht werden kann.

Zur Frage betreffend Erlaaer Schleife kann ich sagen, dass dort sozusagen die Hortbetreuung in die Schule übersiedeln wird. Der Unterschied besteht diesfalls darin, dass dort der Hort in einen Kindergarten integriert ist, während es sich in der Bendagasse um ein reines Horthaus handelt. Das ist der Unterschied zwischen den beiden Standorten. Der Kindergarten bleibt natürlich weiterhin bestehen. Die Umstellung beider Betriebe erfolgt ab September. Und ich sage auch im Hinblick auf die Qualität noch einmal dazu: Es gab da große Sorge im Hinblick auf die Integrationskinder. – Das ist nun erledigt, es war eine Fehlinformation, dass es das nicht gibt.

Es liegen jetzt die Zahlen im Detail vor, und sie wurden auch von der Direktorin der einzigen Schule, die dort an dem Standort Integrationsklassen führt – die Volksschule I hat ja keine –, bestätigt. Wir haben uns die Zahlen sehr genau angeschaut: Es wird auch keinen Qualitätseinbruch im Hinblick auf die Bezugspersonen geben. Selbstverständlich gibt es, wie in allen Offenen Schulen, die dementsprechenden Bezugspersonen. Natürlich ist die Möglichkeit, dass Personal wechselt, im Hort genauso gegeben wie in der Schule und auch in der Nachmittagsbetreuung. 

Auch betreffend Ausbildungsqualität konnte klargestellt werden, dass das Niveau der vielfältigen Vorausbildungen, welche die 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Vereins haben, sehr hoch ist. Dazu kommt, dass in der Offenen Schule vor allem der Lern‑ und Förderbereich durch die Lehrerinnen und Lehrer der Schule abgedeckt wird. Auch da wird es den zusätzlichen Einsatz eines ausgebildeten Volks‑ und Sonderschullehrers geben, sodass auch im Lernteil der Nachmittagsbetreuung eine Steigerung der Qualität sichergestellt wird.

Gerade betreffend Lernteil kam oft der Vorwurf, dass die Kommunikation zwischen der Schule und den Horten nicht gut funktioniert. Aus meiner Sicht wird dieser Punkt nun ausgeräumt. Die Haltung beider Elternvereine ist sehr positiv. Meiner Meinung nach das Wichtigste ist, dass damit auch alle Wünsche und Notwendigkeiten betreffend Nachmittagsbetreuung an diesen Standorten erfüllt werden können.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dipl-Ing Stiftner gestellt. – Bitte schön.

GR Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin für – wie ich betonen möchte – Bildung und Jugend!

Was Sie heute von sich gegeben haben, zeigt, dass Sie versuchen, die Realität zu verdrehen.

Es ist dies eine Fragestunde. Erlauben Sie mir aber, damit ich meine Frage entsprechend einleiten kann, etwas klar zu sagen: Wenn Sie sagen, dass die Eltern diesbezüglich offensichtlich ihre Meinung geändert haben, muss ich Sie davon in Kenntnis setzen, dass das nicht der Fall ist. Es gibt Dutzende Eltern, die nach wie vor große Sorgen wegen einer Qualitätsverschlechterung haben, und zwar sowohl bei den normalen Schülerinnen und Schülern als auch im Integrationsbereich, und Sie konnten diese Bedenken auch mit Ihrer heutigen Fragebeantwortung in keinster Weise entkräften.

Ich frage Sie deshalb, ob Sie planen, dieses verschlechternde Modell, das einen Wechsel von Hortpädagoginnen und ‑pädagogen, die eine fünfjährige Ausbildung haben, zu der Tätigkeit von Vereinsmitgliedern darstellt, die ein paar Ausbildungsstunden haben, nicht nur in den betroffenen Schulen einzusetzen, was Sie jetzt noch einmal bestätigt haben, sondern auf ganz Liesing respektive auf ganz Wien auszudehnen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Zum einen weise ich in aller Deutlichkeit zurück, dass Sie von einer Verschlechterung gesprochen haben! Ich sage Ihnen noch einmal: Die legitimierten, gewählten Elternvertreter beider Schulen – ich könnte Ihnen den Text noch ausführlicher vorlesen – haben sich klar für dieses Modell ausgesprochen, und klarerweise können, wenn die angesprochenen und bereits von mir erläuterten Punkte gelöst sind, durch gezielte Information sicherlich auch noch Unsicherheiten ausgeräumt werden.

Ihre Frage habe ich teilweise schon beantwortet. Ich wiederhole die Antwort aber gerne noch einmal: Wir reden hier nicht von einem neuen Modell. Vielmehr wird die Offene Schule bereits an 52 Wiener Schulen mit großem Erfolg von 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Vereins Wiener Kinder- und Jugendbetreuung seit Jahren mit sehr großem Erfolg gelebt. Und gerade Liesing ist ein gutes Beispiel dafür, dass dort seit vielen Jahren die unterschiedlichsten Modelle funktionieren: Liesing hat bereits Ganztagsschulen, in denen verschränkt gearbeitet wird. So wird etwa in Alterlaa, um Ihnen ein Beispiel zu nennen, seit Jahrzehnten ein sehr erfolgreiches Modell umgesetzt.

Man wird dort, wo es möglich ist, auf dieses Modell umstellen, denn die Nachfrage wird immer größer. Dort, wo auf Grund der räumlichen Situation, wie in Mauer, die Chance besteht, ein Modell zu wählen, das es den Eltern, die wirklich keinen Nachmittagsbetreuungsbedarf haben, ermöglicht, eine Halbtagsform zu wählen, wird man auf das Modell der Offenen Schule zurückgreifen, denn so können die Ressourcen besser genutzt werden, und zwar vor allem dort, wo bisher in Schulgebäuden Hort und Schule die Räume so geteilt haben, dass es zwei in sich geschlossene Einheiten gab. 

Dazu sage ich Ihnen ganz offen: Ich sehe nicht ein, warum man nicht auf Grund einer gezielten Ressourcensteuerung auch am Nachmittag für alle Kinder die gut ausgestatteten Ressourcen, die es in den Schulen gibt, zur Verfügung stellen sollte. Ich denke jetzt etwa an Medienräume oder Bibliotheken und selbstverständlich an Bewegungsmöglichkeiten. Diese Ressourcen sollen und müssen ausgenutzt werden, damit man dem gestiegenen Bedarf nachkommt und damit auch die Qualität sicherstellt, die vorhanden ist.

Zur Frage der Ausbildung sage ich Ihnen auch noch etwas: Sie wissen vielleicht nicht, dass die Ausbildung der BetreuerInnen im Verein, seitdem es die Pädagogische Hochschule gibt, in einem Lehrgang an der Pädagogischen Hochschule erfolgt. Ebenso findet auch Fortbildung in sehr großer Intensität statt. Man kann also nicht quasi mit einem Handschlag die Ausbildung von 500 qualitativ wertvollen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern abtun! Das weise ich zurück, weil es so nicht stimmt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Die 3. Zusatzfrage wird von Frau GRin Petrides gestellt. – Bitte.

GRin Hedwig Petrides (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Es besteht in Wien die Form der Ganztagsschule und der Offenen Schule. Meine Frage lautet: Warum hat man zugunsten der Offenen Schule entschieden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Grete Laska: Die Entscheidung an diesem Standort, wie auch an anderen Standorten, fällt immer dann zugunsten der Offenen Schule, wenn es dort Eltern gibt, die sich für die halbtägige Form entscheiden und keine Nachmittagsbetreuung wünschen.

Ich sage noch einmal: Aus pädagogischen Gründen bevorzuge ich das verschränkte Modell. Auch das Campusmodell wird in diese Richtung gehen, wobei es beim Campusmodell zu einer Vereinigung von schulpflichtigen und nichtschulpflichtigen Kindern – also inklusive Kindergarten – an einem Standort kommt. Auch der Personaleinsatz wird, wie im Gesetzesentwurf ersichtlich ist, neu geregelt. Es wird dort schwerpunktpädagogisches Personal für die Bereiche Kreativität, Musikalität und Bewegung eingesetzt werden, es werden vor allem aber auch HortpädagogInnen zum Einsatz kommen.

Gleichermaßen wäre es wichtig – und das ist eigentlich der Grundstein für die Zukunft der pädagogischen Qualität –, dass man endlich darüber nachdenkt, die Ausbildungssituation nicht nur beim pädagogischen Personal, also bei den Lehrerinnen und Lehrern, endlich auf universitäres Niveau anzuheben, sondern auch im freizeitpädagogischen Bereich eine Ausbildung auf Universitätsniveau anzustreben. Das wäre für die Schulformen, aber auch für die in diesen Berufen Tätigen das Beste, weil damit auch eine Übertrittsmöglichkeit von einem in einen anderen Beruf sichergestellt wäre.

Noch einmal: Dort, wo es möglich ist, wird die verschränkte Form bevorzugt, wenn es spezielle Situationen wie in Mauer gibt, wählen wir die Form der Offenen Schule. Das hat sich in Wien bereits bewährt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 4. Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Gudenus gestellt. – Bitte. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Frau Vizebürgermeister!

Ich wollte noch ganz kurz auf die Qualität der Ausbildung der Mitarbeiter in diesem Verein zurückkommen. Der Bezirksvorsteher von Wieden, Herr Wurm, hat gesagt, dass die Ausbildung dieser Mitarbeiter verbessert gehört. – Sie haben zwar erwähnt, dass im Rahmen der hochschulpädagogischen Ausbildung ausgebildet werden wird, es soll aber nur ein viermonatiger Schnellkurs abgehalten werden, und im Gegensatz zur mehrjährigen Ausbildung der Hortpädagogen scheint mir das doch etwas wenig zu sein.

Meine Frage: Sind Sie sicher, dass die Qualität wirklich im entsprechenden Ausmaß gewährleistet werden kann? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Ich bedanke mich für diese Frage, weil sie mir Gelegenheit gibt, mit noch einem Missverständnis aufzuräumen!

Sie haben einerseits die fünfjährige Ausbildung der HortpädagogInnen angesprochen. Diese fünfjährige Ausbildung beginnt allerdings – und das würde ich gerne verändert sehen – mit 15. Es handelt sich hiebei in Wirklichkeit um eine Berufsbildende Höhere Schule, die seit einigen Jahren glücklicherweise zumindest mit Matura abschließt, was schon ein Fortschritt ist. Trotzdem merken wir – und wir haben das auch schon öfters in diesem Haus diskutiert –, dass die frühe Entscheidung für den Ausbildungsweg dazu führt, dass viele, die diese Ausbildung machen, dann nicht in diesem Beruf bleiben. Das stellt vor allem auch im Bereich der Kindergartenpädagogik ein gewisses Problem dar. Viele entscheiden dann später, doch einen anderen Beruf zu ergreifen, weiter zu studieren oder etwas ganz anderes zu machen.

Ganz anders sieht es bei jenen Personen aus, das sich nach verschiedensten Ausbildungen entschieden haben, in den Bereich der Kinder- und Jugendbetreuung einzusteigen. Das ist bei vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Vereines der Fall. Dort gibt es ein vielfältiges Ausbildungsszenario: Es gibt ganz spezielle Qualifikationen, sei es im sprachlichen Bereich oder auch im Bereich ganz besonderer Bedürfnisse. Die verschiedensten Gebiete können von den Mitarbeitern des Vereines abgedeckt werden. Es gibt dort viele Mitarbeiter, die langjährige Erfahrungen im freizeitpädagogischen Bereich haben. Diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben meist bereits eine Ausbildung abgeschlossen, und mit dieser Zusatzausbildung und Fortbildung, die jetzt auf der Pädagogischen Hochschule läuft, wird das Personal auf die spezielle Situation in der schulischen Betreuung vorbereitet.

Ich bitte Sie, das zu berücksichtigen, wenn Sie über dieses Thema reden, denn das macht sehr wohl einen großen Unterschied! Daher wiederhole ich meine Bitte, die Qualifikation dieser MitarbeiterInnen nicht schlechtzureden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 5. Zusatzfrage wird von Frau GRin Smolik gestellt. – Bitte.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vizebürgermeisterin!

Ich hoffe, Ihre letzte Wortmeldung hat nicht darauf abgezielt, dass die HortpädagogInnen, weil sie mit 14 oder 15 schon in die Berufsausbildung gehen, eine schlechtere Ausbildung haben als die Kinder- und JugendbetreuerInnen. Es hat jetzt ein bisschen so geklungen, als ob es viel besser sei, wenn man sich erst als Erwachsener für diesen Bildungsweg entscheidet und schon einen abgeschlossenen Beruf hat und sich dann an Hand der zahlreichen Zusatzangebote weiterbildet. – Ich hoffe, das war nicht so gemeint!

Ich möchte hier festhalten, dass wir auch nicht gegen die Offene Schule sind. Es ist dies für manche Eltern und für manche Kinder ein richtiges Modell. Was uns in diesem Fall stört, ist erstens vor allem die Art und Weise, wie die Information an die Eltern gelaufen ist, und zweitens die Tatsache, dass es für die Eltern dort keine Wahlfreiheit mehr gibt und sie vor vollendete Tatsachen gestellt werden. Auch wenn Sie immer die beiden Elternvereine ansprechen, wissen wir alle, die auch in Elternvereinen aktiv sind, dass die Kommunikation zwischen Eltern und Elternvereinen oft auch verbesserungswürdig ist. So hat es sich vielleicht auch in diesem Fall verhalten.

Ich möchte jetzt auch noch einmal auf die Qualität zurückkommen: Sie haben ausgeführt, welche Zusatzqualifikationen sich die BetreuerInnen aneignen, die in den Offenen Schulen tätig sein werden. Trotzdem arbeiten dort oft auch Menschen, die ihre Tätigkeit nicht als den tollsten und ganz freiwillig gewählten Beruf betrachten. Die Frau Geschäftsführerin dieses Vereins hat beim Info-Abend auch durchklingen lassen, dass man froh sein kann, wenn man Leute erwischt, die gut mit Kindern umgehen können. So kann es aber doch auch nicht laufen, dass man quasi den Leuten ausgeliefert ist, die gerade kommen, und die Qualität davon abhängt, welche Ausbildung der‑ oder diejenige gerade hat!

Daher möchte ich Sie jetzt noch einmal fragen: Wie wird die Information an die Eltern vor allem bezüglich des Qualitätsangebotes ausschauen? Wie läuft die Information an die Eltern der anderen Schule, die offiziell noch nichts wissen? Auch die Eltern der Draschestraße, die 2010 umgestellt werden soll, haben noch keine Information. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Grete Laska: Ich möchte betonen, damit das auch im Protokoll festgehalten wird und dann nicht Mystifikationen entstehen: Selbstverständlich habe ich nicht die derzeitige Ausbildung der HortpädagogInnen schlechtgeredet. Ganz im Gegenteil! Ich habe gesagt, dass ich sehr darauf hinarbeiten werde und alles unterstütze, was darauf hinausläuft, dass auch für die pädagogischen Berufe insgesamt eine höhere Ausbildung angestrebt wird. Ich habe lediglich darauf hingewiesen, dass die jetzige Ausbildungsform oft dazu führt, dass nicht alle, die diese Ausbildung machen, auch entsprechende Berufe ergreifen, weil der Abschluss mit Matura oft dazu führt, dass jemand dann einen anderen Bildungsweg wählt. Das ist grundsätzlich schade.

Dass ich eine niveauvolle Ausbildung für den freizeitpädagogischen Bereich schätze, wird schon durch die Tatsache belegt, dass beim Campusmodell darauf Rücksicht genommen wird, dass das Personal natürlich auch aus dem Bereich der Hortpädagogen kommt. – Das sage ich zur Klarstellung, damit hier keine Legendenbildung entsteht.

Ebenso weise ich noch einmal die wiederholten Aussagen betreffend die berufliche Qualität jener zurück, die im Verein Kinder- und Jugendbetreuung mitarbeiten. Die dortigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben unterschiedliche Qualifikationen. Und das, was Sie gesagt haben, dass es dort den einen oder anderen Mitarbeiter gibt, der diesen Beruf aus welchen Gründen auch immer ergriffen hat, trifft ja nicht nur für diesen Bereich zu, sondern das soll auch in anderen Bereichen vorkommen. Dieses Phänomen macht auch vor anderen Berufsgruppen nicht Halt. In Anbetracht dessen gilt es, auf die Auswahl des Personales zu achten und überall die Qualität zu fördern, und zwar sowohl die Ausbildungsqualität als auch die Fortbildungsqualität. – Darüber sind wir uns, nehme ich an, einig. 

Betreffend die Information der Eltern haben es die Frau Bezirksschulinspektorin und die Frau Direktorin der Volksschule Bendagasse II nach unserem Gespräch am Freitag übernommen, mit den Elternvereinsvertretern gemeinsam einen Informationsbrief an alle Eltern zu verfassen, um klarzustellen, welche Entscheidungen gefallen sind, damit die Sorgen entkräftet werden können. Es wird eine eigene Gesprächsrunde mit jenen Eltern geben, deren Kinder Integrationskinder sind, um auch die diesbezüglichen Sorgen beseitigen zu können. Aus meiner Sicht ist der entsprechende Informationsfluss sichergestellt.

Die Eltern jener Kinder, die neu in die Schulen kommen, werden sowieso zur definitiven Schuleinschreibung noch einmal in die Schule kommen, und sie werden bei dieser Gelegenheit entsprechend informiert. Die Koordination für beide Schulen liegt bei der Volksschule II. Deren Direktorin ist sehr engagiert und wird gemeinsam mit der Direktion der Volksschule II die Informationen bestmöglich weiterleiten. Davon bin ich überzeugt. 

In der Draschestraße wird die Umstellung erst 2010 erfolgen. Für jene Eltern, deren Kinder neu in die Schule kommen, erfolgt die Information bei der Schuleinschreibung, und zwar in Wirklichkeit zwei Mal, nämlich bei der ersten Vorstellung und im Jahr darauf dann bei der zweiten Vorstellung. Die Information der Eltern der SchülerInnen, die jetzt in die Schule gehen, wird über den Elternverein gemeinsam mit der Direktion erfolgen. 

In Erlaa hat es einen Informationsabend gegeben, und es gab keine einzige negative Reaktion. Daher wiederhole ich noch einmal: Eine solche Unsicherheit wie bei der Information betreffend die Bendagasse hat es hier gar nicht gegeben. Es wurde mit größerer Deutlichkeit beim Elternabend vorgegangen, und somit kam es gar nicht zu einer Verunsicherung. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke, Frau Vizebürgermeisterin, für die sehr ausführliche Beantwortung der 1. Frage.

Wir kommen zur 2. Frage (FSP – 00228‑2009/0001 – KVP/GM). Sie wurde von Herrn GR Dr Wolfgang Aigner gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (In der Beantwortung unserer Anfrage betreffend Aufschlüsselung der Kosten für die Fanzone Hanappi-Stadion vom 26. August 2008 teilte uns die zuständige Stadträtin VBgmin Laska mit, dass die Gesamtabrechnung für die Fanzone Gerhard Hanappi-Stadion am 31. Dezember 2008 vorliegen würde. Bis zum heutigen Tag wurde den Mitgliedern des Gemeinderates keine Aufschlüsselung der Ausgaben und Kosten präsentiert. Wann wird dem Gemeinderat die Gesamtabrechnung für die Fanzone Hanappi-Stadion vorgelegt?) 
Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Ich hoffe, ich kann es kürzer machen, um Ihrem Zeitbudget entgegenzukommen! 

Um es sehr einfach zu machen: Die Abrechnung ist fristgerecht mit Jahresende erfolgt. Ich gehe davon aus, dass die externe Überprüfung dieser Abrechnung zur Fan-Zone im Hanappi-Stadion fristgerecht Ende Februar fertig sein wird, und daher wird die Berichterstattung durch die Frau Vizebürgermeisterin im nächsten zuständigen Gemeinderatsausschuss Mitte März stattfinden können.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Aigner gestellt.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Vielen Dank, Herr Bürgermeister.

Wir haben heute auf der Tagesordnung einen weiteren Akt, der sich mit Fußball beschäftigt. Mir ist aufgefallen, dass die Ausführlichkeit der Akte, wann immer es sich um Profifußball und Millionenbeträge handelt, relativ gering ist. Wir haben seinerzeit den Akt über die Fan-Zone Hanappi sehr kurzfristig bekommen, in dem es um einen Millionenbetrag ohne Aufschlüsselung ging. Heute geht es um die Nachwuchsakademie der Austria, und in diesem Zusammenhang geht es auch um einen Millionenbetrag ohne detaillierte Kostenaufstellung.

Sehen Sie darin eine gewisse Methode? Wie können Sie erklären, dass dem Gemeinderat bei sehr kleinen Beträgen sehr ausführliche Unterlagen zur Begutachtung vorgelegt werden, während man die Plausibilität großer Summen, wenn man kein Insider-Wissen hat, auf Grund der Informationen eigentlich nicht weiter überprüfen kann?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Sie haben natürlich in doppelter Hinsicht jetzt einen schlechten Tag erwischt! Zum einen kann ich den Zusammenhang zwischen der Fan-Zone im Hanappi-Stadion bei der Fußball-Europameisterschaft und dem gegenständlichen heute vorgelegten Akt in keiner wie immer gearteten Weise erkennen. Und ich kann den Zusammenhang auch von der fußballerischen Seite nicht erkennen! Tut mir leid! 

Ich bin auch nicht zuständig für die Vorlage von entsprechenden Ansuchen und auch nicht für die Überprüfung.

Wie dem auch immer sei: Bei dem Akt, den Sie angesprochen haben, handelt es sich um die Nachwuchsakademie für die Wiener Austria. Diesbezüglich findet eine Zusammenarbeit mit einer Schule hier in Wien statt. Ein ähnliches Erfolgsmodell wird bei Rapid im 16. Bezirk in Zusammenarbeit mit der Maroltingergasse angewendet werden. Diesfalls handelt es sich ganz klar um Ausbildung und den Nachwuchsfußball. Es handelt sich darum, dass man auch jungen Fußballern eine entsprechende Berufsausbildungsperspektive abseits des Fußballs bietet.

Das ist eine rundum vernünftige Sache, die sich auf der ganzen Welt bewährt hat, die sich in Salzburg bewährt hat und die sich selbstverständlich auch in Wien bewähren wird. Warum die Österreichische Volkspartei gegen diesen Aufbau des Jugendfußballs ist, ist mir ein fundamentales Rätsel! 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn GR Mahdalik gestellt. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Im Zusammenhang mit dem Traditionsverein Rapid, der angesprochen wurde, möchte ich einen anderen Traditionsverein in Wien ansprechen, nämlich den Wiener Sportklub, der seit einigen Jahren mit großen Problemen im Zusammenhang mit seiner Spielstätte, dem Sportklubplatz, zu kämpfen hat. Der Kabinentrakt, den ich mir voriges Jahr selbst angesehen habe, gleicht eher einem Feuchtbiotop. Die Westtribüne bröckelt. Es regnet beim Dach herein. Kurz: Der Sportklubplatz befindet sich in einem verheerenden Zustand!

Wir haben vor ungefähr einem Jahr auch schon einen Anlauf genommen, um die Stadt Wien zur Sanierung des Sportklubplatzes zu bewegen. – Der Antrag wurde abgewiesen. Wir glauben nun, dass hinter dieser Vorgangsweise der Stadt Wien System steckt, dass der Platz langsam verfällt und die Stadt Wien dann sagt, dass dort anderes gemacht und umgewidmet werden muss. Das ist dort eine klasse Gegend, und mit Wohnbau gibt es sehr viel Geld zu machen. Wir glauben jedoch, dass eine Verpflanzung dieses Vereins an einen anderen Ort seinen Tod bedeuteten würde. 

Nun frage ich Sie, Herr Bürgermeister: Was werden Sie in Ihrer Eigenschaft als Bürgermeister und als Fußball-Fan tun, damit der Wiener Sportklubplatz seine Heimstätte wieder in dem Zustand bekommt, wie er es verdient, sprich, dass der Sportklubplatz saniert und somit die Zukunft dieses Vereins gesichert wird?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Wer zu spät kommt, den bestraft das Leben. Einmal mehr, wie beim Eishockey, kommen Sie zu spät mit Ihren Anfragen, auch mit der jetzigen zum Sportklubplatz. Ich will jetzt nur kurz darauf verweisen, dass im Zusammenhang mit dem Sportklubplatz ein anderer, der nunmehr nicht mehr Ihrer Partei angehört, der aber damals noch Ihrer Partei angehört hat, dort eine ziemliche Blutspur hinterlassen hat. Darauf will ich nur hinweisen und gar nicht näher eingehen, denn das ist sinnlos.

Wir haben vor etwa einem Jahr mit dem Vertreter des Wiener Sportklubs gesprochen, und ich habe gesagt, dass der Wiener Sportklubplatz selbstverständlich saniert wird, darüber brauchen wir gar nicht nachzudenken. Sie glauben doch nicht im Ernst, dass wir jenen Platz, wo wir wahrscheinlich einen der legendärsten Siege gegen eine italienische Mannschaft gefeiert haben, verfallen lassen? Das ist ja eigentlich eine Gedenkstätte! Dort müsste man eigentlich eine kupfergetriebene Tafel anbringen! (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Das ist ja gar nicht vergleichbar! Das ist ein Ort, dem man natürlich nach einem solchen Sieg einer österreichischen Mannschaft Rechnung tragen muss!

 Das Gerücht, das Sie hier in die Welt zu setzen versuchen, um mich nachher fragen zu können, was ich davon halte, hat eine ungefähr ähnliche Qualität wie das Gerücht, das die Freiheitlichen im Zusammenhang mit der Sanierung der Alten Donau in die Welt gesetzt haben, als gesagt wurde, Michael Häupl und die SPÖ-Wien wollen die Alte Donau bewusst versauen und austrocknen lassen, damit man dort dann Wohnbau betreiben kann.
Ungefähr dasselbe Niveau hat das jetzige Gerücht mit dem Sportklubplatz. Vergessen Sie es! Selbstverständlich wird der Sportklubplatz entsprechend hergerichtet, sodass er der Tradition dieses Vereins und – wie ich hoffe – auch einer glorreichen Zukunft des Vereins würdig ist! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 3. Zusatzfrage wird von Frau GRin Smolik gestellt. Bitte.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Ich danke für die klaren Worte zum Sportklubplatz und zu Wiens sportlicher Zukunft. Wir werden uns vielleicht auch noch mit den Vienna-Fans unterhalten müssen, wie es da wirklich ausschaut und wer die besseren Chancen hat! 

Ich habe noch eine Frage, weil Sie das Eishockey angesprochen haben: Letzte Woche verlautete in den Medien, dass die Frage des Ausbaus der Albert-Schultz-Halle geklärt ist. Wir haben hier noch kein Geschäftsstück und keinerlei Informationen. Könnten Sie uns informieren, wie dieses Problem jetzt gelöst wurde?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Gemeinderätin! 

Wir sind zwar sehr schnell, aber so schnell, dass wir über eine Pressekonferenz, die mit dem Präsidenten der Capitals am Freitag abgehalten wurde, bereits am darauf folgenden Montag ein Aktenstück vorlegen können, sind wir doch nicht!

Es hat eine von mir veranlasste Untersuchung gegeben, die von Experten durchgeführt wurde. Es wurden verschiedene Varianten betreffend die Lösung des Hallenproblems der Capitals überprüft. Selbstverständlich geschah das, wie ich hier schon letztes Mal erwähnt habe, in völligem Einvernehmen mit den Capitals. Die Capitals haben sich für die Variante des Upgradings – wenn man so sagen will – der Albert-Schultz-Halle entschieden. Diesen Vorschlag hat der Herr Präsident in einer Pressekonferenz unterbreitet, und ich habe seinen Vorschlag genau so öffentlich angenommen. – Ich halte das für eine gute Idee, und daher werden wir jetzt gemeinsam so vorgehen.

Es wird eine große Herausforderung, dass dieses Upgrading de facto bei laufendem Betrieb vorgenommen werden muss. Insgesamt gesehen ist das aber jedenfalls eine gemeinschaftliche Lösung, die – wie besprochen – gemeinsam mit den Capitals erarbeitet und umgesetzt wird. Ich denke, es läuft alles okay und abseits aller grauenhaften Meldungen, die bisher von den Freiheitlichen in die Welt gesetzt wurden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Aigner gestellt. – Bitte.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich bin mir nicht ganz sicher, ob ich wirklich einen schlechten Tag erwischt habe. Ich sage Ihnen aber zu, dass ich mich in der Debatte bemühen werde, mich noch entsprechend zu steigern!

Zweite Vorbemerkung: Der Zusammenhang zwischen der Fan-Zone im Hanappi-Stadion und der Nachwuchsakademie der Austria wird von prominenten Vertretern beider Großklubs wechselseitig immer wieder hergestellt: Wenn man sich ein bisschen hinter den Kulissen umhört, dann vernimmt man, dass die Vereine einander unterstellen, dass sie mit unterschiedlichen Prämissen abwechselnd bei der Stadt Wien um Geld vorstellig werden.

Konkrete Frage: Das Unbehagen bei dieser punktuellen Sportförderung besteht nicht zuletzt darin, dass der Breitensport vielfach ausgeklammert wird. Es werden nur die so genannten Hauptsportarten wie Fußball berücksichtigt, während die so genannten Randsportarten, in denen Österreich in vielen Fällen erfolgreicher ist … (VBgmin Grete Laska: Es gibt keine Randsportarten! Nur bei Ihnen gibt es einen Rand! Bei uns gibt es keine Randsportarten!)
Herr Vorsitzender! Ich würde Sie ersuchen, für Disziplin auch unter Regierungsmitgliedern zu sorgen! (Weiterer Zwischenruf von VBgmin Grete Laska.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Herr Gemeinderat! Sie können ja weitersprechen! Fühlen Sie sich nicht gestört! (Zwischenrufe und Heiterkeit bei der SPÖ.)
GR Dr Wolfgang Aigner (fortsetzend): Können Sie sich vorstellen, dass es in Wien einen Runden Tisch mit Vertretern sämtlicher Sportarten unter Einbeziehung des ehrenamtlichen Breitensports und natürlich auch der Profisportarten gibt, dass wir einmal alle Vereinsfunktionäre an einen Tisch bekommen, damit diese Missstimmung, die bei vielen nicht geförderten Sportarten durch die punktuelle Förderung einzelner Sportarten entstanden ist, ausgeräumt wird?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Das kann kein Runder Tisch werden, sondern das müsste wahrscheinlich an einem ganz langen Tisch auf der Donauinsel stattfinden, an dem einer den anderen nicht mehr sieht! Es gibt nämlich Gott sei Dank eine unglaubliche Breite des Sportangebotes und auch der Sportdurchführung in unserer Stadt. Ich persönlich kann, auch unter Berücksichtigung der Tatsache, dass ich nahezu sieben Jahre das Ressort Sport betreuen durfte, zwischen Randsportarten und so genannten Haupt‑ beziehungsweise Kernsportarten – wie immer man diese nennen mag – nicht unterscheiden. Vielmehr treffe ich die Unterscheidung, dass es Sportarten gibt, in denen wir etwas erfolgreicher sind, und Sportarten, in denen wir etwas weniger erfolgreich sind. Erfolg definiert sich natürlich zunächst durch die Leistung, aber natürlich auch durch die Akzeptanz beim Publikum. 

Und es stand für mich seinerzeit, als die Entscheidung zwischen der Stadt Wien und dem Bund gefallen ist, das Wiener Stadion tatsächlich herzurichten und nicht wegzureißen, völlig außer Frage, dass wir gleichzeitig auch eine Aktion zur Sanierung der Sportplätze in Wien ins Leben rufen, und zwar nicht nur der Fußballplätze, sondern auch des einen oder anderen Leichtathletikplatzes. Ich denke, dass eine durchaus hohe Akzeptanz auch betreffend Sportarten, die vielleicht zur Zeit etwas weniger erfolgreich sind, vorhanden ist. Daher kann ich diesen Unmut, den Sie hier zu skizzieren und wahrscheinlich auch zu schüren versuchen, tatsächlich nicht erkennen.

Selbstverständlich wird man sich in besonderem Ausmaß auch jener Sportarten annehmen müssen, die zwar eine hohe Akzeptanz haben, die aber zur Stunde vielleicht nicht ganz so erfolgreich sind. Ich denke jetzt etwa an die Sportart Basketball, die etwa im Gegensatz zum Handball momentan nicht so toll im österreichischen Gefüge steht. Das wird aber sicherlich nicht nach dem Zigarettenautomatenprinzip funktionieren, dass die Stadt Wien oben Geld hineinwirft und die sportlichen Erfolge unten herauskommen. Das ist fraglos ein Irrtum! Daher wird man sich gemeinsam auch mit den Verantwortlichen überlegen müssen, wie man Sportarten, die durchaus einen Stellenwert haben, aus ihrem aktuellen Tief heraus führen kann.

Ich kann mir durchaus auch vorstellen, dass man beispielsweise auch an eine große Leichtathletiktradition anschließen kann. Dafür gibt es die entsprechenden Strukturen, und hier kann man mit Sicherheit auch einiges machen! Wir versuchen auch für die Eiskunstläufer – wie Sie, wie ich annehme, wissen – etwa im Eisportzentrum Eisring Süd entsprechende Strukturen und Voraussetzungen zu schaffen, dass man auch hier wieder an große Erfolge und Traditionen der Vergangenheit anschließen kann.

Ich denke, die Sportstadt Wien ist durchaus nicht schlecht aufgestellt. In bestimmten Bereichen sind wir sehr gut, daran kann auch Rapids gestrige Niederlage in Salzburg nicht wirklich etwas ändern. Ich bin nämlich sicher, dass am Ende des Tages der österreichische Fußballmeister ein Wiener Verein sein wird. Ebenso bin ich mir dessen sicher, dass wir am Ende des Tages auch in jenen Sportarten, in denen wir heute noch nicht so erfolgreich sind, entsprechend erfolgreich sein können.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der 2. Frage.

Die 3. Frage (FSP – 00579‑2009/0001 – KSP/GM) wurde von Herrn GR Karlheinz Hora gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet. (Herr Stadtrat, Sie haben vor Kurzem die Neupositionierung der Bezirksfestwochen präsentiert. Was sind deren Inhalte?) 

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Die Anfrage betrifft die Neupositionierung der Bezirksfestwochen. Ich kann Ihnen dazu sagen, dass das – wie ich glaube – weniger aus meiner, sondern vor allem aus Sicht der Bezirke eine ganz wichtige neue Entwicklung ist. 

Seit einigen Jahren gibt es verschiedene Wünsche und Ideen bezüglich einer Neugestaltung der Bezirksfestwochen, die auch von den Bezirken an mich herangetragen wurden. Wie Sie wissen, ist für die Durchführung der Bezirksfestwochen seit geraumer Zeit das Wiener Volksbildungswerk verantwortlich. Dieses Wiener Volksbildungswerk wird nun unter einem neuen Namen als Basis Kultur Wien auftreten. Sie wissen, dass das Volksbildungswerk seit 1955, also doch bereits seit geraumer Zeit, zahlreiche Kulturvereine in den Bezirken unterstützt, nämlich über 300 Mitgliedsvereine, deren Spektrum von Filmamateuren und Mandolinenorchestern über den Verein der Freunde des Haus des Meeres bis zum Aktionsradius Wien reicht.

Für sie soll nun auch der Basis Kultur Service weiter ausgebaut werden. So wird beispielsweise ab März kostenlose Rechts- und Steuerberatung angeboten werden. Es wird auf einer eigenen Basis Kulturraum geben, der für Vorträge, Ausstellungen, Lesungen und so weiter zur Verfügung stehen wird. Die Eröffnung ist für Mitte des Jahres geplant. 

Frischen Wind wird es, wie gesagt, auch bei den Bezirksfestwochen, dem Flaggschiff des Wiener Volksbildungswerkes geben. Die Bezirksfestwochen werden künftig als „Wir sind Wien – Festival der Bezirke“ einen neuen Kurs fahren. 

Jeder Bezirk ist anders, jeder Bezirk hat seine eigenen Möglichkeiten. Das Ziel des Festivals ist es, genau diese speziellen Eigenheiten und Besonderheiten herauszuarbeiten und vorzustellen. Arbeitsgruppen mit VertreterInnen der Bezirksvorstehungen, Kulturvereine, Kulturinitiativen, Gebietsbetreuungen, Schulen-, Jugend- und Senioreneinrichtungen und anderen mehr wirken an der Programmgestaltung mit, wobei besonders großer Wert auf Nachhaltigkeit der Projekte, Bespielung neuer Orte und Vielfalt der Kulturen gelegt wird.

Das Festival der Bezirke wird nicht nur inhaltlich, sondern auch zeitlich neu positioniert. Es wird 23 Tage dauern, nämlich vom 1. Juni bis zum 23. Juni, und in jedem Bezirk wird es als Höhepunkt des Festivals ein Bezirksfest geben, dessen Hauptakteure die Kreativen des Bezirkes sind.

Es ist wichtig, dass sich die Menschen mit Kunst und Kultur beschäftigen und auseinandersetzen, sei es konsumierend, sei es ausübend, und das nicht nur in den zentralen Theatern, Museen und Konzerthäusern. Lassen Sie mich das mit dem Sport vergleichen: Breiten- und Spitzensport stehen gleichwertig nebeneinander, und genauso verhält es sich auch in der Kultur.

Mir ist es wichtig, dass die Bezirksfestwochen mit ihrem ganz Wien umspannenden Programm künftig noch mehr Aufmerksamkeit erhalten und wahrgenommen werden, und zwar von allen, von den Kindern, den Alten, den Alteingesessenen, den ZuwanderInnen, und dass die KünstlerInnen mehr im Fokus der Medien stehen.

Die meisten Veranstaltungen der Bezirksfestwochen können zum Nulltarif besucht werden, auch das ist ganz wichtig. Die Bezirksfestwochen stärken daher auch die kulturpolitische Position: Es soll möglichst allen Menschen Zugang zur Kultur ermöglicht, verschafft und erleichtert werden.

Den Zugang zur Kultur zu erweitern, ist einer der Schwerpunkte, und diesbezüglich ist uns in den letzten Jahren einiges gelungen. Ich hoffe, dass der neue Kurs der Bezirksfestwochen – des nunmehrigen Festivals der Bezirke – diese Bemühungen unterstützen wird, und ich bin mir ganz sicher, dass auch die neue personelle Besetzung dafür steht und dafür Sorge tragen wird.

Ich freue mich sehr, dass Prof Kopietz gewissermaßen wieder zu seinen Wurzeln der Volksbildung und Kulturvermittlung zurückgekehrt ist, ebenso wie auch meine langjährige Büroleiterin Anita Zemlyak, die als Generalsekretärin des Volksbildungswerkes agiert. Beide stehen für diesen Kurs, und ich freue mich sehr, dass wir das gemeinsam umsetzen können. – Danke.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Matiasek gestellt. – Bitte.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Es findet sich sicherlich viel Begrüßenswertes bei dieser neuen Form der Bezirksfestwochen. Dennoch ist uns bereits zu Ohren gekommen, dass es Terminprobleme gibt. Sie haben selbst gesagt, dass 300 Mitgliedvereine beteiligt sind. Gewiss bietet die zeitlich kompaktere Form einerseits eine gewisse Übersichtlichkeit, andererseits kommt es jedoch zu Terminproblemen, denn Künstler haben eben ihre Termine, außerdem ist nicht jeder Wochentag für eine kulturelle Veranstaltung gleich gut geeignet, das weiß man auch. In Anbetracht dessen wird es nicht ganz einfach sein, hier organisatorisch tätig zu sein. Planen Sie, diese neue Form der Bezirksfestwochen zu evaluieren, um zu überprüfen, ob alles auch wirklich wunschgemäß läuft, und wenn ja, in welcher Form? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Es ist unbestritten, dass man bei jedem Neubeginn einen gehörigen Turbo braucht, damit man die Menschen überzeugt, gewinnt und an Bord holt. Wir haben uns da ein ziemlich großes Unterfangen gemeinsam vorgenommen: Nichts ist risikolos im Leben, schon gar nicht in der Kunst. Die Kunst ist besonders risikobehaftet, und es wäre vermessen, heute hier zu sagen, dass das ein riesiger Erfolg wird. Ich glaube aber, dass die Grundbedingungen gut sind. Es ist eine gute Grundidee da, und ich glaube, viele sind bereits sehr überzeugt von diesem Neubeginn. Auch das mediale Echo und die mediale Berichterstattung waren entsprechend.

Ich glaube, dass wir alle wichtigen Vorbereitungen für eine sehr erfolgreiche, neue Form der Bezirkskultur getroffen haben. Und man sollte auch sagen, dass es nicht zuletzt auch zusätzliches Geld dafür gibt. Die Idee, die dahinter steckt, ist, dass man noch mehr Menschen anspricht und für noch mehr Menschen ein tolles Kulturangebot macht. Es wird einerseits etwas verdichtet und konzentriert, gleichzeitig sollen die Bezirksfestwochen aber auch weit über die eigenen Bezirksgrenzen hinaus konsumierbar und nachvollziehbar sein.

Schauen wir jetzt einmal, wie das funktioniert, und nach einem oder zwei Jahren werden wir sicherlich gemeinsam eine erste Zwischenbilanz ziehen. Das ist bereits eine Antwort auf Ihre Frage. Selbstverständlich werden wir laufend evaluieren, und unter Umständen werden wir, wenn es notwendig ist, auch unterdessen die eine oder andere Schraube nachziehen müssen. Ich glaube aber, das Ganze ist, wie es jetzt als Vorschlag da liegt, eine sehr interessante und gute Reform der Bezirkskultur für Wien insgesamt. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird von Frau Mag Ringler gestellt. – Bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Wir begrüßen sehr, dass die Bezirksfestwochen verändert werden. Das ist ganz in unserem Sinne.

Es gibt allerdings einen Punkt, den ich gerne ansprechen möchte, der uns seit vielen Jahren ein Dorn im Auge ist, nämlich, dass sowohl die Bezirkskultur im Allgemeinen als auch die Bezirksfestwochen im Speziellen sehr stark geprägt sind durch parteinahe Vereine und weniger durch unabhängige kleinere Kulturinitiativen, von denen es tatsächlich sehr viele in dieser Stadt gibt.

Wie werden Sie auch Kraft Ihrer politischen Verantwortung sicherstellen, dass gerade diese unabhängigen kleinen Vereine im Zuge der Neuordnung der Bezirksfestwochen mehr Möglichkeiten bekommen werden und die Parteivereine eventuell etwas zurücktreten müssen, um der Unabhängigkeit mehr Platz zu geben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Es war schon bisher so, dass wir hinsichtlich der Förderungen der Stadt Wien in keiner Sekunde davon ausgegangen sind und nachgefragt haben, ob es sich um einen Parteiverein handelt oder nicht. Vielmehr zählt für mich persönlich und auch für mein Haus die Qualität der Kunst und die Qualität der Einreichungen. Das versuchen wir auf vielfältige Art und Weise nicht nur über die Bezirksfestwochen und das Volksbildungswerk zu gewährleisten. Das Volksbildungswerk ist eine überparteiliche Einrichtung. Und ich kann und werde auch den Bezirken nicht vorschreiben, wie sie ihre eigene Bezirkskultur organisieren. Das würde auch dem Wesen der Dezentralisierung widersprechen. 

Dass im Rahmen der Bezirkskultur vieles über das Volksbildungswerk abgewickelt und organisiert wird, ist ein Zeichen für das entsprechende Serviceangebot. Das haben auch schon meine Vorgänger erkannt, wenn sie bemüht waren, die Bezirkskultur zu organisieren. Noch einmal: Das Volksbildungswerk ist keine Parteiorganisation, sondern es sind meines Wissens nach alle Parteien in dieser Einrichtung vertreten. 

Umgekehrt muss man auch sagen, dass es kein Grund sein darf, eine Organisation, die künstlerisch etwas Interessantes zu bieten hat, nicht zu fördern, nur weil sie einer Partei nahe steht. Ich meine, dass es nur einen Maßstab für Fördermaßnahmen geben soll, nämlich Qualität. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Die 3. Zusatzfrage wird von GR Ing Mag Dworak gestellt. – Bitte schön.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Herr Stadtrat.

Ich möchte ein bisschen auf das Budget eingehen. Ich habe aus Medienberichten vernommen, dass es in etwa 700 000 EUR für die Bezirksfestwochen geben wird. Ursprünglich waren es 575 000 EUR. Die gesamte um rund 120 000 EUR erhöhte Summe, die das Volksbildungswerk bekommen hat, wird in die Bezirksfestwochen gehen. Das finde ich durchaus löblich!

Aber es ist ja nicht getan mit den Festwochen vom 1. Juni bis zum 23. Juni, sondern es wird am 31. Mai auch ein großes Eröffnungsfest geben. Ich verstehe schon, dass Herr Prof Kopietz gerne Feste feiert. Es scheint mir jedoch etwas viel zu sein, dass die Bezirke von den insgesamt 10 000 EUR, die sie für die Bezirksfestwochen bekommen, 5 000 EUR für die Bühne und die Eröffnungsveranstaltung aufwenden müssen. Es werden also 50 Prozent für das Eröffnungsfest zur Verfügung gestellt. Das scheint mir ein bisschen zu viel zu sein! 

Ich glaube, dass die Bezirke immer darunter gelitten haben, dass sie zu wenig Geld bekommen für die Bezirksfestwochen. Und glauben Sie nicht auch, dass es durchaus wichtiger wäre, dass die Bezirksfestwochen mehr Geld bekommen, als dass man ein großartiges Eröffnungsfest macht? Ich denke an die Wiener Festwochen. Da machen wir zwar auch ein Rieseneröffnungsfest, aber 11 Millionen EUR, die zur Verfügung stehen, sind ein relativ anderer Wert als 400 000 EUR oder 350 000 EUR für ein Eröffnungsfest. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Also zunächst einmal: Es ist ja zum Glück nicht nur der Prof Kopietz, der gerne Feste feiert, sondern ich glaube, alle in der Stadt feiern gerne Feste, und da geht es jetzt gar nicht so sehr darum, dass man Feste für sich genommen feiert, sondern da stehen ja auch Kultur und Kunst dahinter. Es geht ja im Grunde darum, dass man darzustellen versucht, was Bezirkskultur in Wien alles bewerkstelligen kann, welche kreativen Kräfte in den Bezirken tätig sind. Das ist auch ein bisschen so etwas wie eine Werkschau dessen, was an kreativen Potenzialen in den Bezirken da ist. Wenn man das zu Beginn in einem zentralen Fest macht, noch dazu an einem Platz, bei dem wir uns, glaube ich, alle gemeinsam bemühen, die richtige künstlerische, kulturelle Komponente zu stärken, nämlich am Karlsplatz, dann, glaube ich, ist das eine durchaus berechtigte Geschichte.

Natürlich ist immer zu wenig Geld da für vieles, und in der Kultur gilt das ganz besonders, aber man soll ja eines nicht übersehen: So wie für die Kultur generell mehr Geld da ist, weil die Wiener Stadtregierung davon überzeugt ist, dass das für die Stadt ganz besonders wichtig ist, genauso gilt das auch für die Bezirkskultur. Auch wenn sich die Bezirke vielleicht darüber mokieren, dass zu wenig Geld da ist, werden sie zunächst einmal – ich weiß das von vielen Freunden in den Bezirken – auch froh sein, dass es mehr Geld gibt. Also man kann nicht gleichzeitig sagen, es gibt mehr Geld, und dann sagt man, aber es ist im Grunde zu wenig.

Wie immer die Aufteilung ist, es ist für die Bezirke letztendlich mehr Geld. Und, ja, wir haben uns gemeinsam entschlossen, eine gemeinsame Linie zu fahren, die nun einmal diese Eröffnungsfeste oder die Hauptschwerpunkte vom 1. bis zum 23. Juni sind, damit auch die Menschen außerhalb der Bezirke sich überlegen können und wissen, heute ist der 15. Juni und heute ist im 15. Bezirk das große Bezirksfest im Rahmen der Bezirksfestivals.

Also es gibt mehr Geld, es gibt ein neues Konzept und es gibt neue Ideen, deren zentraler Punkt ist, dass man das, was in den Bezirken passiert und welche kreativen Kräfte es gibt, hervorhebt und nicht einfach, wie es jetzt zum Teil geschehen ist, zentral etwas vorgibt und sagt, da gibt es einen Künstler und den schicken wie sozusagen in alle Bezirke, denn ich glaube, dass das nicht notwendigerweise die eigenen Identitäten der Bezirke hervorhebt und stärkt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 4. Zusatzfrage wird von Herrn GR Hora gestellt. – Bitte.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Danke. – Herr Stadtrat, danke für die ausführliche Information. Das Festival der Bezirke wird ja mit unserem Herrn Präsidenten Prof Kopietz, glaube ich, heuer auch einen entsprechenden Anklang finden.

Erlauben Sie mir daher, eine Zusatzfrage zu stellen. Welche aktuellen Entwicklungen gibt es noch weiter in den Bezirken, denn Kultur ist ja etwas, was ständig in Bewegung ist?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das ist natürlich eine sehr umfassende Frage, aber lassen Sie mich vielleicht einen Punkt hervorheben, der, glaube ich, ganz besonders wichtig ist und der auch einen Aktualitätsbezug hat.

Ich glaube – und davon habe ich letzthin auch die BezirksvorsteherInnen informieren können –, dass ein gewichtiger Punkt die Stärkung der Möglichkeiten ist, auch das Filmschaffen in den Bezirken zu intensivieren. Die Bezirke spielen eine ganz wichtige Rolle, insbesondere, was die Erlaubnis und was die Unterstützung bei Filmdreharbeiten anbelangt. 

Wir haben zu diesem Behufe soeben eine eigene Vienna Film Commission gegründet und diese auch mit einer, wie ich glaube, sehr kompetenten Persönlichkeit besetzt, mit Frau Marijana Stoisits, die dafür Sorge tragen wird, dass der Filmstandort Wien auch in den Bezirken eine entsprechende Unterstützung erfahren wird. Das reicht von ganz einfachen Genehmigungen bei Filmdreharbeiten bis hin zu anderen Formen der Unterstützung, und das ist mir besonders wichtig. Wir versuchen daher mit dieser Film Commission insgesamt die Arbeit in den Bezirken, aber auch für den Filmstandort Wien zu unterstützen. 

Als Beispiel dafür, dass das wichtig ist und dass das eigentlich in den letzten Monaten und Jahren auch ganz erfolgreich geschieht, mag ja nicht zuletzt auch die Nominierung dieses wunderbaren Films von Götz Spielmann für den Oscar dienen, und ich möchte doch die Gelegenheit heute nutzen, ihm und dem gesamten Filmteam auch von dieser Stelle her herzlich zu gratulieren. Ich habe das bereits in der vergangenen Nacht tun können. Ich glaube, das ist sensationell, wenn man sich überlegt, dass bereits der große, jetzt alle Oscar abräumende Film „Slumdog Millionaire" als Low-Budget-Film bezeichnet wird und 20 Millionen EUR gekostet hat. Der Film von Götz Spielmann hat 2 Millionen EUR gekostet. Das haben die Filmproduzenten und die Filmwirtschaft in Amerika gar nicht glauben können. Die haben geglaubt, wir haben uns zumindest um eine Null geirrt. Umso größer ist die Leistung einzuschätzen. 

Ich glaube, wir alle können sehr stolz sein und können auch dem Team gratulieren. Die Nominierung für den Oscar ist sensationell und zunächst einmal die Bestätigung des Weges der Filmemacher, aber auch die Bestätigung, dass wir mit dem Filmpaket, dessen einer Teil die Film Commission ist, durchaus richtig liegen. – Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der 3. Anfrage.

Die 4. Anfrage (FSP - 00584-2009/0001 - KFP/GM) wurde von Herrn GR Mag Johann Gudenus, MAIS gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Es wurde seitens der Stadt Wien eine Gesellschaft mit der Durchführung einer Ausschreibung für zwei Geschäftsführer der Stadt Wien Marketing GmbH beauftragt. Bereichsleiterin Irene Vastag-Siklosy, die den Auftrag erteilte, soll von Anfang an gegenüber der mit der Ausschreibung befassten Gesellschaft darauf gedrängt haben, dass die internen Bewerber Barbara Schwarzinger und Michael Draxler zum Zuge kommen sollten, die bereits mit der Prokura für die entsprechenden Bereiche betraut waren. Die übrigen Bewerber zogen sich in diesem Wissen zurück und wurden schließlich zurückgereiht. In diesem konkreten Fall wurden daher klar die gesetzlichen Vorgaben missachtet. Welche Maßnahmen werden Sie, Herr Bürgermeister, ergreifen, damit in Zukunft ein derartiger Missbrauch bei Ausschreibungen im Bereich der Stadt Wien ausgeschlossen wird?) 
Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ihre Frage ist im Prinzip sehr leicht zu beantworten, nämlich an Hand Ihrer Begründung Ihrer Frage. Denn zunächst ist festzuhalten, dass wir versuchen, das Vier-Augen-Prinzip überall durchzusetzen, daher war das auch für die Stadt Wien Marketing der Fall und daher ist der Auftrag ergangen, hier zwei Geschäftsführer entsprechend auszuschreiben. Die Frau Bereichsleiterin hat sich mit der Umsetzung dieses Beschlusses zu befassen gehabt.

Sie schreiben dann selbst in Ihrer Anfrage, die Frau Bereichsleiterin soll – das schreiben Sie hier: „soll" – entsprechend interveniert haben zugunsten von zwei Bewerbern. Also Sie haben mit dem Konjunktiv begonnen.

Was eine Personalberatungsfirma, die mit solchen Dingen beauftragt wird, von entsprechenden Interventionen zu halten hat, weiß sie, und gerade diese Personalberatungsfirma weiß mit Sicherheit mit solchen Interventionen, „sollten" sie, wie Sie selber sagen, stattgefunden haben, umzugehen, nämlich gar nicht. Dazu ist das Renommee dieser Firma, wie Sie sicherlich sehr gut wissen, in einem besonderen Ausmaß gegeben, sodass ich mir gerade auch bei dieser Personalberatungsfirma nicht vorstellen kann, dass man hier auf Interventionen, sofern sie überhaupt stattgefunden haben – was ich persönlich nicht glaube –, eingegangen wäre.

Nun, dieser Konjunktiv gerinnt bereits im nächsten Satz dann zu einem Wissen. „Die übrigen Bewerber zogen sich in diesem Wissen zurück." Ein Konjunktiv wird zu einem Wissen, abgesehen davon, dass sich von 15 Bewerbern eine einzige Bewerberin zurückgezogen hat und nicht die übrigen Bewerber sich zurückgezogen haben.

Dann erfolgte eine entsprechende Reihung, nicht zuletzt auch nach einem Hearing. Dieser Reihung ist der Aufsichtsrat der Stadt Wien Marketing gefolgt, und es steht außer jedem Zweifel, dass die beiden Geschäftsführer ganz ausgezeichnete Besetzungen sind. 

Ich kann daher – das ist die Beantwortung Ihrer Frage – hier keinen Missstand erkennen, keine Gesetzesverletzung erkennen, und daher brauche ich auch nichts zu tun, um einen nicht konformen Zustand in einen konformen umzuwandeln.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 1. Zusatzfrage wird von Mag Gudenus gestellt. – Bitte.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Trotzdem gibt es einige Unklarheiten oder Ungereimtheiten aus unserer Sicht, was diese Personalausschreibung betrifft. So war zum Beispiel das Inserat, das in der „Wiener Zeitung" und im „Standard" veröffentlicht wurde, eben so verfasst, dass eigentlich nur interne Bewerber zum Zug kommen konnten. 

Sie haben gesagt, es hat nur eine Bewerberin zurückgezogen, meiner Information nach waren es mehrere, weil auch eine gewisse Resignation unter den Bewerbern entstanden ist, weil sie aus gewissen Informationen erfahren haben, dass die Nominierungen und auch die Auswahl der Kandidaten schon klar sei, nämlich eben der Herr Draxler und die Frau Schwarzinger, die überdies in einem gemeinsamen Schreiben ihre Bewerbung kundgetan haben, also ein gemeinsames Bewerbungsschreiben verfasst haben, um hier ins Rennen zu gehen, woraus schon irgendwie eine gewisse Siegessicherheit abzulesen ist.

Meine Frage an Sie, sehr geehrter Herr Bürgermeister: Glauben Sie, dass so ein gemeinsames Bewerbungsschreiben eine gute Optik ist?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Nicht böse sein, Herr Gemeinderat, aber ich habe eine solche Optik nicht zu entscheiden und weder abzulehnen noch zu befürworten. 

Ich kann Ihnen absolut zusichern, dass ich keinerlei Einfluss genommen habe auf die Bestellung der Geschäftsführer der Stadt Wien Marketing. Aber ich nehme zur Kenntnis, dass dem Vorschlag der entsprechenden Firma, die Sie ja sehr schätzen, durchaus gefolgt worden ist. Ich kann daher auch keinerlei Rechtsverletzungen dabei erkennen. Die Optik habe ich nicht zu beurteilen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 2. Zusatzfrage wird von GRin Dipl-Ing Gretner gestellt. – Bitte.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Das Vier-Augen-Prinzip, das Sie jetzt immer wieder erwähnen, würde, denke ich, in der Privatwirtschaft nicht so großzügig vonstatten gehen, dass man sich leistet, jedem Geschäftsführer einen zweiten beizustellen, weil man meint, dass einer allein der Aufgabe nicht mächtig ist. Konsequenterweise müsste ja dann jeder amtsführende Stadtrat beziehungsweise auch Sie selbst einen zweiten beigestellten, vielleicht oppositionellen Kontrollstadtrat haben, um dieses Vier-Augen-Prinzip wirklich auch in die politische Ebene weiterzuziehen. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ. – Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Da müssen Sie ja selber lachen!)

Zu meiner Frage: Es geht ja da um ein Tochterunternehmen der Stadt Wien, und diese 100 Prozent-Töchter der Stadt Wien sind ja nicht nur bei Personalentscheidungen aufgefallen, sondern auch bei anderen Vergabeentscheidungen. Finanzstadtrat Rieder hat uns einmal auf eine Anfrage, inwieweit sich die Ausgegliederten an das Vergabegesetz zu halten haben, mitgeteilt, dass es rein rechtlich gar nicht möglich wäre, weil eben Gesellschaftsrecht und die Einflussnahme einander ausschließen würden. Wir meinen aber, dass man als verantwortlicher Politiker für 100 Prozent-Tochterunternehmen der Stadt Wien doch gewisse Richtlinien vorgeben müsste. 

Gibt es Richtlinien – abseits davon, dass jetzt Politiker in den Aufsichtsräten zum Beispiel sitzen –, wie sich die 100-Prozent-Tochterunternehmen an das Vergabegesetz zu halten haben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ich will jetzt freundlich sein, weil ich Sie an sich sehr schätze, aber nicht alles, was hinkt, ist ein Vergleich.

Das Vier-Augen-Prinzip in der Wirtschaft – Sie brauchen sich nur Vorstände von Aktiengesellschaften anzuschauen –, ist sehr wohl gegeben, das steht ja außer jedem Zweifel. Und einen Vergleich mit der Politik möchte ich jetzt nicht weiter qualifizieren. Wie gesagt, dazu schätze ich Sie zu sehr.

Selbstverständlich – Sie können das dem gegenständlichen Fall auch entnehmen – besteht dort, wo rechtliche Verpflichtungen bestehen, tatsächlich auch eine, wenn man so will, politische Verpflichtung dazu, dass ausgeschrieben wird. Im gegenständlichen Fall ist ja ausgeschrieben worden, und es ist auch eine externe Firma beauftragt worden, die entsprechende Personalberatung durchzuführen und die entsprechenden Vorschläge zu unterbreiten. Der Aufsichtsrat hat sich an diesen Vorschlag, der hier vorgelegt wurde, gehalten. Ich bin zufrieden. 

Also ich kann in dem gegenständlichen Fall kein Problem erkennen, das auch nur im Entferntesten meine Intervention benötigt hätte.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 3. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Aigner gestellt.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Die Bezugnahme auf das Vier-Augen-Prinzip ist ja meines Wissens eine Konsequenz der Vorgänge rund um den Prater-Vorplatz gewesen. Wir haben damals in diesem Zusammenhang auch den Antrag eingebracht, diese ausgegliederten Gesellschaften in den Verbund der Gemeindeverwaltung rückzuüberantworten, weil wir der Ansicht sind, dass hier die Kontrolle durch dieses Haus und durch die gemeindeinternen Kontrollmechanismen am besten gewährleistet ist.

Können Sie diesem Vorschlag nähertreten?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich habe mich vorhin, glaube ich, geirrt, Sie haben doch einen guten Tag heute. Denn ein Vorschlag seitens der ÖVP, Ausgliederungen zurückzunehmen, der kann nur noch dadurch getoppt werden, dass die ÖVP Verstaatlichungen vorschlägt. Ich bin wirklich beglückt darüber. Es ist eine wirklich hochinteressante ideologische Wende. Aber angesichts der Weltsituation, wo in Amerika Banken verstaatlicht werden und der Ministerpräsident von Russland davor warnt, dass allzu viel Staat in die Wirtschaft eingebracht wird, weiß man ja wirklich langsam nicht mehr, wo man steht. Es ist ja wirklich nicht mehr einfach in dieser Welt. Und jetzt verlangt die ÖVP eine Rücknahme von Ausgliederungen.

Ich sage Ihnen ganz offen, ich kann es mir nicht vorstellen. Aber wenn die Welt schon verrückt ist, dann bin ich mit ihr verrückt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatzfrage wird von GR Mag Gudenus gestellt. – Bitte schön.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Sie haben vorhin davon gesprochen, dass eben eine gewisse Firma, die mir persönlich gar nicht so bekannt ist, dieses Ausschreibungsverfahren gemacht hat.

Meine Frage ist: Um eine gewisse Objektivität der Ausschreibungsverfahren auch in Zukunft zu sichern, werden da jeweils verschiedene Firmen herangezogen oder gibt es da gewisse interne Präferenzen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Ganz offen gesagt, das weiß ich nicht. Mir ist es wichtig, dass hier externe Firmen herangezogen werden. In welchen anderen Ausschreibungsverfahren noch, weiß ich nicht. Ich möchte aber, ehrlich gesagt, die Bürokratie auch nicht auf die Spitze treiben, denn wenn wir das alles so gemacht hätten, dann gäbe es wahrscheinlich diese Doppelgeschäftsführung in der Marketing bis heute nicht. 

Im gegenständlichen Fall ist das eine renommierte Firma, die auch das entsprechende Renommee hat. Soweit ich weiß, hat ja der Chef dieser Firma eine ganze Reihe von Standardwerken zu dieser Thematik veröffentlicht, und es ist auch eine wehrhafte Firma, die sich sicherlich ihren guten Ruf, den sie in der Öffentlichkeit hat, nicht ruinieren lässt. Davon bin ich überzeugt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke, Herr Bürgermeister, für die Beantwortung der 4. Anfrage.

Die 5. Anfrage (FSP – 00583-2009/0001 – KGR/GM) wurde von Herrn GR Dipl-Ing Martin Margulies gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet. [Sehr geehrte Frau Stadträtin! In einer Anfrage an Sie betreffend Cross Border Leasing habe ich vor nicht ganz einem Monat am 29. Jänner 2009 gefragt: „Wurden seitens der Investoren Gespräche über die vorzeitige Auflösung der von der Stadt Wien und den Wiener Linien (Wiener Stadtwerke) abgeschlossenen Cross Border Leasing Verträge aufgenommen bzw zu einem Abschluss gebracht?“ Ihre Antwort lautete damals: „... Für uns ist jedenfalls relevant – und das ist keine Spekulation, sondern Tatsache –, dass an uns keiner der Investoren herangetreten ist, um eine vorzeitige Vertragsauflösung zu entrieren.“ (Stadträtin Brauner, wörtliches Protokoll). Wie nun den Medien zu entnehmen (Standard, APA v 16.2.2009) und auch im Finanzausschuss bestätigt, wurde nach Kontaktaufnahme durch Investoren eine Cross Border Leasing Transaktion der Wiener Linien in den letzten Wochen vorzeitig beendet. Wie erklären Sie sich die Diskrepanz zwischen Ihrer Beantwortung meiner Anfrage vom 29. Jänner 2009 und der Faktenlage (auf Wunsch des Investors wurde in den letzten Tagen ein CBL-Geschäft der Wiener Linien vorzeitig beendet)?]
Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Herzlichen Dank! – Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Es gibt keine Diskrepanz zwischen dem, was ich in der letzten Gemeinderatssitzung zum Thema Cross Border Leasing gesagt habe, und dem, was es bisher an Gesprächen mit Vertretern und Vertreterinnen der Stadt Wien gegeben hat. 

Wenn Sie sich erinnern, habe ich ausgeführt, dass uns keine bestätigten Informationen mit Sicherheit belegen, welche der Investoren dem Vergleichsangebot der US-Steuerbehörde IRS nachgekommen sind, und ich habe in Beantwortung Ihrer Anfrage festgehalten, dass jedenfalls vor diesem Hintergrund kein Investor an uns herangetreten ist, um bis 31.12.2008 eine Transaktion vorzeitig aufzulösen. 

Zugleich habe ich betont – und ich erlaube mir jetzt, mich selber zu zitieren; das ist ein bisschen komisch, aber in dem Fall ist es notwendig –, „dass unsere Experten und Expertinnen im Zuge des laufenden Vertragsmanagements sowohl die Entwicklungen auf dem Finanzmarkt permanent beobachten als sich auch immer alle vertraglichen Handlungsoptionen offenhalten, unter denen bei gegebenen Umständen auch eine vorzeitige Vertragsauflösung wirtschaftlich sinnvoll erscheinen kann." – Zitat Ende.

Ich möchte die Gelegenheit jetzt noch einmal nutzen, um explizit eines zu betonen. Bei Cross Border Leasing handelt es sich um Finanzgeschäfte, die von unseren Experten und Expertinnen natürlich weiterhin permanent beobachtet werden. Das heißt, es handelt sich nach der grundsätzlichen Genehmigung durch Gemeinderatsausschuss und Gemeinderat – im Übrigen auch mit Zustimmung einiger Kollegen und Kolleginnen aus der Grünen Fraktion – um operative Tätigkeiten der Experten und Expertinnen der Finanzverwaltung. 

Weder habe ich bisher noch – und das sage ich schon auch recht deutlich – habe ich in Zukunft vor, durch Weisungen oder ähnliche Aktivitäten mich in dieses operative Geschäft einzumischen. Das ist wirklich eine Angelegenheit der Experten und Expertinnen. 

Das Ziel ist klar: Das Ziel ist immer, eine bestmögliche Lösung für Wien und damit für die Wiener Steuerzahler und Steuerzahlerinnen – denn um die geht es ja – zu erreichen. 

Selbstverständlich sind auch die Experten und Expertinnen der Wiener Stadtwerke permanent dabei, deren Transaktionen zu beobachten und daraus auch die richtigen Schlüsse im Interesse der Wiener und Wienerinnen zu ziehen, und ich darf den Herrn Generaldirektor-Stellvertreter Dr Krajcsir aus dem „Standard" vom 16. Februar zitieren. Zitatbeginn: „Wir haben einen erheblichen Teil des Gewinnes behalten und einen kleineren Teil an den Investor zurückgegeben." Zitatende. 

Wie Sie also hier lesen beziehungsweise jetzt von mir hören, sind auch die bisher beendeten Transaktionen mit einem Gewinn für die Wiener Stadtwerke und damit – ich wiederhole mich –, für die Wiener und Wienerinnen abgeschlossen worden.

Zurück zu dem, was Aufgabengebiet der Gemeinde ist: die Cross-Border-Leasing-Transaktionen der Stadt Wien. Um weitere Missinterpretationen meiner Anfragebeantwortung vom 29.1.2009 zu vermeiden, erlaube ich mir dazu anzumerken, dass mittlerweile intensivere Gespräche zur Veränderung einer Transaktion geführt werden. Konkret hat in der Zwischenzeit einer unser Cross-Border-Leasing-Investoren Interesse an einer Auflösung bekundet. Hinsichtlich des Investors oder diesbezüglicher vertraglicher Regelungen – und warum diese Informationen so heikel sind, haben wir ja wiederholt und auch detailreich im Gemeinderatsausschuss diskutiert –, also hinsichtlich Details der vertraglichen Regelung und der Gespräche kann ich derzeit noch keine Auskunft geben. 

Ich möchte aber noch einmal in aller Deutlichkeit unterstreichen: Es gibt für uns überhaupt keinen Anlass, um jeden Preis alle Cross-Border-Leasing-Transaktionen vorzeitig aufzulösen – das ist nicht unsere Strategie –, aber zugleich – und das sei zumindest mit genauso großer Deutlichkeit formuliert – nehmen wir selbstverständlich unsere Aufgabe des Vertragsmanagements sehr ernst. Die Experten und Expertinnen monitoren unsere Portfolios, beobachten Entwicklungen auf den Finanzmärkten beziehungsweise – soweit uns möglich und soweit die Informationen vorliegen – bei den Investoren. Wir kommen unseren vertraglichen Verpflichtungen nach und können dann aus einer soliden vertraglichen Position heraus alle Handlungsoptionen prüfen, allenfalls umsetzen, so in manchen Fällen unter Umständen auch eine vorzeitige Auflösung. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. – Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dipl-Ing Margulies gestellt. – Bitte schön.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich halte es für unangebracht, in der jetzigen Situation meine Frage vom 29. Jänner umzuinterpretieren. Ich habe Sie ganz klar gefragt, ob es Gespräche mit Investoren betreffend Wiener Linien oder Stadt Wien gibt. Sie haben gesagt, Nein, und dann stellt sich heraus, das war einfach falsch. Jetzt gibt es verschiedene Ursachen diesbezüglich. Entweder Sie haben, obwohl Sie die Frage vier Tage vorher gehabt haben, bewusst die Unwahrheit gesagt, oder Sie haben Ihren Laden als amtsführende Stadträtin nicht im Griff und wurden insbesondere von den Wiener Stadtwerken im Stich gelassen und falsch informiert. Beides ist meines Erachtens nicht in Ordnung. 

Auf einen anderen Punkt möchte ich Sie aber dennoch hinweisen, weil Sie meines Erachtens gerade in Ihrer Anfragebeantwortung jetzt den Investoren einen hervorragenden Grund geliefert haben, die noch bestehenden Geschäfte von Cross-Border-Leasing-Transaktionen möglicherweise vorzeitig zu terminieren, denn Sie haben jetzt wortwörtlich gesagt, es handelt sich um Finanztransaktionen, und Sie wissen, das ist das zentrale große Problem, nämlich die Frage: Ist das eine Finanztransaktion oder ist es in den USA tatsächlich darum gegangen, dass die Eigentümerschaft errungen wird? Wenn es eine reine Finanztransaktion ist, wie Sie dargestellt haben, dann hat jetzt der Investor in diesem Augenblick jedenfalls sämtliche Ansprüche auf einen vorzeitigen Steuerabzug verloren. In diese Richtung geht auch die Judikatur momentan in den USA.

Und gerade deshalb halte ich es für bedauerlich, dass Sie es nicht der Mühe wert gefunden haben, sich für die unwahre Beantwortung meiner Anfrage zu entschuldigen, sondern, ganz im Gegenteil, versucht haben, meine Anfrage zu verdrehen. Aber ich versuche es im Sinne einer neuen Offenheit tatsächlich jetzt mit einer daran anknüpfenden Frage. 

Das Geschäft, das soeben vorzeitig beendet wurde, brachte der Stadt Wien im Großen und Ganzen einen Barwertvorteil in der Größenordnung von 20 Millionen Dollar, spezifisch für dieses Geschäft. Wie viel Kosten wurden aufgewendet an Anwaltskosten, Transaktionskosten, möglicherweise wechselnde Depotkosten und Auflösungskosten? Mich würde tatsächlich bezüglich dieses einen Geschäftes, welches jetzt abgeschlossen ist, interessieren: Wie viel Geld ist der Stadt Wien übriggeblieben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Lieber Herr Kollege!

Sie haben das letzte Mal schon versucht, aus operativen Tätigkeiten der Stadt und aus ganz normalen Tätigkeiten unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern einen Riesenwirbel zu konstruieren. Ich kann mich sogar noch erinnern, dass wir mittlerweile dann dabei gelandet sind, ob Sie jetzt den Nobelpreis für Ökonomie verdienen oder nicht. Ich glaube doch eher nicht, nachdem was wir jetzt wieder gehört haben, und es bringt auch nicht viel, wenn man sich jetzt zu Lügen und sonstigen Wahnsinnigkeiten versteigt. Ich werde versuchen, so wie ich es das letzte Mal gesagt habe, mich da nicht provozieren zu lassen, sondern die sachliche Ebene beizubehalten. 

Es ist völlig unsachlich, zu behaupten, dass hier die Unwahrheit gesagt wurde. Es sind die Gespräche, über die ich Ihnen soeben berichtet habe, erst danach geführt worden, nach unserer Sitzung. Es ist auch das Closing der Wiener Stadtwerke erst danach gewesen. Also was Sie hier alles behaupten, ist einfach nicht richtig. 

Ich verstehe auch nicht ganz, warum Sie mit so viel Gewalt hier versuchen, etwas zu konstruieren, was der Stadt Wien schaden kann, indem Sie jetzt, wenn ich das Wort Finanzierung in den Mund nehme, interpretieren, dass damit irgendwelche unglaublichen rechtlichen Benachteiligungen für die Stadt verbunden wären. Ich weiß nicht, wieso Sie das Ziel Ihres Lebens darin erkennen, möglichst der Stadt Wien und damit den Wiener Steuerzahlern zu schaden. Ich kann das Ziel nicht erkennen, ich verstehe es nicht, und es ist glücklicherweise nicht richtig. 

Etwas anderes ist auch nicht richtig. Sie fragen mich nach den Finanzierungen und Kosten der Beendigung einer der Transaktionen der Stadt Wien. Auch das ist falsch. Ich habe Ihnen gerade berichtet, es ist kein Geschäft der Stadt Wien bisher beendet worden, sondern – offensichtlich muss ich mich immer selber zitieren, damit das auch richtig verstanden wird – ich habe Ihnen sehr deutlich gesagt, dass es in der Zwischenzeit mit einem unserer – ich zitiere jetzt wirklich wortwörtlich, denn anscheinend ist das notwendig – Cross-Border-Leasing-Investoren konkretere Gespräche gibt, weil er Interesse an einer Auflösung bekundet hat. Das habe ich Ihnen wortwörtlich gesagt. Hier ist noch kein Ergebnis, es gibt noch keine Auflösung. 

Was aufgelöst wurde, war eine der Transaktionen der Wiener Stadtwerke. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das ist ja dasselbe!) Da müssen wir aber schon unterscheiden, ob wir von den Stadtwerken oder der Stadt Wien reden, das sind zwei verschiedene Paar Schuhe. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das ist ja unglaublich!) Entschuldigen Sie, bei den Wiener Stadtwerken gibt es eine andere rechtliche Konstruktion. Es gibt einen Aufsichtsrat, der seine Verantwortung wahrnimmt, und zwar autonom wahrnimmt, weil wir nämlich sonst in anderen Bereichen in einer rechtlich gefährlichen Situation wären. Das ist ein Aufsichtsrat, der dort autonom entscheidet, der auch entsprechend seine Verantwortung wahrnehmen muss und der mich nicht vorher fragt und dem ich ganz sicher keine Weisung geben werde, der mir auch nicht vorher seine Tagesordnung vorlegt, sondern mir bei gegebener Notwendigkeit im Nachhinein berichtet. Selbstverständlich ist das so. Glauben Sie, ich mische mich ein und sage, das dürft ihr machen und das dürft ihr nicht machen, da müsst ihr einen Kredit aufnehmen und da nicht? – So, lieber Herr Kollege, funktioniert das wirklich nicht.

Was richtig ist – und da möchte ich bei so einem Thema, bei dem Sie offensichtlich sehr auf die Worte wert legen, schon bitten, das auch bei sich selber tun –: Wir sprechen hier von den Wiener Stadtwerken, und ich darf den schon vorher angesprochenen Generaldirektor-Stellvertreter zitieren. Der Gewinn, der Barwertvorteil aus dieser einen konkreten von den Wiener Stadtwerken beendeten Transaktion belief sich laut Krajcsir auf einen hohen zweistelligen Millionen Euro Betrag, inklusive der inzwischen angefallenen Zinsen sei es ein niedriger dreistelliger Millionenbetrag. 

Es sind also keine Verluste, die hier entstanden sind, und wir werden uns weiterhin sehr bemühen – obwohl es uns, wie ich gerade feststellen kann, nicht leicht gemacht wird –, dass wir hier eine vernünftige Lösung machen, die ausschließlich ein Ziel hat: bestmögliches Ergebnis für die Stadt, für die Wiener Stadtwerke und damit im Endeffekt für die Wiener und Wienerinnen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. – Die 2. Zusatzfrage wird von GR Dr Günther gestellt. – Bitte schön.

GR Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Ich komme auch noch einmal kurz zurück auf die Sitzung vom 29. Es hat internationale Kontakte mit deutschen Städten und auch mit New York gegeben, und ich habe Sie damals gefragt, ob Sie hier einen Gleichklang auf Grund dieser Kontakte gehabt haben. Sie haben gesagt: Ich weiß, es gab internationale Kontakte, ich kann aber noch fragen, ob es mit den Städten Frankfurt, New York et cetera wirklich Kontakte gegeben hat und was dort passiert ist. – Bekomme ich da die Antwort noch? Das ist noch ausständig vom letzten Mal.

Meine heutige Frage: Sie haben sich jetzt immer auf die Stadtwerke bezogen und nicht auf die Stadt Wien. Der Kanal beziehungsweise das Rechenzentrum sind Bereiche der Stadt Wien, und meine Frage bezieht es sich darauf. Kann ich aus Ihrer ersten Antwort schließen, dass es aus dem Bereich Kanal beziehungsweise EDV-Zentrum von Ihren Investoren keine Anfrage gegeben hat für einen Ausstieg aus diesen Cross-Border-Geschäften?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Sie haben recht, ich habe mich jetzt auf die Stadtwerke konzentriert, weil diese Transaktion, die hier angesprochen wurde, eine der Stadtwerke war. Das letzte Mal haben wir logischerweise, da wir hier im Gemeinderat sind, primär über die Stadt gesprochen. Ich musste nur, da hier offensichtlich – ich will es einmal so interpretieren – eine Verwechslung vorliegt, auf die Stadtwerke genauer eingehen, obwohl Sie recht haben, dass das hier eigentlich nicht unser Thema ist. Das habe ich ja mit der Darstellung des Aufsichtsrates und seiner Verantwortlichkeit entsprechend deutlich zu machen versucht. 

Konkret zu dem, was Sie jetzt gefragt haben. Bei den Transaktionen der Stadt gibt es noch keine Beendigung, es gibt aber – intensiver als das letzte Mal mittlerweile – bei einer der beiden Transaktionen Gespräche. Das heißt, das, was ich das letzte Mal gesagt habe, es ist noch niemand an uns herangetreten, es gibt keine genaueren Gespräche außer der permanenten Evaluierung, Beobachtung, hat sich mittlerweile geändert. Nach dieser Anfragebeantwortung, möchte ich festhalten, in eine gewisse Richtung ist es offensichtlich notwendig. Mittlerweile gibt es zu einer Transaktion intensivere Gespräche, aber es gibt noch kein Ergebnis.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 3. Zusatzfrage wird von GR Mag Neuhuber gestellt. Bitte schön.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin!

Ich möchte mich heute an diesem „Ewig-grüßt-das-Murmeltier-Spiel" vom Kollegen Margulies gar nicht beteiligen und verzichte auf meine Zusatzfrage. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wird so gerne zur Kenntnis genommen. Daher kommen wir zur letzten Zusatzfrage der letzten Frage der Fragestunde. Sie wird von GR Dipl-Ing Margulies gestellt.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Es wundert mich ja nicht ganz, hat doch die ÖVP, genauso wie die SPÖ, bis zum Schluss den Cross-Border-Leasing-Geschäften zugestimmt. 

Sie haben mich nach dem Ziel gefragt, und ich sage es Ihnen ganz offen: Das Ziel ist, dass Sie erkennen, dass es in einer globalisierten Welt nicht in Ordnung ist, sich am weltgrößten Steuerhinterziehungsverfahren zu beteiligen. Und es war von Anfang an Steuerhinterziehung, wie jetzt die US-Gerichte reihenweise feststellen. – Das ist ein zentraler Punkt. 

Der nächste Punkt, Frau Stadträtin – und ich kann das nicht dem jugendlichen Überschwang zurechnen –, ist, dass Sie weiterhin bewusst Ihre Antwort verdrehen. Ich habe am 29. Jänner auch bewusst nach den Geschäften der Wiener Stadtwerke gefragt, und Sie haben gesagt, es gibt keine Gespräche. 
Sagen Sie, wem wollen Sie denn diesen Schmäh erzählen, dass ein Hunderte-Millionen-Geschäft innerhalb von zwei Wochen terminiert wird? Sehr geehrte Frau Stadträtin, das ist eine Beleidigung der Intelligenz jedes einzelnen Menschen hier herinnen, wenn Sie sagen, es habe vor dem 29.1. keine Gespräche zwischen den Wiener Linien und dem Investor zwecks Auflösung dieses Geschäftes gegeben. Und daher war Ihre Antwort schlicht und einfach falsch. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ist das die Frage?) 

Frage: Gibt es im Bereich der Wiener Linien beziehungsweise der Wiener Stadtwerke – mittlerweile sind ja noch zwei Geschäfte zur Gänze und ein kleiner Teil vom dritten Geschäft der Wiener Stadtwerke offen – gegenwärtig Gespräche zwecks vorzeitiger Auflösung der bestehenden Cross-Border-Leasing-Transaktionen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Ich habe Sie eigentlich nicht nach Ihren Zielen gefragt, ich habe nur festgestellt, was ich mir gar nicht vorstellen kann, dass es Ihr Ziel sein kann, weil ich Ihnen das nicht unterstellen möchte: nämlich der Stadt Wien zu schaden. Das kann ich mir gar nicht vorstellen. Ich wundere mich, was die anderen Gründe sind. 

Ich darf dezent daran erinnern – weil Sie hier schon wieder, ohne offensichtlich nachzudenken, was Sie da sagen, wenn Sie mit Begrifflichkeiten wie Lüge, Steuerhinterziehung um sich werfen –, dass das Geschäfte waren, die geprüft waren, die rechtlich abgesichert waren und die von Gemeinderat und dem Ausschuss beschlossen wurden, im Übrigen auch mit Stimmen Ihrer Fraktion. Sie sollten vielleicht einmal mit ihnen reden. (Zwischenruf von GR Dipl-Ing Martin Margulies.) Na, selbstverständlich. Es haben damals der Kollege Kenesei – dass er mittlerweile ein bisschen Schwierigkeiten gehabt hat, dafür kann ich nichts – und der Kollege Chorherr zugestimmt. Also überlegt euch einmal, überlegen Sie sich, überleg du dir einmal, was ihr da redet. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Wir haben ihn überzeugt!) Trotzdem ist das ein Vorwurf, der sich an die eigenen Fraktionskollegen richtet, wo man sich schon einmal gut überlegen muss, was man da eigentlich redet und was man den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen dieses Hauses unterstellt. 
Also ich will mich über die Diskussion ... (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ich hätte gerne eine Antwort und nicht nur so eine allgemeine Feststellung!) Lieber Herr Kollege Margulies! Wenn jemand hier glaubt, er selber kann seine Fragestellung dazu benützen, unverschämte, unbeweisbare und falsche Unterstellungen im Haus zu verstreuen und mich dann daran hindern, dieses Haus inklusive der Mitglieder seiner eigenen Fraktion und die Beamten und Beamtinnen zu verteidigen, dann hat er sich getäuscht und zwar schwer getäuscht! (Beifall bei der SPÖ. – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: So sind die GRÜNEN. – GR Dipl-Ing Martin Margulies: Egal, ob es stimmt oder nicht! Bravo!)
Selbstverständlich – und ich wiederhole mich jetzt zum dritten Mal – wird sowohl von der Stadt Wien als auch von den Wiener Stadtwerken die Situation unter permanenter Beobachtung gehalten. Es gibt permanente Evaluierungen, es gibt permanente Beobachtungen und genaue Analysen. Das habe ich vorher genau gesagt, was die Aufgabe des Vertragsmanagements ist: Monitoring des Portfolios, Entwicklung der Finanzmärkte beobachten und, und, und. Das habe ich vorher ganz genau formuliert und ich sage es noch einmal ganz genau und präzise: Hier bei uns in der Stadt Wien gibt es für eine Transaktion jetzt konkretere Verhandlungen. 

Betreffend die Wiener Stadtwerke ist das nicht meine Aufgabe, sondern Aufgabe der dortigen Geschäftsführung, des Aufsichtsrates. Da werde ich selbstverständlich informiert, wenn es zu relevanten Entscheidungen kommt, aber die operative Tätigkeit bei den Wiener Stadtwerken ist eine Aufgabe der dafür zuständigen Gremien. Dafür sind sie da, diese Verantwortung haben sie auch, und ich werde mich hier sicher nicht dazu verleiten lassen, eine Antwort zu geben, wann wer wo mit wem gesprochen hat in einem Unternehmen, das einen Aufsichtsrat hat, das eine entsprechende Struktur hat, die nicht Teil der Verwaltung der Stadt ist. Das steht mir erstens nicht zu, das kann ich zweitens auch nicht und deswegen tue ich es auch nicht und zu dem lasse ich mich sicher nicht verleiten. 

Was klar ist, ist, dass für alle – und das ist ein klarer Auftrag an alle, das gilt für alle – oberstes Ziel ist, die Interessen der Stadt, die Interessen des Unternehmens und damit im Endeffekt die Interessen der Wiener und Wienerinnen bestmöglich zu vertreten und im Auge zu behalten und entsprechend zu agieren. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön. Damit ist die Fragestunde beendet. 

Bevor wir zur Aktuellen Stunde kommen, möchte ich noch eine Entschuldigung nachreichen: Der Kollege Reiter ist für die heutige Sitzung entschuldigt.

Außerdem möchte ich die Gelegenheit benützen, der Kollegin Mag Vassilakou zu einem runden Geburtstag zu gratulieren, den sie im Kreise ihrer lieben Gemeinderatskolleginnen und -kollegen verbringen kann. Herzlichen Glückwunsch! Gerade heute! (Allgemeiner Beifall.)
Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Zwei-Klassen-Psychiatrie in Wien. Reformen sind dringend notwendig!" verlangt. 

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte nun die Erstrednerin, Frau Dr Pilz, die Aktuelle Stunde zu eröffnen. Zehn Minuten Redezeit.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Die Untersuchungskommission zur Psychiatrie hat jetzt ein Jahr lang getagt und sie hat Dinge belegt, die wir gewusst haben, die aber hier im diesem Haus auch heute Thema sein sollen, nämlich Wien hat eine Zwei-Klassen-Psychiatrie, und diese Zwei-Klassen-Psychiatrie hat ein paar sehr konkrete Adressen. 

Die konkreteste Adresse und der Ort der gravierendsten Missstände ist ohne Zweifel das Otto-Wagner-Spital mit seinem Psychiatrischen Zentrum. Ich habe mir jetzt den Bericht der Mehrheitsfraktion angeschaut, ob sich das, was offenkundig wurde und was durch viele Zeugen und Zeuginnen in der Untersuchungskommission klargelegt wurde, auch als Erkenntnis und Einsicht im Bericht der Mehrheitsfraktion findet, nämlich dass das Otto-Wagner-Spital mehrheitlich eine überkommene Spitalsstruktur mit tristen Räumlichkeiten, mit desolaten Sanitäreinrichtungen, mit fehlender medizinischer Infrastruktur für die Behandlung schwerstkranker PsychiatriepatientInnen darstellt, dass es Personalmangel gibt und unakzeptable Sicherheitsstandards. 

Von all diesen Dingen haben die Patientinnen und Patienten sowie ihre Angehörigen der Opposition mehrfach und oft mit erschütternden persönlichen Zeugnissen berichtet. Manche davon waren auch beim Wiener Patientenanwalt. Was der zu berichten hatte, war Beschönigung und Abwiegelung. 

Jetzt könnte man meinen, dass die Mehrheitsfraktion zur Erkenntnis gekommen ist und dass sie sehen würde, was es im Otto-Wagner-Spital an Reformstau gibt, an überkommenen Strukturen. Nichts davon steht in dem Bericht, und das ist das Traurige. Wäre es nicht so ernst, könnte man meinen, es ist eine verspätete Faschingseinlage, was da herinnen steht zum Otto-Wagner-Spital und zur Dezentralisierung und Regionalisierung. 

Sie wissen es, ich weiß es, wir alle da herinnen wissen es, dass das Otto-Wagner-Spital seit vielen, vielen Jahrzehnten ein Schattendasein führt, eine unterversorgte, eine von der Gesundheitspolitik missachtete Position einnimmt. Bei der SPÖ im Mehrheitsbericht liest sich das so: „Ein wesentliches Moment der Entstigmatisierung stellt jedenfalls die zügig fortschreitende Dezentralisierung nach der bereits durchgeführten Regionalisierung der Psychiatrieeinrichtungen dar."

Man muss wissen, vor 30 Jahren hat man eine Psychiatriereform beschlossen. Am Otto-Wagner-Spital ist das mehr oder minder spurlos vorübergegangen. 30 Jahre sind für die SPÖ „zügige Dezentralisierung".

Man legt noch eines drauf in der Kunst, Potemkinsche Dörfer zu errichten. So heißt es nämlich im nächsten Absatz: „Die Isolation der stationären Psychiatrie in gesonderten, nur der Psychiatrie gewidmeten Krankenhäusern gehört in Wien seit 2000 mit der Errichtung des OWS als Schwerpunktspital der Vergangenheit an."

Jeder, der nicht Wiener oder Wienerin ist, würde meinen, da ist man jetzt aus einem alten, überkommenen psychiatrischen Krankenhaus in etwas Neues gezogen, nämlich ins Otto-Wagner-Spital. Mitnichten! Die SPÖ beschränkt sich in ihrem Bericht darauf, die Verhältnisse am Otto-Wagner-Spital in ihrer Tristesse einfach zur Modernität zu erklären, indem sie sagt, seit dem Jahr 2000 haben wir etwas errichtet im Otto-Wagner-Spital; aber die Errichtung besteht lediglich in einer Benennung und Behübschung derselben alten tristen Verhältnisse. 

Die Menschen in der Psychiatrie im Otto-Wagner-Spital leiden wie eh und je unter der Stigmatisierung „Baumgartner Höhe", „Steinhof", „Otto-Wagner-Spital" und müssen dann im Bericht der Mehrheitsfraktion lesen, dass man etwas errichtet hätte im Otto-Wagner-Spital, was ein Ausweg aus dieser Misere wäre. So werden Potemkinsche Dörfer der SPÖ als Modernisierung verkauft.

Wir haben in der Untersuchungskommission die Dinge konkretisiert, die hier mangelhaft sind, und allen voran stehen die Berichte der Patienten und Patientinnen, die sich beklagen, die Berichte der Angehörigen, die verzweifelt sind ob der schlechten Versorgungssituation. 

Diese schlechte Versorgungssituation lässt sich am besten am Fachärztemangel festmachen, der, wie vieles andere ebenfalls, von der SPÖ geleugnet wurde. Diese Leugnung ist nicht einfach die Beschönigung von Zahlen, nein – und das ist das Schlimme und das Erschütternde an dem Bericht der Mehrheitsfraktion –, diese Leugnung schreckt nicht davor zurück, das eigene Personal zu diffamieren. 

Wenn es nun so wäre, dass die Opposition oder die GRÜNEN oder die Frau Pilz sagen würden, da gibt es Fachärztemangel, und es wäre gar nicht wahr, dann könnte man sagen, gut, im politischen Diskurs ist man nicht zimperlich. Faktisch diffamiert man aber – und das ist hier im Bericht zu lesen –, das eigene leitende Personal. 

Da hat der Herr Oberarzt Zeyringer eine Studie ausgearbeitet, aber nicht etwa als Undercover Agent der Opposition, sondern im Auftrag der Kollegialen Führung, und diese Studie weist in eindringlichen Worten klar und deutlich auf drückenden Personalmangel, auf kaum haltbare Situationen, auf Burn-out, auf Überarbeitung hin. 

Was macht der Bericht aus der Untersuchungskommission der Mehrheitsfraktion daraus? Dr Zeyringer wird konfrontiert mit einem Gegengutachten, nicht etwa von einem Arzt, sondern von einem Wirtschaftsprofessor, der das Otto-Wagner-Spital wahrscheinlich nur von außen kennt. Man beruft sich auf diese Personalberechnung, vergisst, dass Dr Zeyringer klargemacht hat, dass vor Ort an den Betten nicht einmal das Personal, das rechnerisch zur Verfügung steht, wirklich vorhanden ist, und man schreibt: „Damit" – also mit dieser anderen Berechnung – „wurde der Berechnung Zeyringer eine tragende Säule des behaupteten Personaldefizits die Grundlage entzogen." So geht die Mehrheitsfraktion mit ihrem eigenen, verbal immer hoch gelobten Personal um. Wenn es darauf ankommt, etwas einzugestehen, schreckt man nicht davor zurück, es zu diffamieren.

Detto die Ausbildungsplätze. Es musste – peinlich, peinlich! – in der Untersuchungskommission ans Licht kommen, dass die Potemkinschen Dörfer so weit gehen, dass man etwas behauptet, was den Fakten nicht entspricht. Sowohl StRin Wehsely im Gemeinderat als auch Generaldirektor Marhold und Direktorin Herbek dann in der Untersuchungskommission haben faktenwidrig behauptet, man hätte sechs Ausbildungsstellen beantragt. Nichts davon entspricht den Tatsachen bis zum Zeitpunkt der Einvernahme des Herrn Dr Marhold. Kein einziger Antrag ist in der Ärztekammer eingegangen. Man möchte aber hier den Eindruck tätiger, aktiver Politik erwecken und errichtet Potemkinsche Dörfer. 

Die Zwei-Klassen-Psychiatrie im Otto-Wagner-Spital ist schlimm, vor allem für die Patienten und Patientinnen, denn sie können nicht mit den Sicherheitsstandards rechnen, die im AKH oder im Donauspital längst State of the Art sind. Die SPÖ verzichtet darauf, die richtigen Schlüsse zu ziehen und mutet den Menschen auch für die Zukunft zu, dass sie in einer unsicheren und manchmal sogar einer gefährlichen Situation untergebracht sind.

Es ist Zeit für Reformen, es ist Zeit dafür, dass die SPÖ endlich sieht, dass man nicht mehr wegschauen kann!

Das Wichtigste an der Untersuchungskommission Psychiatrie ist die Lehre, die wir zum Pflegeheim Lainz ziehen konnten: Nichts zugeben bei der SPÖ, aber unter der Last der Fakten dann doch das eine oder andere ändern. So geschehen in der Geriatrie, wo man Pflegeheime jetzt neu baut. So muss es geschehen in der Psychiatrie, wenn man die zügige Dezentralisierung, die seit 30 Jahren überfällig ist, endlich in die Tat umsetzt. 

Wir mahnen diese Reformen ein. Wir brauchen eine Psychiatriereform, wir brauchen State of the Art für alle stationären und ambulanten Patienten und Patientinnen, und es muss ein Ende haben mit der Vernebelung, Beschönigung und Verleugnungstaktik der Rathausmehrheit. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für die weiteren Wortmeldungen erinnere ich daran, dass sich die Kolleginnen und Kollegen nur einmal zu Wort melden dürfen und die Redezeit fünf Minuten beträgt.

Als nächster Redner hat sich Herr GR Mag Ebinger gemeldet.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine Damen und Herren! Frau Vorsitzende!

Ich tu mir immer ein bisschen schwer, wenn die Frau Kollegin Pilz spricht. Einerseits kann ich manchen Teilen zustimmen, manche Teile sind aber von einer so grundsätzlichen Ablehnung geprägt, da wird immer nur von Diffamierung gesprochen. Außerdem weiß ich jetzt nicht ganz genau, wo die andere Klasse in der Psychiatrie ist. Dass da Missstände bestehen, das ist klar, dass zu wenig Fachärzte da sind, ist klar, dass zu wenig Pfleger da sind, ist klar. Das haben wir auch immer gesagt, auch schon vor der Untersuchungskommission. Dass zum Beispiel zu wenig Therapiestunden im Kinder- und Jugendbereich da sind, die von der Krankenkasse bezahlt sind, dass es für zu wenig psychiatrische Fachärzte Kassenverträge gibt, dass einkommensschwache Familien – das ist dann gelebte Zwei-Klassen-Medizin – sich dann die Therapien nicht mehr leisten können und das Krankheitsbild sich verschlechtert und die Zukunftsaussichten sinken, dass im AKH die Belegzeiten in diesen Fällen von 2002 auf 2007 von 13 auf 27 Tage im Schnitt gestiegen sind, weil es eben keine ausreichende Nachversorgung gibt – das alles hat auch etwas mit Zwei-Klassen-Medizin zu tun.

Ich sehe bei ihr das Schlagwort Zwei-Klassen-Psychiatrie nur heruntergebrochen von der Zwei-Klassen-Medizin – in dem Fall sind die anderen Spitäler die guten und dieses Spital nicht –, aber ernst nehmen sollte man dieses Schlagwort Zwei-Klassen-Medizin, sage ich jetzt, schon, denn sie ist in vielen Bereichen existent. 

Ich würde nicht sagen, dass grundsätzlich immer von Grund auf alles schlecht ist, aber es gibt diese Bevorzugung. Es sollte bei Sonderklassepatienten einfach nur das Service besser sein, aber nicht die ärztliche Versorgung, nicht die Wartezeiten auf Operationen. Das sollte eigentlich nicht sein. Es ist auch historisch nicht so gewesen, denn historisch durften die großen Ärzte wie Billroth ihre Privatpatienten in den öffentlichen Spitälern mitbehandeln, damit sie dort auch die armen, die normalen Menschen gratis behandeln. 

Von gratis ist keine Rede mehr, das ist schon alles Geschichte, aber Zwei-Klassen-Medizin – um einen Überbegriff zu nennen – gibt es natürlich in vielen Bereichen, zum Beispiel bei der Impfung. Da gibt es einen Impfplan aus dem Jahre 1998, der sagt, alle Impfungen bis Ende der Schulpflicht sollten kostenlos sein, um eine Zwei-Klassen-Medizin zu verhindern. Tatsächlich zahlen Eltern 1 600 EUR, bis das Kind die Schulpflicht hinter sich hat, weil nicht alles kostenlos ist. Es gibt bei der HTV-Impfung eine Zwei-Klassen-Medizin, bei Pneumokokken, beim Rotavirus war das so. 

Es gibt genauso diese Zwei-Klassen- Medizin bei Impfungen von alten Leuten, von Mindestrentnern, die dann jährlich ungefähr 32 EUR für eine Influenzaimpfung zahlen sollten, Pneumokokken-Impfung, FSME alle drei Jahre, Polioimpfung, Gürtelrose 223 EUR, was alles nicht bezahlt wird. 

Es gibt eine Zwei-Klassen-Medizin auch – zumindest in den Köpfen der Menschen – bei den Generika. Da hat man das Gefühl: Ich kriege jetzt das billige Generikum, weil das Originalmedikament für mich zu teuer ist. Da muss man auch vorbeugen, dass sich das nicht in den Köpfen festsetzt. 

Beim Patientenentschädigungsfonds gibt es eine ganz andere Art der Zwei-Klassen-Medizin. Da gibt es unterschiedlich dotierte Töpfe in den Bundesländern, wo unterschiedliche Beträge ausgezahlt werden. Das gehört auch vereinheitlicht. 

Es gibt eine Zwei-Klassen-Medizin – wie auch schon der Gebietskrankenkassa-Chef Bittner sagt – auch bei den immer teurer werdenden Therapien, bei teureren Medikamenten, technische Geräte sind nicht mehr finanzierbar. 

Und es gibt auch noch eine ganz andere Art: Auf Grund der Region gibt es auch eine Zwei-Klassen-Medizin. Wien ist Gott sei Dank hier die erste Klasse, weil wir eine dichte Versorgung haben, aber in ländlichen Gebieten sind bei Schlaganfall, Herzanfall, Herzinfarkt und Ähnlichem klarerweise die Chancen nicht so gut wie in Wien, weil eben die Versorgung nicht so flächendeckend ist. 

Es gibt unserer Meinung nach schlussendlich eine Zwei-Klassen-Medizin, weil wir 22 Sozialversicherungen haben, wo jede jede Leistung anders abrechnet oder den Pflichtigen andere Beträge oder andere Leistungen zugute kommen lässt. 

Das Thema ist jedenfalls ein ungeheuer wichtiges, und wir müssen gemeinsam alle Anstrengungen unternehmen, um diese so genannte Zwei-Klassen-Medizin auch in ihren Teilbereichen der Zwei-Klassen-Psychiatrie hintanzuhalten. Wir sehen aber generell in Österreich doch einen permanenten Willen dazu, und gegen eine allgemeine Verunglimpfung, also eine allgemeine Aburteilung, dass alles grundsätzlich schlecht ist, haben wir uns immer gestellt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Frau GRin Korosec. 

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich komme wieder zum aktuellen Thema zurück. Ja, Zwei-Klassen-Psychiatrie in Wien ist Realität, und Reformen sind dringend notwendig. Die Frau Kollegin Pilz hat eine Reihe von Punkten aufgezählt, denn die Untersuchungskommission hat ganz klar ergeben, dass es so ist, auch wenn die Mehrheitsfraktion das anders sieht und im Mehrheitsbericht natürlich kein Wort davon zu finden ist. Aber das wundert uns ja nicht, denn ihr Motto war ja: Mauern! Verhindern! Verleugnen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Aus der Demut, die Bgm Häupl 2001 angesprochen hat, ist Kritikunfähigkeit und Kaltschnäuzigkeit geworden. Das sieht man ganz klar daran, dass mehr als 50 Prozent – Sie schauen so skeptisch, Frau Stadträtin, aber vielleicht wissen Sie es gar nicht –, dass mehr als 50 Prozent der Sachbeweisanträge von Ihrer Fraktion abgelehnt worden sind. Mehr als 50 Prozent! (Beifall bei der ÖVP.) Gelebte Praxis von Ihnen war, die Ladung kritischer Sachverständiger und ZeugInnen zu verhindern. 

Herr Kollege Deutsch, ich muss Sie ansprechen. Wie ist es mit dem Auftrag der Untersuchungskommission vereinbar, eine vollständige Klärung von Sachverhalten im Sinne der Stadtverfassung herbeizuführen, wenn Sie ZeugInnen ablehnen, wenn Sie Sachbeweisanträge ablehnen, wenn Sie zum Beispiel die Leiterin vom Qualitäts- und Beschwerdemanagement im OWS, also eine ganz wichtige Person, ablehnen? Ohne Kommentar. Das ist ja fast ein Scherz, wenn man sich das einmal vorstellt. (GR Kurt Wagner: Sie ist nicht abgelehnt worden! Das stimmt einfach nicht!) 

Und der Höhepunkt, Herr Kollege Wagner, der Höhepunkt Ihrer machtpolitischen Blockadehaltung war die Nichtaufhebung der Amtsverschwiegenheit von VBgmin Laska. Das ist Ihr Demokratieverständnis! (Beifall bei der ÖVP.) 

Dabei haben Sie 30 Jahre Psychiatriereform verschlafen – verschlafen! –, und Sie, Herr Bürgermeister, als Vorstand des Magistrats tragen dafür die Hauptverantwortung. (Beifall bei der ÖVP.) Sie sind seit 15 Jahren Bürgermeister und seit 23 Jahren in der Stadtregierung, und Ihre Einvernahme in der Untersuchungskommission, bei der Sie sagten, die Vorfälle und Missstände liegen nicht in Ihrer Wahrnehmung, stellen ein Armutszeugnis der politischen Kultur dar. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wo ist übrigens Bgm Häupl? Es geht ja nur um die Zwei-Klassen-Psychiatrie, es geht ja nur um Schicksale von psychiatrischen Patienten, da braucht doch der Bürgermeister nicht hier zu sein. Das ist Ihr Verständnis, meine Damen und Herren der Mehrheitsfraktion. 

Sie, Frau StRin Wehsely, haben bei Ihrer Einvernahme Ahnungslosigkeit und Ignoranz gegenüber den Opfern der Missstände gezeigt. Ihr einziges Eingeständnis war die Erkenntnis: Das Bessere ist der Feind des Guten. Frau Stadträtin, nach Ihrem Verständnis ist eine Psychiatrie, die mehr als 30 Jahre die politisch beschlossenen Ziele nicht umsetzt, nicht realisiert, die eine Zwei-Klassen-Psychiatrie zulässt, offenbar in Ordnung. (GR Kurt Wagner: Da haben Sie anscheinend die ganze Diskussion verschlafen!) Ich brauche ja nur Ihren Mehrheitsbericht zu lesen. Ich habe ihn sehr genau gelesen, Herr Kollege Wagner, aber halten Sie mich nicht auf, ich habe nur fünf Minuten. 

Zusammenfassend, meine Damen und Herren der Mehrheitsfraktion: Das ist das Armutszeugnis Ihrer Politik, das ist ein Armutszeugnis für Ihr Demokratieverständnis. Sie gehen mit uns, mit der Opposition, genauso fahrlässig um wie mit psychiatrischen Patienten im OWS, nämlich selbstherrlich, diktatorisch und unsensibel. (Beifall bei der ÖVP.) 

Damit zeigen Sie sehr klar, Sie haben nicht die Qualität, in dieser Stadt die Alleinverantwortung für die Bürgerinnen und Bürger zu tragen. Und das werden wir, da können Sie sicher sein, bei der nächsten Wahl ändern. (Beifall bei der ÖVP. – GR Kurt Wagner: Das entscheiden nicht Sie, sondern die Wähler und die Wählerinnen!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Deutsch. 

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Untersuchungskommission brachte in einem umfassenden und sehr transparenten Verfahren ein eindeutiges Ergebnis: Die von der ÖVP und den GRÜNEN behaupteten Missstände konnten nicht bestätigt werden. Alle Befragungen haben gezeigt, dass Wien eine große Vielfalt psychiatrischer Versorgungsangebote aufweist und auch international als Modellstadt gilt. Wien war und ist international Vorreiter betreffend die Regionalisierung, die Dezentralisierung und den Ausbau der psychosozialen Versorgung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In 29 Sitzungen waren ÖVP und Grüne nicht in der Lage, für ihre Unterstellungen und Behauptungen irgendeinen Beweis auf den Tisch zu legen. Ihre haltlosen Beschuldigungen konnten nicht verifiziert werden. Wir waren sehr daran interessiert, dass Sie Missstände auf den Tisch legen. Dazu waren Sie aber nicht bereit, obwohl ich Sie mehrfach dazu aufgefordert habe, das auch zu tun. 

Stattdessen haben Sie allerdings Briefe verwendet und als Beweismittel anerkannt haben wollen, die nie abgesendet wurden, und haben sogar Zeugen auf Basis dieser Schriftstücke befragt und Vorwürfe geäußert. Sie haben, meine sehr geehrten Damen und Herren, die Kommission als Show-Bühne missbraucht, bis zum Schluss, ein ganzes Jahr lang, und keine Beweise für Ihre Behauptungen auf den Tisch legen können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ungeheuerlich und skandalös war insbesondere aber auch die Vorgangsweise der Wiener Grünen, die sich durch einen inquisitorischen Befragungsstil ausgezeichnet haben. Sie haben in der Tat versucht, die Zeugen hier in aller Öffentlichkeit fertig zu machen. 

Frau Pilz, Sie haben sich in der Tat aufgeführt, als wären Sie Inquisition und Jüngstes Gericht in einem! Daher war es mehr als notwendig und sinnvoll, die Patientinnen und Patienten und die Angehörigen, die auch Mitbetroffene sind, vor diesem Befragungsstil auch zu schützen und dieser Belastung und dem öffentlichen Druck nicht auszusetzen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist auch nicht das Erkenntnis der Untersuchungskommission, dass es zu wenig Personal gäbe, denn die so genannte „Studie“ des Herrn Dr Zeyringer, das wissen Sie, wurde von einem Gutachten der Wirtschaftsuniversität überprüft und hat sich auch als falsch herausgestellt. Von Anfang an war es das Ziel der ÖVP und der GRÜNEN, in der Untersuchungskommission das Wiener Gesundheitswesen und hier insbesondere das Fach der Psychiatrie zu skandalisieren. 

Es hat Sie ja nicht einmal die Antwort der Zeugen, die Sie befragt haben, interessiert, denn sonst wäre es nicht möglich gewesen, dass Sie die Presseaussendungen schon vor den Antworten versandt haben. Sie wären sogar so weit gegangen, psychisch erkrankte Personen hier politisch zu missbrauchen, indem Sie sie vor eine öffentliche Kommission zerren, öffentlich bloß stellen und der Lächerlichkeit preisgeben! Das haben wir aus Gründen der Humanität nicht zugelassen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und die Frau Korosec von der ÖVP hat wieder einmal der Frau Pilz assistiert, besonders im Bereich des Otto-Wagner-Spitals. Es ist ja fast eine Chuzpe, dass Sie das Otto-Wagner-Spital als Beispiel dafür bringen, dass hier eine Sanierung notwendig wäre, denn Sie wissen sehr genau, dass in den letzten zehn Jahren mehr als 100 Millionen EUR im Otto-Wagner-Spital investiert wurden. Sie beide, die GRÜNEN und die ÖVP, haben aber im Dezember 2006 einen Anlauf unternommen, einen Flächenwidmungsplan, der die Voraussetzung dafür war, dass eine bessere räumliche Ausnutzung geschaffen und Investitionen im Bereich des Otto-Wagner-Spitals getätigt werden können, zu Fall zu bringen. Das ist eine von vielen Widersprüchlichkeiten der GRÜNEN und der ÖVP!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Selbstverständlich – und das haben wir in der Untersuchungskommission auch immer wieder betont – können überall dort, wo Menschen tätig sind, natürlich auch Fehler passieren. Das Entscheidende ist aber, dass es eine positive Fehlerkultur und ein Beschwerdemanagement gibt. Davon konnten wir uns auch überzeugen. 

Daher sind wir der Auffassung, dass alle Fragen gestellt sind, nichts offen blieb und es nun darum geht, weitere Verbesserungen im Interesse der Patientinnen und Patienten zu erreichen. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Der Herr Kollege Wagner hat mir jetzt mit dem Wort Vielfalt ein Hölzl geworfen, wie man so schön sagt: Ja, man kann es positiv auslegen, so wie er. Man kann aber aus dem Wort Vielfalt auch eines herauslesen: Es gibt Unterschiede. Und auch ohne Untersuchungskommission ist vielen, sei es als Patienten oder auch als Besucher, schon ein Unterschied bei der Versorgung psychiatrischer Patienten in Wien klar geworden. Ich lege jetzt den Schwerpunkt – fünf Minuten sind ja nicht sehr lang – auf die Psychiatrie im Otto-Wagner-Spital.

Sehr geehrte Damen und Herren, Sie können nicht so tun, als gäbe es hier, besonders bei den baulichen Maßnahmen, überhaupt keine Versäumnisse. Herr Kollege Deutsch, Sie haben gesagt, es ist in den letzten zehn Jahren ein großes Investitionsvolumen getätigt worden. Also wer noch vor fünf Jahren als Besucher oder als Patient in einem der Pavillons untergebracht sein musste oder dorthin kam, hat sich vom Gegenteil überzeugen müssen. Es ist gerade so, und das wird ja von Fachleuten auch immer wieder bestätigt und auch im Rahmen der Kommission haben uns das Experten ja gezeigt, dass gerade beim stationären Aufenthalt von psychisch Kranken das Umfeld eine ganz gewaltige Rolle spielt. 

Es wäre natürlich im Prinzip das Areal des Otto-Wagner-Spitals mit seinem Grünraum, mit seiner kleinteiligeren Bebauung ein idealer Aufenthaltsort auch für Patienten, die Ruhe suchen, die ab und zu die Einsamkeit brauchen - nur der Zustand der Pavillons, der Krankenzimmer, der Behandlungsräume, der Aufenthaltsräume und ganz besonders der Sanitärräume ist einfach in vielen Bereichen unzumutbar. Ja, es ist kürzlich oder in der letzten Zeit einiges geschehen und ich stehe auch hier nicht an zu sagen, dass da gerade unter der letzten Stadträtin in diesem Ressort, was die Sanierung betrifft, Gas gegeben worden ist, aber man kann als SPÖ-Stadtregierung, die hier seit Jahrzehnten alleine dafür zuständig ist, dieses Versäumnis nicht auf die Seite schieben! Vor 30 Jahren war derselbe Zustand wie vor 20 Jahren - ich beziehe mich jetzt speziell auf die Psychiatrie - und auch in den letzten Jahren war es für viele Patienten eine schreckhafte Vorstellung, im Otto-Wagner-Spital stationär untergebracht zu sein. Da kann man schon von einer Zwei-Klassen-Medizin oder von einer Ungleichbehandlung von Patienten sprechen, wenn ich es mir nicht aussuchen kann, ob ich in ein modernes, freundliches Spital komme, wo die Sanitäreinrichtungen auch entsprechend sind. Das muss man schon auch sagen, auch wenn man sagt, es wurde wechselweise abgesperrt: Bitte es ist gerade in einem Bereich, wo es sich um besonders sensible Patienten handelt, die nicht nach einem kleinen medizinischen Eingriff nach drei oder fünf Tagen wieder nach Hause gehen und sich auf ihr eigenes Badezimmer freuen können, unzumutbar, dass Männer und Frauen gemeinsam einen Sanitärbereich benützen müssen! Ich glaube, das ist etwas, wo man nicht nachlassen darf, hier die entsprechenden Verbesserungen durchzuführen, auch wenn man weiß, dass ein großer Teil der Stationen ja im Zuge der Dezentralisierung abgesiedelt wird.

Ich habe erst kürzlich ein Gespräch mit einer Dame gehabt, deren Tochter nach einer misslungenen Hormonbehandlung zu einer Psychiatriepatientin wurde und die hat mir erzählt: „Ich habe alles unternommen, um mein Kind dort rauszukriegen, für meine Tochter selbst, aber auch für mich als Besucherin. Ich habe mich von diesem Anstaltsmilieu erdrückt gefühlt, das dort die eben doch seelisch beeinträchtigten Menschen umgibt.“ 

Ich glaube, hier hat man geschlampt, hier hat man mit Sicherheit in den letzten Jahrzehnten große Versäumnisse getätigt und wir können im Sinne der Patienten nur hoffen, dass die letzten Missstände dort möglichst rasch beseitigt werden! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau Mag Antonov. 

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Es ist schon spannend, dass man 155 Stunden im selben Raum sitzen und völlig unterschiedliche Dinge daraus mitnehmen kann.

Was Sie, Kollege Deutsch, hier gemacht haben, das war eigentlich symptomatisch für diese gesamten 155 Stunden. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Die Wahrheit gesagt!) Anstatt auch nur einmal etwas Konkretes auf den Tisch zu legen, sind Sie immer dazu übergegangen, persönliche Angriffe zu reiten. Sie haben immer gesagt: Die GRÜNEN diffamieren, die ÖVP ist ganz schlimm, alles ist ganz furchtbar, es gibt keine Missstände. Was ist überhaupt ein Missstand? Ja, was ist ein Missstand? Das kann ich Ihnen sagen, was ein Missstand ist! (Aufregung bei GR Christian Deutsch.) Ein Missstand ist, dass es viel zu wenig Personal gibt! Und super, wir haben ExpertInnen gehört, die haben uns Statistiken vorgelesen und die Psychiatrie-Personalverordnung aus Deutschland angeführt. Im Vergleich zur Psychiatrie-Verordnung sind wir in einem guten Vergleich und alle ExpertInnen, die gesagt haben: Liebe Leute, ihr müsst aber schon hinter die Statistik schauen, ihr müsst auch sehen, was machen die Menschen, die dort sind, es reicht nicht, wenn man fünf Menschen dort hat, man muss schauen, welche Aufgaben diese fünf Menschen haben - das war Ihnen schon wieder zu mühsam! Nicht nur die statistische Qualität zählt, sondern es zählt auch, was dort vor Ort ist.

Und die Kolleginnen haben sie schon angesprochen und Sie auch, die Studie vom Arzt Dr Zeyringer, der dort vor Ort ist. Das ist ein Mensch, der vor Ort ist und das, was er in dieser, in seiner Untersuchung gebracht hat, war ein Hilfeschrei! Sie, die sagen, wir setzen uns für das Personal ein, sind nicht auf den Hilfeschrei eingegangen. Nein, es war Ihnen nicht zu blöd, ein Gegengutachten erstellen zu lassen und dem sozusagen die wissenschaftliche Basis zu entziehen. Das ist eine derartige Menschenverachtung von Ihrer Seite! Das ist unerträglich! Unerträglich! (Beifall bei den GRÜNEN. – Aufregung bei der SPÖ.)
Sie haben während dieser ganzen 155 Stunden nichts gemacht außer nichts hören, nichts sehen und nichts sagen. Sie sind von Ihrem Blockadeross einfach nicht heruntergekommen: Wien ist super, die Psychiatrie ist super, die SPÖ ist super und alles andere interessiert uns nicht. Diese Haltung hat sich durchgezogen von der ersten bis zur letzten Sitzung. Sie haben ... (GR Christian Oxonitsch: Also wenn man nichts auf den Tisch legen kann, so ist das alles schon schwer zu begreifen. Das verstehe ich schon!) Sie haben (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Was habt ihr vorgelegt?) die Taktik Schönreden verfolgt, zum Beispiel, weil Sie sagen, Frau Stadträtin: „Was habt ihr vorgelegt?“ Das ist - danke für diesen Einwurf - mein Lieblingssatz vom Kollegen Deutsch. Der Kollege Deutsch hat immer wieder gesagt: „Beweist uns endlich die Missstände!“ (Aufregung bei den GRen Christian Deutsch, Christian Oxonitsch und Kurt Wagner. - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Unglaubliche Vorwürfe haben Sie in den Raum gestellt!) „Beweist uns die Vorwürfe!“ 

Wir haben Dokumente angefordert und Beweismittel. Und überall dort, wo es kritisch geworden wäre, haben Sie abgelehnt. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Ein Beispiel!) Das lässt sich nachvollziehen und das lässt sich beweisen. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Ein Beispiel bitte!) Was Sie nicht sehen und hören wollten, das haben Sie einfach ignoriert. Und dass ... (GRin Mag Sonja Ramskogler: Ein Beispiel!) Ein Beispiel für Zahlen. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Ja!) Bitte. Wie Sie mit Zahlen umgehen, das kann ich belegen. Da geht es zum Beispiel um die Anzahl der Beschränkungen. Da hat sich herausgestellt, dass in Wien 2007 doppelt so häufig Beschränkungen angewandt wurden als in anderen Bundesländern. Was machen Sie? Was machen Sie, wie wir aus der Aussage der PatientInnenanwältin gehört haben? (GR Godwin Schuster: Stellen Sie aber die Betroffenen in Relation!) Sie reagieren nicht darauf, dass es so viele Beschränkungen gibt, sondern Sie gehen dazu über, einfach nicht mehr alle Beschränkungen zu melden! (GRin Mag Sonja Ramskogler: Das stimmt nicht!) Das ist eine geniale Taktik! Natürlich verbessert das die Statistik! (GRin Mag Sonja Ramskogler: Das stimmt ja nicht!) Aber leider, leider vergessen wir dabei, dass es da aber um PatientInnen geht, die ein Recht darauf haben, dass sie auch von der SPÖ wie Menschen behandelt werden! (GRin Mag Sonja Ramskogler: Das stimmt alles nicht! – Aufregung bei der SPÖ. - Beifall bei den GRÜNEN.)
Alles, was Sie in diesen 155 Stunden gemacht haben, war keine Diskussion, sondern Sie haben immer nur gesagt: „Beweist es uns endlich“ - und haben es gleichzeitig verhindert! Das ist Zynismus pur! (Große Aufregung bei Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely.) 

Steigen Sie endlich vom Blockadeross herunter! Wir bieten Ihnen am Nachmittag noch einmal die Gelegenheit. Vielleicht haben Sie ja bis zum Nachmittag noch eine Erkenntnis. Missstände gibt es, auch wenn Sie das Wort immer als etwas anderes, als Fehler bei den einzelnen Menschen sehen. Das ist nämlich genau das: Nicht Sie sind verantwortlich, sondern die einzelnen Menschen! Sie putzen sich am Personal ab. Steigen Sie endlich vom Blockadeross herunter! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Praniess-Kastner. Bitte.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Was bei dieser Untersuchungskommission rausgekommen ist, zeigt eines ganz klar und deutlich: Sie als SPÖ-Stadtregierung haben sich von den Sorgen der Menschen in dieser Stadt vollkommen verabschiedet. Die Sorgen der MitarbeiterInnen und Menschen ... (Heiterkeit bei den GRen Godwin Schuster und Dr Alois Mayer.) Sie lachen ... (GR Godwin Schuster: Sonst würde ich mich ja darüber ärgern!) Ich finde es eigentlich nicht lustig! Die Sorgen der Patientinnen und Patienten sind für die SPÖ offensichtlich nicht mehr das Maß der Arbeit.

Hätten Sie anders gehandelt, so hätten Sie jetzt seit 30 Jahren Zeit gehabt, betroffene Menschen in dieser Stadt und auch die Angehörigen, die höchst professionelle Arbeit leisten, in die Weiterentwicklung der psychiatrischen Versorgung für Menschen in dieser Stadt einzubeziehen. Sie hätten diese Menschen in die Weiterentwicklung einbezogen, aber Sie hätten diese spätestens jetzt im Zuge der Untersuchungskommission auch zum Wort kommen lassen.

Sie nehmen die Bedürfnisse und Erfahrungen von Angehörigen, aber auch von Patientinnen und Patienten in dieser Stadt nicht nur im Bereich der Psychiatrie nicht ernst. Und diese fehlende Einbeziehung, meine sehr verehrten Damen und Herren, wirft ein sehr bezeichnendes Licht auf Ihre Arbeit. Natürlich ist es einfacher, die Leistungen der Stadt in Hochglanzbroschüren oder Pressekonferenzen zu verkünden. Nur, mit den Menschen ins Gespräch kommen, denen Sie angeblich so viel Gutes tun, das machen Sie nicht!

Ich möchte ganz klar darauf hinweisen, dass das das menschliche Antlitz der SPÖ-Stadtregierung im Gesundheitsbereich zeigt. Das ist das wahre Gesicht der Stadtregierung! 

International gilt ja die Einbeziehung der Angehörigen und ExpertInnen zum fachlichen Standard. Und auch geladene ExpertInnen in der Untersuchungskommission - und das habe ich in Ihrem Mehrheitsbericht leider auch nicht lesen können - wie zum Beispiel Frau Prof Amering oder auch Dr Michaela Moritz weisen in der Untersuchungskommission eindeutig und klar darauf hin, dass in der Weiterentwicklung auf Angehörige und Angehörigengruppen nicht zu verzichten ist. Auf politischer Ebene werden Betroffene und Angehörige vermehrt in Planungs‑ und Entscheidungsprozesse einbezogen. Das wurde ja auch von der Weltgesundheitsorganisation, aber auch von der EU eingefordert. Die Angehörigenorganisation HPE, Hilfe für Angehörige psychisch Erkrankter, ist in allen Bundesländern fixer Kooperationspartner im psychischen und psychosozialen Bereich - nur in Wien nicht. Österreich-weit gibt es 75 Selbsthilfegruppen mit mehr als 4 000 Kontakten in Form von Beratungen. In Wien fehlen entsprechende Strukturen vollkommen. In Tirol, Vorarlberg und Burgenland gibt es einen Psychiatriebeirat, der direkt in der jeweiligen Landesregierung angesiedelt ist, aber auch in Oberösterreich und in der Steiermark ist die HPE und somit auch die Angehörigen psychisch Erkrankter in die Psychiatrieplanung einbezogen. 

Meine tiefe Überzeugung ist es, dass PolitikerInnen sich an den Bedürfnissen der Menschen zu orientieren haben. Dass aber eine Gesundheitspolitikerin, aber auch die Gesundheitspolitiker der Mehrheitsregierung dieser Stadt die Bedürfnisse von Patienten und Pflegepersonal aus den Augen verlieren und ihr Agieren auf diese Weise vollkommen aus dem Lot gerät, das macht mich betroffen. Die SPÖ-Stadtregierung hat sich von den Bedürfnissen der Menschen in dieser Stadt vollkommen verabschiedet und das den Betroffenen auch gezeigt.

Ich fordere ein rasches Umdenken, eine Einbeziehung aller Betroffenen und Angehörigen in die Weiterentwicklung der Psychiatrie in dieser Stadt. Alles andere wäre ein fataler Schritt in die falsche Richtung. Nehmen Sie sich an den anderen Bundesländern ein Beispiel! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Klicka.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Endbericht der Untersuchungskommission liegt uns ja heute vor und wir haben auch dann später noch die Möglichkeit, darüber zu diskutieren. Diese umfassende Untersuchung lieferte keine Bestätigung für die von den GRÜNEN und der ÖVP behaupteten Missstände, obwohl die Vorverurteilungen und die Skandalisierung der GRÜNEN und der ÖVP mit ihrem inquisitorischen Befragungsstil eine sachliche Behandlung zu dem Thema sehr schwierig gemacht haben. Im Gegenteil. Die Untersuchungskommission hat auch bewiesen, dass Wien im psychiatrischen Bereich über eine sehr gute Versorgungssituation mit hoher Versorgungssicherheit für die Betroffenen verfügt. 

Die Entwicklung in den letzten 30 Jahren, wie sie schon Frau Kollegin Praniess-Kastner angesprochen hat, hat auch gezeigt, dass gerade die Psychiatrie ein medizinisches Fach ist, das die politisch Verantwortlichen sehr ernst nehmen, auch die Herausforderungen, denn es ist ein sehr junges Fach und die Veränderungen zeichnen sich sehr, sehr rasch ab. Nach der Beschlussfassung des Psychiatrieplans 1979, wo noch 3 900 Patienten im Bereich der Psychiatrie untergebracht waren, sind es jetzt nur mehr 620. 75 bis 80 Prozent der Patientinnen und Patienten kommen freiwillig, weil sie auf diese hohe Qualität vertrauen können. Die Zusammenarbeit mit den verschiedenen Trägerorganisationen hat es auch ermöglicht, dass 150 vollbetreute Wohnplätze für Menschen mit Behinderung, die bis dahin in psychiatrischen Krankenhäusern und in Pflegeheimen untergebracht waren, errichtet wurden. 

Die Frau Kollegin Matiasek hat gemeint, es sei bei den Pavillons im Otto-Wagner-Spital zu wenig passiert. Das Otto-Wagner-Spital ist ein Spital, das mehr als 100 Jahre alt ist und aus alten Pavillons besteht. Aber schon seit dem Jahr 2000 wurde in die Renovierung investiert. 2000 wurde der Pavillon 4 generalsaniert, 2002 Pavillon 16, 2006 Pavillon 13, 2006 Pavillon 26. 2006 erfolgte auch die Konsiliarpsychiatrie in der Rudolfstiftung. Es wurden in den Jahren 2000 bis 2009 44 Millionen EUR investiert. Es ist nur nicht möglich, dass man in diesem Bereich wie die Hexe Jeannie „Schnipp“ macht und sagt, morgen soll der Pavillon neu entstehen und generalsaniert sein. Es sind dazu viele Vorarbeiten nötig, genauso wie die vielen Vorarbeiten im Rahmen der laufenden Psychiatriereform, die ja ständig im Gange ist, auch umgesetzt werden. So ist es die weitere Dezentralisierung, die aber von einer zu beschließenden Flächenwidmung im Jahr 2006 sowie von der Umsetzung des Geriatriekonzepts, des Schulkonzepts und des Spitalskonzepts abhängig war. 

Wir werden auch die weiteren Regionalabteilungen schaffen können. Wir haben das auch schon im Krankenanstaltenplan vorgelegt, dass die 3., 4., 5 und 6. Psychiatrie ins Wilhelminenspital, Krankenhaus Nord, Rudolfstiftung und Krankenhaus Hietzing übersiedelt werden. Zusätzlich gibt es zu den acht regionalen Versorgungsregionen auch noch je ein psychiatrisches Ambulatorium, das jährlich auch von 5 500 PatientInnen mit 131 000 Einzelleistungen aufgesucht wird. 

Frau Kollegin Pilz wirft der SPÖ vor, dass unsere Behauptungen den Fakten nicht entsprechen. Gerade das Umgekehrte ist wahr, denn Sie sprechen über Ausbildungsplätze, die nicht vorhanden sind. Diese Ausbildungsplätze sind längst besetzt. Wir konnten die 26 bestehenden auf 32 ausweiten. Noch dazu wird in der neuen Ausbildungsverordnung ausgebildet, wo die Ärztinnen und Ärzte auch eine Psychotherapeutenausbildung bekommen, die von der Stadt Wien auch bezahlt wird. 

Wir übernehmen die volle Verantwortung für die Psychiatrie in Wien und wir sind stolz darauf, dass wir diese Leistungen den Patientinnen und Patienten bieten, denn für uns steht der Mensch im Mittelpunkt. Kein einziger behaupteter Missstand konnte auch nur ansatzweise bewiesen werden und wurde auch nicht realitätsgemäß dargestellt. Wien hat eine moderne, funktionierende Psychiatrie und wird sie auch entschlossen weiterentwickeln. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist hiermit beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen 13, des Grünen Klubs im Rathaus 3 und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 9 eingelangt sind. Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen 2, des Grünen Klubs im Rathaus 1 und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 3 Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, ersuche ich gemäß § 17 Abs 6 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat um Zustimmung zur Aufnahme eines weiteren Geschäftsstücks in die Tagesordnung. Wie aus dem zweiten Nachtrag ersichtlich, betrifft die Postnummer 45 den Bericht der Untersuchungskommission über behauptete gravierende Missstände in der Versorgung von psychiatrischen Patienten im Verantwortungsbereich der Gemeinde Wien. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die der Erweiterung der Tagesordnung zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. Somit wird die Post 45 auf die Tagesordnung gesetzt und kommt um 16 Uhr zur Verhandlung.

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 8, 10 bis 19, 21, 22, 25, 27, 30, 35, 36, 39 bis 43 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 9 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 7, 38, 37, 44, 28, 29, 31, 32, 20, 23, 24, 26, 33, 34, 1, 2, 3, 4, 5 und 6. Wie schon erwähnt, kommt die Post 45 spätestens um 16 Uhr zur Verhandlung. 

Jetzt gelangt die Postnummer 9 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Fußballklub Austria Wien. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Novak, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zur folgenden Post. Danke.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet als Erster ist Herr GR Mahdalik. Ich bringe in Erinnerung, dass für die Erstredner 40 Minuten zur Verfügung sind. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Werte Damen und Herren!

Anlässlich der Oscar-Verleihung habe ich mir gedacht, ich mache jetzt auch ein bisschen Hollywood und werde, weil wir über den Fußball sprechen, während der Einleitungsworte zwei Dressen probieren, das eine vom Wiener Sportklub und das andere von der Vienna. (GR Anton Mahdalik zeigt zwei Fußballdressen mit den Aufschriften „Wiener Sportklub“ und „Vienna“. - Beifall bei der FPÖ und von StR David Ellensohn. – Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Diese zwei Fußballdressen - und ich stehe jetzt nicht nur unbedingt für diese beiden Vereine, sondern für all jene Fußballvereine im Wiener Unterbau, also jetzt nicht in der Bundesliga, sondern für all jene Fußballvereine, die finanziell nicht so gut gestellt sind wie jetzt Rapid und eine Austria. Wie die Kollegin Novak ganz richtig anmerkt, ist auch die Vienna nicht das ganz richtige Beispiel, das werde ich dann auch ausführen, aber diese zwei Dressen waren jetzt zu Hause vorrätig. Darum habe ich ja dazu gesagt, die stehen nur symbolisch für viele andere Vereine. (Heiterkeit bei GR Günter Kenesei.) Ich möchte nur ... Von Ankerbrot, zum Beispiel, Günter, habe ich keines zu Hause gehabt. Vielleicht kannst mir eines bei Gelegenheit schenken (Allgemeine Heiterkeit. – GR Dr Herbert Madejski: Sie wollten keines kaufen!), gegen eine kleine Spende. (Weitere allgemeine Heiterkeit.)

Ich möchte nur noch einige Dinge, die in der Fragestunde vom Bürgermeister gesagt worden sind, ins rechte Licht vielleicht rücken, die auch peripher mit diesem Thema dieser Subvention mit dem Wiener Fußball zu tun haben. Erstens ist da eben ein kleiner Schnitzer unterlaufen, denn ich glaube halt nicht, dass der Kollege Aigner den schlechten Tag gehabt hat, sondern in der Fragestunde eher der Bürgermeister, weil er gemeint hat, der Wiener Sportklub hat Juventus am Sportklubplatz 7:0 geschlagen. Das war schon im Prater-Stadion. Aber das ist nur eine Fußnote der Wiener Fußballgeschichte. Zweitens ... (GR Heinz Hufnagl: Die Symbolik wirkt bis Hernals! 7:0 für Hernals!) Der Kollege Hufnagl weiß das besonders gut. Er hat sich ja auch viele Jahre lang engagiert. 

Zweitens hat der Bürgermeister gemeint, wir kommen auch mit unserer Forderung, dass der Wiener Sportklubplatz saniert werden muss, zu spät, was natürlich nicht stimmt. Ich habe mir angeschaut, wann wir den Antrag eingebracht haben. Das war im Juni 2006, dass der desolate Sportklubplatz saniert werden soll. Die SPÖ hat diesen Antrag damals abgelehnt und macht es, wie es bei der SPÖ leider viel zu oft so Sitte ist, mit etwas Verspätung und bringt es dann als eigene Idee, was uns dann schlussendlich auch recht ist, weil es uns um die Sache geht. Aber ihr hättet damals auch schon zustimmen können, wenn ihr dann den FPÖ-Antrag schlussendlich sowieso umsetzt. 

Und auch wenn der Bürgermeister gesagt hat, wir sind bei der Schultz-Halle bei den Capitals zu spät gekommen - das stimmt natürlich auch nicht, das habe ich mir angesehen. Wir haben im Februar des Vorjahres zum ersten Mal die Forderung aufgestellt, dass die Schultz-Halle auf ein Fassungsvermögen von 6 000 bis 7 000 Besucher aufgestockt werden soll. Die SPÖ hat damals, wie immer, mannigfaltige Ausreden gefunden: Es geht technisch geht, es ist zu teuer. Wir bauen vielleicht das Dusika-Stadion aus oder wir machen eine Mehrzweckhalle. Also der FPÖ-Antrag ist ins dritte Ladl geräumt worden, unsere Forderung. Jetzt, mit einem Jahr Verspätung, wird auch diese FPÖ-Forderung eins zu eins umgesetzt. Der einzige Unterschied ist, wir haben in unseren Plänen am Areal der Wiener Linien eine Hochgarage vorgesehen gehabt. Ich habe das vorige Mal eine kleine Skizze davon hergezeigt. Jetzt wird eine Tiefgarage gebaut. Soll uns alles recht sein. Uns geht es um die Sache, aber vielleicht könnte es der SPÖ eine Lehre sein, freiheitliche Forderungen aus politischem Kalkül nicht von vornherein immer als blöd, unsinnig, zu teuer oder unnötig hinzustellen, sondern intelligente Ideen, gleich von welcher Oppositionspartei, früher aufzugreifen und hier nicht wertvolle Zeit zu verschwenden. (Beifall bei der FPÖ.)
Noch ein Beispiel aus den letzten Wochen: Vor allem in einem bunten Billigblättchen war ja des Öfteren zu lesen, als hätte der Bürgermeister Häupl gerade den Gratiskindergarten erfunden - eine Forderung seit gut einem Jahrzehnt der Wiener Freiheitlichen. Er wird jetzt zumindest zum Teil mit den 5- und 6-Jährigen umgesetzt. Wir sagen, Gratiskindergarten ab dem 3. Lebensjahr. Aber wie man auch bei diesem Beispiel auf einem anderen Feld der Politik sieht, bringen die Freiheitlichen wertvolle Beiträge zur Wiener Stadtpolitik, die dann schlussendlich Gott sei Dank auch umgesetzt werden. 

Jetzt zur Subvention und zum Wiener Fußball. Die Kollegin Novak hat mir vorhin zugeflüstert, dass es der Vienna sehr gut geht, soll uns recht sein. Warum es ihr jetzt so gut geht und die ganzen Begleitumstände, die waren damals weniger erfreulich und die Wiener Freiheitlichen haben da auch ihre Kritik angemerkt. Weil die Vienna quasi bankrott war, hat man sie zu einem Schleuderpreis, zu einem Dumpingpreis an eine Immobilienfirma der Nationalbank, einer Tochter der Nationalbank, verschleudert, verkauft, verramscht, wo der Präsident Wala dann Doppelpräsident war, also bei der Vienna und bei der Nationalbank, und im Gegenzug hat sich diese Firma verpflichtet, die Hohe Warte zu sanieren und zu erhalten, was ja im Sinne der Vienna und im Sinne des Wiener Fußballs natürlich zu begrüßen ist. Aber die saubere Art und Weise war das nicht. Wie gesagt, der Vienna geht es gut und wir hören auch, dass es dem Sportklub demnächst, zumindest was die Spielstätte angeht, auch gut gehen wird. Soll uns alles recht sein. 

Es gibt aber viel, viel mehr Vereine in Wien, die noch mehr Hilfe von der Stadt Wien benötigen, die für ihre Nachwuchsarbeit Subventionen benötigen. Da wird ja sehr oft übersehen, wenn man sich mit dem Fußball nicht tagtäglich beschäftigt, dass in den unteren Ligen gleichwohl mit vielen klangvollen Namen wie Simmering, FAC, FavAC, wie sie auch alle heißen mögen, Ankerbrot, sehr gute Arbeit geleistet wird, die oft nicht nur finanziell, sondern auch ideell unbedankt ist. Diese Vereine raufen Jahr für Jahr mit ihrem Budget, raufen mit dringend notwendigen Sanierungs- und Adaptierungsarbeiten auf ihren Fußballplätzen und erhoffen sich da oft vergeblich mehr Hilfe von der Stadt. Das wollen wir mit diesem heute hier dann eingebrachten Antrag ändern. 

Wir werden der Subvention an die Wiener Austria im Sinne der Nachwuchsarbeit in Wien selbstverständlich zustimmen, weil das ja zum großen Teil nicht nur der Wiener Austria zugute kommt, sondern wir denken da vielmehr in erster Linie an die Jugendlichen, die dadurch nicht nur eine sportliche, sondern auch eine gute schulische Ausbildung bekommen. Ich glaube, die anderen Vereine in Wien, zumindest die großen Vereine, fühlen sich ja nicht benachteiligt, sonst hätte Rapid schon längst laut geschrien und die haben sehr gute Medienkontakte und sie haben auch sehr gute Kontakte zur Stadt Wien, zur Sportstadträtin. Den Peter Schöttel habe ich früher bei diversen Festivitäten sehr, sehr oft auf Fotos mit der Sportstadträtin gesehen. Die Politik soll Kontakte zum Sport haben und umgekehrt, damit notwendige Subventionen und Kooperationen von privaten Vereinen, von Sportvereinen und der Stadt Wien besser vonstatten gehen. Ist uns alles recht. Aber wir sagen, Rapid ist in den letzten Jahren mit der Stadt Wien auch durch Sponsoring der Wien Energie gut gefahren und hat sich deswegen, glaube ich, hier auch nicht aufgeregt, dass die Wiener Austria jetzt auf einen Sitz für die Nachwuchsakademie, für die Fußballakademie, ziemlich viel Geld bekommt. Die Vienna hat aus verständlichen Gründen auch stillgehalten. Also der Medienwirbel hat sich in Grenzen gehalten. Aber vielleicht auch deswegen, weil die unterklassigen Vereine natürlich nicht jene Stimmen haben, die die großen Vereine haben. Die haben auch nicht jene Beziehungen zur Stadt Wien, die halt für Subventionen, für Unterstützungen notwendig wären. 

Ich möchte noch ein sehr löbliches Beispiel erwähnen, wo die Stadt Wien jetzt nicht direkt eine Rolle gespielt hat, sondern die Wiener Austria, nämlich die jahrelange Kooperation mit dem Bundesoberstufenrealgymnasium in der Polgarstraße im 22. Bezirk, wo es in den letzten Jahren eine wirklich fruchtbare Kooperation gegeben hat, wo es Fußballklassen gegeben hat, wo es Kooperationen mit den Trainern gegeben hat, also wirklich eine positive Zusammenarbeit. Die ist jetzt seitens der Austria ausgelaufen, weil sie sich jetzt auf die Fußballakademie konzentriert. Die Polgarstraße hat aber schon Ersatz gefunden, räumlich viel günstiger, weil gleich über die Straße gelegen, den FC Stadlau. Es wird auch hier im Interesse beider sein, diese Zusammenarbeit zu pflegen und da bin ich auch guter Dinge. 

Aber genau diese Zusammenarbeit von Ausbildungsstätten, von Volksschulen, von höher bildenden Schulen, von Hauptschulen mit Fußballvereinen müssten der Stadt Wien ein größeres Anliegen sein. Die Kooperationen brauchen finanzielle Unterstützung, weil die Sportanlagen, wenn eine Kooperation, eine Zusammenarbeit mit einer Schule gemacht werden soll, in vielen Fällen ausgebessert, adaptiert werden müssen und da sind öffentliche Mittel notwendig. Ich glaube, die Stadt Wien sollte diese Kooperationen mit einer ähnlich hohen Summe fördern wie jetzt die Fußballakademie der Wiener Austria gefördert wird. Darum bringen die freiheitlichen Gemeinderäte heute jetzt diesen Antrag ein, der lautet: 

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport möge für die Nachwuchsarbeit des Wiener Fußballverbandes und insbesondere für Kooperationen von Schulen mit Fußballvereinen in den nächsten drei Jahren analog zu den Beiträgen für die Fußballakademie der Wiener Austria eine Summe von brutto 7 920 000 EUR verfügbar machen. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an den zuständigen Ausschuss beantragt.“ (Beifall bei der FPÖ)
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich glaube, Sie sehen auch hier, dass die Wiener Freiheitlichen auf Kooperationen auch mit anderen Parteien setzen, auf Initiativen, die nicht von frontal-oppositionellem Geist getragen sind, sondern von Ideen, die wir im Sinne dieses Hauses, aber auch im Sinne des Sports, der Nachwuchsarbeit, in unserer Stadt umgesetzt wissen wollen. Wir hoffen, dass wir hier wirklich eine ernsthafte Diskussion mit allen Parteien, bei Schwarz und Grün bin ich mir da sicher, ich hoffe auch mit den Sozialdemokraten, im zuständigen Ausschuss führen werden, vielleicht auch unter Einbindung der Breitensportverbände, der Vertreter auch des Wiener Fußballverbandes. Die Wiener Freiheitlichen sind zu jeder Art der Zusammenarbeit im Sinne des Sports und der Jugend unserer Stadt bereit. - Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dipl-Ing Margulies.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Was als Projekt des Bürgermeisters in Rothneusiedl mit einem riesigen neuen Stadion, mit einem Einkaufszentrum und mit einer U-Bahn-Linie begonnen hat, endet am ESV-Platz. Das Schicksal der Wiener Austria könnte in der jüngsten Gegenwart wahrscheinlich wirklich nicht treffender bezeichnet werden. Das sage ich, der seit jeher Austria-Anhänger war und ist, alle Schwierigkeiten gemeinsam mit diesem Verein durchgestanden hat, insbesondere in den Zeiten, wo Stronach als Geldgeber aufgetreten ist. Aber von den hochstehenden Plänen ist nichts mehr geblieben. 

Das, was geblieben ist - und was jetzt zum Teil StRin Laska zum Ausbaden hat -, ist insbesondere, wenn man sich den Bürgermeister auch in seiner Funktion als Vorsitzender des Kuratoriums der Wiener Austria vorstellt, grob fahrlässig diesem Verein gegenüber.

Da wird im Akt argumentiert, wenn nicht bis zum 15.3. die Entscheidung fällt, dass die Gemeinde Wien 8 Millionen EUR für die Nachwuchsförderung beim Bundesnachwuchszentrum oder für eine Akademie zur Verfügung stellt, dann verliert die Wiener Austria die Bundesligalizenz. Da muss man sich einmal vorstellen, wie verantwortungslos dieser Umgang ist! Man wartet de facto wirklich bis zwei Wochen bevor diese Frist ausläuft oder man weiß ganz genau, dass das überhaupt nicht stimmt und man schreibt das einfach nur in den Akt hinein. Wenn man sich die Lizenzbestimmungen der Bundesliga anschaut, dann sieht man, es bedarf eines Jugendförderprogramms, aber es bedarf keiner Nachwuchsakademie oder keines Bundesnachwuchszentrums. 

Ich stelle jetzt schon fest, dass uns sehr wohl massiv viel an der Nachwuchsförderung liegt, aber dass es darum geht, auch die Relationen zwischen Breitensport und Nachwuchsarbeit im Spitzensport zu sehen und zu erkennen. Wenn es so ist, dass nicht nur in Wien, sondern in ganz Österreich schon bei den Kindern die Turnstunden permanent gekürzt werden, wir uns dann über Haltungsschäden beklagen, es in Wirklichkeit bei Weitem nicht genug Freiraum für Kinder und Jugendliche gibt, dann muss man sich überlegen, ob tatsächlich in Summe nicht viel mehr finanzielle Mittel für den Sport - und da meine ich auch ganz bewusst den Turnunterricht - zur Verfügung gestellt werden soll. Aber wenn dem nicht so ist, ob man nicht andere Prioritäten setzen sollte. So viel als Eingang.

Der nächste Punkt. Der jetzige ESV-Platz Laaer-Berg-Straße 143 ist wahrscheinlich wirklich nicht der allerschönste und bestgepflegte Sportplatz, aber er ist öffentlich zugänglich, hat zwei Rasenflächen und wird immer wieder sehr wohl gegen Entgelt auch von Hobbyfußballern und Hobbyfußballerinnen genutzt. Es wird für Hobbyfußballgruppen in Wien immer schwerer, überhaupt einen Platz zu finden. Das, was jetzt passieren soll, ist, weil, wie gesagt, aus Rothneusiedl nichts geworden ist, dass man der Wiener Austria den ESV-Platz gibt und keine Alternativflächen für den Breitensport zur Verfügung stellt. Das an sich wäre schon ein Grund abzulehnen. Allerdings ist es bei Weitem nicht der einzige.

Die Frau StRin Laska hat im Ausschuss etwas sehr Spannendes erklärt. Wer den Akt liest, liest darin: „Es ist daran gedacht, einen Rasenplatz, zwei Kunstrasenplätze und eine Sporthalle auf dem jetzigen Areal von zwei Fußballfeldern unterzubringen.“ Frau StRin Laska sagt: Ja, das geht. (GR Mag Thomas Reindl: Das ist vorbereitet!) Vielleicht haben wir uns ... Es ist rundherum, ungefähr 10 m rund um die Plätze. (GR Mag Thomas Reindl: Das ist vorbereitet!) Es reicht relativ schnell, wenn man sich die Flächenwidmung anschaut, in den Schutz-, Wald- und Wiesengürtel hinein. (GR Mag Thomas Reindl: Haben Sie sich genug vorbereitet?) Ich habe mich genügend gut vorbereitet, für euch reicht es immer noch. Das ist sozusagen, wie auch in anderen Bereichen - wir haben das heute schon beim Cross Border Leasing gesehen, wo die Stadt Wien, ich erlaube mir diesen Exkurs, mittlerweile all das im Geheimen macht, was ich Ihnen immer gesagt habe: Schauen wir, dass wir aus diesen Verträgen aussteigen können, weil sie unfassbar schlecht sind und unfassbare Risiken bieten. Sie glauben immer, mit der Macht der Mehrheit auch die Wahrheit gepachtet zu haben. Das ist ein großes Problem, aber eher für Sie, weil es uns gelingen wird, auch öffentlich klar zu machen, dass die Quadratur des Kreises nicht einmal für die SPÖ möglich ist. (GR Mag Thomas Reindl: Aber auch nicht für Sie!) Nächster Punkt. Danke, Kollege Reindl, Sie kommen nach mir dran. 

Nächster Punkt. Wenn man sich jetzt überlegt, wie dem österreichischen Fußball, wie dem Wiener Fußball geholfen werden soll, dann hat es meines Erachtens auch überhaupt keinen Sinn, als Gemeinde Wien zizerlweise die eine oder andere Finanzierung zu übernehmen. Erinnern wir uns: Es war das Stadion für Rapid, es ist das Stadiondach für die Austria. Die EURO-Fan-Zone - wo ich hoffe, dass an den Gerüchten, dass das Geld doch zu Rapid geflossen ist, nichts dran ist – ist bis heute nicht abgerechnet und jetzt kriegt halt die Austria wieder ein Geld! Aber wo bleibt denn die Diskussion über die Rolle und Funktion des Spitzensports, wo man sich wirklich einmal gemeinsam hinsetzt und sagt: Ja, so und so viel finanzielle Mittel gibt es und wir wollen eine Aufteilung Spitzensport-Breitensport? Das Beispiel der Vienna Capitals mit dem ständigen Hin und Her, ob da jetzt eine Halle kommt oder nicht, ist genau dasselbe. Im Endeffekt hat man oft den Eindruck, es wird auf Grund des öffentlichen Drucks, auf Grund der öffentlichen Außenmeinung entschieden, aber nicht auf Grund einer wirklich fundierten inhaltlichen Vorbereitung.

Ich komme zum Abschluss, weil es nicht notwendig ist, die Zeit bei diesem Thema über Gebühr in Anspruch zu nehmen und bringe noch einen Antrag ein, der in die Richtung geht, dass mit dem Wegfall der öffentlich nutzbaren Flächen am ESV-Platz die Frau Stadträtin aufgefordert wird, Ersatzflächen im 10. Bezirk zu suchen. - Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Stadträtin! O ja, da ist sie, ich habe sie gesehen. (VBgmin Grete Laska steht hinter den Sitzreihen.) Ja ja, kein Problem (Heiterkeit bei der ÖVP.), von wo auch immer. Ich habe kein Problem damit.
Ich tue mir schon fast schwer, irgendwo anzufangen. Nur ein Wort zum Kollegen Margulies: ESV-Südost-Platz, so heißt er nämlich tatsächlich. Also von der Fläche her, da hat es schon ein Projekt vor - wie lange wird es her sein? - gute 10 Jahre gegeben: Zwei Kunstrasenplätze, zwei Rasenplätze, plus Kabinengebäude, plus neue Infrastruktur. Damals hat es oder hätte es 38 Millionen Schilling gekostet und da ist es dann an 8 Millionen Schilling gescheitert, denn 30 Millionen Schilling sind zur Verfügung gestanden. Jetzt kostet das Ganze mit der Halle 120 Millionen EUR! Klar, es ist halt alles teurer geworden. Aber von der Fläche her geht es sich leicht aus. Als Platzbesitzer weiß ich, wie viel 46 000 m² sind, nämlich ziemlich genau so viel haben wir als Ankerbrot zu verwalten. Wir haben einen Rasenplatz, zwei Kunstrasenplätze, drei Kleinspielfelderrasen und genügend Freiflächen für die eine oder andere gute Idee, die wir hätten, würde sie nur so großzügig finanziert werden wie bei der Wiener Austria.

Ein Wort zum Kollegen Mahdalik, der nicht da ist, mit dem Dress Schenken. Das ist halt für einen kleinen Verein ein bissel eine „zache G’schicht“, um es favoritnerisch zu sagen, aber ich werde ihm versprechen, dass er im Fanshop bei uns einen guten Preis bekommt und zu einer Ankerdress kommt.

Da bin ich schon beim Thema, nämlich: Wie geht es tatsächlich den kleinen Vereinen und wie sieht man bei diesen kleinen Vereinen diese Subvention an die Wiener Austria, weil das ja unter dem Titel „Nachwuchsförderung“ läuft? 

Es gibt in Wien rund 500, nicht rund, sondern ziemlich genau laut derzeit gemeldetem Stand 511 Nachwuchsmannschaften, die an den Bewerbspielen des Wiener Fußballverbandes teilnehmen. Das betrifft rund 10 000 bis 12 000 Spielerinnen und Spieler, denn bei den kleinen Bereichen sind naturgemäß mehr Spieler anzutreffen als tatsächlich dann aufs Feld laufen. Da fehlen immer wieder welche, Schikurs und so weiter, und so fort. Ich glaube, es gibt genug Vereinsfunktionäre von Fußballvereinen hier herinnen, die diese Geschichte kennen. Dann gibt’s noch zirka 3 000 Spielerinnen und Spieler in Schulmannschaften ohne Vereinsbindung. Das heißt, wir reden einmal nur beim Fußballsport von einer Größenordnung von rund 15 000 Nachwuchsspielern. Und jetzt komme ich schon zum Förderungsaufwand, wobei dieses Wort Aufwand, den die Stadt Wien betreibt, um diese Nachwuchsmannschaften pro Jahr zu subventionieren, schon lächerlich klingen mag: Sage und schreibe 75 EUR pro Mannschaft plus noch einmal 75 EUR vom Wiener Fußballverband! Das sind großzügigerweise 150 EUR Jahresförderung pro Nachwuchsmannschaft, das aber in Form von Gutscheinen von einem Sportartikelhersteller kommt, einem Markenartikler, wo man die Ware dann zum Listenpreis in ausgewählten Sportgeschäften beziehen kann. Also nicht einmal „lächerlich“ fällt mir dazu ein, sondern nebbich im Vergleich jetzt zu diesen 8 Millionen EUR, die hier als Nachwuchsförderung an die Wiener Austria vergeben werden. 

Es wird seit Jahren vom Sportamt der Stadt Wien und vor allem von den politisch Verantwortlichen zwar versprochen, dass über die laufenden Kosten bei den Vereinen geredet wird. Und ich möchte da anmerken, dass die Zusammenarbeit sowohl mit der Leiterin der MA 51 als auch mit allen anderen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MA 51 wirklich eine hervorragende ist, die sich wirklich bemühen und alles versuchen, um irgendwo das eine oder andere in die Wege zu leiten. Nur, es reicht halt nicht. Was die Vereine betrifft, wo Nachwuchsförderung und wo wirklich die Kinder dort am Platz sind und wo Idealisten tagtäglich für wirklich einen Betrag, der an Lächerlichkeit grenzt, am Platz stehen, denn alle wissen, was ein Nachwuchstrainer an Aufwandsentschädigung kriegt - das sind 50, 60 EUR, das macht die Telefongebühr aus, was der vertelefoniert - und was besonders weh tut und wo das Problem tatsächlich ist, das ist: In Wien bezahlen die Vereine bei den Wassergebühren den vollen Tarif, in Wien zahlen die Vereine bei den Abwassergebühren den vollen Tarif, in Wien zahlen die Vereine für den Strom, egal, ob es für das Flutlicht oder für die Kabinen ist, den vollen Tarif, in Wien zahlen die Vereine für den Grasschnitt entweder den privaten Entsorger oder die viel teurere MA 48 und bekommen keine Vergünstigung, in Wien zahlen die Vereine für die Schneeräumung entweder einen privaten Anbieter oder die viel teurere MA 48 und bekommen keine Vergünstigung. Es wurde immer wieder gesagt, es wird ein Einkaufs-Pool für die Vereine geschaffen, die Platz erhaltend sind und die Nachwuchsmannschaften haben, um für Dünger, Grassamen, Maschinen-Pool und so weiter Sorge zu tragen. Seit Jahren wird dies diskutiert und seit Jahren geschieht nichts. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das sind die Probleme, die der Nachwuchs und die Wiener Vereine haben! (VBgmin Grete Laska: Und was ist mit der Nutzung pro Quadratmeter?) Nicht so sehr ... Liebe Frau Stadträtin, wir können darüber reden, aber da werden die 40 Minuten jetzt nicht ausreichen. Es ist richtig, dass die Vereine, die als Platzerhalter einen Generalpachtvertrag haben, sehr wohl sehr wenig für die Nutzung pro Quadratmeter bezahlen, aber - und jetzt kommt es - dafür sind sie für den kompletten Strom, für das komplette Wasser, für das komplette Abwasser, für das Düngen, für den Grasschnitt, für den Platzarbeiter, für die Schneeräumung, für die Investitionen in die Maschinen und für den kompletten Betrieb selbst verantwortlich. Und das ist bei Weitem ein Betrag, der so manchen Verein an den Rand der Finanzierbarkeit treibt. Ich habe mir die Unterlagen mitgenommen - und offensichtlich fordern Sie es heraus -, um Ihnen einmal diese Zahlen, die tatsächlich aufgewendet werden, auf den Tisch zu legen: 

Jahreskosten Strom 3 912 EUR oder 53 830 Schilling, alte Währung, Jahreskosten Wasser und Abwasser, wobei beim Abwasser eine 90-prozentige Befreiung besteht, die erst jetzt zum Tragen kommt, 14 616 EUR, Schneeräumung 2 400 EUR über einen privaten Anbieter, der gleichzeitig Sponsor des Vereins ist und daher diesen günstigen Preis gewährt, Grasschnitt 1 450 EUR, Entsorgung über einen Sponsor, der diesen günstigen Preis gewährt, Dünger und Grassamen - da beißt sich die Katze in den Schwanz, denn natürlich musst du zuerst düngen und den Grasssamen aufbringen, damit du den Rasen dann wieder abschneiden kannst und beide Male musst du natürlich zahlen – 1 350 EUR, Betriebsmittel wie Dieselöle und so weiter 2 950 EUR, Personalkosten für 1 Platzarbeiter - vorher waren auf der Anlage, von der ich spreche, 3 Platzarbeiter, aber es ist auch mit einem zu schaffen – 31 220 EUR. Das heißt, ein Sportplatz ohne Spielbetrieb und ohne Sportutensilien kostet im Jahr rund 58 000 EUR ist gleich 796 693 Schilling. Da hat sich aber noch nichts auf dem Platz getan, außer dass er von einem Verein erhalten wird, der sich ausschließlich über Sponsorgelder und wenige Mitgliedsbeiträge finanziert und einiges an Unkostenbeiträgen für den Nachwuchs selbst finanziert. Die Unterstützung der Stadt Wien, diese 150 EUR pro Nachwuchsmannschaft ist gleich 1 350 EUR im Jahr, machen bei einem Budget von 58 000 EUR 0,023 Prozent aus! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich kann über diesen Betrag nicht einmal lachen! Das ist wirklich das Letzte! Das ist ein Almosen im Vergleich zu dem, was man einem auf der Straße sitzenden Bettler in den Hut wirft. 0,023 Prozent an Unterstützung für den Nachwuchs aus dem Titel „Nachwuchsförderung“! 

Jetzt noch so nebenbei die Schiedsrichtergebühren, von denen man auch betroffen ist: 1 104 EUR für die Bewerbsmannschaften - da kommen 50 Prozent vom Verband retour -, für die Nichtbewerbsmannschaften noch einmal 504 EUR, das sind zusammen 1 056 EUR. Also wenn man das von den 1 350 EUR abzieht, dann bleiben für das Jahr noch ganze 294 EUR übrig! Da kann ich mir jetzt aussuchen, ob ich damit ein Drittel vom Grasschnitt zahle, ein Drittel vom Dünger und vom Grassamen oder - ich weiß nicht - die Lohnsteuer für den Platzarbeiter für einen Monat. Das wird sich in etwa mit den 294 EUR ausgehen. Jahresförderung pro Spieler bei 174 Nachwuchsspielern: 7,75 EUR - eine ziemlich gigantische Summe! Diese Spieler sind von Montag bis Freitag im Schnitt drei bis vier Mal jeweils 75 Minuten unter Aufsicht am Platz, am Wochenende nochmals je nach Altersgruppe zwischen 50 und 90 Minuten bei den Spielen. Für diese 9 Mannschaften gibt es 17 Trainer beziehungsweise Co-Trainer, einen Torwart-Trainer, einen Masseur für Kampfmannschaft und Nachwuchs, weiters zwei Zeugwarte und eine administrative Jugendleiterin, großteils ehrenamtlich und noch unter Aufwand hoher Kosten, die sie persönlich mittragen. 

Und es ist jetzt nicht das Beschweren oder: „Mein Gott, der Austria gibt man das und uns vergisst man“, sondern es wäre schon ein Animo, einmal einen Topf zu haben, wo den Nachwuchsmannschaften einmal wirklich nachhaltig unter die Arme gegriffen wird. Es wäre aber vor allem für die Vereine, die Nachwuchsmannschaften haben und Nachwuchspflege betreiben, interessant, dass man ihnen bei den Kosten entgegenkommt.

Ich habe mir den Kostenvergleich mit anderen Bundesländern angeschaut, warum es dort funktioniert. Ich habe es leid, immer andere Bundesländer zitieren zu müssen, nur weil die Wiener offensichtlich nicht in der Lage sind, genügend Hirnschmalz in Anwendung zu bringen, um hier tatsächlich ein Paket zu schnüren, das den Titel „Nachwuchsförderung" wirklich verdient.

In Graz ist die Wassergebühr zwar mit 1 EUR, 1,531 pro Kubikmeter höher als in Wien, jedoch die Mannschaften, die Nachwuchsmannschaften haben, bekommen 50 Prozent Rabatt als Nachwuchsförderung.

In Linz wird auf den Wasserpreis 40 bis 60 Prozent Rabatt gewährt, je nach Anzahl der Nachwuchsmannschaften.

Der Grünschnitt wird in Graz kostenlos entsorgt. 

In Niederösterreich wird automatisch, egal, wie hoch die Netzbelegung ist und wie viel verwendet wird, der billigste Stromtarif in Anrechnung gebracht und keine Netzgebühr verrechnet.

In Tirol wird die günstigste Tarifstufe in Anwendung gebracht und auf diesen Preis 20 Prozent Rabatt gewährt.

Das sind Ansätze, wo man gemeinsam darüber diskutieren sollte, ob das nicht Sinn macht. Es gibt genügend Funktionäre in den Reihen der SPÖ, BV Kubik Präsident bei der Elektra, GR Niedermühlbichler Obmann bei Elektra, GR Reindl bei Stadlau, der BV Hohenberger Präsident bei Rennweg, der Herr Mag Schieder - jetzt im Hohen Haus und nicht mehr da - Präsident bei Austria 13 und sicher noch den einen oder anderen Funktionär, ehrenamtlichen Funktionär, in ähnlichen Funktionen. Reden Sie doch mit denen und alle werden Ihnen dasselbe bestätigen! Kollege Reindl redet eh und ich kann mir nicht vorstellen, dass er irgendwas anderes sagen könnte, wenn es um den FC Stadlau geht.

Aber noch ein paar Fragen, was die Absiedlung der Vereine betrifft, zum Beispiel ESV-Südost, weg von dort. Sie haben sich jetzt im Winter schon umgeschaut, wo sie ihre Heimspiele austragen können, weil der Platz in einem desolaten Zustand ist, sind aber weiterhin mit dem Training dort. Der FC Ajax - weg aus dem Horr-Stadion, wenn die Austria das übernimmt. Der FC 1980 Wien hat erst voriges Jahr von der Kocistraße ins Horr-Stadion übersiedeln müssen, nachdem dort die Ankerbrot ausziehen hat müssen, weil kein Platz mehr war, sind jetzt wieder zwei neue Vereine dort, aber soll mir recht sein, die müssen ja wo untergebracht werden. Aber sie müssen sich jetzt wieder eine neue Heimstätte suchen. Was als Mandatar des 10. Bezirks besonders bitter ist, ist, dass mit einem Schlag neun Spielfelder für Vereine verschwinden sollen und offensichtlich ausschließlich nur mehr für die Austria zur Verfügung stehen: Zwei am Koci-Platz - ein Rasenplatz, ein Kunstrasenplatz -, zwei am Südost-Platz, wobei der zweite am Südost-Platz kein Sportplatz ist, sondern eher einer Sandwüste gleicht, aber der eine ist bei einer ordnungsgemäßen Sanierung und Pflege durchaus zu halten und fünf Plätze auf der Verbandsanlage, davon ein, zwei, drei Rasenplätze, ein neuer Kunstrasenplatz neuester Generation und ein Kunstrasenplatz der vorhergehenden Generation, eine neu errichtete Tribüne am Platz 2 im Horr-Stadion, eine relativ neue Tribüne am Kunstrasenplatz im Franz-Horr-Stadion. All das verschwindet jetzt von der Wiener Fußballlandkarte. Es wird dort kein Nachwuchs- und kein Bewerbsspiel in den unteren Ligen und in den unteren Klassen mehr geben.

Was mich noch interessieren würde, aber mein Gott na, was sind schon 45 000 EUR bei diesen Summen, ist: Voriges Jahr, bevor die EURO nach Wien gekommen ist, wurde im Anschluss an den Platz 6 im Franz-Horr-Stadion, also im Bereich draußen bei den Parkplätzen, mit einer Subvention, die hier herinnen beschlossen wurde, um 45 000 EUR ein Fancourt errichtet, und jetzt weiß man nicht so ganz genau, was jetzt mit dem passiert: Nützt ihn die Austria-Akademie? Nützt ihn der Teil-Austria-Nachwuchs, der vom Stadion ins Horr-Stadion hinauf übersiedelt? Wird er, wie gewünscht, öffentlich zugängig gemacht? Da gibt es aber die Probleme mit den Nachbarn, die sich wegen des Lärms aufregen. Aber 45 000 EUR haben wir halt – ich befürchte es – beim Fenster hinausgeschmissen.

Es wäre aber vieles einfacher und es widerspiegelt schon ein bisschen die Diskussion auf den Sportplätzen und ich bin es der Austria nicht neidig, weil ich Austria-Anhänger bin und ich denke mir, vielleicht wird irgendwann einmal was. Jetzt haben wir einmal bei der Austria die Stronach´sche Zeit hinter uns gebracht. Schauen wir, was die Zukunft bringt. Ob die Akademie, die da errichtet wird, das Gelbe vom Ei ist, werden wir sehen. Aber dass nicht gleichzeitig tatsächlich massiv etwas für den Wiener Nachwuchs gemacht wird, das ist das, was die Leute magerlt und was die Leute ärgert. Und die Vereinsfunktionäre und auch die Eltern wissen um die Subventionskultur der Stadt Wien bei den Nachwuchsmannschaften. 150 EUR pro Jahr und Mannschaft im Vergleich zu 8 Millionen EUR für die Wiener Austria, die sind halt ganz schwer wegzudiskutieren und diese Diskussion will ich auch nicht führen. Wenn man von diesen 8 Millionen EUR nur 6,5 Prozent nimmt, dann würde das bedeuten, dass jede Nachwuchsmannschaft in Wien einmal im Jahr oder als Einmalzahlung 1 000 EUR bekommt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Frau Vizebürgermeisterin, Sie sind oft genug auf Sportplätzen. Sie sind oft genug bei Nachwuchsmannschaften und bei Nachwuchsspielen. Ich glaube, Sie könnten es sich am besten vorstellen, was passieren würde, egal, wenn man wo reingeht und plötzlich ein Verein für seine Nachwuchsmannschaften 1 000 EUR pro Jahr und pro Mannschaft bekommt. Der Jubel wäre unendlich. Es wäre endlich einmal etwas, was die Wiener Stadtregierung ordentlich auf die Füße gebracht hätte. 

Ich hoffe, dass Sie noch draufkommen, wie es funktioniert. So, wie Sie es tun, funktioniert es auf alle Fälle nicht! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Mag Reindl.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! 

Bevor ich auf meine Vorkollegen, die gesprochen haben, eingehen werde, möchte ich ein paar Worte zum Akt sagen.

Einerseits ist ja über den ESV-Südost heute hier ja schon mehrfach gesprochen worden. Ich möchte nur eines klarstellen: Die Sportanlage hatte einen Pächter, nämlich den ESV-Südost und war daher nie öffentlich zugänglich, Kollege Margulies. Ich kenne in Wien nur sehr wenige Sportvereine, die eine Verantwortung über eine Sportanlage haben und diese den freien öffentlichen Zugang ermöglichen. Wenn man die Anlage benutzen kann, dann sicherlich nur mit Bewilligung und Zustimmung des Vereins. Der Verein ist nicht einfach als öffentliches Gut anzusehen. 

Leider hat der ESV-Südost, das möchte ich auch sagen, seine Instandhaltungs- und Erhaltungspflichten etwas vernachlässigt und sogar die Sportanlage im Sommer 2008 als Campingplatz verwendet. Also man kann vielleicht sagen, kreative Geldbeschaffung, okay. Aber ich glaube, ein Sportplatz und ein Fußballplatz eignen sich bei Gott nicht für Camping, noch dazu, wo man weiß, wie sorgsam Camper zwar mit der Umgebung, wo sie sind, umgehen, aber wenn da Autos draufstehen oder Heringe in den Boden eingeschlagen werden, dann kann man sich ungefähr vorstellen, dass es da auch erhebliche Flurschäden gegeben hat und Kollege Kenesei hat es ja auch erwähnt. Daher ist auch der Pachtvertrag mit dem Verein gekündigt worden.

Ich möchte auch richtigstellen, es wird hier immer so getan: Na ja, eine Lizenzentziehung bei der Bundesliga, das ist ja eh nicht alles so genau und das steht ja nicht drinnen, dass es da ein Bundesnachwuchszentrum oder eine Akademie für einen Bundesligaverein geben soll. Das ist im Ausschuss schon von der Opposition gesagt worden und es ist auch heute hier gesagt worden. Ob es notwendig ist oder nicht, eine Akademie oder ein Nachwuchszentrum zu haben, liegt nicht in unserem Ermessen zu entscheiden. (GR Günter Kenesei: Ist ja nicht notwendig!) Das liegt nicht in unserem Ermessen zu entscheiden! Das ist eine (Aufregung bei GR Günter Kenesei.) freie Entscheidung der Bundesliga, die ein privatrechtlicher Verein ist. Die Bundesliga entscheidet, ob sie einem Verein die Lizenz gibt oder ob sie die nicht gibt. Wir als Politiker können nicht darauf einwirken und unsere Handlungsweise so auslegen, dass wir sagen: Für einen der besten Fußballvereine Österreichs wird die Bundesliga schon die Kann-Bestimmung anwenden und daraus nicht eine Muss-Bestimmung machen. (GR Günter Kenesei: Man braucht die Nachwuchsmannschaften!) Ich frage mich auch, Kollege Kenesei, warum hat dann Stronach keine Lizenz bekommen, wenn das eh alles so leiwand ist? (GR Günter Kenesei: Weil die Oberösterreicher die Lizenz haben!) Ja, ich wollte es ja nur sagen, ich wollte es nur festhalten. (Aufregung bei GR Günter Kenesei.) Es ist aber trotzdem im Ermessen der Bundesliga, ob eine Lizenz erteilt wird oder nicht. Und ich finde es auch gut so, dass der Sport hier in seiner Selbstverwaltung aktiv ist und ich halte auch nichts davon, dass die Wiener Austria in der Regionalliga spielt, weil sie keine Lizenz bekommt. Dieses Risiko kann man auch der Stadt Wien nicht zumuten, dass wir das eingehen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Und das ist ihr jetzt eingefallen!) Das ist der Austria nicht jetzt eingefallen, aber es hätte ja sein können, dass es mit Hollabrunn vielleicht noch in letzter Minute eine Einigung gibt. Ich meine, es dürfte ja Ihrer Aufmerksamkeit nicht entgangen sein, dass die Nachwuchsakademie der Austria in Hollabrunn war, dass diese zwar gekündigt wurde, aber dass es bis zum Schluss Gespräche gegeben hat, ob es hier vielleicht eine Weiterführung gibt oder nicht. Der Eigentümer der Akademie, der alte Neue hat sich anders entschieden und daher müssen wir jetzt handeln. Das ist das Gesetz des Handelns. Sie haben das Gesetz des Redens, wir haben das Gesetz des Handelns und das machen wir.

Wichtig ist auch, dass das Geld, das wir heute beschließen, nicht für den Profisport zur Verfügung steht, sondern rein in den Nachwuchs und in die Akademie geht. Wir wollen sicherstellen, dass das so ist und haben daher über die MA 51 auch einen externen befugten Berater beigezogen, der eine begleitende Kontrolle sicherstellt, sodass hier auch gewährleistet ist, dass das Geld eben nicht, wie hier von der Opposition behauptet wird, Subvention für die Austria ist oder Sponsoring ist, sondern dass es wirklich auch für den Nachwuchs und zur Errichtung dieses Nachwuchszentrums verwendet wird. 

Ich finde es auch sehr gut, dass das Nachwuchszentrum nahe dem Horr-Stadion ist. Das ist für den Verein gut, das ist auch für den Nachwuchs gut. Ich darf auch darauf hinweisen, weil wir hier heute ja zwei Treffen von den zwei Wiener Traditionsvereinen Sportklub und Vienna gesehen haben, man könnte die beiden bedauern, dass sie von der Freiheitlichen Partei so in, wie soll ich sagen, Geiselhaft genommen werden. Ich kann mich noch gut erinnern (GR Dr Herbert Madejski: Das hättest du dir ersparen können! Das hättest du dir ersparen können!), wie der Peter Westenthaler Klubobmann von den Freiheitlichen war und am Sportklubplatz beim Relegationsspiel gegen Lustenau vorgestellt wurde und ein zweiminütiges Pfeifkonzert erfolgt ist. (GR Dr Herbert Madejski: Das hättest du dir ersparen können! Das war nicht notwendig!) Also da wissen Sie ungefähr auch, was die Sportler und die Fans von Ihnen halten! 

Wir haben aber auch für die Vienna und für den Sportklub eine gleiche Strategie umgesetzt und in Nähe der beiden Vereine hier auch für den Nachwuchs ein entsprechendes Zentrum zur Verfügung gestellt. Das wird halt leider in der Diskussion gerne vergessen, aber es ist eben auch eine Tatsache, dass wir für die nächsten beiden starken Vereine in Wien, nämlich die Vienna und den Sportklub, hier bestmögliche Umsetzung haben. Wobei ich auch sagen möchte, weil Kollege Mahdalik den leider traurigen Fall der heruntergewirtschafteten Vienna angesprochen hat: Dafür war auch nicht die Stadt Wien verantwortlich, sondern Sportfunktionäre, die den Verein geführt haben. Ich möchte hier jetzt keine nennen. Wir wissen eh alle, wer dort verantwortlich war. Aber eines möchte ich schon sagen: So einen Präsidenten, wie die Vienna heute hat, nämlich Präsident Wala, der mit einem hervorragenden Team den Verein wieder dorthin geführt hat, wohin er gehört, nämlich an die Spitze des österreichischen Fußballes, den kann sich jeder Fußballverein in Österreich nur wünschen. Dafür ist von dieser Stelle hier auch von uns dem Präsidenten Wala und seinem Team, das den Verein so weit geführt hat, Dank und Anerkennung auszusprechen. 

Erfreulicherweise gibt es auch beim Sportklub große Bemühungen und man sieht es auch, was hier alles los ist, dass wirklich auch Nägel mit Köpfen gemacht werden und der Sportklub in eine sehr, sehr erfolgreiche Zukunft gehen wird, weil auch hier ein sehr, sehr gutes Team und eine sehr gute Führung für den Verein verantwortlich sind. (GR Dr Herbert Madejski: Die wechseln alle zwei Jahre!)

Weil hier auch der Vorwurf gekommen ist, wir vernachlässigen den Breitensport: Ich muss ein bisschen in Erinnerung rufen, was sich die letzten Jahre so in Wien abgespielt hat und wofür wir Geld ausgegeben haben. Wir haben in den letzten Jahren in Wien bei der Infrastruktur vorwiegend in den Breitensport investiert und fast wenig, man kann jetzt auch sagen, zu wenig, in den Spitzensport. Der Spitzensport hat seinen Stellenwert und bekommt auch das, was er braucht. Aber für den Breitensport haben wir eine irrsinnige Investitionsoffensive gestartet: 

Wir haben in den letzten 3 Jahren 30 Kunstrasenplätze der neuesten Generation errichtet. Ich darf erinnern, ein Investitionsvolumen von rund 16 Millionen EUR und davon sind alleine voriges Jahr 14 Plätze hergerichtet worden. 

Wir haben mit der Sport- und Fun-Halle in der Donaustadt inklusive der größten Kletterhalle Österreichs und der Volleyballakademie ein Investitionsvolumen von 4,5 Millionen EUR ausgelöst und alle, die sich die Sport- und Fun-Halle anschauen und die sich auch die Kletterhalle anschauen, können sehen, es ist hier ein voller Erfolg. Die Hallen werden gestürmt und es ist gut so, dass es so ist. 

Wir haben auch die Hohe-Wand-Wiese ausgebaut und dort in den Kinderbereich und auch in die Infrastruktur 1,3 Millionen EUR investiert. Auch das sei nicht unerwähnt gelassen. 

Wir haben bei der Albert-Schultz-Halle in eine freie Eisfläche, eine Freifläche, die im Winter für Eissport und im Sommer für Rollsport zur Verfügung steht, rund 800 000 EUR investiert. Das ist alles keine Investition in den Breitensport? Ich weiß schon, dass wir jetzt noch weitere 40 Millionen EUR in die Schultz-Halle investieren werden, weil diese Eisfläche auch überdacht wird. Das Projekt wurde ja vorige Woche vorgestellt, das sei ja auch nur am Rande erwähnt. 

Wir haben die Hohe Warte saniert und auch hier für den Nachwuchs für rund 3,5 Millionen EUR Investitionsvolumen Trainingsmöglichkeiten geschaffen. 

Wir haben für den Hockeysport, der in Wien traditionell sehr stark ist, 1 Million EUR in das Waldstadion im 17. Bezirk investiert. 

Wir haben auch ein American-Football-Trainingszentrum, das modernste und schönste in ganz Europa und das sage ich mit Stolz, weil es ein sehr, sehr toller Sport ist, der auch bei den Jungen sehr gut ankommt, im 11. Bezirk in der Ravelinstraße um rund 1,35 Millionen EUR errichtet. Ich meine, diese Beträge sind natürlich auch ohne Mehrwertsteuer, falls hier jetzt jemand nachrechnet.

Auch ein ganz interessantes Projekt ist der Skaterpark in Wien 14, in der Bergmillergasse, wo wir auch hier sehr breitensportwirksam und vor allem auch für die Jungen, die extrem gerne diese Anlage nutzen, investiert haben. 

Wir haben in Ottakring die Sport- und Fun-Halle neu gebaut, neu ausgerichtet. Wir investieren hier auch 4 Millionen EUR.

Die Polizeisportanlage, die auch von vielen Vereinen genutzt wird, ist um 1,4 Millionen EUR erweitert worden. 

Meine Damen und Herren, diese Investitionen wurden alle aus Sonderbudgets dotiert, von der Stadt Wien aus Sonderbudgetmitteln und sind daher auch dem Sportbudget zuzurechnen. Sie sind halt jetzt vielleicht nicht im Budget der MA 51 im Voranschlag drinnen, aber sie sind eben mit Sondermitteln dotiert worden. 

Genauso wie der Neubau des Eisringes Süds, wo neben Wohnbaumöglichkeiten hier auch ein sehr tolles Sportzentrum entstehen wird. Sie haben das Projekt ja vor Kurzem vorgestellt bekommen.

Voriges Jahr haben wir auch für die Dachverbände und für den Wiener Fußballverband ein Sportbudget in der Höhe von 2,5 Millionen EUR beschlossen und hiermit einen großen Investitionsimpuls gegeben. 

Erwähnen möchte ich natürlich auch das interessante Infrastrukturprojekt für Ankerbrot, das hoffentlich gut kommen wird. Für deine Sportanlage, Günter.

Wenn wir uns jetzt im Ländervergleich die Sportförderungen anschauen, dann darf ich den Sportbericht der Republik, Seite 181, zitieren, wo ausgeführt wird, dass die Stadt Wien 37,2 Millionen im Voranschlag für den Sport in Wien budgetiert hat. Der nächsthöhere war aus Oberösterreich mit 16 Millionen und dann folgten Kärnten und Niederösterreich mit rund 11 Millionen. Wenn wir dann noch die Investitionsanteile hinzurechnen und die Einwohneranzahl ansehen, dann kommen wir drauf, dass wir in Wien eine Sportförderung pro Einwohner, das heißt, vom Baby bis zum Greis, von 22,05 EUR haben. Nächstbeste ist Vorarlberg mit 15,76 EUR. Ich will sagen, wir liegen hier sehr gut. Natürlich kann es immer mehr sein, das ist schon klar. Ich verhehle auch nicht, dass ich natürlich auch viele gute Ideen hätte, wie wir die Sportanlagen und den laufenden Betrieb unterstützen könnten. Aber was gerade den Fußball betrifft, möchte ich schon eines sagen und das stört mich ein bisschen und ich weiß, ich bin nicht der Einzige, den das stört: Es ist halt schwierig, in einem Fußballverein zu unterscheiden, wohin das Geld wirklich geht: In die Förderung des Nachwuchses oder werden damit irgendwelche Spieler bezahlt? Ich weiß, das ist bei vielen Vereinen ein Problem. Auch hier ist Wien in Konkurrenz zum Beispiel mit den Umlandgemeinden, wo Fußballer, aus welchen Gründen auch immer, weitaus höhere Gagen bekommen, wo man sich manchmal fragt, wofür eigentlich, aber das System funktioniert einmal so, und wo wir in Wien natürlich auf Grund der Vielfalt der Vereine, aber auch des Sponsorings der Wirtschaft, das immer mehr zurückgeht, auch Schwierigkeiten haben. 

Aber eines muss schon sichergestellt sein: Wenn es in einem Sportverein Nachwuchsförderung gibt, dann muss sie auch in den Nachwuchs gehen und darf nicht in Spieler investiert werden, die dann geholt werden, um hier irgendwelche Utopien umzusetzen. Das ist ein Problem, das kennen wir, das kennt ein jeder in seinem Verein. Ich weiß auch, mit dem Kollegen Kenesei habe ich das schon öfter diskutiert, dass manche Spieler richtig unverschämt sind, wenn es hier in der ersten Mannschaft um Gagen geht. Wir beide sind, glaube ich, als Vereinspräsidenten Vorbilder, wie es auch mit weit geringeren Mitteln und mit viel Nachwuchs geht, wo wir auch sehr erfolgreich sind. Aber insgesamt gesehen ist das eine Entwicklung, wo ich glaube, dass sich auch der Wiener Fußballverband hier ein bisschen etwas Besseres, sage ich einmal, überlegen sollte.

Insgesamt gesehen, meine Damen und Herren, begrüßen wir das Nachwuchssportzentrum für die Austria. Ich möchte auch dem Wunsch Ausdruck verleihen, dass das Polgar-Gymnasium hier natürlich weiterhin in der Partnerschaft mit Austria Wien bleibt. Es war eine sehr gute Partnerschaft. 

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Kenesei zum Wort gemeldet.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich darf nur ganz kurz tatsächlich berichtigen: 

Es stimmt zwar, dass in Wien im Vorjahr 14 Kunstrasenplätze neu errichtet wurden, aber ich halte mir zugute, der Stadt Wien sparen geholfen zu haben, denn die zwei Plätze, die auf der Franz-Hölbl-Anlage errichtet wurden, wurden dankenswerterweise über einen Projektpartner privat finanziert und haben somit die Stadt Wien keinen Euro gekostet. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Am Wort ist Herr GR Mag Gudenus, bitte schön.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Gemeinderat!

Ich möchte in meinem Redebeitrag noch kurz appellieren, unseren Beschlussantrag, den der Kollege Toni Mahdalik eingebracht hat, zu unterstützen, nämlich für eine Kooperation von Schulen und Fußballvereinen und auch für knapp 8 Millionen EUR für weitere Fußballvereine in Wien eben zur Förderung der Nachwuchsarbeit im Wiener Fußballverband. 

Wir werden dem Akt auf jeden Fall zustimmen und sind ja der Meinung, dass hier nicht nur die Austria mit knapp 8 Millionen EUR gefördert werden soll, sondern eben auch andere Fußballvereine, deren es ja einige gibt wie zum Beispiel Vienna, Sportklub, FavAC, Simmering, Ostbahn 11 und so weiter. Es gibt halt einige, die eben unserer Meinung nach auch gefördert werden sollten, sich das auch verdient hätten und hier tagtäglich eine sehr idealistische Arbeit auch für die Nachwuchsförderung leisten. 

Ein anderer Aspekt erscheint mir auch wichtig, dass eben die Förderung für Breitensport, so wie für andere Fußballvereine auch, deswegen unerlässlich ist, weil wir eben eine Studie des Bundesheeres, die vor ein paar Wochen gemacht wurde, vorliegen haben, die auch Anlass zur Sorge gibt, weil Übergewicht mittlerweile eben zu einer, wie es in der Studie heißt, Epidemie geworden ist und der Anteil der Männer mit einem Gewicht von mehr als 100 kg in den letzten Jahren um mehr als das Doppelte gestiegen ist. Da müssen Gegenmaßnahmen in der Gesundheitsbildung ergriffen werden. Das Bewusstsein für Gesundheit und Bewegung und auch Ernährung fängt natürlich schon im Kindesalter an. Da haben natürlich die Sportvereine und vor allem auch die Fußballvereine eine maßgebliche Bildungsaufgabe, einem jungen Menschen eben auch dieses Bewusstsein mitzugeben. 

In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung auch für den Antrag des Toni Mahdalik und wir werden dem Akt auch zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn: Vorneweg, wir werden den Anträgen, nicht dem Poststück, der ÖVP und FPÖ zustimmen, wobei der Unterschied ja auch gerade mal 8 000 EUR ist, 7,92 Millionen EUR gegen 8 Millionen. Wir hätten auch einen einbringen können, noch einmal 80 000 drüber, auch das wäre gerechtfertigt gewesen. Wir werden beiden Anträgen zustimmen. 

Ich möchte beim Aktenstück selbst beginnen, weil es eine Diskussion darüber gegeben hat, was wir denn jetzt heute mit diesen 6,6 Millionen netto eigentlich bezahlen, ob das jetzt die Lizenz ist, ob das der Nachwuchs ist, ob das die Austria Wien kriegt oder ob das ein paar Nachwuchskicker bekommen, wie das jetzt sympathisch dargestellt wurde. 

Tatsache ist, vorne am Akt steht die Austria Wien oben, Subvention FK Austria Wien, fertig, das Geld hat kein Mascherl und wo das nachher hinfließt, ist eigentlich egal. Das fließt in dieses große Budget hinein und wird in dem Fall für etwas ausgegeben, was wir zwar für sinnvoll halten, aber es gibt dann schon eine Frage zu stellen: Wenn ich jetzt bei der Austria oder Rapid bin, weiß ich ja eines: Wenn ich diese Argumentationslinie durchziehe, um die Lizenz brauche ich mich nicht zu kümmern, da ist es egal, ob ich ein guter Vorsitzender bin oder sonst jemand, die Stadt Wien besorgt mir die Lizenz. Wenn ich das so höre, dann kommt es mir auch logisch vor, dass so gewirtschaftet wird. Da sitzt im Kuratorium der Bürgermeister und er weiß haargenau, es ist eh egal, woher das Geld kommt, die Lizenz garantiert am Ende die Stadt Wien. Das ist sehr praktisch. So würden viele Bundesligaklubs gerne geführt werden, weil es so leicht ist zu arbeiten. Das Geld ist draußen, die Sponsoren sind nicht mehr da, fertig, die Stadt springt ein. Gleichzeitig wird dort natürlich der Betrieb mit hohen Gehältern aufrechterhalten und sonst passiert ja nichts. Würde man das auf die Weltwirtschaftskrise umlegen, würden wir wahrscheinlich sagen: Leute, dort müssen wir irgendwas ändern. Dann geht das eben nicht mehr so, wie man es vorher gemacht hat. Jetzt haben wir in unseren Reihen auch Austrianer, nicht nur bei der Volkspartei, sondern auch bei den GRÜNEN und ich nehme an, bei allen Fraktionen. Also wird das nicht auf sehr fruchtbaren Boden fallen, wenn man sagt: Kürzt die Gehälter. Dann wird die Leistung noch schwächer, sage ich halt einfach so, vermutlich noch schwächer. 

Tatsache ist, es kann doch nicht sein, dass die Stadt Wien einfach sagt: Wir garantieren die Lizenz - das habe ich jetzt vorhin gehört -, vollkommen wurscht, was die dort machen. Noch dazu, wo dort Sozialdemokraten in hohen Positionen sitzen, angefangen vom Bürgermeister. Der Verein ist - das gilt auch für Rapid - durchdrungen von SPÖ-Politikern, die dort auch, bevor das öffentliche Geld fließt, auf die wirtschaftliche Gebarung zu schauen haben. Ich finde, es ist eine sehr, sehr einfache Angelegenheit zu sagen, jetzt ist der Stronach ausgestiegen und jetzt steigt Wien mit einem hohen Millionenbetrag ein. Es wäre dann alles in Ordnung, wenn wir sagen würden: Und sonst passt es mit der Sportförderung. Die Oppositionsparteien machen es sich zum Teil nicht leicht, nämlich die ÖVP und die GRÜNEN, denn wir wissen eh, was übrig bleibt, wenn man das in den Medien berichtet, nämlich eine Aussendung vom Kollegen Reindl, die dann natürlich auch leicht in die Medien dringt, nämlich: Die Oppositionsparteien kümmern sich nicht um den Nachwuchs. Als ob das so wäre. Das weiß doch ein jeder, dass das ein Quatsch ist. Selbstverständlich, es gilt wahrscheinlich für alle Fraktionen quer durchs Bundesgebiet, sind alle für den Nachwuchssport. Das wäre ja so, als ob man für Armut eintreten würde, also unsinnig. Alle sind für den Nachwuchssport und jetzt kommt es drauf an, wie man ihn organisiert. Bei dieser Diskussion bleibt das Abstimmungsverhalten im Ausschuss übrig: Die Oppositionsparteien sind gegen den Nachwuchs, fertig. Das ist in der Vorgangsweise unredlich. Da wir das kennen, haben wir auch vorher drüber geredet. Es ist nicht leicht, gegen eine Subvention für die Austria oder gegen eine Subvention für Rapid oder einen anderen Großklub in Wien - es gibt dann keinen weiteren Großklub, das wäre so, als wenn man öfters zum Sportklub geht - zu stimmen. Das ist nicht leicht, weil es so dargestellt wird, als ob man was gegen die Fußballvereine hätte. Und ich glaube, das nimmt mir ein Martin Margulies als Austrianer und ein Günter Kenesei ab, dass zumindest die zwei - und ich nehme an, das gilt für die beiden Fraktionen - nichts gegen die Austria Wien haben. Deswegen hätte ich gerne in dieser Frage eine Darstellung, die bei der Wahrheit bleibt. 

Die Freiheitlichen machen es sich ein bisschen leichter, denn die haben im Ausschuss gegen den Akt gestimmt, haben im Stadtsenat gegen diesen Akt gestimmt und sagen jetzt, natürlich stimmen sie dafür. Die Begründung habe ich trotzdem nicht verstanden, weil das Einzige, warum man dafür stimmt, ist, weil das schwer vermittelbar ist und man bei der Geschichte nicht übrig bleiben will. Das finde ich schade, weil man sich einmal durchgerungen hat, es ist eh mühsam. Bei der VIP-Tribüne im Horr-Stadion, beim Überdachen im Hanappi-Stadion, überall, wo die Millionen fließen, steht man dann immer da und sagt: Es ist gut und recht, den großen Sport zu fördern, aber wo ist das Geld für den kleinen Sport? Wo ist es? Wenn man die Verhältnisse nebeneinander legt, sagt man halt: Bei uns in Wien hast du eine sehr, sehr starke Förderung des großen Sports, wenn man so will, und eine sehr, sehr kleine. 

Der Günter Kenesei hat heute eine Rede gehalten, die von Anfang bis zum Schluss vor Zahlen gestrotzt hat. Bei jeder einzelnen hätten Sie sich genieren müssen und es haben ja auch viele weggehört und weggeschaut, völlig zu Recht, denn wenn am Schluss für einen Nachwuchsspieler 7 EUR im Jahr rauskommt - da gibt es nichts mehr zu sagen. Da gehört nur noch „Ohne Worte“ drunter geschrieben. 

Jetzt könnten wir sagen: Das ist leider überall so. Ist es aber nicht. Deswegen nur ein paar kleine Zahlen, die wir uns anschauen, weil ich gesagt habe, man muss ja immer wieder mal einen kleinen Vergleich machen, wie das bei anderen Bundesländern üblich ist. (GRin Nurten Yilmaz: Vergleichbar mit Wien?) Mir wäre auch lieber, wir würden drüber reden, dass es Wien am besten macht. So ist es aber nicht. Das gilt nicht nur für den Fußball, nicht nur für die großen und kleinen Vereine im Fußballbereich, sondern das gilt für den Breitensport insgesamt. Wenn in Wien über die MA 51 an die Vereine direkt, an die 2 000 Vereine, plus/minus 1,8 Millionen EUR ausgewiesen werden, das sagt die Chefin der MA 51, und umgekehrt der SVS Schwechat, der 5 000 Mitglieder hat, 1 Million EUR im Jahr kriegt, dann weiß ich, dass ich ein Missverhältnis habe. Dann sagt man: Okay, gut, Schwechat, das ist ein Sonderfall, die sind tatsächlich wahnsinnig stark. Kapfenberg gibt 17 Prozent vom Gemeindebudget für Sport aus. Gut, das geht in Wien nicht, aber 0,5 ist schon wenig. Das ist schon wenig. Gemeindeweit haben wir über den Gemeindeverband einen Schnitt von 4. Wir haben einzelne Regelungen, ich nehme einfach noch ein paar zu den Ausführungen dazu, die vorhin vom Kollegen gekommen sind: In Vorarlberg zahlen Vereine in der höchsten Spielklasse keine Reisekosten, die zahlen das selbst, die Wiener schon. In Vorarlberg sind sie zu 100 Prozent gedeckt. Die Kapfenberger habe ich aufgezählt. In Hall in Tirol, ein kleiner Ort im Verhältnis, eine kleine Stadt, Entschuldigung. Aber die Sportförderung ist mehr als vergleichbar: 560 000 EUR. 560 000 EUR! (Aufregung bei der SPÖ.) In Wien bleiben für die Vereine - und ich rede jetzt nicht von Fußballvereinen alleine, sondern ich rede jetzt von den Breitensportlern, von allen Sportvereinen -, für 2 000 Vereine 1,8 Millionen übrig. Das ist der niedrigste Satz von allen Bundesländern! So ist es. 

Jetzt kann man sich überlegen, ob man sagt, Wien ist eine Kulturhauptstadt und der Sport ist uns egal, außer dort, wo ein Event ist und eine Großveranstaltung, weil darum geht es bei der Austria und auch bei Rapid. Dort kann man sich auch sehen lassen. Das ist bei den kleinen Vereinen halt nicht so attraktiv. Das gibt nicht so viel her. Da mühen sich viele ab, auch aus der Sozialdemokratie, die Präsidenten sind alle aufgezählt worden. Wie schade, dass die Sportförderung insgesamt nicht viel, viel höher ausfällt. Es wäre ein Leichtes und es wäre auch leichter für Leute, die sich wirklich in diese Materie vertiefen, nachvollziehbar, wenn man so viel Geld ausschüttet wie in diesem Fall jetzt für die Austria, um sie am Leben zu erhalten. So drastisch ist es ja dargestellt worden: Keine Lizenz ohne Beschluss im Gemeinderat und zwar heute auf die Schnelle. So steht es drinnen. 

Jetzt nehmen wir einmal, das stimmt so, wie es im Akt steht und es muss ja stimmen, wenn der Bürgermeister hier quasi in Doppelfunktion tätig ist. Also wir müssen dem heute zustimmen oder wir bringen die Austria um. Das steht da drinnen. Mit einer Begründung, die vorher schon erklärt wurde, dieses Lizenzverfahren. So ist es nicht. Wenn man es schon, wie der Herr Reindl gesagt hat – na ja, jetzt muss man zwar nicht, aber wenn man es hat, ist es besser - und es steht nicht so genau drinnen, dann würde ich es aber auch nicht in den Akt hineinschreiben. Dem Akt entnimmt man: So muss es sein. Der Aussendung entnimmt man: So muss es sein. Nur, dann hätten wir keine Bundesliga mehr, weil wir eine Serie von Vereinen haben, die kein Nachwuchszentrum haben! Wir dürfen auch gar nicht so viele haben. Also müssen wir die Liga klein halten, weil es in Österreich nicht erlaubt ist, 30 zu haben, das ist nämlich begrenzt. Sie wollen nämlich nicht, dass in einem kleineren Bundesland fünf nebeneinander sind, was ja auch Sinn macht, dass man das einschränkt. Also diese Vorgabe ist technisch ja gar nicht möglich durchzuführen. 

Wenn man mit falschen Behauptungen im Akt arbeitet, wenn man daneben sieht, dass für die großen Vereine wieder viel Geld fließt und keines für die kleinen und wir könnten wahrscheinlich alle überlegen, wie wir bei diesen 8 Millionen oder 7,92 Millionen und den Anträgen, die von zwei Oppositionsparteien eingebracht werden, abstimmen, also wenn man denen zustimmen würde, dann könnten wir noch einmal darüber reden. Aber ich sehe in Ihren Gesichtern, dass Sie das Geld, das Sie haben, zu 100 Prozent rüberschieben, um eine Lizenz zu sichern. Und nicht vergessen: Das hat es vorher alles auch gegeben. Da hätte man sich drum kümmern müssen, dass man Sponsoren bekommt. Dort sitzen Leute drinnen, die den Zugang haben. Und da im letzten Moment herzukommen und Feuerwehr mit öffentlichem Geld zu spielen, das finde ich sehr schade. 

Wir werden heute noch Gelegenheit haben, bei sehr viel kleineren Summen darüber zu diskutieren. Dort spreizt man sich dann und da fließen die Millionen! Wenn vom Kuratoriumschef aufgezeigt wird, dann fließt das Geld. Der Bürgermeister sichert seiner Austria die Lizenz! Und wenn es Rapid oder die Austria nächstes Jahr nicht schaffen, nicht wegen dem Nachwuchs, sondern wegen sonstwas, und es springen halt alle Sponsoren ab, dann gibt es hier herinnen die Garantie: Dafür ist Geld da. 

In dem Ausmaß und in dieser Verteilung: Nein. Ja zur Wiener Austria. Ja zum Nachwuchs im Fußball. Ja zu einer Breitensportförderung, wie sie in anderen Bundesländern bereits existiert. Nein zu dieser Vorgangsweise, die die SPÖ hier gewählt hat! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Mag Anger-Koch.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte gerade bei meinem Kollegen Ellensohn weitermachen. Wir sind sehr wohl für die Nachwuchsförderung, genauso wie er es gesagt hat, und wir finden es auch gut, wenn sie da ist. Nur so, wie der Akt sich darstellt, sind wir eigentlich dagegen, dass hier nämlich unter dem Deckmantel der Errichtung einer Akademie Geld von der öffentlichen Hand zur Verfügung gestellt wird, um quasi die Lizenz zu erhalten, die eigentlich gegeben ist. Da können wir nicht zustimmen, weil der Akt insofern so nicht richtig ist. 

Richtig hingegen ist, dass man hier Nachwuchsmannschaften braucht, um die Lizenz der Bundesliga zu erhalten. Die hat die Austria und deswegen würde sie so oder so die Lizenz bekommen. Das nur zur Richtigstellung.

Was uns auch sehr wichtig ist und wir haben auch im Ausschuss damals einen Zusatzantrag gestellt, wo wir die gleiche Summe für alle Nachwuchssportarten fordern, dass sie dementsprechend auch 8 Millionen EUR als Förderung erhalten. Der wurde uns sofort abgelehnt. Ich werde heute diesbezüglich noch einmal einen Antrag einbringen, aber dazu später. 

Ich möchte hier noch meine Ausführungen machen, weil es uns eigentlich wichtig ist, dass Nachwuchsarbeit in den anderen Wiener Traditionsvereinen getätigt wird und dass unseren Forderungen nachgekommen wird, diese Vereine eben auch zu fördern und jetzt nicht nur Fußballvereine, sondern es gibt auch viele andere Vereine, die eigentlich gar keine Förderungen bekommen. Wir haben es heute schon gehört, gerade diese Randsportarten sind hier das Schlusslicht beziehungsweise haben nicht einmal die Möglichkeit, in den Genuss dieser Förderungen zu kommen, gerade wie am Wochenende eben die Leichtathletik. Die müssen sich ihre Hallenmeisterschaften eigentlich selber subventionieren. Das kann aber in einer Stadt, die sich mit Sport immer dementsprechend schmückt, nicht wirklich stattfinden, denn diese Vereine machen im Grunde genommen auch eine wunderbare Nachwuchsarbeit und fördern die Jungen. Hier werden Projekte, wo insbesondere Kinder in diversen Sportrichtungen gefördert werden, abgelehnt. Sogar Projektförderungen werden abgelehnt und nicht einmal wahrgenommen!

Wir wissen schon, dass die Stadt Wien nur auf Prestigeprojekte ein Augenmerk hat und nicht auf andere. Gerade diese Prestigeprojekte machen hier in Wien im Grunde genommen Spaß und alles andere wird negiert. Sie machen sich scheinbar absolut keine Gedanken über die Bewegungsarmut von Kindern und die damit verbundenen Folgeschäden im Gesundheits- und Haltungsbereich. Wir reden immer über Übergewicht und Aggressionsverhalten und genau da setzt aber der Sport an, den wir hier in Wien verstärken müssen. Wir von der ÖVP haben auch schon lange ein Sportstättenkonzept gefordert, das bis dato noch nicht umgesetzt wurde. Es wurde weder evaluiert noch wurde die Situation erhoben. Es wurde in diesem Bereich gar nichts gemacht.

Zurück jetzt zu meinem Beschlussantrag und zwar geht es um die Aufstockung der Mittel für Nachwuchssportförderung in Wien: 

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass die Nachwuchsförderung von Sportvereinen sowie die Förderung von NachwuchsspitzensportlerInnen signifikant um das Vierfache angehoben wird und ein Gesamtbetrag von 8 Millionen EUR einmalig für Infrastrukturförderungen für Sportverbände und Sportvereine bereitgestellt wird. 

Die sofortige Abstimmung wird beantragt.“ Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Vettermann, bitte.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Berichterstatterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Zu den Vorrednern und zur Vorrednerin. Beim Kollegen Gudenus muss ich sagen es freut mich, dass auch das Bundesheer Daten liefert, die zeigen, dass Sport eine wichtige Sache ist. Im Sinne von „Bewegung findet Stadt“ habe ich das eher als unterstützend wahrgenommen. Das mit dem Übergewicht soll ja tatsächlich nicht sein. 

Zum Kollegen Ellensohn. Ich meine, eines wurde ja klar gesagt: Kann und nicht muss, jetzt zu dem, ob die Lizenz erteilt wird. Richtig, man kann nur nicht erwarten, dass wir sagen, es kann schon sein, weil die Formulierung ist „Es muss nicht sein“ und warten wir ab, was passiert. Daher müssen wir und wollen wir hier handeln und das geschieht mit dem heutigen Akt ja auch. 

Es geht natürlich auch kein Geld in den Spielbetrieb und zu den Profis. Das wird von der Austria Wien selbst bezahlt. Es ist ja auch schon gesagt worden, dass die MA 51 eine begleitende Kontrolle hat, damit die Mittel tatsächlich auch für die Akademie eingesetzt wird.

Es ist übrigens auch kein Deckmantel, zur Kollegin Anger-Koch gesagt, sondern es ist ganz klar, wofür das Geld verwendet wird. Wenn man sagt, unter dem Deckmantel fließt das Geld - nein, es wird eben für die Nachwuchsarbeit und für die Akademie verwendet. Dass das in Hollabrunn nicht mehr klappt, ist ja bekannt und das erklärt auch die zeitliche Abfolge. 

Eine Diskussion haben wir ja immer, da will ich eben nur einige Zahlen bringen, weil diese ja eigentlich von allen Parteien unbestritten akzeptiert sind, dass man sagt, wir sind eh für Nachwuchsarbeit, wir freuen uns auch, dass das mit der Austria klappt und dass die eine Nachwuchsarbeit machen und es wird sicher gut sein, dass das in der Akademie ist, weil da auch gleichzeitig eine andere Ausbildung für die jungen Menschen stattfindet und dass das in einer Zusammenarbeit passiert. Das wird ja prinzipiell nicht in Frage gestellt, aber man sagt: Okay, alle anderen sollen auch was bekommen und warum gibt man nicht mehr, mehr, mehr, mehr? In einer bunten Abfolge wurde ja auch schon gesagt, dass wir im Ländervergleich bei Weitem führen, wenn man sich das im Sportbericht der Republik anschaut, den Sie eben verglichen haben, wo wir weit vor allen anderen Bundesländern sind. 

Was Sie, zum StR Ellensohn gesagt, dazu rechnen, was aber natürlich sehr unterschiedlich ist, ist, was die Gemeinden in den einzelnen Bundesländern zusätzlich geben. Das ist mal so, mal so, mal so und daher in einen nicht ganz klaren Vergleich zu bringen. Dazu muss man noch etwas sagen, dass wir in Wien erstens bei Weitem führen und zweitens – und das ist ja auch schon vom Kollegen Reindl kurz aufgezählt worden - sind in den letzten Jahren in den Breitensport ebenfalls 35 Millionen EUR investiert worden. 

Jetzt wieder hauptsächlich zur Kollegin Anger-Koch gesagt, nämlich außerhalb dieses schon im Ländervergleich höchsten Budgets, indem wir eben in andere Dinge auch noch investiert haben, von den 30 Kunstrasenplätzen bis zur Sport- and Fun-Halle in der Donaustadt und die Hohe-Wand-Wiese. (StR David Ellensohn: Das freut mich aber!) Was freut Sie da? Wenn Sie sagen, es soll nicht immer nur Fußball sein, sondern andere Sportarten auch und jetzt sage ich, welche, sagen Sie: Nein, genügt nicht. Genügt schon, passt ja, nicht? Es wurden hier auch in andere Sportarten 35 Millionen EUR investiert, die nicht – die Kunstrasenplätze schon, aber alle anderen Punkte, die ich jetzt aufgezählt habe wie das Hockey-Waldstadion, American Football, die Sport- and Fun-Halle in Ottakring oder auch der Ausbau der Polizeisportanlage. Also all das zeigt ja, dass wir zusätzlich auch mehr Geld mobilisiert haben und daher diese Aufrechnung, die gewohnheitsmäßig passiert - kaum kriegt einer der großen Vereine etwas, sagt man, bei allen anderen kleinen Vereinen muss ebenfalls etwas kommen -, so nicht stimmt. 

Alles in allem bleibt übrig: Wir führen im Ländervergleich und wir haben in allen anderen Sportarten, den Breitensport fördernd, ebenfalls viele Investitionen getätigt. Und heute geht es darum, wie man zur Nachwuchsarbeit und zur Akademie steht. Nachdem es hier eher einen positiven Grundkonsens gibt, freue ich mich, wenn wir das dann abstimmen. Es wird ein positiver Schritt für die Nachwuchsarbeit und für die Fußballakademie geben und das stellen wir mit dem heutigen Beschluss sicher. Das wird auch ein guter Schritt für den Wiener Fußball sein, vor allem für die Zukunft, weil es da um Jugendarbeit geht. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Dr Aigner.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Notwendigkeit von Nachwuchsarbeit kann man ja hier außer Streit stellen. Es geht nicht zuletzt auch um die Art und Weise, wie Sie hier mit diesem Hohen Haus und auch mit dem zuständigen Ausschuss umgehen. 

Ich bleibe dabei, ich ziehe eine Parallele zur Sache der Fan-Zone, wo man drei Wochen vor dem „überraschenden“ Start der EURO einen wenige Zeilen dicken Akt bekommt, dass man 7 Millionen EUR für eine Ersatz-Fan-Zone braucht ohne irgendeine Kostenschätzung und man ein dreiviertel Jahr später immer noch keine Abrechnung hat. 

Auch dieser Akt ist an Dürrheit und Dürftigkeit kaum zu überbieten. Es wird hier ein Betrag angesetzt und es wird Bezug auf ein Konzept genommen, das es geben soll, das aber dem Ausschuss nicht vorgelegt wird. Jetzt frage ich mich: Auf welcher Basis sollen wir hier Entscheidungen treffen? Jeder Verein, der 3 000 EUR aus dem Jugendressort für eine Veranstaltung bekommen möchte, muss seitenweise ausfüllen, was er mit den 3 000 EUR vorhat. Es muss sofort abgerechnet werden. Und bei 6,6 Millionen EUR ist man so großzügig! Allein das zeigt schon, wie hier Dinge, die offenkundig im höheren Interesse der großen Politik liegen, durchgepeitscht werden sollen. 

Ich zitiere den Kuratoriumsvorsitzenden der Austria, unseren Herrn Bürgermeister, der bei der letzten Meisterschaftsfeier der Austria vor einer größeren Menschenmenge gesagt hat: „Lasst mich jetzt in Ruhe die Grundstücke kaufen. Dann geht es los mit dem Stadionbau in Rothneusiedl.“ Das ist irgendwo so die Haltung, ja? Jetzt lasst mich in den Steuertopf greifen und die Lizenz der Austria ist da, so sie denn überhaupt je in Gefahr gewesen ist. Ein Bürgermeister von Wien muss doch andere Möglichkeiten haben, als den direkten Griff in den Steuertopf. Es muss für einen durchaus erfolgreichen Fußballverein doch andere Möglichkeiten geben, die Nachwuchsarbeit auch sicherzustellen, als einfach in das Jugend- und Sportbudget hineinzugreifen!

Und auch wenn Sie es jetzt in dem Zusammenhang immer wieder negieren wollen: Woher kommt das Geld? Das Geld kommt aus der Schulbaurücklage! Wir hören bei jeder Budgetdebatte ... (GR Mag Thomas Reindl: Sie haben im Ausschuss schon gehört, warum das so ist! Sie haben das schon gehört!) Ja. Herr Kollege Reindl, wir hören bei jeder Budgetdebatte, dass das Budget in Zahlen gegossene Politik ist. Und wann immer man einen konkreten Finanzstrom hinterfrägt, dann kriegt man stereotyp zur Antwort: Ja, das Geld hat ja kein Mascherl, das ist ja im Prinzip egal. Dann frage ich mich: Warum nehmen Sie das Geld nicht aus dem Werbebudget der Stadt Wien, wenn es eh egal ist, woher es kommt? Nein, es kommt aus der Schulbaurücklage! Und wenn wir den Grundsatz der Budgetwahrheit und der Budgetklarheit haben, dann muss es doch da dahinter auch einen Geldfluss geben. (Große Aufregung bei GR Mag Thomas Reindl.) Es kann doch nicht sein, dass wir die Rücklagen dotieren und dann das Geld für andere Zwecke verwenden! Also hier zeigen Sie eigentlich schon, dass Sie Ihre eigenen Budgetgrundsätze in keinster Weise offen legen. 

Letzten Gemeinderat hatten wir eine lange Debatte über die Sportmehrzweckhalle, wo eben solche Randsportarten - und die Qualifizierung als Randsportart nehmen Sie ja selber vor: Was geben Sie für den Profisport aus? Was kriegt der Breitensport? Was kriegt der Fußball? Was kriegen andere Sportarten? Und wenn Sie sich das Landesgesetzblatt des Landes Wien anschauen, da gibt es vom Landessportrat eine ganze Fülle von Sportarten: Was bekommen denn die anderen? Ich erinnere Sie nur daran, welche Streitereien es gibt, damit erfolgreiche Schwimmer eine Bahn im Stadthallenbad reserviert bekommen. Und da sind wir wirklich erfolgreich und Schwimmen ist weltweit bei Gott keine Randsportart! 

Der Herr Kollege Ellensohn hat das auch schon angesprochen. Ja, ist das jetzt die Generalhaftungserklärung, dass die Stadt Wien Lizenzierungsbestimmungen übernimmt? Müssen wir vielleicht in kürzerer Zeit im Gemeinderat beschließen, wenn der Herr Bürgermeister vielleicht einen Spieler sponsert? Kommt das dann auch in den Gemeinderat? Also hier wäre es schon einmal an der Zeit, sich Gedanken darüber zu machen, in welcher Art und Weise der Profisport gefördert wird. Welche Profisportarten gibt es? Es gibt ja nicht nur den Fußball. Wir sind vielleicht in anderen Sportarten erfolgreich. Und welche so genannten Randsportarten, die halt abseits des normalen Förderungsdschungels sind, bekommen Geld der Stadt Wien? 

Meine Damen und Herren, allein schon vom Formalen - und die Austria hat ja das Konzept, aber es wurde uns nicht vorgestellt, allein wie dieses Subventionserfordernis begründet wird - und das fehlende Gesamtkonzept machen es uns unmöglich, diesem Akt unsere Zustimmung zu erteilen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegt keine weitere Wortmeldung mehr vor. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. Wir kommen daher sofort zur Abstimmung. 

Wer für das Geschäftsstück ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei FPÖ und SPÖ fest, damit ist der Antrag mehrstimmig beschlossen. 

Ich habe nun drei Beschlussanträge zur Abstimmung zu bringen. 

Ich beginne mit jenem der FPÖ. Hier ist in formeller Hinsicht die Zuweisung beantragt. Wer für den Antrag der FPÖ ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Einstimmigkeit fest. Die Zuweisung ist beschlossen. 

Der Antrag Nummer 2 ist von den GRÜNEN. Hier wird die sofortige Abstimmung beantragt. Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier gibt es die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und den GRÜNEN. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. 

Ich komme nun zum Antrag der ÖVP. Auch hier wird die sofortige Abstimmung beantragt. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Es gibt die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und den GRÜNEN. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. 

Wir kommen zur Postnummer 7 der Tagesordnung, Aufstellung sowie Abbruch von Mobilklassen. Berichterstatterin ist Frau GRin Mag Kato. Ich bitte Sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sonja Kato: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Das Wort hat Herr GR Mag Gudenus. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Aufstellung von diversen Mobilklassen im Jahre 2009 sowie Abbruch von bestehenden Mobilklassen diskutieren wir jetzt als vorliegenden Akt. Es sollen also heuer wieder in einigen Schulen in Wien Containerklassen aufgestellt werden. Mittlerweile haben in Wien schon 33 Schulstandorte Containerklassen als Dauereinrichtung. Ich weiß, die Schulverwaltung sieht eben keinen Unterschied zur Tiefbauweise, aber 2 000 Wiener Volksschüler müssen im Container lernen und das ist auch ein symptomatisches Bild für die Schulpolitik, für die Bildungspolitik in Wien. Container stehen ja meistens bei einer Baustelle und die Bildungspolitik in Wien ist ja nichts anderes als eine Baustelle. Zu diesem Punkt möchte ich später noch zu sprechen kommen. 

Es sollten eigentlich diese Containerklassen eine absolute Ausnahme sein. Aber ganz, ganz klar zu erkennen, erklärt die Wiener Stadtregierung diese Unart jetzt zu einer Regel, macht sie zu einem Regelfall und die Schüler müssen in behelfsmäßigen Containern unterkommen. Man sieht ja, dass die Pavillons für Container zu einem fixen Bestandteil der Wiener Schulpolitik geworden sind. Und ich möchte auch den Meldungen der Frau GRin Jerusalem vollkommen recht geben und auch den anderen Politikern, die sich hier kritisch gemeldet haben. Sie vermitteln den Eindruck einer Käfighaltung, da kann ich Ihnen nur recht geben. Diese mobilen Klassen, diese Container sind um 10 m² kleiner als Klassenräume und der Bewegungsraum wurde eben eingeschränkt. Nur wenige der 153 Container weisen tatsächlich den neuesten Stand der Technik in Bezug auf Wärme, Schall und Brandschutz auf, auch wenn hier im Akt gesondert darauf hingewiesen wird, dass sie eben den neuesten Stand der Technik aufweisen sollen. Die SPÖ-Stadtregierung hingegen wehrt sich gegen die Kritik, völlig unverständlicherweise. Dabei ist es doch bitte eine Grundaufgabe, auch für Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren, hier für eine nachhaltige Lösung zu sorgen, was den Schulausbau betrifft, was die Renovierung von Schulbauten, die Renovierung von Bildungseinrichtungen betrifft. Da haben Sie in den letzten Jahren, meine sehr geehrten Damen und Herren von der roten Fraktion, ein völliges Manko hinterlassen. Das wird sich hier in den nächsten Jahrzehnten leider auch negativ auswirken, nicht nur für die Bildung, was schon schlimm genug ist, sondern auch für das Wahlergebnis bei der nächsten Wahl. Das ist für uns weniger schlimm, das ist für die Wiener weniger schlimm, denn wir werden uns dann weniger mit Ihren Ideen im Bildungsbereich herumstreiten müssen. Aber es ist schon mal schlimm genug, dass hier die Schulklassen in Container hineingepfercht werden, die eben weniger Platz bieten und nicht barrierefrei sind, dass sie pädagogisch mit normalen Klassen nicht gleichzusetzen sind und eine um 50 Prozent geringere Wärmedämmung haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, man gewinnt hier den Eindruck, als würde dem Bürgermeister der Schulbereich immer mehr und mehr entgleiten. Wir haben ja schon in den letzten Jahren und in den letzten Sitzungen immer wieder über den Bereich Bildung diskutieren müssen, zum Beispiel, was desolate Schulklassen betrifft, wo ja den Kindern und Lehrern die Decke regelrecht auf den Kopf gefallen ist. Wir haben immer wieder über den Zustand diskutieren müssen und dass das Bildungsniveau sinkt und sinkt und sinkt, nicht zuletzt wegen der völlig verfehlten Integrationspolitik, die Sie hier zu verantworten haben, dass sich Deutsch als Sprache in der Schule vollkommen auf dem Rückzug befindet, dass die PISA-Studie und viele andere Studien, die hier national und international gemacht wurden, ganz klar zeigen, dass das Bildungsniveau vor allem in Wien gesunken ist und ein Drittel der Pflichtschulabgänger Probleme beim Lesen, beim Schreiben und beim Rechnen hat.

Auch die Bildungsministerin Schmied hat unlängst in einer Pressekonferenz ganz klar gesagt, sie gibt zu, sie stellt dem Wiener Schulsystem ein sehr schlechtes Zeugnis aus. Symptomatisch für den Zustand des Bildungssystems in Wien insgesamt sind sinnbildlich eben Containerklassen, wie bei einer Baustelle Container für die Schulklassen, für die Schüler, die in den Pflichtschulen lernen wollen, aber nicht die geeigneten Voraussetzungen vorfinden. Das, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist eine der vielen Verfehlungen in Ihrer Bildungspolitik! Das wird Ihnen nächstes Jahr mit Sicherheit auf den Kopf fallen! Wir werden genau dieses Thema bis zur Wahl immer intensiver ansprechen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr. - Bitte schön.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich begrüße auch jene, die im Internet zusehen, zuhören und diese Diskussion verfolgen.

Es geht in dem Geschäftsstück darum, dass erneut 20 Container bei Schulen aufgestellt werden, und zwar in vier Bezirken. Es handelt sich um die Bezirke 10, 11, 14 und 23. Das sind jene, die ohnehin schon sehr viele Container bei ihren Schulen stehen haben, wo ich mich frage, was eigentlich diese vier roten Bezirksvorsteherinnen und Bezirksvorsteher dazu sagen, dass sie mit diesen Containern immer wieder beglückt werden. Wehren sich die nicht? Wollen die keine normalen festen Schulen, keine Zubauten, keine Erweiterungen? Sind die tatsächlich zufrieden mit den Containern? 

Wenn wir uns die Lage Wien-weit anschauen, ist das natürlich in solch einer Diskussion auch interessant, denn man will schließlich feststellen, ob es sich um Ausnahmen und Notlösungen handelt oder das Containerwesen - oder Containerunwesen - mittlerweile zum Normalen geworden ist und man es tatsächlich anstelle von fest gebauten, neu errichteten Schulen verwendet. Diese Frage gilt es in dieser Diskussion auch zu klären.

Wir haben in Wien 172 Container aufgestellt, und das seit Jahrzehnten. Bei vielen Schulen stehen sie tatsächlich jahrzehntelang. Wir können also davon ausgehen, dass sich rund 4 000 bis 4 300 Schülerinnen und Schüler in derartigen Containern wiederfinden. Sieben Schulen in Wien - ich glaube, es sind sieben, sollte es eine mehr oder weniger sein, korrigieren Sie mich bitte - bestehen zur Gänze aus Containern. Das heißt, man hat, anstelle Schulen zu errichten, tatsächlich Container hingestellt und bezeichnet das jetzt als „Schule der Stadt Wien". Das steht auch so drauf.

Ich möchte in meiner Rede begründen, warum die GRÜNEN gegen Container als Dauerlösung sind. Ich füge hinzu, selbstverständlich kann es passieren, dass man da oder dort als Notlösung, als Übergangslösung vielleicht einige Container aufstellen muss, das ist unbestritten und das kann immer passieren. Aber wogegen wir uns wenden, ist das systematische, jahrzehntelange Stehenlassen von Containern, wo es nachweislich keine Übergangslösung, keine Notlösung, sondern eine Dauerlösung ist, mit der sich die Eltern, die LehrerInnen und die Schülerinnen und Schüler zufriedengeben sollen.

Der erste Grund, der massivst gegen Container spricht, ist, dass sie kleiner sind als eine normale Klasse. Sie halten sich natürlich nicht an die Raumvorgaben und die Raumplanung, die die Stadt Wien selbst in ihren Richtlinien vorgibt, weder was die Größe anlangt noch was diese Zwischenklassen angeht, die als Bewegungsräume immer für zwei Klassen zur Verfügung stehen. Für die Kinder hat das zur Folge, dass sie noch beengter sind, als das in einer normalen Schulklasse bereits der Fall ist.

Der zweite Punkt bezieht sich auf die Pädagogik. Da möchte ich Ihnen jetzt einen Satz zitieren. Jene, die sich im Schulbau etwas besser auskennen oder auch nachgelesen haben oder schon länger im Haus sind, werden diesen Satz vielleicht erkennen, aber Sie können raten: „Künftige Schülergenerationen sollen in Schulen unterrichtet werden, in denen die architektonische Gestaltung im Einklang mit zukunftsorientierten schulpädagogischen Anforderungen steht." - Dieser Satz ist eine Leitlinie der Stadt Wien. Man sollte es nicht für möglich halten, aber es ist tatsächlich eine Leitlinie der Stadt Wien! Und zwar ist es der Leitsatz des Schulbauprogramms 2000. Dort steht das so drinnen. Es geht jetzt darum, die Frage zu stellen, und Ihrerseits dann auch zu beantworten: Ist es möglich, dass in Containern eine Pädagogik stattfindet, die sich tatsächlich im Einklang mit zukunftsorientierten schulpädagogischen Anforderungen befindet? - Meiner Meinung nach ist die Antwort sehr einfach: Nein! Auf so beengten Verhältnissen in Containerräumen kann sicher keine zukunftsorientierte Pädagogik stattfinden!

Wir haben, auch von der SPÖ immer wieder völlig unbestritten, bei Podiumsdiskussionen wiederholt darauf hingewiesen, dass der Schulraum heutzutage nicht mehr nur ein Lehrraum, sondern ein Lebensraum für die Kinder ist. Lebensraum Container - ist das Ihr Ernst? Das soll der Lebensraum der Kinder sein, die in die Schule gehen? Der soll in einem Container stattfinden? Hier sollen sich die Kinder mit ihrem Schulraum, mit einem Container identifizieren? Das kann doch wohl nicht Ihr Ernst sein! 

Ich wundere mich immer, dass StRin Laska die Container nicht nur als Notlösung verteidigt, wofür ich Verständnis hätte, sondern betont, dass das eine gute Lösung ist, dass Sie zu den Containern steht und dass es richtig ist, mit Containern im Schulbau zu arbeiten. Ich kann mich noch sehr gut an die vehemente öffentliche Auseinandersetzung zwischen StR Hannes Swoboda, der immer die Architekturschule in den Vordergrund gestellt hat und für diese Architekturschule eingetreten ist, und auf der anderen Seite StRin Laska erinnern, die immer auf der Seite einer Einheitsschule, einiger Prototypen, die man da und dort hinstellen kann, zu finden war. Wenn man jetzt die Lage bei den Containerschulen betrachtet, kann man sagen, Laska hat gewonnen. Es gibt jetzt diese Einheitsschule auf unterstem Niveau in Form einer Containerschule. Die GRÜNEN bedauern das sehr. 

Wenn wir in der modernen Pädagogik vom Schulraum als drittem Erzieher, auch wiederholt auf Podien und bei Podiumsdiskussionen, sprechen, dann würde ich mir gerne anhören, wie die SPÖ das jetzt argumentiert, Schularchitektur als dritter Erzieher in Containerklassen oder Schulraum als Lebensraum. Da würde ich Sie bitten, dass Sie sich dazu heute ein kleines bisschen äußern.

Der Vorwurf, den wir Ihnen machen, ist, erstens sind die Klassen zu klein, das ist ein viel zu beengter Lebensraum für die Kinder, und zweitens sind es nicht Not- und Übergangslösungen, sondern es sind längst Dauerlösungen. Sie halten das eigene Schulraumprogramm und Ihre eigenen Leitlinien nicht ein und stellen in die Stadtentwicklungsgebiete, wo Sie wissen, dass jeder hinschauen wird, Aspern, Aspang, Nordbahnhof, Monte Laa, schöne neue Prestigeobjekte hin. Die GRÜNEN stimmen auch immer zu, wir sind dafür. Aber dort, wo Sie der Meinung sind, es schaut niemand hin, stehen dann die Container. Billiger geht es wirklich nur noch im Zelt oder aus Wellpappe oder wenn Sie irgendwelche gemieteten, gebrauchten Container herbeizaubern.

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der SPÖ, wir halten das für eine verfehlte Schulraumplanung! Wir sind der Meinung, dass keine Kinder in Containern sitzen sollen. Wir sind auch der Meinung, dass die Kinder in Wien gleich behandelt werden sollen. Man kann nicht die einen in Prestigeobjekten unterbringen und die anderen ganz absichtlich in die Container hineinsetzen. Da bedarf es so etwas wie Fairness und Gleichbehandlung der Kinder. (Beifall bei den GRÜNEN und von GR Dr Wolfgang Aigner.)
Ich habe jetzt begründet, warum wir GRÜNEN gegen die Container stimmen. Ich möchte noch einige wenige Sätze zur Nachmittagsbetreuung an Schulen und in Horten anmerken.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, so wie das in der Bendagasse geschehen ist oder auch an anderen Schulen manchmal geschieht, dass man über die Eltern drüberfährt und sie vor vollendete Tatsachen stellt, geht das einfach nicht! Man muss rechtzeitig informieren, man muss ausführlich mit den Menschen reden und man muss Qualität sicherstellen! 

Beim Stichwort Qualität wird sich in den nächsten Jahren an den Wiener Schulen in der Nachmittagsbetreuung dringendst etwas tun, etwas verbessern müssen. Ich denke, man wird den Eltern zwei Dinge garantieren müssen: Das eine ist Nachmittagsbetreuung auf einem hohen Qualitätsniveau. Das muss sichergestellt werden und das geht sicher nicht ohne 40-Stunden-Verträge für die Menschen, die in der Nachmittagsbetreuung tätig sind. Ohne das wird es nicht gehen. Ich denke, diese Veränderungen sollten so rasch wie möglich herbeigeführt werden.

Was wir auch nicht für richtig halten - ich sage es gleich jetzt - ist, dass von der Gemeinde Wien Stunden in der Nachmittagsbetreuung offensichtlich wieder gestrichen werden sollen, das heißt, dass man Ressourcen wieder herausnimmt. Auch dagegen sind wir explizit. Ich denke, wir sollten uns in der nächsten Zeit über diese Nachmittagsbetreuung tatsächlich ausführlich unterhalten. Ich hoffe, dass das auch möglich sein wird! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Stiftner. - Bitte schön.

GR Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, bei diesem Poststück auf einen Missstand hinzuweisen. Ich werde versuchen, ihn noch zu verhindern. Es betrifft - wir haben es heute in der Fragestunde erlebt - die etwas ungeschickten Antworten der Frau Vizebürgermeisterin zu den geplanten Schließungen der Horte, vor allem in Liesing, die aber in ganz Wien geplant sind. Ich denke, es steht heute nicht nur die Bildungspolitik als solche - und wir haben es gerade in der Diskussion der Containerklassen erlebt, die fortgesetzt werden wird -, sondern vor allem die gemeindepolitische Glaubwürdigkeit der Mehrheitsfraktion einmal mehr zur Disposition, denn es ist Ihnen sicher nicht abzustreiten, dass Sie erkannt haben, sehr geehrte Damen und Herren der SPÖ, dass Kinderbetreuung ein wichtiger Punkt ist. Gratulation, dass Sie das in der Zwischenzeit erkannt haben! Nur die Vorgehensweise, wie Sie das Thema angehen, zeigt einmal mehr, wie wenig Interesse Sie haben, nachhaltig und zum Wohle unserer Kinder zu agieren! Sie verlassen nämlich mit Ihren Entscheidungen, Ihren Aktionen den Konsens, wonach Bildung ein transparentes, öffentliches Gut sein sollte! Sie betrachten es einmal mehr als Manövriermasse, wo Sie den Konsens der Bildungspolitik ganz allgemein in Frage stellen. 

In diesem Zusammenhang lassen Sie mich festhalten, dass die Frage, welche Ausbildung junge Menschen in der Stadt bekommen - und das umfasst für mich auch die Nachmittagsbetreuung, auch das ist eine pädagogische Einrichtung -, ein Schlüsselfaktor für die Zukunft dieser Stadt, für die soziale Entwicklung in der Stadt ist und auch die Lebensqualität und soziale Sicherheit in dieser Stadt entscheidet, etwas, was Sie bei dieser Nachmittagsbetreuung nun einem einzelnen Verein überantworten wollen. 

Ich möchte die Qualitäten dieses Vereins, die ich nicht beurteilen kann, nicht im Vorhinein kritisieren, auch wenn es sich herausgestellt hat, dass es ein sehr enges Naheverhältnis zu einem sehr hohen Repräsentanten der SPÖ gibt, der in politisch aktiver Funktion diesem Hause angehört. Aber die persönlichen Verflechtungen sind für mich nicht der Hauptpunkt der Kritik, wiewohl es natürlich die Optik trübt. Der Hauptpunkt ist, um welche Qualität der Pädagoginnen und Pädagogen es geht und um welche Qualität es im Vergleich zur vergangenen Hortbetreuung, im Bereich der Nachmittagsbetreuung, geht.

Ich möchte hier einige Punkte aus der Fragestunde herausgreifen. Die Frau Vizebürgermeisterin und Stadträtin für Bildung und Jugend ist leider nicht mehr anwesend! (GR Franz Ekkamp: O ja!) - Pardon, sorry! Ich habe Sie nicht gesehen! Sorry, das war ein Missverständnis! Dass Sie hier zuhören, ehrt uns natürlich! Dass Sie aber diese Wahlmöglichkeit den Eltern nehmen und der Hort eine gute Einrichtung ist, Sie aber jetzt alternativ eine Einrichtung schaffen wollen, die qualitativ schlechter ist, ist einfach nicht einzusehen. Klar ist, Frau Vizebürgermeisterin, und das haben Sie uns heute klargemacht, dass die Ausgebildeten auf den pädagogischen Hochschulen, die so genannten Hortpädagoginnen und -pädagogen offensichtlich nicht die Qualität haben, die Sie beanspruchen. Sie haben sie heute hier schlechtgeredet, haben gemeint, mit 14, 15 kann man sich nicht wirklich für einen solchen Beruf entscheiden. 

Ich frage mich überhaupt, ob dann das Bildungssystem bei uns in Österreich offensichtlich ganz allgemein schlecht sein muss, weil die meisten Berufsausbildungen mit diesem Alter beginnen. Ich glaube schon, dass man Jugendlichen nicht absprechen sollte, dass sie in diesem Alter entscheiden sollen und können, welchen zukünftigen Berufsweg sie einschlagen, wiewohl dann die pädagogischen Hochschulen eine weitere Ausbildungskomponente anbieten. Derzeit tun sie es noch nicht und schon gar nicht haben wir Absolventen daraus. Das ist sicherlich eine gute Ergänzung oder vielleicht auch ein Ersatz, aber bisher haben wir nur jene aus der Berufsbildenden Höheren Schule, und das sind nun einmal jene, die am besten ausgebildet sind. Wenn man hier den Vergleich zu den Pädagogen oder Hilfskräften - mehr wird man dazu nicht sagen können - anstellt, die eine viermonatige Ausbildung in diesem besagten Verein erhalten und die dann dieselbe Qualität sicherstellen wollen, so glaube ich, sieht man, dass man zwischen fünf Jahren und vier Monaten beim besten Willen aller Beteiligten rein quantitativ nicht in der Lage sein kann, dieselbe Qualität sicherzustellen. 

Mir ist schon klar, die Nachfrage an diesen Hortplätzen übersteigt das Angebot. Das hat natürlich zur Folge, dass man versucht, im Rahmen der quantitativen Expansion ein bisschen auf die Qualität zu vergessen und den Eltern - das ist heute sehr geschickt zu Tage gekommen - einmal mehr das Wort im Mund umzudrehen. Da wird dann von einigen Privilegierten gesprochen, die heute den Hort in Anspruch nehmen können, und anderen, die das eben nicht tun können. Aber Sie haben es verabsäumt, in der Vergangenheit notwendige Ressourcen bereitzustellen! Wir wissen, dass die Angebote nachgefragt werden, wir wissen es schon sehr lange. Wir wissen aber auch, dass Räume en masse zur Verfügung stehen. Auch bei den besagten Schulen gibt es im 100-Meter-Umkreis sehr viele leerstehende Räumlichkeiten, die Wiener Wohnen gehören und die man nutzen kann. 

Beim Personal gibt es sicherlich einen Nachholbedarf, nicht zuletzt auch deshalb, weil wir wissen, dass PädagogInnen aus dem Hortbereich auch im Bereich des Kindergartens eingesetzt werden. Wenn das verpflichtende Kindergartenjahr dann kommen wird, werden wir natürlich große Sorgen haben. Deshalb wird sich Ihre Lücke, die Sie sich schon in der Vergangenheit durch Nichthandeln geschaffen haben, weiter fortsetzen. Dieser Schnellsiedekurs wird nun einmal nicht die Lösung bringen und die Qualitätssicherung ist heute noch ungeklärt. Ich frage mich, wie die Frau Vizebürgermeisterin das Monitoring und die Qualitätssicherung in diesem Verein aufrechterhalten möchte.

Ein besonderes Anliegen, und das betrifft vor allem die Bendagasse, ist das Thema der Integrationsschulen und der Integrationsgruppen. Da muss ich sagen, hört sich der Spaß schon auf, wenn man das so einfach wegwischt, dass man Menschen, die sich ganz bewusst dort anmelden, weil die Schule durch die Möglichkeit der Integration von Menschen, die sich nicht immer selbst helfen können, wo dann oft auch die Eltern entsprechende Unterstützung benötigen, eine Vorbildwirkung in Wien erzielt hat, einfach sagt, dann werden wir schon irgendwann einmal eine oder zwei Helferinnen oder Helfer zur Verfügung stellen oder beistellen! Meine Damen und Herren, gerade jene Jugendlichen, die diese Behinderungen haben, bedürfen einer besonderen Betreuung, auch einer besonders qualifizierten! Da geht es nicht ums Helfen, sondern da geht es darum, dass man diesen Kindern eine besondere Förderung zukommen lässt, damit sie die Chance haben, ihr Leben in Zukunft möglichst selbstständig zu meistern! Ich denke, das ist besonders die soziale Kompetenz - oder letztendlich Inkompetenz -, die man hier zeigt, dass man gerade im Bereich der Integrationsklassen drüberfährt und einmal mehr versucht, offenbar parteipolitisches Interesse durchzusetzen. 

Ich möchte deshalb gemeinsam mit der Fraktion der GRÜNEN einen Antrag einbringen, der darauf abzielt, dass Sie, Frau Vizebürgermeisterin, ersucht werden, die Horte, und zwar namentlich Bendagasse, Erlaaer Schleife und Draschestraße, Volksschule Atzgersdorf/Kirchenplatz und Pülslgasse in Wien-Liesing, entsprechend zu erhalten und nicht abzudrehen, wie Sie es heute leider angekündigt haben. Sie können gerne die Offene Schule dazumachen, überhaupt kein Problem. Dann haben die Eltern hier die Wahlmöglichkeit. Dann wird sich ein Wettbewerb des besseren Systems ergeben. Auch in dem Sinne wollen wir die Erhaltung des Hortes und bringen diesen Antrag, mit einer sofortigen Abstimmung, ein, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 
Es ist eigentlich schade, dass Sie die Einführung des Gratis-Kindergarten-Jahres - meine Kollegin Anger-Koch wird dazu noch etwas sagen - auch ablehnen. Sie werden jetzt durch Bundesebene sicherlich dazu gezwungen werden, aber es zeigt einmal mehr, wie wenig Sie sich diesem Thema proaktiv widmen. Ich verweise darauf, wie gut eigentlich inzwischen die Kooperation auf bundespolitischer Ebene erfolgt, wo Minister Hahn und Vizekanzler Pröll gemeinsam mit dem Herrn Bundeskanzler Faymann und Frau Schmied den bildungspolitischen Konsens gefunden haben, der in die Zukunft weist. Das fehlt leider in Wien, sehr geehrte Damen und Herren!

Als Beispiel - Sie haben es heute auch angesprochen - möchte ich das vom Bundesminister Hahn präsentierte Campusmodell zur Sprache bringen, das einen bildungspolitischen Meilenstein darstellt und das vor allem der Bildungspolitik in Wien einen inhaltlichen Schub geben wird. Leider brauchen Sie Nachschub von der bundespolitischen Seite, von selbst schaffen Sie es nicht mehr! Es tut mir leid, so schaut es leider in Wien aus! (GR Christian Oxonitsch: Sie sind derjenige, der die eigenen Plakate glaubt!) - Herr Kollege Oxonitsch, das ist nicht zum Lachen, das ist ein ganz ernstes Thema! Es geht hier um die Schwäche der Gesellschaft, es geht um unsere Kinder, es geht um die Zukunft in Wien! Da haben Sie leider die gröbsten Schwächen aufzuweisen, sehr geehrte Damen und Herren, und das ist überhaupt nicht zum Lachen! (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: Jetzt wissen wir wenigstens, wer das ist, der an die Plakate glaubt!) 

Sie müssen sich einmal Gedanken machen, und Sie ziehen das in die Lächerlichkeit, versuchen es in die Lächerlichkeit zu ziehen! Aber überlegen Sie einmal, in welcher Form Sie heute mit der Integration umgehen, nicht nur von Behinderten, sondern auch von Menschen, die zugewandert sind! Sie haben keine Strategien anzubieten! Wir haben die Probleme so weit, dass es auch Kinder und Jugendliche gibt, die bereits an der Demokratie zweifeln, weil Sie es nicht geschafft haben! Die Volksschule ist reine Kompetenz der Stadt Wien und hat keinen bundespolitischen Bezug! Sie sind verantwortlich für die Qualität, die Sie nicht monitoren, sondern einem Verein überantworten, der Ihnen zumindest nahesteht, um nicht mehr zu sagen! Das ist das, was Sie versuchen umzusetzen, die große Strategie! In Wirklichkeit wollen Sie es billiger haben! Sie wollen einfach schauen, dass Sie Ihre quantitativen Probleme damit lösen! Das ist genau das Problem, Frau Vizebürgermeisterin! (VBgmin Grete Laska: Sie sollten sich bei den Vorstandsmitgliedern erkundigen, bevor Sie hier 500 Mitarbeiter schlechtreden!)

Ich verstehe Ihr Problem. Das Problem ist ganz klar, dass Sie in den letzten Jahren halt wenig gemacht haben. Jetzt haben Sie die Resultate und müssen damit umgehen! (VBgmin Grete Laska: Die Mitarbeiter werden sich die Rede anschauen und werden sich freuen!) Ich denke, es wäre wichtig, wenn Sie die Schließung der Horte überdenken, wenn Sie schauen, dass Sie, vielleicht in Rücksprache mit den Lehrern, die Ihnen nahestehen, aber auch der Schüler, sagt Dr Salcher, einmal der Möglichkeit der Evaluierung des Frustes, der hier in den Schulen vorherrscht, nachgehen, entsprechend analysieren, die Wahlfreiheit aufrechterhalten - ich weiß, Sie selbst mögen das nicht (VBgmin Grete Laska: Würden Sie sich nur an Salcher halten!) -, und damit den Eltern wie auch den Kindern entsprechend zum Wohle verhelfen. (Beifall bei der ÖVP. - VBgmin Grete Laska: Der Salcher hat euch links überholt! Das tut weh!) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Vettermann.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Berichterstatterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Es freut mich, dass der Kollege Stiftner jetzt in dem Sinn aufgewacht ist, dass es ihm überhaupt auffällt, dass es Offene Schulen gibt, weil diese Diskussion, die Sie hier anziehen, haben wir schon vor Jahren geführt. Ich meine, das Modell ist nicht neu. Die GRÜNEN haben es auch so ausgesendet, als wäre das sozusagen ein neues Modell, das ausprobiert werden soll. Das funktioniert aber seit vielen Jahren, wird natürlich in vielen Schulen schon entsprechend erfolgreich angewandt und hat auch den einen oder anderen Vorteil. (GR Mag Wolfgang Jung: Das haben wir bisher schon gesehen!) Ich persönlich werte es nicht, ich kann mich nur an eine Diskussion vor zwei Jahren, glaube ich, erinnern, dass wir gesagt haben, was brauchen wir überhaupt die Horte, tun wir die weg, das ist so eine Zwangsmaßnahme, weil es nämlich schwieriger geht, dass man das Kind nur tageweise anmeldet, zum Beispiel in der Zeltgasse, einer Schule, die eine Offene Schule war, und daneben ein Hort, allerdings kein städtischer Hort, sondern von den Kinderfreunden. Dieser Hort ist deshalb eingegangen, weil die Anmeldungen zurückgegangen sind, weil viele Eltern gesagt haben, sie haben am Montag Klavier, da geht es nicht, aber am Dienstag geht die Kinderbetreuung, am Mittwoch auch, Dinge, die bei der Offenen Schule gehen, aber dort wesentlich schwieriger gegangen sind. Jetzt funktioniert es halt umgekehrt, weil es einen Protest von einigen Eltern gibt. 

Ich wollte nur sagen, die Offene Schule funktioniert schon seit langer Zeit und sie wird in vielen Fällen sehr positiv angenommen. Es ist daher kein neues Modell. Es soll auch nicht Hort gegen Offene Schule ausgespielt werden. Wir werden beide Modelle brauchen. Wir haben beides in Wien weit verbreitet gut angenommen und haben auch eine entsprechende Qualität in der Nachmittagsbetreuung. Darauf möchte ich einmal ganz klar hinweisen. 

Das Zweite, im Sinne von aufgewacht, ist die Geschichte mit dem Campusmodell, was mich zwar freut, dass das die ÖVP jetzt irgendwie positiv sieht, aber ich kann mich auch da an lange Diskussionen erinnern. Da haben wir schon voriges Jahr zum Monte Laa diskutiert. Wir haben im Ausschuss die gesamten ausgesandten gesetzlichen Änderungen vorgestellt, die notwendig sind. Dass die ÖVP dem jetzt irgendwie nähertritt, zumindest dem Worte nach, ist durchaus erfreulich. Wenn wir das dann gemeinsam planen, wie wir es auch vorgestellt haben, würde es mich freuen. Ich bin nur gespannt, sagen wir einmal so, ob das auch so halten wird. 

Was heute Vormittag die Diskussion war und was Sie immer verwechseln, ist nicht, dass momentan die Ausbildung zur Hortpädagogin eine schlechte ist, ganz im Gegenteil, sie ist gut, sondern was wir zusätzlich im Zusammenhang mit den Berufsverbänden fordern, ist, dass die Hortpädagogin auch eine universitäre Ausbildung bekommt, wir eine gemeinsame pädagogische universitäre Ausbildung haben wollen. Das wäre ein Schritt in eine bessere Richtung. Da sind wir und die HortpädagogInnen durchaus einer Meinung. Wir fordern das eigentlich im Gleichschritt mit dem Berufsverband, und genau das hat die VBgmin Laska auch gesagt. Das heißt, sie hat eigentlich einen weiteren Schritt gefordert und hat dann darauf hingewiesen, dass im Campusmodell, das von uns ausgesandt wurde, im Sinne der Rechtswegänderungen auf Ausgebildete explizit Bezug genommen wird und die dort entsprechend eingesetzt werden sollen, um eben zu zeigen, das ist eine entsprechend gute und wertvolle Ausbildung. Wer also zugehört hat und das verstehen wollte, konnte es nicht missverstehen, aber das war anscheinend bei Ihnen nicht im Vordergrund! 

Integrationsarbeit ist sichergestellt. Das ist, glaube ich, inzwischen in Gesprächen mit den Eltern schon geklärt. Daher ist es gut, dass Sie sich darum sorgen, aber die Sorge ist unberechtigt und auch gelöst. 

Zur Kollegin Jerusalem gesagt: Genau deshalb können wir ruhig auch über die Nachmittagsbetreuung noch einmal reden, weil das ist sicher ein Feld, das weiter ausgebaut wird. Ich glaube, dass das Campusmodell ein gutes und zukunftsweisendes Modell ist, das im Prinzip auch ganztägigen und verschränkten Unterricht hat. Das wäre mir persönlich auch am sympathischsten. Aber wir werden natürlich trotzdem eine Zeit noch sowohl Offene Schulen als auch viele Horte in Wien haben und wir müssen schauen, dass all diese Modelle, die von den Eltern durchaus angenommen und gewünscht werden, auch eine entsprechende Qualität haben. 

Das mit einer Einheitsschule ist ein bisschen eine Unterstellung, denn wo sich die Frau StRin Laska immer gewehrt hat, ist, dass man Schulen sozusagen zur Selbstverwirklichung bauen will und verwendet. Ich bin schon lange dabei, deswegen kann ich das nicht nur behaupten, es gibt ganz unterschiedliche Schulbauten und ganz unterschiedliche Neubauten. So zeigt das durchaus, dass wir für moderne Architekturen, für einen modernen Entwurf offen sind. 

Es wurde auch darauf hingewiesen, dass es wesentliche Neubauten gibt. Es ist auch bekannt, dass dieses Schulbauprogramm Umbauten, Renovierungen und Neubauten vorsieht, wie hier entsprechend beschlossen wurde. All das ist kein Geheimnis, sondern durch unsere gemeinsamen Beschlüsse auch finanziell abgesichert. Und dass in einem relativ kleinen Teil von allen Wiener Schulen einmal Pavillons zum Einsatz kommen, ist auch bekannt. In dem Sinne wird es dann nie die Regelschule sein oder ist auch nicht die Regelschule, sondern ist meistens ein Zubau, ein Umbau, teilweise zeitweise notwendig. Bei einigen, muss man zugeben, sind die Pavillons schon entsprechend länger im Einsatz. Auch da - sozusagen als Randnote bemerkt oder als Zusatzinformation -, ist es so, dass in Simmering eine dieser Schulen gesamt aus Pavillons besteht, die aber überlaufen ist, wo man also neue dazu braucht, obwohl es daneben Schulen gibt, die in klassischer Bauweise durchaus noch Schulraum anbieten würden. Die Eltern drängt es dorthin. Ob ich das persönlich für gut und richtig halte, möchte ich gar nicht sagen, aber auch das kommt vor. 

Was dann sozusagen übrigbleibt, ist nur eine einzige banale Feststellung, und wenn Sie es so gemeint haben, würde ich Ihnen recht geben, dass die alten Pavillons nicht so gut sind wie die neuen. Ja, das stimmt. Das sind kleinere und die haben natürlich auch nicht die entsprechende, heute existente Qualität, was Schallschutz, was Wärmeschutz, was Brandschutz, was die Größe, was die Ausstattung, die ident ist, betrifft. Also all das wird mit den neuen Pavillons gemacht. In einer Schule im 14. Bezirk ist es sogar so, dass alte durch neue ersetzt werden. Also, wo es länger ist, können wir sagen, wir probieren, durch das Umbauprogramm sie ganz weg zu bringen, aber dort, wo es notwendig ist, ist ein neuer zugegebenermaßen besser als ein alter. Wenn das nur darauf hinausgelaufen wäre, passt es. 

Alles andere, dass man zu den Pavillons ständig Container sagt und damit sozusagen eine negative Assoziation bringt, werde ich der Opposition nicht ausreden können. (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist nicht nur eine negative Assoziation!) Ich nehme es zur Kenntnis. Unser Sprachgebrauch ist es nicht. Es stimmt auch in der Sache nicht, weil die Pavillons eine entsprechend moderne Form schulischer Unterbringung sind. Auch wenn es nicht zu unserem Standard gehören soll und auch nicht die großflächige Vergrößerung ist, sind sie nicht nur akzeptabel, sondern durchaus, wie wir es im konkreten Akt haben, auch positiv zu bewerten.

Zum Schluss noch zum Kollegen Gudenus: Ich meine, da gilt natürlich das Gleiche. Er hat sich zum zweiten oder dritten Mal gemeldet. Wie gesagt, da gilt das Gleiche. Die Qualität der Pavillons ist bekannt, ist nachlesbar und soll auch so sein. Ich meine, interessant ist, dass Sie in Ihrer eigenen Rede sagen, Sie werden es bis zur Wahl sagen, im Sinne von bis dahin halten Sie die Kritik aufrecht, egal, was real ist. Nachher ist es Ihnen eh egal, weil so wichtig ist Ihnen dann das Thema doch wieder nicht oder ist auch sachlich nicht gerechtfertigt. Das nehme ich auch zur Kenntnis, dass Sie das entsprechend wahlmäßig motiviert uns immer wieder vorwerfen werden. Das hätte ich auch nicht anders erwartet. (GR Mag Wolfgang Jung: Wählen wir doch im Herbst?) 

Dass die Frau Ministerin falsch verstanden wurde, muss ich auch sagen, weil sie hat den Wiener Schulen kein schlechtes Zeugnis ausgestellt, sowohl vom Baulichen als auch vom Inhaltlichen her. Worauf sie hingewiesen hat, ist, was es an zusätzlichen Möglichkeiten gibt. Dazu muss ich sagen, das ist ein positiver Schritt in der Wiener Bildungslandschaft und das war daher von ihr eine durchaus unterstützende und positive Wortmeldung.

Alles in allem glaube ich, dass wir mit dem heutigen Aktenstück einiges, was notwendig ist, um die Schulen entsprechend funktionsfähig zu halten, beschließen werden. Dementsprechend bitte ich um Zustimmung. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner. (GR Christian Oxonitsch: Nein, Anger-Koch kommt!) - Die Frau GRin Anger-Koch, bitte um Entschuldigung.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bin ja ganz entzückt über das neue Wort Pavillon. Zuerst waren es die Mobilklassen, jetzt ist es der Pavillon. Das wird schon elitär, wie man die Containerklassen, was sie eigentlich wirklich sind, dann benennt. Also Pavillonklassen, wunderbar! 

Ich bin nur ein bisschen schockiert, weil wir noch einmal 20 Container oder Pavillons oder Mobilklassen aufstellen. Ich weiß nicht, worauf wir uns jetzt einigen, Frau Jerusalem. Sagen wir Pavillon? Das klingt so schick, gell? Es wird eigentlich sehr viel Geld dafür verwendet. Voriges Jahr 2 Millionen EUR, heuer 4 Millionen EUR. (GR Heinz Vettermann: Was ja eine entsprechend hohe Qualität darstellt!) - Hohe Qualität? Entschuldigung, ich weiß nicht, ob der Pavillon eine so hohe Qualität ist, weil eine Schulklasse ist immer noch eine Schulklasse! Die Kinder sind an und für sich in einen Pavillon „outgesourcet“. Ich meine, man muss schon irgendwie berücksichtigen, dass ein Pavillon, eine Mobilklasse, eine Containerklasse - ich weiß gar nicht mehr, was ich sagen soll - keine Schulklasse ist. Es fehlt einfach die Anbindung an die Garderoben. Es fehlt die Anbindung zu den anderen Klassen. Die stehen irgendwo, wurde heute schon gesagt, wie eine Baustelle herum. Sie nennen das vielleicht eine sehr lustige und nette Lösung, nur, ich glaube, jeder Elternteil - und Sie sind auch ein Elternteil - und jede Lehrerin und die Kinder an sich finden das nach einiger Zeit nicht mehr lustig. Kinder brauchen einfach Platz. Kinder brauchen ihre Schulklassen. Das hat es immer gegeben und das soll es auch geben. Das kann nicht irgendwie ein Outsourcing an irgendwelche Pavillons, Mobilklassen, Containerklassen sein. 

Vor allen Dingen haben wir gerade im vorigen Akt gehört, für eine Nachwuchsakademie hat man gleich Geld von 6 Millionen EUR und da würde man nicht einmal darüber nachdenken, dass man Containerklassen aufstellt, sondern da wird gleich eine Akademie gegründet und gebaut und dann muss man an anderen Schulstandorten mit Containerklassen handeln. Also das kann es nicht wirklich sein! 

Zur Erinnerung wollte ich noch sagen, mir fehlt nach wie vor der Schulentwicklungsplan, den wir schon lange fordern, wo evaluiert werden soll, in welchem baulichen Zustand sich die Schulen derzeit befinden und bei welchen Pflichtschulen derzeit Baumaßnahmen durchgeführt werden, um genau diese Containerklassen nicht aufstellen zu müssen. Aber diesen Schulentwicklungsplan haben Sie uns bis heute noch nicht vorgelegt! Den fordern wir aber immer wieder ein und wir werden nicht aufhören, diesen einzufordern!

Weiters wollte ich noch anmerken, wir in der Arbeitswelt haben eigentlich alle ordentliche Büros. Uns wird nicht zugemutet, in irgendwelchen Containerklassen arbeiten zu müssen. Wenn wir das tun müssten, dann wäre sofort das Arbeitsinspektorat da und würde alles schließen. Das heißt, unserem Nachwuchs, unserer Jugend, unserer Zukunft muten wir im Grunde genommen solche Arbeitsbedingungen zu, die wir selbst nie in Anspruch nehmen wollen. 

Wenn wir schon bei Bildungseinrichtungen sind, möchte ich gleich noch einmal einen Antrag betreffend Einführung eines gebührenbefreiten Kindergartens einreichen:

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport wird aufgefordert, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass binnen Herbst 2009 der Kindergarten in Wien für alle Kinder ab drei Jahre ganztägig beitragsfrei angeboten wird.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Gudenus.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

In aller Kürze, ich habe vorhin verabsäumt, den ähnlichen Antrag wie meine Vorrednerin Anger-Koch einzubringen, nämlich den Antrag zum kostenlosen Kindergarten, weil auch, wie schon erwähnt wurde, hier einiges im Argen ist und sich diese Baustelle im Bildungsbereich bis zum Kindergarten durchzieht.

Ich möchte aber auch die Gelegenheit nutzen, auf Herrn Kollegen Vettermann einzugehen, der gesagt hat, diese Klassenpavillons bleiben Pavillons und Schulklassen, auch wenn ich sie zehnmal Container nenne. Ich kann das Ganze umdrehen: Diese Container bleiben Container, auch wenn Sie sie zehnmal Pavillons nennen. Sie bleiben einfach Container! Das ist der Fachterminus! (Beifall bei der FPÖ.) 

Sie haben vorhin gesagt, ich habe Frau Ministerin Schmied zitiert, wo Sie eigentlich dem Bildungssystem in Wien ein schlechtes Zeugnis ausstellt. Das unterstreiche ich. Sie hat gesagt, ein Drittel der Pflichtschulabgänger hat Probleme beim Lesen, Schreiben und Rechnen. Das hat sie nicht nur einmal gesagt, vor allem auch in einer Pressekonferenz und in vielen Meldungen, und das eben in Wien. Das stellt doch bitte dem Wiener Bildungssystem ein schlechtes Zeugnis aus! Die nackten Zahlen belegen, ein Drittel der Pflichtschulabgänger hat Probleme beim Lesen, Schreiben und Rechnen!

Jetzt zum eigentlichen Antrag, den ich einbringen wollte, der Beschlussantrag der Kollegen Veronika Matiasek, Wolfgang Jung und Johann Gudenus: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich für die Einführung eines kostenlosen Kindergartens für alle Kinder ab dem 3. Lebensjahr in Wien aus. Entsprechende vorbereitende Maßnahmen sind von der zuständigen Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport unverzüglich einzuleiten."

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dieser Antrag ist uns deswegen so wichtig und wir werden ihn auch in den weiteren Sitzungen einbringen, weil es kann nicht nur bei Worten und bei Ankündigungen bleiben - vor allem, je näher die Wiener Wahl rückt, desto öfter wird wahrscheinlich ein Wahlzuckerl versprochen -, sondern es müssen auch Taten folgen. Diese Tat können Sie heute beweisen, liebe Kolleginnen und Kollegen von der roten Fraktion, indem Sie diesem Antrag zustimmen! - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich kann es jetzt sehr kurz machen, meine Vorrednerin und der Vorredner haben es bereits getan, diese Begriffe, die hier verwendet werden, zeigen, wie verräterisch Sprache ist. In Anfragebeantwortungen werden Ihrerseits zwei Begriffe verwendet: mobile Klassen ist das eine Wort und Pavillons das andere. Das ist natürlich das Schönste, klingt nach Leichtigkeit und Sommerfrische und man sieht fast schon den Kaiser lustwandelnd durch Schönbrunn. Wunderbar! Aber es sind simple Container! Wenn man sich den Ausschreibungstext anschaut, heißt es auch in der Überschrift „mobile Klassen in Containerbauweise". Das ist der offizielle Ausdruck. Immer, wenn wir den Ausdruck Container verwenden, fährt uns irgendjemand über den Mund und sagt entweder mobile Klassen oder Pavillons. Richtig ist aber Container. Das will ich fürs Protokoll so festhalten, denn es sind Container.

Ich habe mir die große Freude nicht entgehen lassen, all diese Container von allen Seiten abfotografieren zu lassen. Jetzt sage ich etwas, was ich in meiner Rede gar nicht erwähnt habe. In den meisten Fällen sind sie schleißig, scheußlich und man geniert sich als Wienerin dafür, dass Kinder in diesen Containerklassen sitzen! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Das trifft auf die neuesten nicht zu, aber die meisten sitzen auch nicht in den neuesten. Ich finde, man sollte rasch sagen, das wollen wir wieder ändern, wir brauchen keine Container, und wenn, dann nur als Notlösung. (GR Prof Harry Kopietz: „Pavillons in Containerbauweise" ist die richtige Benennung!) - Sie können auch „Pavillons in Containerbauweise" sagen, das ist mir, wie gesagt, wurscht, aber es sind und bleiben Container! Ob Sie jetzt sagen, das ist eine Burg in Containerbauweise oder ein Schloss oder ein Palais, ist mir vollkommen wurscht! (GR Prof Harry Kopietz: Ein Container kann auch ein Lagercontainer sein!) Unterm Strich bleibt über, es sind verdammt kleine Container, in die 25 Kinder hineingestopft werden, die sich dort nur schlecht bewegen können! Jetzt sage ich es doch noch: Es kommt einer Käfighaltung verdammt nahe! Nein, danke! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir kommen daher zur Abstimmung über die Postnummer 7. Wer der Postnummer 7 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von der SPÖ unterstützt und ist damit ausreichend unterstützt.

Zur Postnummer 7 sind drei Beschluss- und Resolutionsanträge eingebracht worden. 

Der erste Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von ÖVP und GRÜNEN, befasst sich mit der Erhaltung von Horten an mehreren Standorten. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der zweite Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von der ÖVP, befasst sich mit der Einführung eines gebührenbefreiten Kindergartens. Auch hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Es gibt einen FPÖ-Beschlussantrag, der sich mit dem kostenlosen Kindergarten befasst. Auch hier wird die sofortige Abstimmung beantragt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 38 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Gewährung eines zinsenfreien Darlehens für die Errichtung der Park-and-ride-Anlage Aderklaa. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Ekkamp, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr Dipl-Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir kommen jetzt zu einem Bereich der Wiener Stadtregierung, wo wir nicht Mangelverwaltung betreiben und betreiben müssen, sondern wo Überfluss herrscht, Überfluss an finanziellen Mitteln, dass jede noch so schwachsinnige Garage gebaut wird, nachdem in der Rücklage Ende 2007 mehr als 80 Millionen EUR geparkt waren und diese Rücklage im Jahr 2008 eigentlich sogar noch aufgestockt werden müsste. 80 Millionen EUR, und wir streiten darüber, ob wir es uns leisten können, Kinder nicht in Containerklassen unterzubringen, was die GRÜNEN fordern! Wir streiten über die Förderung des Breitensports. Wir diskutieren, für den Kampf gegen die Armut finanzielle Mittel bereitzustellen. Der einzige Bereich, wo kein Mangel herrscht, sind Parkgaragen! (GR Dr Herbert Madejski: Aber an Parkplätzen! Das ist auch ein Mangel!) 

Möglicherweise herrscht in manchen Teilen Wiens ein Parkplatzmangel, Kollege Madejski, aber nicht bei der U-Bahn-Station Aderklaa! Ich hoffe, Sie geben mir recht, dass es Geldvernichtung par excellence ist, wenn man in unmittelbarer Umgebung von knapp einem Kilometer ebenfalls eine Park-and-ride-Garage an derselben U-Bahn, zusätzlich noch an der Schnellbahn, hat und diese Garage zu mehr als 85 Prozent leer steht. 

Jetzt haben wir 22 Millionen EUR, obwohl wir mittlerweile wissen, dass uns an allen Ecken und Enden das Geld fehlt beziehungsweise ob der Wirtschaftskrise auch fehlen wird, für eine Geistergarage an einer Geisterstation. Und Geisterstation ist nicht der Ausdruck der GRÜNEN, Geisterstation ist der Ausdruck der Medien für die U-Bahn-Station Aderklaa, wo die Wiener Linien eine Zeitlang sogar überlegt haben, ob sie diese U-Bahn-Station nicht schließen sollen, weil so wenige Menschen diese U-Bahn-Station benutzen. Da denkt sich der normalsterbliche Mensch eigentlich: Warum tut das die Wiener SPÖ? Ich hoffe, zumindest der eine oder die andere von Ihnen denkt sich jetzt auch: Warum soll ich für diese 22 Millionen EUR zustimmen, wo auf absehbare Zeit vollkommen klar ist, dass diese Garage nicht ausgelastet sein wird, auch ob der Verkehrsstromentwicklung S1/S2, die von der Wagramer Straße abgeleitet werden soll und die hinkünftig möglicherweise nicht einmal so stark befahren sein wird wie in der gegenwärtigen Situation? Das wird man sehen. Aber wenn es vor allem darum geht, Pendler und Pendlerinnen zu einem Umstieg auf öffentliche Verkehrsmittel zu bewegen, dann wäre es erheblich sinnvoller, und ich bin davon überzeugt, das wird in den kommenden Jahren auch passieren, weil davor kann sich die Sozialdemokratie nicht verschließen, in den Umlandgemeinden einen verstärkten Ausbau der öffentlichen Verkehrsmittel zu forcieren, sowohl was die Intervalle und die Betriebsdauer betrifft, als auch, von den GRÜNEN gefordert, eine Ausweitung der Kernzone. 

Aber jetzt kommen wir zurück zur Garage und schauen einmal, vielleicht gibt es einen ganz anderen Grund, warum gerade in Aderklaa, jenseits sämtlicher verkehrspolitischer Überlegungen, eine Garage gebaut werden muss. Der erste Blick, den man diesbezüglich erwähnt, ist, man schaut einmal, wer denn der künftige Betreiber ist. Künftiger Betreiber dieser Park-and-ride-Anlage ist die Firma SET Projektentwicklung Park & Ride Aderklaa GmbH. Ein Blick ins Firmenbuch genügt, Firmeninhaber ist ein gewisser Herr Hager. Er war schon beteiligt an der Projektentwicklung Rothneusiedl, gemeinsam mit einem Herrn Stronach. Und plötzlich überlegt man sich, ob der Deal mit der Wiener Austria, der Deal in Aderklaa möglicherweise etwas damit zu tun haben, dass sich Herr Hager in Rothneusiedl verspekuliert hat und dass es jetzt notwendig ist, nachdem in Wien, und das wissen wir leider, mit Bedauern, die Projektentwicklung schon längst privatisiert ist, dass man einem Projektentwickler jetzt halt etwas zukommen lassen muss. Wer weiß? Aber sonst gibt es keinen vernünftigen Grund!

Früher einmal hat dieses Grundstück der Brachmühle gehört. Der jetzige Betreiber hat dieses Grundstück um sage und schreibe 13 Millionen EUR erworben. Er hat darauf gehofft, ein Einkaufszentrum à la Donauzentrum hinstellen zu können. Wenn Sie einmal einen Blick in den Kaufvertrag werfen, erkennen Sie, dass schon damals eine Garage mit vielen Stellplätzen vorgesehen war, die die Gemeinde Wien de facto nichts kostet, weil es eine Einkaufszentrumsgarage mit dreistündig freier Parkplatzwahl war und erst dann kommt es adäquat dem Donauzentrum zu einer Tarifierung. Aus dem Projekt, dem nächsten Block, ist nichts geworden. 

Wie hält man solche Investoren bei Laune? Man nimmt in einen möglichen Vertrag über eine Park-and-ride-Anlage einen sehr hohen Grundkostenanteil hinein, finanziert diese Garage mit 85 Prozent und finanziert damit dem Betreiber eigentlich seinen Grundstücksankauf, der sonst ein Flop geworden wäre, in dem Wissen, dass es sich nicht um eine rentable Garage handelt, in dem Wissen, dass es sich auch nicht um ein Darlehen handelt. 

Damit komme ich zum letzten Punkt: Die Park-and-ride-Garagen, die in Wien gegenwärtig noch gefördert werden, werden nach dem Prinzip gefördert, 15 Prozent zahlt der Investor und die restlichen 85 Prozent vergibt die Stadt Wien als Darlehen, welches zinsenfrei ist und ab einer bestimmten Umsatzstufe zurückbezahlt werden muss, die monetär festgemacht ist, also nicht auf Grund des Auslastungsgrades festgemacht ist, sondern monetär ausgemacht ist. Wir wissen mittlerweile auf Grund der Park-and-ride-Anlage Leopoldau, dass von dem geflossenen Darlehen noch nicht einmal eine einzige zinsenlose Kreditrate zurückgezahlt wurde, was nichts anderes bedeutet, als dass dieses Darlehen mittlerweile schon eine Subvention von knapp 15 Prozent darstellt. Ein paar Jahre noch und es ist nicht damit zu rechnen, dass ein Geld zurückfließt, aber selbst dann fließen im Höchstfall ein paar Netsch zurück und nicht mehr ein relevanter Anteil der ursprünglichen Summe. 

Ich habe es mir angetan durchzurechnen, welchen Auslastungsgrad denn die Park-and-ride-Anlage Aderklaa erreichen müsste, damit der Betreiber überhaupt einmal eine erste Rate zurückzahlt. Jetzt wird es Sie überraschen, wenn der Fall eintritt, den sich die Stadt Wien wünscht, volle Auslastung von Menschen, die Monatskarten von den Wiener Linien haben, dann geht es sich nicht aus. Mit einer 100-prozentigen Auslastung von Monatskarten beziehungsweise Jahreskarten, von Menschen, die auch Zeitkarten der Wiener Linien haben, geht es sich für die Park-and-ride-Anlage nicht aus, auch nur einen einzigen Euro vom Darlehen zurückzuzahlen. Wir sind meilenweit davon entfernt! Wie gesagt, in der Leopoldau haben wir knappe 15 Prozent. 

Dann ist es aber gescheiter, auch gegenüber eigenen Berechnungsmethoden, den Berechnungsmethoden der Europäischen Union so etwas als das auszuweisen, was es ist, als eine klassische Subvention. Wenn man das zusammenrechnet, sind die Subventionen für Parkgaragen viel höher als die gesamte sonstige Wirtschaftsförderung. Das muss man sich in Zeiten der Wirtschaftskrise einmal vorstellen! Das, meine sehr geehrten Damen und Herren, hoffe ich, bringt sie zum Nachdenken! 

Es bringt Sie tatsächlich zum Nachdenken, denn summa summarum bleibt übrig: Das ist ein Deal aus Freunderlwirtschaft, das hat nichts mit Verkehrspolitik zu tun. Das hat nicht einmal etwas mit Parkraumbewirtschaftung zu tun, das hat mit Kompensation zu tun. Dass Sie sich dafür hergeben, ist wirklich ärgerlich! - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Gerstl. (Widerspruch bei der ÖVP.) - Da ist in der Aufzeichnung etwas passiert.

Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. - Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Ich habe damit gerechnet, dass die ÖVP ihren Antrag einbringt. Aber werden wir sehen, wer den ÖVP-Antrag einbringt, also nichtsdestoweniger:

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Kollege Margulies hat sich sehr lange und ausführlich mit den Finanzen zu dieser Park-and-ride-Anlage da draußen beschäftigt. Aber das ist ja nur das Erste, wenn wir uns mit so einer Park-and-ride-Anlage beschäftigen. Wir hatten hier schon die in der Leopoldau, wir hatten die am Seestern. Es ist immer derselbe Vertrag und immer die geringe Auslastung, die zu erwarten ist.

Es kostet jetzt 22 Millionen EUR, und wir haben das zum Anlass genommen, eine Frage an die Stadtregierung zu wiederholen, die wir 2006 gestellt haben: Was kostet die Ausdehnung der Kernzone in die erste Außenzone? - StR Schicker hat durchaus wohlwollend zur Kenntnis genommen, dass das eine gute Idee wäre, und wir wollten also 2006 wissen, was das kostet. Der damalige Finanzstadtrat hat uns mitgeteilt: Es kostet zwischen 7 und 8 Millionen EUR jährlich. 

Wir haben diese Frage vom Jänner 2006 als Antrag, als schriftlichen Antrag im Jahr 2009 wieder gestellt, und siehe da: Es kostet zwischen 9 und 15 Millionen EUR. Das ist ein bisschen eine ungenaue Auskunft, würde ich einmal sagen. Zwischen 9 und 15 Millionen EUR, das ist immerhin, sage ich einmal, mindestens eineinhalb Mal so viel, und innerhalb dieser zweieinhalb Jahre ist damit, kann man sagen, die ganze Geschichte von 7 auf maximal 15 Millionen EUR gestiegen. Das ist mehr als eine Verdoppelung. Ich glaube, es sind zwar die Tickets teurer geworden und es fahren mehr Leute mit den Öffis, aber doppelt so viele fahren sicher nicht. Daher würde ich sagen, das ist erstens einmal eine ungenaue Auskunft.

Aber was an der Auskunft besonders interessant ist, ist, dass wir eigentlich im Grunde genommen mit den Kosten für die Park-and-ride-Anlage in der Aderklaaer Straße und ihrer wahrscheinlichen Auslastung von 10 bis 15 Prozent uns zumindest schon einmal zwei Jahre diese Ausdehnung in die erste Außenzone leisten könnten. - Erstens.

Zweitens ist es so, dass jedes Jahr mindestens 70 Millionen EUR über die Parkraumbewirtschaftung oder das Parkraummanagementsystem hereinkommen. Was liegt näher, als zu sagen: Machen wir doch den öffentlichen Verkehr auch preislich interessanter für die Menschen, für die Pendler!? Das heißt, wir könnten uns ganz locker, und zwar jedes Jahr, von den hereinkommenden 70 Millionen EUR aus der Parkraumbewirtschaftung immer diese 9 bis 15 Millionen EUR leisten, und das ganz, ganz locker jedes Jahr!

Auskunft: Geht nicht, weil davon die Niederösterreicher profitieren. Dass aber gleichzeitig hunderttausend Autos jeden Tag aus Niederösterreich nach Wien kommen, hier in Wirklichkeit herumfahren, Parkplätze verstellen, die Luft verpesten, das ist wurscht, weil das wieder eine andere Geschichte ist. Da denke ich mir, es weiß die Parkraumbewirtschaftung nicht, was die Finanz tut.

Das kann man sagen, denn vernünftig wäre es auf jeden Fall: Die Pendler hätten eine finanzielle Alternative und hätten keine Ausrede, dass alles so teuer ist. Wir könnten das für die Pendler tun, 70 Prozent kommen ja aus dem so genannten Speckgürtel, das heißt, in Wirklichkeit ist das die erste Außenzone. Das ist der Bezirk Mödling, das sind die Kennzeichen Schwechat, Wien-Umgebung, teilweise Korneuburg, teilweise Mistelbach. Das wäre eine Möglichkeit, das wirklich günstiger zu machen. Aber nein, das spielt es nicht, das geht nicht, weil es justament so ist!

Da denke ich mir, so kann man Verkehrspolitik nicht machen. Da kann man verhandeln, da kann man schauen, dass man miteinander auf einen grünen Zweig oder von mir aus auch auf einen rot-schwarzen Zweig kommt. Aber das wird nicht passieren, weil es nicht sein darf. Also bauen wir eine Park-and-ride-Anlage nach der anderen, eine Tiefgarage nach der anderen, und es ist ganz egal, ob da jemand drinsteht, sondern es geht nur um den Auftrag. 

Im Moment habe ich das Gefühl, der Garagenkoordinator ist derzeit eigentlich ein Stellplatz- oder Parkgaragensuchkoordinator geworden. Denn wenn ich mir allein überlege, dass man zum Beispiel in der Wiener Garagenaktion, wenn man einen Stellplatz errichtet, bei Tiefgaragen eine Pauschale von mindestens 4 600 EUR je Stellplatz bekommt, ist das ja nicht nichts! Denn man bekommt bei Errichtung von mehr als, glaube ich, insgesamt bis zu 25 PKW-Stellplätzen und dergleichen für 10 PKW-Stellplätze - das ist so dabei, da muss man dann in Wirklichkeit einreichen, ansuchen, wunderbar! - über 4 000 EUR für die Errichtung dieses Stellplatzes. Das ist einmal das eine. 

Dann gibt es die Superförderung für die so genannten Volksgaragen, die jetzt AnrainerInnensammelgaragen heißen, und dann gibt es die Park-and-ride-Anlagen. Das Geld wird in Wirklichkeit einfach ohne irgendeinen Nutzen eingegraben. Man muss sich das vorstellen: Die Auslastung in der Leopoldau war 22 Prozent, als es gratis war; nicht 100 Prozent oder vielleicht 80 Prozent, nein, 22 Prozent - ein Armutszeugnis für die Verkehrsplanung in Wien! Das muss man sich einmal vorstellen: Da stellt man eine Hütte hin, und dann fährt dort keiner hinein.

So, jetzt das Gleiche noch einmal. Beim Seestern hat das die Mehrheit genauso beschlossen: Wenn die U2 kommt, wird am Seestern wieder so ein Häuserl hingebaut. Wieder wird keiner hineinfahren, wieder ist das Geld weg, wieder braucht es niemand zurückzuzahlen, weil 82 Jahre lang Zinsengarantie besteht. 600 000 EUR an Umsatz im Jahr erreichen die niemals! Fertig, immer das Gleiche.

Herr Breiteneder reibt sich auch die Hände über die Park-and-ride-Anlage in Hütteldorf. Das geht wie das Amen im Gebet: Da stecken wir das Geld in Wirklichkeit in die Erde hinein und glauben, es wächst. Das ist ein Irrtum! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Nein, es ist einfach vorbei mit dem Geld. Da denke ich mir, es wäre wirklich vernünftiger, das Geld in sinnvolle Alternativen zu stecken, und das ist die Ausweitung der Kernzone.

Zu der Geschichte muss man noch eines sagen. StR Schicker ist vor Kurzem draufgekommen, dass die Nordautobahn jetzt mehr Verkehr nach Wien bringen wird, also muss man eine Park-and-ride-Anlage bauen. Das haben wir ihm gleich gesagt, dass die Nordautobahn in Wirklichkeit viel mehr Verkehr bringen wird, und auch eine Studie der Stadt Wien hat genau das Gleiche gesagt. Jessas na, jetzt wird die Autobahn fertig, jeden Tag plus 30 000 Autos nach Wien - stellen wir ihnen eine Garage nach der anderen hin, damit sie sich dort ihre Unterkunft suchen können!

Nur, das ist keine Verkehrspolitik. Das ist Geldverbrennen, und das ist sicherlich nicht grüne Verkehrspolitik. Deswegen werden wir dieser Geschichte ganz sicher nicht zustimmen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Puller. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Meine Kollegen haben gerade beschrieben, wie das Geld vergraben wird oder wie gefördert wird, sinnlos gefördert wird und es nie wieder zurückkommt.

Bei dieser Post 38 möchte ich ein paar Anträge einbringen, weil andererseits total kontraproduktiv die Spatzen es ja schon von den Dächern pfeifen beziehungsweise die ÖBB-Vorstandsdirektorin sagt, dass die Wiener Linien beziehungsweise die Stadt Wien eine neuerliche Tariferhöhung zwar ganz sicher nicht bis Juni, aber danach in Betracht ziehen. Ich denke mir, bevor die Stadt Wien oder die Wiener Linien überhaupt über eine neuerliche Tariferhöhung nachdenken, möchte ich sie auf das veraltete Ticketsystem oder Zeitkartensystem hinweisen, das noch immer vorhanden ist und das schon danach schreit, endlich modernisiert zu werden, attraktiver gemacht zu werden, reformiert zu werden oder überhaupt nur flexibler gemacht zu werden.

Da nehme ich das Kurzstreckensystem her, das meines Erachtens schon so alt ist wie die erste Elektrische, also schon hundert Jahre alt. Wenn Sie vielleicht schon einmal einen Kurzstreckenfahrschein verwendet haben: Das gilt für den öffentlichen Oberflächenverkehr, da gibt es im Inneren des Zuges Stationsanzeigen, davon sind manche normal gedruckt, und es gibt fett gedruckte. Das wäre ja einfach: Die fett gedruckten sind die Kurzstreckengrenzen. Aber nein, da gibt es oben noch so einen grauen Rahmen, der mit einem schwarzen Rahmen überlappt ist, und das heißt Markierungsgrenze beziehungsweise Gültigkeitsgrenze. Da muss man einmal durchschauen, meine Damen und Herren! Dieses System ist völlig undurchsichtig für die Fahrgäste, also für den Otto Normalverbraucher. Ich denke mir, da braucht man ein Studium der Schaffnerologie, um dieses System durchschauen zu können. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Deshalb kann man es ganz einfach vereinfachen, meine Damen und Herren! Wir geben es ohnedies schon vor, die Wiener Linien und die Stadt Wien brauchen nicht einmal darüber nachzudenken, sie brauchen es nur umzusetzen. Zum Beispiel wie der Kurzstreckenfahrschein für die U-Bahn gültig ist: Zwei U-Bahn-Stationen sind eine Kurzstreckenfahrt. So wollen wir das logischerweise noch vereinfachen, und für den Oberflächenverkehr gilt: Vier Stationen sind eine Kurzstreckenfahrt. Das ist deshalb logisch, weil es bis zu einer U-Bahn-Station zirka 700 bis 800 m sind; das heißt, bei 2 Stationen sind es 1 600 m. Bis zu einer Straßenbahnhaltestation sind es durchschnittlich 400 m, also sind es 4 Stationen. Das ist total logisch, und es würde auch den Halbpreisfahrschein beziehungsweise Kurzstreckenfahrschein attraktiver machen, dieser würde mehr angenommen werden. Deshalb stellen wir folgenden Beschlussantrag:

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Finanzen,  Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, mit den Wiener Linien Verhandlungen aufzunehmen, um das Kurzstreckensystem für den öffentlichen Oberflächenverkehr zu vereinfachen, sodass in Zukunft mit einem Kurzstreckenfahrschein einheitlich vier Stationen gefahren werden können." 

Straßenbahn und Bus sind damit gemeint. Wir ersuchen um Zuweisung an den zuständigen Gemeinderatsausschuss.

Dann möchte ich auf die Wochenkarte aufmerksam machen. Die Wochenkarte ist seit Jahrzehnten starr und unflexibel. Ich kann mich erinnern, wenn sich meine Mutter vor 40 Jahren eine Wochenkarte gekauft hat, hat sie sich nur eine lösen können, die von Montag bis Sonntag gegolten hat. Das ist bis heute, bis zum heutigen Jahrtausendwechsel, dasselbe System: Man kann sich eine Wochenkarte nur von Montag bis Sonntag kaufen. 

Warum ist das so, meine Damen und Herren von der SPÖ? Man kann genauso von Dienstag bis Dienstag, von Mittwoch bis Mittwoch, von Donnerstag bis Donnerstag fahren. Ein Beispiel: Wenn jemand am Montag vergisst, eine Wochenkarte zu kaufen - jessas na, ich habe vergessen, eine Wochenkarte zu kaufen! Dienstag ist er unpässlich und geht nicht zur Arbeit. Mittwoch denkt er sich: Es ist ohnehin schon wurscht, ich will mir keine Wochenkarte kaufen, jetzt bin ich zwei Tage schwarz gefahren, da wird es den Rest der Woche auch noch gehen. 

Mit einem System von Montag bis Montag, von Dienstag bis Dienstag wäre das eine ganz einfache Lösung. Man braucht diesen Wochenkartenschein einfach nur zu entwerten, so wie ein 24-Stunden-Ticket, und jeder Kontrollor sieht: Aha, der hat erst am Montag die Wochenkarte gekauft, oder am Dienstag. Deshalb möchten wir folgenden Beschlussantrag einreichen:

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Finanzen,  Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, mit den Wiener Linien Verhandlungen aufzunehmen und das Zeitkartenticket dahin gehend zu erweitern beziehungsweise zu verbessern, dass die Gültigkeitsdauer von Wochenkarten flexibel mit einer Woche ab der Entwertung festgelegt wird.

Wir bitten ebenfalls um Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss."

Meine Damen und Herren! Weiters möchte ich auf ein Zeitkarten-Zusatzangebot aufmerksam machen, wie es zum Beispiel in Dresden oder in mehreren Städten Deutschlands schon gang und gäbe ist. Ebendieses Beispiel zeigt, dass Wien beziehungsweise die Stadt Wien, die Wiener Linien wirklich hinterherhinken, da eben keine zusätzlichen Zusatzangebote gemacht werden und überdacht werden. Zum Beispiel in Dresden ist es so: Erstens ist es billiger. Aber ich gehe gar nicht darauf ein, weil Sie dann sagen, Herr Hora, wahrscheinlich gerade Sie: Na, das Netz ist ja viel kleiner als in Wien, darum ist eine Monatskarte billiger. 

Das stimmt, aber sie haben zum Beispiel ein Monatskartenangebot im Abo. Dieses Abo verpflichtet dazu, dass man zwölf Mal eine Monatskarte kauft, und es ist deutlich billiger, als wenn man zum Beispiel eine Einzelmonatskarte im Barkauf ankauft. Mit dieser Abo-Monatskarte in Dresden ist man zum Beispiel dazu berechtigt, dass sie nicht nur übertragbar ist wie bei uns die Monatskarte - es ist nicht abzustreiten, das ist ja der einzige Vorteil -, sondern mit dieser Monatskarte hat man auch die Berechtigung, dass man ab Freitag um 18 Uhr das ganze Wochenende lang eine zweite erwachsene Person mitnehmen kann, ohne dass diese zusätzlich ein Ticket oder einen Fahrschein lösen muss. 

Bei uns ist das nur für JahreskartenbesitzerInnen gültig, die, wenn sie eine Jahreskarte besitzen, einen Hund mitnehmen können, ein Fahrrad mitnehmen können und dann gnadenhalber Samstag ab 12 Uhr zwei Kinder mitnehmen können. In Dresden oder in Hamburg zum Beispiel kann man eben ab 18 Uhr das Familienangebot nützen, eine weitere erwachsene Person und vier Kinder mitnehmen, vier Kinder zwischen 6 und 14 Jahren. 

Das wäre, denke ich mir, eine zusätzliche Verbesserung, bevor man es überhaupt andenkt, eine neuerliche Tariferhöhung durchzuführen. Deshalb stellen wir noch einen Beschlussantrag:

„Die Frau amtsführende Stadträtin wird ersucht, mit den Wiener Linien Verhandlungen aufzunehmen, um das Zusatzangebot für ZeitkartenbesitzerInnen entsprechend der Begründung zu erweitern.

Auch bei diesem Antrag wird um Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss gebeten."

Der letzte Antrag ... (GR Robert Parzer: Noch einer?) Ja, der letzte betrifft die Linie 71. Meine Damen und Herren, da gab es vor ein paar Wochen von SPÖ-RepräsentantInnen ein unheimliches Tohuwabohu. Sie haben sich stark gemacht für den 71er, wie wenn er eingestellt werden würde, meine Damen und Herren! Es geht aber eigentlich nur - wenn es viele nicht wissen - um eine geänderte Linienbezeichnung. Denn die Wiener Linien hatten vor, auf Grund des neuen Straßenbahnringkonzeptes die Linie 71 auf Linie 4 umzutaufen, dass sie eben vielleicht in dieses Ringlinienkonzept hineinpasst. 

Die SPÖ-Granden im Bezirk, unter anderem auch die Bezirksvorsteherin, Herr Hatzl und Herr GR Troch, den ich heute leider hier nicht sehe (GR Dr Harald Troch gibt, neben den Sitzreihen stehend, ein Handzeichen.), haben sich ja unheimlich stark gemacht und sich als Retter der Linie 71 aufgespielt. Herr Troch, wenn SPÖ-Bezirksvorsteher oder -Gemeinderäte sich in einer gleichen inszenierten Don-Quichotte-Schlacht für den 21er eingesetzt hätten, hätte ich mir das sehr gewünscht!

Somit haben Sie laut Medien zwar die Linie 71 erhalten, aber viele wissen eines nicht: Durch das Ringlinienkonzept neu sagen jetzt die Wiener Linien, okay, da habt ihr den 71er, er soll der 71er bleiben, aber er wird jetzt dadurch nicht verlängert. (GR Dr Harald Troch: Es gibt Gespräche!) Eine sinnvolle Verlängerung hat die SPÖ damit verhindert! Nur mit Ihrem nostalgischen, traditionellen Wahlkampfüberschmäh, dass Sie zu den Simmeringern sagen können: Super, wir haben uns dafür eingesetzt, dass der 71er der 71er bleibt. Das ist ja wirklich ein lächerlicher Wahlkampfschmäh sondergleichen!

Sie haben die Verlängerung verhindert, Sie alle von der SPÖ, eine Verlängerung, die schon 30 Jahre ausständig ist. Börse-Verlängerung: Okay, das kann man in den Raum stellen. Es ist vielleicht nicht so sinnvoll; sinnvoller wäre es, über Schottenring oder über Schottentor zu verlängern, dass es mehrere Umsteigmöglichkeiten gibt. Aber es wäre durchaus sinnvoll - und darauf warten wir, das haben Sie schon 1978 der Bevölkerung versprochen -, dass der 71er wenigstens zum Knoten Karlsplatz verlängert wird. Das wäre wirklich eine sinnvolle Verlängerung, aber Sie haben es bewirkt, Herr Troch - unter anderem -, dass die Linie 71 weiterhin am Schwarzenbergplatz verendet. Darum werden wir GRÜNE noch einen Antrag stellen, und zwar diesen:

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird aufgefordert, die Straßenbahnlinie 71 oder die zukünftige Linie 4" - es ist ja wirklich so wurscht, ob er 71er oder 4er heißt! Denn das Konzept ist sowieso schon zerstört durch das neue Ringstraßenlinienkonzept, Herr Troch. Es hat früher sicher einen Sinn gehabt. Vor 100 Jahren hat das System, ob es jetzt eine Buchstabenbezeichnung oder eine Nummerierung hat, einen Sinn gehabt, aber jetzt ist es sowieso zerstört. Also machen wir nicht auf nostalgischen Wahlkampfschmäh: „Wir erhalten euch den 71er!" Auf jeden Fall soll die Linie 71 oder die zukünftige Linie 4 mindestens bis Knoten Karlsplatz verlängert werden und nicht durch einen traditionellen oder nostalgischen Überschmäh verhindert werden. 

Zum Abschluss - denn besser könnte ich es nicht abschließen - lese ich einen Satz eines verärgerten Bürgers vor, der den Schmäh durchaus überzogen hat und nicht zu den Simmeringern gehört, die meinen, wenn Sie sagen, sie wollen uns unseren 71er wegnehmen: O nein, der 71er, um Gottes willen, um Gottes willen! Er hat das überrissen, und es gibt viele Menschen, die es überreißen, dass Sie die Verlängerung dadurch verhindert haben. Ich zitiere jetzt, weil ich mich nicht trauen würde, in so einer Form einen Abschlusssatz zu setzen. Ich sage es noch einmal, ich zitiere:

„Ich kann Ihnen als trotz aller Widrigkeiten in dieser Stadt immer noch Wiener aus Leidenschaft nur ganz persönlich meine Verachtung ausdrücken und Sie nach Ihrem offensichtlichen Versagen auffordern, Ihren Posten jemandem zu überlassen, der dafür das nötige Verantwortungsbewusststein mitbringt, auch wenn es in Ihrer Partei vermutlich nicht leicht sein dürfte, so jemanden zu finden. Herr Troch möge sich bitte mit einem Kübel Wasser und einem Ausreibfetzen in die Remise Simmering begeben, um die dort abgestellten Straßenbahngarnituren zu reinigen, damit er ausnahmsweise auch einmal etwas Nützliches für Simmering macht, wenn sein geistiger Horizont schon an den Bezirksgrenzen endet."

So ein verärgerter Bürger, und dieses Mail, das ist kein Geheimnis, ist auch an Frau StRin Brauner gegangen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Für eine tatsächliche Berichtigung hat sich Herr Dr Troch gemeldet. Ich erteile ihm das Wort und weise auf die Redezeitbegrenzung hin.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es gibt einen zeitgenössischen italienischen Spielfilm, der „Le fate ignoranti" heißt. Frau Puller, Sie könnten in dem Film eine Rolle spielen; es ist sogar eine Titelrolle. Auf Deutsch übersetzt hat der Film den wenig charmanten Titel „Die Ahnungslosen".

Wenn Sie hier vom 71er und vom Ringlinienkonzept reden, dann geht es uns nicht nur um Simmering, nicht nur um Traditionalismus und um Nostalgikertum, wie Sie es in Ihrem Antrag formulieren. In Simmering schmeckt uns ganz einfach die Formel der Wiener Linien, nämlich: in Zukunft einmal zusätzlich umsteigen und zweimal länger warten, nicht! Denn der 71er soll in Zukunft nur mehr bis Zentralfriedhof fahren - absolut, schauen Sie sich die Pläne genau an; darum meine ich ja „Die Ahnungslosen", schauen Sie sich das an! -, und in Zukunft wird die überlange Linie 6 bis ins Stadtentwicklungsgebiet Kaiserebersdorf fahren. Sonst fährt der Kaiserebersdorfer in Zukunft zum Beispiel nach einem Arbeitsunfall ins BBRZ zur beruflichen Rehabilitation bis Zentralfriedhof mit dem 6er und muss dann umsteigen. 

Simmering war historisch ein Straßendorf, da ist eine Linie durchgefahren, der 6er seit 1996, und jetzt soll man im Bezirk selbst einmal umsteigen. Die Intervalle der Linie 6 sollten ausgedünnt werden, denn mit den jetzigen Intervallen kann sich der 71er nicht in den Ring einordnen. Dort steht eine Straßenbahn nach der anderen, die Intervalle wären zu lang. (GR Mag Wolfgang Jung: Was ist das für eine Berichtigung?)
Das sind die Gründe, diese Verschlechterungen sind die Gründe, warum wir in Simmering kritisch zu diesem Konzept stehen. Das lassen wir uns einfach so nicht gefallen, die Vorstadt erhebt ihre Stimme. In der Vorstadt wohnen Menschen, die mitunter sowieso schon 30 oder 40 Minuten zu ihren Arbeitsstätten im Zentrum fahren, und wir lassen uns die Situation ganz einfach nicht verschlechtern! (GR Mag Wolfgang Jung: Herr Vorsitzender! Geschäftsordnung!)
Schauen Sie sich dieses Konzept an. Simmering als Bezirk ist jetzt im Gespräch mit den Wiener Linien. Wir glauben auch nicht, dass hier parteipolitisch mit derartigen Anträgen eingegriffen werden sollte. Ich bin zuversichtlich, dass wir diesbezüglich zu einer guten Lösung mit den Wiener Linien kommen werden, dass es in Simmering selbst zu keiner Verschlechterung kommt. 

Wir werden uns anschauen, wie weit es sinnvoll ist, den 71er tatsächlich ins Zentrum hinein zu verlängern. Aber diese Geschichte hat für uns sekundären Status. Primär geht es darum, die Situation der öffentlichen Verkehrsmittel in Simmering zumindest am Status quo zu halten ...

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Sie haben noch eine Sekunde.

GR Harald Troch (fortsetzend): ... nicht zu verschlechtern, im Gegenteil, zu verbessern. Das ist der Grund, warum wir für den 71er und gute Intervalle und Anschlüsse kämpfen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Puller. (GR Mag Wolfgang Jung: Zu einer wirklichen?) Ich erteile es ihr und sage auch hier: maximal drei Minuten. (StRin Dr Monika Vana: Darf sie nicht so lang sein wie der Kollege?) Kollege Dr Troch hat um zehn Sekunden überzogen. (StR David Ellensohn: Ach so! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte ebenfalls Herrn Kollegen Troch aufmerksam machen: Er braucht nur zu sagen, er möchte sich zu Wort melden, dann hat er länger Redezeit, und dann braucht er nicht zu überziehen. (Demonstrativer Beifall bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei SPÖ und GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Jetzt kommen wir zur tatsächlichen Berichtigung, bitte. (GR Mag Rüdiger Maresch: Oh! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

GRin Ingrid Puller (fortsetzend): Zweitens hat er ein schlechtes Kurzzeitgedächtnis. Denn ich habe nicht den Antrag gestellt, dass er bis Börse oder bis Schottenring oder Schottentor verlängert wird, sondern nur wenigstens bis zum Knoten Karlsplatz, Herr Troch. Mit einer Station hat das überhaupt keine Beeinträchtigung in der Fahrzeit zur Folge; vielleicht Börse, wie das die Wiener Linien ziemlich sinnlos vorgeschlagen haben. Es ist eben nur gerade das Schleiferl dabei.

Dass der 71er nicht nach Kaiserebersdorf fahren soll, ist ein ziemliches Märchen, das Sie auf die Nase gebunden bekommen haben - wahrscheinlich, dass Sie die Leute aufhetzen können, dass dann vielleicht einmal eine U3-Verlängerung kommt. Also bitte, lassen Sie sich nichts auftischen, Herr Troch! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen wieder zur Reihenfolge der Wortmeldungen. Als Nächster gemeldet ist Herr GR Hora. Ich erteile ihm das Wort.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wenn wir über die Wiener Linien reden, kann ich natürlich die Informationslücken der Kollegin Puller nicht ganz außer Acht lassen und muss mich auch zum Wort melden, wenngleich ich versuche, meinen Redebeitrag sehr kurz zu fassen. 

Da ich ja kein Studium habe, wie Sie wissen, kenne ich auch das System der Kurzstrecken in Wien. Ihr Vorschlag in allen Ehren, aber er wurde damit in einer falschen Richtung gemacht, zu sagen: Vier Stationen kann man mit einer Kurzstreckenkarte fahren. Ich denke etwa nur daran, dass rund um den Reumannplatz viele Stationen sehr eng beieinander liegen, da hat man plötzlich vier Stationen und muss mit der Kurzstreckenkarte schon wieder aussteigen. Oder zum Beispiel Vorgartenstraße: über einen Block hinüber.

Zweitens: Auch der technische Aufwand - liebe Frau Kollegin Puller, Sie sind ja bei den Wiener Linien - sollte Ihnen ein Begriff sein, dass man dann bei jedem Entwerter jede Station einspielen müsste und bei jedem Entwerter jede Station gewechselt werden müsste. (GRin Ingrid Puller schlägt demonstrativ die Hände zusammen.) Frau Kollegin Puller, man sollte, wenn man schon Vorschläge macht, sich wirklich überlegen, was man tut. 

Ich kann Ihnen nur eines sagen: Die Leute, die die Kurzstrecke verwenden, sind größtenteils Bezirksbürger, die für eine kurze Strecke eine Linie benutzen. Sie kennen das System, und viele Anträge gerade aus den Bezirken kommen, um eventuell, wenn irgendwo ein neuer Mittelpunkt geschaffen wird, die Kurzstrecke etwas zu verlängern, eine Station dazuzunehmen oder eine Station einzufügen. Lesen wir einmal nach in all den Anträgen, die auch Ihre Fraktion in Wien schon in diese Richtung gestellt hat. Ich kann sie Ihnen gerne übermitteln, falls die Fraktion mit Ihnen nicht spricht.

Das Zweite: Sie haben über die 8-Tage-Wochenkarte, die flexible Wochenkarte gesprochen. Ganz offen: wenn ich Montag keine Wochenkarte brauche, Dienstag keine Wochenkarte brauche, haben Sie hier gesagt, dann ist er Montag und Dienstag schwarz gefahren, dann zahlt es sich Mittwoch, Donnerstag, Freitag nicht mehr aus. 

Sehen Sie, da sind ja die Wiener Linien viel besser aufgestellt: Es gibt die 8-Tage-Streifenkarte, die dann wesentlich kostengünstiger ist und mit der man ohneweiters auch diese Woche zu Ende fahren kann. (GR Mag Rüdiger Maresch: Von Dienstag bis Dienstag!) Die Wochenkarte funktioniert ganz einfach von Montag bis Montag in der Früh, sodass man die Möglichkeit hat, Kollege Maresch, wenn man nicht mit Auto unterwegs ist, dass man auch mit den öffentlichen ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich fahre ja nicht mit dem Auto!)
Nein, das stimmt nicht, das letzte Mal habe ich dich gesehen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich weiß das ganz genau! Du fährst mit dem Auto!) Aber gerne; Kollege Madejski ist mein Zeuge, dass Kollege Maresch mit dem Auto fährt, danke schön. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich habe einen Führerschein ...! - Weitere Zwischenrufe bei GRÜNEN und FPÖ.)
Damit kommen wir zum dritten Punkt. Ich weiß schon, ich könnte es mir jetzt ganz einfach machen, Frau Kollegin Puller. Das ist der Netzplan von Dresden. (Der Redner hält einen Stadtplan in die Höhe.) Einfach beantwortet: Sie haben gesagt, ich werde sofort sagen, das Netz ist viel größer et cetera. (GR Marco Schreuder: Und von Hamburg?) Das sage ich gar nicht, ich sage etwas ganz anderes. 

Wir haben heute eine Bildungsdebatte gehabt. In Dresden kostet die Abo-Monatskarte 39,50 EUR; sie zwölf Mal im Jahr zu zahlen, macht 474 EUR aus. In Wien sind es 449 EUR oder 458 EUR. Ist Dresden billiger? (Zwischenruf von GRin Ingrid Puller.)
Frau Kollegin! Darf ich Sie darauf aufmerksam machen, ich habe hier die aktuellen Zahlen von Dresden: Die Kinderkarte kostet dort im Monat 29,50 EUR, da gibt es eine 6 EUR-Zusatzkarte, mit der man eine Streckenkarte zur Netzkarte macht. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Da gibt es auch samstags, da gibt es auch zum Beispiel am Feiertag und am Sonntag keine Schülerfreifahrt bis zum 18. Lebensjahr.

Also, liebe Kollegin, wenn Sie sich schon hier herstellen, Anträge stellen, Wörter hineinschreiben: Wenn Sie gesagt hätten, Ihre Vision wäre das, dann hätte ich es unterschrieben und hätte gesagt, ja, sie hat Visionen. Aber wenn man Vergleiche macht, dann sage ich Ihnen, liebe Kollegin, dann sollten Sie sich hinsetzen, da gibt es das Google-System - ich weiß, da kann man beobachtet werden -, und im Google-System kann man nachschauen.

Ich könnte jetzt natürlich aus Ihrem Antrag noch weitere Fehler herausholen - in Wien kostet die Wochenkarte 14 EUR, in Dresden 18 EUR -, aber ich will es dahingestellt sein lassen. Ich kann meiner Fraktion nur die Empfehlung geben, diese vier Anträge inklusive dessen, was schon geplant ist - der vierte Antrag, was die Verlängerung der Linie 71 und die Gespräche mit dem Bezirk betrifft -, alle vier Anträge dementsprechend abzulehnen. 

Ein Tipp an Sie: Ich helfe Ihnen gerne, die Verkehrsbetriebe von Dresden im Internet zu suchen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Für eine tatsächliche Berichtigung Nummer 2 hat sich Frau GRin Puller zum Wort gemeldet. - Bitte.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Ja, danke schön; anders ist ja mit Herrn Hora nicht zu sprechen, außer über die Bühne. Sonst sagen wir nicht einmal Servus oder Guten Tag oder wie auch immer.

Aber ich habe eine neue Seite kennengelernt, Herr Hora: Sie sind ja voller Emotionen und waren hier draußen wie im Märchen bei Rumpelstilzchen. - Danke schön. (GR Karlheinz Hora: Was war das für eine Berichtigung? - GRin Marianne Klicka: Wo ist das Märchen? Märchen erzählen die GRÜNEN! - Weitere Zwischenrufe.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Nicht böse sein, aber eine tatsächliche Berichtigung war das nicht. Wenn man Freundlichkeiten austauschen will, soll man miteinander reden, aber nicht übers Rednerpult. Ich bitte wirklich um Verständnis dafür, dass wir so etwas nicht brauchen. (Beifall bei der SPÖ.)
Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren!

Nachdem ich jetzt noch während der Debatte in dem Geschäftsstück gelesen und nichts von irgendwelchen Straßenbahnlinien oder Straßenbahnfahrscheinen und -preisen direkt gefunden habe, möchte ich doch einige Klarstellungen zu diesem Geschäftsstück tätigen, worin es nämlich um die Errichtung beziehungsweise Finanzierung einer Park-and-ride-Garage in Aderklaa geht. 

Erster Punkt: Ich glaube, das Ziel der Errichtung von Park-and-ride-Garagen braucht man nicht lange zu erklären. Sie dienen nämlich für den Berufspendelverkehr aus dem Umland. Da gibt es natürlich noch einen speziellen Zugang - er ist heute ohnehin schon erwähnt worden -, dass auch im Umland verstärkt gewisse Park-and-ride-Möglichkeiten schon früher hätten in Angriff genommen werden können. Trotzdem werden wir auch nicht darum herumkommen, dass wir sie errichten, nicht nur wegen der Pendlerinnen und Pendler aus dem Umland, sondern auch derjenigen aus den Randbezirken, die in die Stadt fahren wollen. Ich glaube, das hat sich ja teilweise bewährt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aderklaa ist ja am Stadtrand! Es ist sinnlos ...!) Daher ist es auch im Sinne einer gut funktionierenden Wirtschaft und einer Lebensqualität der Wienerinnen und Wiener, glaube ich, notwendig, Park-and-ride-Anlagen zu errichten. (GR Mag Rüdiger Maresch: Die Aderklaaer Straße ...!)
Zweiter Punkt ... (Anhaltende Zwischenrufe von GR Mag Rüdiger Maresch.) Vielleicht können wir die Emotionen ein wenig herausnehmen. Man kann ja das Ganze sachlich diskutieren. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Das kann man durchaus sachlich diskutieren, ich komme schon noch darauf zurück. 

Zweiter Punkt: Es ist mir heute aufgefallen, dass von zwei Rednern die Auslastung der Park-and-ride-Anlagen kritisiert worden ist. Dabei haben sie sich immer auf eine Garage fokussiert, diese steht, glaube ich, in Floridsdorf, in Leopoldau. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Halt in unmittelbarer Nähe!) In unmittelbarer Nähe zu Aderklaa, so ist es richtig. So habe ich es mir auch aufgeschrieben: in unmittelbarer Nähe; also Leopoldau ist gemeint. 

Ausgeblendet wurden zum Beispiel die Garagen in Erdberg, die Spetterbrücke (GR Mag Rüdiger Maresch: Da gibt es eine Parkraumbewirtschaftung! Das gibt es in Floridsdorf nicht!) - da gibt es keine Parkraumbewirtschaftung -, in Heiligenstadt, in Spittelau. In Heiligenstadt gibt es auch keine ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber in Spittelau gibt es eine Parkraumbewirtschaftung!) Lass mich einmal ausreden. Ein bisschen die Emotionen zurückfahren und zuhören! Ich höre auch zu. Ich tue mir hier ein bisschen schwer, ich muss als Berichterstatter zuhören, manchmal hätte ich wahrscheinlich auch Emotionen. Das ist eben so bei den Menschen. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Aber ich halte mich zurück, ich bin fair zu euch Kollegen. 

Also ausgeblendet wurde auch das Beispiel in Heiligenstadt. Da gibt es keine Parkraumbewirtschaftung, und es ist übervoll. Spittelau wird ja neu gebaut, mit 330 Stellplätzen, soweit ich das jetzt in Erinnerung habe. 

Summa summarum kann man sagen, die Park-and-ride-Anlagen, die in unmittelbarer Nähe eines hochkarätigen öffentlichen Verkehrsmittels wie der U-Bahn sind, sind zu 70 bis 80 Prozent ausgelastet. Ausgenommen - das sage ich auch, und da brauchen wir gar nicht lange zu diskutieren - ist eben die in unmittelbarer Nähe gelegene besagte Garage in der Leopoldau, weil auch die anderen Garagen in der Vergangenheit gewisse Anlaufschwierigkeiten hatten. Also kann man einmal davon ausgehen, dass in Zukunft die Auslastungsquote auch dort besser wird. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wie soll das gehen? ... ein Feldweg!)
Dritter Punkt: Kritik am Standort hätte es auch gegeben. Ich verweise nur darauf: Bitte, das ist nicht aus Jux und Tollerei gemacht worden, sondern es ist mit dem Bezirk abgestimmt worden. Wenn der Bezirk sagt, okay, das brauche ich dort nicht, dann wird er sich wahrscheinlich wehren, so wie wir es in anderen Debattenbeiträgen bereits gehört haben. 

Ich verweise auf eine der Haupteinfahrtsrouten aus dem Nordosten. Wer die Deutsch Wagramer Route kennt, der weiß, wovon wir reden. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber nicht ...! Das ist ein Feldweg, ein besserer!) Wenn man natürlich nicht mit dem Auto fährt, dann wird man dazu auch nicht hundertprozentig Stellung nehmen können, weil man sich, auf Wienerisch gesagt, dort nicht sehr auskennt. 

Den dritten Punkt soll man bei der ganzen Debatte auch nicht ausblenden. In der Seyringer Straße, das heißt, neben der Großfeldsiedlung und nördlich vom Rennbahnweg, gibt es hochwertiges Bauland, da wird sich in Zukunft noch einiges entwickeln. (GR Mag Rüdiger Maresch: Da ist gratis ...!) Sozusagen ist man jetzt bereits einen Schritt voraus, aber dafür wird man auch kritisiert. Sonst wird man immer kritisiert, wenn man zu spät dran ist, jetzt ist man einen Schritt voraus. 

Vierte und letzte Frage: Es ist auch die Frage der Finanzierung. Ich glaube, das ist auch geregelt. Es ist da von momentaner Nichtauslastung gesprochen worden. Ich denke - ich möchte es Ihnen ersparen, jetzt vorzulesen, was in dem Geschäftsstück drinsteht -, es ist schon mit einer Auslastung gekoppelt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber 600 000 Umsatz!) 

Es ist schon mit einer Auslastung gekoppelt, denn der Preis hängt immer mit der Stellplatzquantität zusammen. Da wird der Preis festgelegt, indiziert im VPI vom Jahr 2000. Wenn der Umsatz praktisch erwirtschaftet worden ist und über der vereinbarten Zahl liegt, dann werden de facto 50 Prozent für die Rückzahlung, für die Tilgung des zinsenfreien Kredites herangezogen. Das heißt, wenn die Auslastung größer wird - das stimmt schon -, dann wird auch zurückgezahlt. (GR Mag Rüdiger Maresch, ein Schriftstück in die Höhe haltend: Das sind die Zahlen ...!)
Der letzte Punkt: Ich meine, wenn hier von einem Spekulationsobjekt die Rede ist - so ist es ja dargestellt worden -, ist es schon sehr gewagt, was da behauptet wird. Ich glaube, das kann nur im Schutze einer Immunität gesagt werden, und das weise ich schon im Sinne unserer Stadt und unserer MitarbeiterInnen aufs Schärfste zurück!

Ansonsten ist es, denke ich, ein gutes Projekt. Denn das Leben in einem urbanen Bereich, in einem urbanen Gebiet, wie die Stadt Wien es auch ist, ist ein vielschichtiges. Dem kann man sicher nicht mit einem Garagenreflex, wie ihn eben die GRÜNEN bei jeder Diskussion zeigen, begegnen. 

Daher ersuche ich um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies wird von ÖVP, SPÖ und FPÖ unterstützt und ist somit ausreichend unterstützt.

Mir liegen zu dieser Postnummer mehrere Beschluss- und Resolutionsanträge vor. 

Der erste Antrag, der zur Abstimmung gelangt, ist jener Antrag der GRÜNEN, der sich mit der Vereinfachung des Kurzstreckensystems bei öffentlichem Oberflächenverkehr befasst. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. - Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag der GRÜNEN befasst sich mit flexibler Wochenkarte für die Fahrgäste der Wiener Linien. Auch hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. - Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das Abstimmungsverhalten ist wie beim anderen Antrag, dies wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft ein erweitertes Angebot für Monats- und JahreskartenbesitzerInnen. Auch hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. - Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der letzte Antrag zu dieser Postnummer, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die sinnvolle Verlängerung der Linie 71. Auch hier wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. - Wer dem Antrag die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 37 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Gewährung eines zinsenfreien Darlehens an den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Strobl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. - Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. Ich erteile es ihm.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Werte Damen und Herren!

In knappen Worten möchte ich erklären, warum die Freiheitlichen dieses Aktenstück ablehnen werden. Nicht aus grundsätzlichen Überlegungen - selbstverständlich sind wir für Technologieparks im 22. Bezirk oder in anderen Bezirken. Wir sind für die Schaffung von Arbeitsplätzen. Wir sagen nur: Es ist das richtige Projekte am falschen Ort. Ich brauche das nicht wieder auszuführen, wir haben es hier schon x-mal besprochen. Wir hätten im 22. Bezirk mehr als genug Flächen, um diese Einrichtung anzusiedeln: am Asperner Flugfeld, auf den Waagner-Biro-Gründen, in Stadlau und, und, und. 

Es gäbe sicher ein Dutzend Plätze, um diese sinnvolle Einrichtung anzusiedeln - aber nein, die SPÖ macht es genau dort, wo 600 Parkplätze vernichtet werden! Ich weiß, da haben wir Auffassungsunterschiede beim Zählen. Ich habe 600 Parkplätze gezählt, zweimal habe ich nachgezählt. 

Es braucht nachher auch kein Sozialdemokrat herauszugehen und zu sagen, dass das alles ja gar nicht als Parkplatz gewidmet ist. Das weiß ich auch. Aber es gibt dort seit vielen Jahrzehnten diesen Parkplatz, er wird gut angenommen und ist notwendig für die Einpendler aus dem Umland, für die Einpendler aus den peripheren Bereichen des Bezirkes. 

Wir sind der Meinung, der Parkplatz sollte bestehen bleiben. Und wir sind der Meinung, das Technologiezentrum - so es wirklich einmal kommen sollte, das ist ja alles noch nicht gegessen, bei den Chinesen weiß man es bis zum Schluss nie genau, bis wirklich alles unterschrieben ist -, sollte es einmal kommen, sollte anderswo im Bezirk angesiedelt werden. 

Damit nicht Reindl nachher wieder in einem Pressedienst schreibt: „FPÖ gegen Arbeitsplätze im Bezirk", wollte ich es kurz darlegen. Wir sind für das Projekt, wir sind aber gegen diese Situierung auf dem 600 Stellplätze zählenden Parkplatz beim Donauzentrum. Darum werden wir heute und hier dieses Aktenstück ablehnen. - Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Nur in aller Kürze; ich brauche nicht extra noch auf die Wichtigkeit dieses Projektes hinzuweisen. Das ist, glaube ich, allgemein bekannt. Ich möchte nur diese Zahl 600 korrigieren, die hier immer genannt wird. Meines Wissens stimmt sie nicht, es sind wesentlich weniger Parkplätze. 

Ich bitte Sie um Zustimmung zu diesem Akt. (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 37 die Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP und SPÖ unterstützt und ist damit ausreichend unterstützt.

Bevor wir zur Postnummer 44 kommen, möchte ich mitteilen, dass GR Mag Gerstl sich wegen Erkrankung ordnungsgemäß abgemeldet hat und heute an dieser Sitzung nicht mehr teilnehmen wird. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 44 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 2. Gemeinderatssubventionsliste 2009. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Strobl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Vier Subventionen stehen zur Diskussion, zweien davon widme ich mich kurz.

Zunächst zum WIFO: Das WIFO bekommt 105 333 EUR, dem werden wir auch gerne zustimmen. Wir möchten die gute Arbeit des WIFO nützen, um auch hier eine Debatte darüber zu führen, wie viel an Einkommen gerechtfertigt ist, wie hoch ein höchster Lohn sein darf und wie viel ein Mindestlohn sein muss. Von den USA bis zum österreichischen Parlament wird diskutiert über Managergehälter, vor allem dort, wo öffentliches Geld hineinfließt - und das ist ja bald jeder größere Betrieb, wenn es so weitergeht -, und wie hoch dann noch Gehälter sein dürfen.

Der Antrag, den wir heute einbringen werden, ist sehr schlicht gefasst und umfasst ausschließlich die stadtnahen oder stadteigenen Betriebe. Die Idee ist: Begrenzen wir die Gehälter von Managern/Managerinnen in diesen Betrieben mit einem ganz ansehnlichen Salär, nämlich mit dem des Bürgermeisters.

Jetzt wissen wir gar nicht, wie viele Leute mehr bekommen. Da gibt es unterschiedliche Informationen, aus einem einfachen Grund: weil es eine Menge Betriebe gibt, die von uns nicht kontrolliert werden dürfen; Ausgliederungen als Stichwort. Wir glauben als GRÜNE, dass, solange die Stadt von Menschen am Ende der Skala glaubt, dass sie mit 1 100 EUR netto auskommen müssen - solange 1 100 EUR netto ein Gehalt sind, das diese Stadt für angemessen hält, glauben wir, dass umgekehrt oben in etwa 20 000 EUR brutto auch ausreichen müssten. Das versteht jeder, das ist einfach zu sagen. 

Wir glauben alle, dass man davon leicht leben könnte. Wir haben in der „Pressestunde" am vorletzten Sonntag gesehen, dass das nicht überall die Meinung ist. Da waren dann 20 000 EUR als Monatsgehalt ein Geld, von dem man nicht leben kann. Herr Fellner war sehr irritiert darüber, dass die GRÜNEN fordern, dass das Managergehalt etwa bei Herrn Wolf von Magna dann 20 000 EUR gewesen wären. Das ist eine Diskussion, die überall schnell verstanden wird. Was nicht verstanden wird, ist, warum man sich dagegen wehrt. Warum muss jemand, der bei der Gemeinde Wien arbeitet, mehr verdienen als der Bürgermeister?

Für mich sage ich gleich dazu, das ist heute unser Antrag. Ich könnte mir auch schärfere Maßnahmen in dem Bereich vorstellen, solange wir eine Arbeitslose mit einer Nettoersatzrate von 55 Prozent haben - wo jeder weiß, es heißt in Österreich: arbeitslos, gerader Weg in die Armut, Punkt, so ist es; auch dazu werden wir heute noch einen Antrag einbringen -, solange Leute von ihren Gehältern mit Müh und Not leben können, wenn sie full time arbeiten. Aber viele Leute bei der Gemeinde Wien arbeiten Teilzeit, und die leben alle, wenn sie allein ein Einkommen haben, unter der Armutsgrenze, das geht dann schnell. Eine Kindergartenpädagogin, die nicht full time angestellt ist, hat weniger, als die Armutsgrenze ist, sobald sie zum Beispiel einmal bei 30 Stunden ist. Das reicht nicht aus. 

Gut, sagen wir einmal, man muss full time arbeiten, dass es sich ausgeht. Ich halte das, was Schneeschaufler verdienen, das, was die niedrigste Arbeiter-/Arbeiterinneneinstufung ist, das, was eine Kindergartenpädagogin verdient, für einen schlechten Witz. Man müsste das eigentlich in der Kindersprache sagen, die heute von der SPÖ schon angewandt wurde. Das sieht nämlich niemand ein, das ist einfach, das kann man wirklich jedem kleinen Kind erklären: Wieso sollen einzelne Leute so viel verdienen, solange man nicht bereit ist, den anderen ein angemessenes Auskommen zu bezahlen? 

Das ist ganz einfach. Niemand versteht in dieser Stadt, warum eine Kindergartenpädagogin 1 100 EUR bekommt, wenn sie anfängt. Übrigens, bei den nicht stadteigenen - da gehören auch SPÖ-nahe Organisationen dazu - ist es noch schlechter; dort ist es nicht besser, sondern schlechter. Das ändert aber nichts daran, dass 1 100 EUR netto nicht gerade das Geld sind, das irgendeiner da herinnen als ausreichend empfindet. 

Ich glaube, dass die meisten von uns, wenn sie sich vorstellen würden, wie sie das machen wollen, nicht wissen, wie sie damit über die Runden kommen und wie Leute das machen, die noch dazu Kinder haben. Denn es sind ja nicht alles Doppelverdiener, es sind nicht alles Leute ohne Kinder, das ist bei vielen wahrscheinlich schwer nachvollziehbar, egal, wo man herkommt. Nachdem man eine Weile da herinnen gesessen ist und mehr verdient hat, kann man sich dieses Leben leichter vorstellen. Ich gebe auch zu, ich weiß nicht, wie all die Leute das herbringen. Man sieht ja auch, dass es kaum geht - mit Überschuldung, mit der SchuldnerInnenberatung, die explodiert, und, und, und. 

Der Antrag selbst ist einfach, der Antrag lautet lediglich: Begrenzung der Managergehälter/Managerinnengehälter bei der Höhe des Bürgermeistergehalts oder des Gehalts einer allfälligen Bürgermeisterin. Der Antrag ist leicht zu verstehen, da steht sonst nichts anderes drin, das wird abgestimmt. 

Eine Diskussion über Höchst- und Mindestgehälter würde ich mir wünschen, eine Diskussion, die sogar im aktuellen „trend" anfängt: Sind unsere Manager ihr Geld wert? Das ist ziemlich einfach: Nein, sind sie nicht! Wenn man sich das durchliest, wird einem ja schwindlig. Aber da geht es nicht in erster Linie um die Gemeinde Wien, und da muss man auch zugeben, dass natürlich im öffentlichen Bereich diese absurden Summen nicht bezahlt werden, wenn Leute wie Herr Ötsch einen Bonus in Höhe von einer Million bekommen. Die fahren Betriebe in den Boden, dort wird öffentliches Geld nachgeschossen - auch das müsste man sich überlegen, wie viel öffentliches Geld überall nachgeht -, und der Bonus bleibt bestehen!

Bei der Wiener Städtischen haben dankenswerterweise sechs Vorstandsleute auf einen Bonus von 3,5 Millionen EUR verzichtet. Das ist zwar super, aber was ich mir beim Lesen dann denke, ist: Die bekommen einen Bonus von 3,5 Millionen EUR? Alle zusammen, ja - aber neben dem super Gehalt gibt es solche Boni? Das ist doch alles - das kannst du nur in Kindersprache sagen - gaga! Das versteht niemand mehr, das ist jenseitig. 

Sie wissen alle, wie viel Sie selbst verdienen. Damit kommen wahrscheinlich alle sehr, sehr gut aus und sparen sich noch einen Haufen Geld. Da bleibt sogar etwas übrig. Zehn Mal so viel? Zwanzig Mal, dreißig Mal das, was da herinnen verdient wird, geschweige von dem, was die Mindestlöhne da draußen ausmachen? Nicht mit uns!

Die Diskussion über Managergehälter, wenn sie darauf verkürzt ist, mutet ein bisschen an und schaut aus - und so wird es leider auch bei manchen ankommen - wie eine Neiddebatte. Aber man muss einfach oben und unten zusammenrechnen, und je mehr du oben ausschüttest, desto weniger bleibt am anderen Ende übrig. Da hat es schon alle möglichen Modelle mit Höchstbegrenzungen auf der Welt gegeben. In den USA - und jetzt rede ich nicht vom aktuellen Präsidenten - hat Herr Roosevelt damals einen progressiven Steuersatz bis 90 Prozent gehabt. Bis 90 Prozent ist er hinaufgegangen! Wenn jemand Millionen verdient hat, waren eben 90 Prozent von der zweiten, dritten und vierten Million weg. Das ist auch nicht so tragisch, denn außer, dass der Haufen größer wird, passiert ohnehin nichts mehr mit dem Geld. 

Wir fordern hier die Sozialdemokratie auf, wenigstens den einen Schritt zu machen und damit als Stadt Vorbild in dem Bereich zu sein. Natürlich wünsche ich mir, dass nachgezogen wird und überall, wo öffentliches Geld hineingeht, solche Begrenzungen kommen. Ich verstehe nicht, wie einzelne Banken Geld nehmen können, und dann wird darüber diskutiert, wie viele Boni ausgeschüttet werden. Das verstehe ich einfach nicht.

Ich weiß nicht, warum die Erste Bank Dividenden ausschütten soll, falls sie dann Milliarden in Anspruch nimmt. Ich hätte sogar gerne, dass sie es am Ende zurückzahlt, falls sie jemals wieder in die schwarzen Zahlen kommt. Das wird auch nicht diskutiert, was das langfristig heißt. Das Geld, das die öffentliche Hand investiert, muss zurückkommen - das sollte irgendwo stehen, aber das steht auch nirgends!

Keine Frage, dass in Wien die Löhne auch im öffentlichen Bereich zum Teil erbärmlich sind. Das diskutieren wir heute nicht, heute ist das ein einfacher Antrag, dem Sie sicher - die meisten, hoffe ich - leicht zustimmen können. Es trifft ja keinen von Ihnen. 

Bei der Nettoersatzrate sollte das hier eigentlich eine breite Mehrheit finden. Das ist nämlich nicht der erste Landtag, der sich damit beschäftigt. Die Nettoersatzrate in Österreich verantworten die Bundesregierungen der letzten Jahrzehnte, damit kann jede Einzelne sich in diesem Punkt ein fettes Minus eintragen lassen, egal, welche Couleur es gerade war. Eine lächerlich niedrige Nettoersatzrate für Arbeitslose, im europäischen Vergleich eine Schande! Niedriger als bei uns werden Arbeitslose in Prozent von dem, was sie vorher hatten, so gut wie nirgends entlohnt, es ist hier der zweitschlechteste Satz. 

Wir hätten gerne, dass das auf internationales Niveau - da gibt es auch bessere Beispiele, aber zumindest einmal in einem Schritt -, von 55 Prozent auf 70 Prozent gehoben wird. Das kostet Geld, aber das rettet eine ganze Menge Leute vor der Armut. Wir haben im Moment Zahlen bei der Notstandshilfe unter 600 EUR im Durchschnitt, bei Frauen 500 EUR. Das geht sich alles nicht aus ohne dritte Leistungen oder ohne Zweiteinkommen von jemand anders - alles Leute, die hundertprozentig in der Armutsfalle gefangen sind. Wer arbeitslos ist, ist in Österreich zu einem Drittel in der Armutsgefährdung drin. Das ist eine der Gruppen, die am stärksten betroffen sind, das ist kein Wunder. 

Dieser Antrag wurde in der Steiermark von der Sozialdemokratie, der KPÖ und den GRÜNEN eingebracht und hat dort eine Mehrheit gefunden. Ich hoffe, dass der Antrag, der sich hier an die Bundesregierung richtet, auch hier eine Mehrheit hat. Was ist der Sinn dahinter? Die SPÖ erhebt allein in der Bundesregierung nichts gegen die Österreichische Volkspartei. Wenn viele Bundesländer das mit unterstützen würden, kann Druck entstehen und vor allem eine öffentliche Diskussion stattfinden. Wir müssen diese Diskussion nicht nur hier herinnen oder nur im Steirischen Landtag abführen, Sie könnten ja alle hinausgehen und sagen: Wir finden auch, dass die Arbeitslose zu niedrig ist. Das wäre dann zu wenig, ja. Dieser Antrag müsste also hier auch von der SPÖ beschlossen werden, es sei denn, es gibt auch in dieser Frage bei der Sozialdemokratie quer über das Bundesgebiet unterschiedliche Positionen. 

Ein ganz anderer Punkt in der Tagesordnung ist der Verein Freunde des Militärkommandos Wien. Ich diskutiere das auf einmal, weil es in diesen vier Subventionen auch vorkommt. Dieser Verein bekommt 20 000 EUR jährlich seit 2005. Damals hat es geheißen, es ist eine einmalige Ausschüttung, da war auch der frühere Sportamtsleiter der Gemeinde Wien, Herr Podkowicz, dabei. Da hat es geheißen: Ein Mal machen wir das, das sind die Freunde des Militärkommandos, dann kommt es nicht mehr. Es ist jedes Jahr wiedergekommen!

Wenn Sie es googlen, kommen Sie auf etwas ganz Interessantes. Wenn Sie Informationen über diesen Verein und darüber, was er macht, suchen, dann schreiben Sie hinein: „Freunde des Militärkommandos Wien" - ein paar haben hier ohnehin den Computer offen -, und dann kommen exakt so viele Meldungen, wie da Subventionen waren, weil er sonst offensichtlich nichts macht. Sie bekommen eine Meldung für 2005, zwei für 2006 - es sind aber beide vom Gemeinderat -, eine für 2007 und eine für 2008, sonst nichts. Oft kommt er also nicht vor. Bei den OTS müssen sie ihn gar nicht suchen. Was der Verein macht, ist mir schleierhaft. (StR Johann Herzog: Er macht ja keine Öffentlichkeitsarbeit!)
Wir werden diesem Antrag auch nicht zustimmen. Wir glauben, dass dieses Geld sehr viel besser verwendet werden kann für ein Thema, das zumindest damit zusammenhängt. Im September jährt sich nicht nur zum 70. Mal der Beginn des Zweiten Weltkriegs, im September kommt heuer auch eine Ausstellung nach Wien - wenn dann die Finanzierung stehen sollte -, die sich „Was damals Recht war - Soldaten und Zivilisten vor Gerichten der Wehrmacht" nennt. Das ist eine Wanderausstellung, die im Moment durch Deutschland tourt und schon länger durch Deutschland tourt. Sie war schon in Berlin, in München und in vielen anderen Städten, auch in Bielefeld. Sie kann im September in Wien ausgestellt werden. Dafür braucht es allerdings eine Menge Arbeit, weil das jetzt eine Ausstellung ist, die in erster Linie auf die Bedürfnisse Deutschlands abgestimmt ist, und da brauchen wir geschichtlich neue Fallbeispiele, österreichische Täter, österreichische Täterinnen.

Um diese Ausstellung umzubauen, sie um einen Österreich-Teil zu erweitern, sie dann in Wien beginnen zu lassen - aber das wäre ja nicht der einzige Ort, an dem diese Ausstellung stattfinden soll und stattfinden wird – und diese Ausstellung zu finanzieren, dazu braucht es Geld. Der Antrag der GRÜNEN heute lautet auf 60 000 EUR. 

Wenn ich mir jetzt die Freunde des Militärkommandos anschaue, die haben 5, 6, 7, 8, 9, die kriegen heute gerade den hunderttausendsten Euro, falls die Sozialdemokratie hier für eine Mehrheit sorgt. Die kriegen heute den hunderttausendsten Euro, und ich behaupte, dass nicht ein Einziger von ihnen mir in drei Sätzen sagen kann, was die machen, nicht ein Einziger. Denn würden Sie jetzt die Information einholen, so behaupte ich, dass nicht einer von ihnen da hergehen kann und sagen kann, was die machen, außer dass die 100 000 EUR jetzt insgesamt dann erhalten haben. 

Wir möchten 60 000 davon, 60 000 für die Ausstellung, „Was damals Recht war“. Da geht es um die Deserteure der Wehrmacht. Ein sehr umstrittenes Thema über Jahre hinweg und auch hier schon oft diskutiert worden. Michael Wardani hat ein Ehrenzeichen erhalten von der Republik, das in diesem Haus verliehen wurde von der StRin Wehsely, und der nächste Schritt ist diese Ausstellung, die ein öffentliches Bewusstsein schafft, die in Deutschland bereits in vielen Städten sehr erfolgreich war und noch sein wird. Da ist die Nachfrage so groß, dass wir froh sein müssen, wenn wir einen Termin bekommen für einen Teil der Ausstellung, den wir eins zu eins übernehmen werden, wenn sie denn nach Wien kommt. 

Und warum dieser Antrag mit 60 000 EUR: Die Finanzierung ... (Unruhe bei der FPÖ.) So gefährlich war es noch nie da vorne, (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) ich habe schon viele Parlamente gesehen im Fernsehen, wo es so zugeht, da würde man aber treffen auch, das fehlte aber noch. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Die Finanzierung dieser Ausstellung wackelt, das kann man direkt so sagen und sie hängt unter anderem davon ab, ob Sie heute der Meinung sind, Sie möchten die Ausstellung haben oder nicht. Und für gewöhnlich bin auch ich nicht der Meinung, wenn andere Geldgeber ausfallen oder auszufallen drohen, dass die Stadt Wien eins zu eins einspringen muss. Aber wenn ich sehe, wie am Vormittag heute locker mit Millionen umgegangen wurde, von denen nicht geplant war, dass sie vergeben werden - denn hätte Stronach für das Stadion und für eine Akademie bezahlt, hätten wir das Geld nicht zu bewilligen brauchen -, wenn ich sehe, wie ein Verein, von dem keiner was weiß, und ich hätte gerne, dass einer herkommt zu mir und einen Bericht macht über diesen Verein der Freunde des Militärkommandos und glaube, dass niemand hier herinnen einen Bericht abliefern kann, aber Sie werden dem zustimmen. Sie werden dem zustimmen, zum fünften Mal, zum fünften Mal in Serie, und wir zum fünften Mal nicht, und dann diese 60 000. Ein sehr bescheidener Beitrag, der es aber den jungen Historikern und Historikerinnen ermöglicht, die quasi in den Startlöchern stehen, die eigentlich bereits arbeiten, aber wenn es so weitergeht, entweder kostenlos das Ganze machen werden müssen oder aber irgendwann nicht mehr in der Lage sind, die Arbeit zu vervollständigen. Diese Ausstellung ist gefährdet, wenn die Sozialdemokratie heute entscheidet, 60 000 EUR sind uns zu viel. Und die Zusagen bewegen sich irgendwo in der Hälfte, sage ich einmal. Da gibt es viele Gespräche, irgendwo zwischen 20 000 und 40 000 bewegen sich die Zusagen. Sie stimmen also gerade einmal ab über eine Höhe, die ziemlich genau dem Militärkommando gleichkommt. Sie können also das so machen wie jetzt die GRÜNEN, nämlich dem Militärkommando nicht zustimmen, und dann stimmen Sie auf der anderen Seite dem grünen Antrag zu, und dann ist das fast kostengleich, dann ist das eine kostenneutrale Angelegenheit und macht einen Sinn. 

Ich finde es auf Grund der Vorgespräche bedenklich, dass wir jetzt Gefahr laufen, dass der Antrag, und ich sehe das, jetzt nicht die erforderliche Mehrheit findet und ich hätte gerne, dass mir das irgendjemand erklärt. Ich hätte gerne, dass sich irgendjemand da her stellt und sagt, warum das in München und in Berlin und in Bielefeld und in vielen kleineren Städten möglich ist, aber warum hier dieser kleine Beitrag nicht möglich sein soll. Dabei reden wir über eine übersichtliche Summe, denn es hat niemand gesagt, das Ganze soll ausfinanziert werden, niemand hat gesagt, irgendwas mit 200 000, 300 000, wir reden von 60 000 EUR für eine Ausstellung, die angemessen ist dem, was die Deserteure geleistet haben. Die haben jahrzehntelang gegen einen Mainstream in Österreich kämpfen müssen - den verantworten auch viele Leute in dem Land -, gegen einen Mainstream, der in erster Linie aus ihnen Kameradenmörder machen wollte. Das haben wir noch vor wenigen Jahren im Bundesrat gehört. 

Und wenn Sie einmal Ihr eigenes Gewissen entscheiden lassen und nicht das, was man Ihnen vorgibt, dann weiß ich ohnedies, wie die Abstimmung ausgeht. Es müssten sich halt ein paar überwinden. Da aber die meisten, die bei der Abstimmung dabei sind, jetzt gar nicht da sind, ist das nicht so leicht. 

Ich hoffe, dass alle Anträge der GRÜNEN Mehrheiten finden. Für die Ausstellung wird weitergearbeitet, wir werden versuchen, Sie zu überzeugen, dass diese Ausstellung mehr wert ist als wie von irgendwoher ein bisschen ein Geld, wo man dann wartet, dass irgendein Ministerium einspringt. Wien hat den Militärschießplatz Kagran, Wien war nicht irgendein Platz, wo etwas war, sondern das war eine der Zentralen. Da darf man nicht stolz darauf sein, aber da sollte man umgekehrt dafür sorgen, dass hier der Geschichte Genüge getan wird. Diese Ausstellung gehört nach Wien. Es ist nicht irgendeine Stadt im Zusammenhang mit den Deserteuren, sondern ist eine Stadt, in der jedes Jahr Menschen in Kagran bei der Schießstätte der Opfer gedenken. Und damit diese eine Veranstaltung nicht die einzige ist, die im Jahr stattfindet, wünschen wir uns für diese Ausstellung 60 000 EUR. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Dipl-Ing Margulies. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich bringe vorliegende Anträge ein, nachdem es ja Stadträten und Stadträtinnen nicht möglich ist, möchte aber vorweg bemerken, dass ich es sehr bedauerlich finde, dass gerade der Rede meines Vorredners so wenige Abgeordnete, beziehungsweise heute Gemeinderätinnen und Gemeinderäten, gefolgt sind und gefolgt haben. 

Und ich denke mir oft, es gibt hier in diesem Saal einen Weg, um sich gegen Argumente zu immunisieren. Ich höre einfach nicht zu. Und das ist das, was heute schon in vielen Punkten die Wiener SPÖ gemacht hat. 

Der andere Punkt ist, ich rede nicht mit, ich höre nicht zu und ich rede nicht mit, ich habe das vorher in meiner Fraktion entschieden, und was die Fraktion entschieden hat - egal welche Argumente in der Fraktion frei vorgebracht werden -, das gilt. Das ist bedauerlich, aber wir müssen die politischen Spielregeln so zur Kenntnis nehmen. 

Wir nehmen sie auch zur Kenntnis, aber erlauben Sie mir, dass ich tatsächlich manchmal ein klein wenig fassungslos bin über das Desinteresse hier herinnen.

Ich werde das nicht allzu sehr in die Länge ziehen. Bezüglich des Antrages betreffend die Ausstellung „Was damals Recht war - Soldaten und Zivilisten vor Gerichten der Wehrmacht“ hat StR Ellensohn, glaube ich, ausgeführt, weshalb eine Unterstützung sinnvoll wäre. Ich erlaube mir nur eine ganz kleine Ergänzung. 

Diese 60 000 EUR entsprechen vier noch nicht gebauten, aber zukünftig ungenutzt bleibenden Stellplätzen in Aderklaa. Da fragt man sich schon, wo das Geld sinnvoller investiert wäre. Ich hoffe, jeder Einzelne von Ihnen fragt sich das auch, wenn er oder sie heute über diesen Antrag abstimmt. 

Zum Antrag der Managergehälter bleibt nach den Ausführungen von StR Ellensohn nicht mehr viel zu sagen. Wir leben jetzt in einer Zeit, wo es immer unverständlicher wird, dass Menschen, denen es gelungen ist, den Wert ihrer Firmen innerhalb eines Jahres um 90 Prozent zu reduzieren, dennoch unglaubliche Bonifikationen erhalten, und dass Manager, wie ein Herr Stepic, wie ein Herr Treichl, immer noch ob ihrer erfolgreichen Tätigkeit den Börsenwert des Unternehmens zumindest durch zehn dividiert haben, als Gurus der Wirtschaft gefeiert werden. Sie müssen ja entlohnt werden. Es gilt, Gehälter in der Privatwirtschaft zu begrenzen, aber darauf haben wir keinen Einfluss, aber es gilt auch, die Gehälter innerhalb des Einflussbereiches der Gemeinde Wien zu begrenzen. 

Ein weiterer Punkt, der angesprochen wurde, ist die Frage der Höhe des Arbeitslosengeldes. Eine Nettoersatzrate von 55 Prozent bei tendenziell sinkenden Gehältern und bei gleichzeitig steigender Arbeitslosigkeit führt zu noch mehr Armut. Und wenn in Zeiten wie diesen bei Weitem weniger Arbeitsplätze angeboten werden, es bei Weitem weniger offene Stellen gibt, als im gleichen Ausmaß die Zahl der von Arbeitslosigkeit betroffenen Menschen explodiert, dann geht es nicht um soziale Hängematte, wie manchmal VertreterInnen, insbesondere der ÖVP, in früheren Jahren uns weismachen wollten, sondern es sind Einzelschicksale, wo Menschen arbeiten gehen wollen und keine Arbeit finden. 

Und in diesem Sinne bringen wir den Antrag ein, die Bundesregierung aufzufordern, die Nettoersatzrate auf zumindest 70 Prozent anzuheben. 

Ein letzter Punkt, der noch nicht angesprochen wurde, aber immer wieder vor allem auch diejenigen Menschen trifft, die nicht einmal mehr einen Anspruch auf Arbeitslosenentgelt oder auf Notstandshilfe haben oder aber deren Einkommen zu gering ist, dass sie tatsächlich zusätzlich Sozialhilfe in Anspruch nehmen müssen. Hier hat der Verwaltungsgerichtshof erkannt, dass im Endeffekt durch eine unklare Formulierung, durch unklare Fragestellungen beim Ansuchen um die Sozialhilfe in der Frage der Einbeziehung des PartnerInneneinkommens Menschen zum Teil um ihre Ansprüche gebracht werden. Und das, was wir uns mit diesem Antrag wünschen, ist, dass im Sozialhilfevollzug einfach der Vollzug so stattfindet, dass er mit der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes und der gesellschaftlichen Realität in Einklang gebracht wird. Das heißt, fragen wir nicht die Menschen, ob sie zusammenwohnen, wie es überspitzt formuliert wird, sondern fragen wir die Menschen, wenn sie um Sozialhilfe ansuchen, besteht tatsächlich ein Unterhaltsanspruch oder wird zumindest ein freiwilliger Unterhaltsanspruch geleistet. Das sind nämlich die entscheidenden Fragen im Sozialhilfegesetz und nicht die Frage, ob eine Lebensgemeinschaft besteht. Dies ist mein letzter Antrag, und ich ersuche um Zustimmung in diesem Sinne. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr StR Herzog.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende! 

Zur vorliegenden Postnummer 44, Subventionen für diverse Verbände, haben wir in allen Gremien zugestimmt. Wir stimmen dem nämlich auch heute zu, auch der Subvention für die Freunde des Militärkommandos Wien. Auch wenn deren Öffentlichkeitsarbeit im Internet vielleicht nicht so ist wie es die Grünen wünschen, wird unsererseits sehr wohl eine Zustimmung erfolgen. 

Eingehend auf die Thematik, die Kollege Ellensohn angesprochen hat, glaube ich, dass das ein Thema ist, das natürlich auch in Wien diskutiert gehört. Wir haben eine breite Diskussion in der Öffentlichkeit, eine breite Diskussion auch im Nationalrat, im Parlament, und die Vorschläge von uns, aber nicht nur von uns, gehen ja dahin, dass bei der Begrenzung von Managergehältern im öffentlichen Bereich beziehungsweise in einem Bereich, wo ein öffentlicher Anteil besteht oder Zahlungen des Bundes erfolgen, dann sehr wohl die Anwendbarkeit der Einkommenspyramide des Gesetzes notwendigerweise stattfinden sollte. Und die Vorschläge, in diesen Bereichen vor allem nicht mehr zu verdienen als Bundeskanzler oder Bundespräsident ist etwas, was, wie ich glaube, zumutbar ist. 

Es ist ja nicht nur bei uns so, auch in der Bundesrepublik werden entsprechende Diskussionen geführt. Und die Managergehälter, die dort diskutiert werden, sollen nunmehr - so läuft die Debatte, ob es beschlossen wird, weiß ich noch nicht - für jene Unternehmen, die öffentliche Hilfe in Anspruch nehmen, mit 500 000 EUR Jahresgehalt gedeckelt werden. Auf alle Fälle gibt es in unseren Bereichen, nicht in Wien, aber im übrigen Österreich, eine breite Folge von Gehältern, die auf Unverständlichkeit stoßen. Ellensohn hat sie auch schon genannt, die AUA zum Beispiel. Ein Betrieb, der so in Grund und Boden gewirtschaftet wurde, dass es völlig unverständlich ist, dass der nunmehr sich verabschiedende Chef immerhin eine Abfertigung von 1 Million EUR bekommen soll. Und werden wir schauen, ich schließe es nicht aus, und es ist wahrscheinlich, ja das ist gar keine Frage, dass diese Million wahrscheinlich nicht zu verhindern sein wird, außer durch einen freiwilligen Verzicht, und ich nehme an, dass auf den lange zu warten sein wird. Ich glaube nicht, dass sich da viel machen lassen wird. 

Wir haben eine Reihe von kleinen Artikeln über eine Reihe von Spitzen- und Topmanagern gelesen. Ich glaube, Treichl als Chef der Erste Group und der Erste Bank ist natürlich ein Paradebeispiel dafür, dass sehr wohl öffentliche Mitteln in Anspruch genommen werden. Das hat ja erst begonnen und ich glaube, da wird noch einiges nachfolgen. Es wäre dann irgendwann festzustellen, dass ein Gehalt von 4,4 Millionen jenseits von allem und jedem liegt, was für die österreichische Bevölkerung zumutbar ist. (Beifall bei der FPÖ) 
Dann weiters: Natürlich sind die OMV und die Voest Alpine Bereiche, wo ähnliche Gehälter bezahlt werden, nicht so hoch, 2 Millionen, 2,2 Millionen, und Siegfried Wolf von Magna, einstweilen noch mit 4,7 Millionen. Die soll er unserer Meinung nach ruhig vereinnahmen, solange sein Konzern nicht um öffentliche Gelder der Republik Österreich nachsucht. Das, glaube ich, ist der entscheidende Punkt, für uns zumindest. 

Und interessant auch, was die Arbeiterkammer zu den diversen Begrenzungen sagt, dass sich nämlich in den letzten Jahren, seit 2000, das Verhältnis von Arbeitnehmereinkommen und Managereinkommen massivst zu Ungunsten der Arbeiternehmer verändert hat, und dass hier garantiert ein Handlungsbedarf besteht. 

Aber nach Wien zurückkommend: Es haben die Grünen nun einen Antrag eingebracht, der besagt, dass der Bürgermeister alles unternehmen soll, um die Gehälter der ManagerInnen und so weiter, mit der Höhe des Gehaltes des Bürgermeisters zu begrenzen. Ein Antrag, dem wir grundsätzlich inhaltlich zustimmen, keine Frage, wiewohl wir feststellen möchten, dass wahrscheinlich juristisch formal das gar nicht geht, weil ja die Verhältnisse so sind, dass die Betriebe nicht im direkten Zugriff der Stadt Wien stehen und auf Grund ihrer Autonomie Eigenbeschlüsse fassen müssen. Es ist daher keine Frage, dass der Antrag grundsätzlich zu befürworten, aber nicht durchführbar sein wird. Auf alle Fälle ist das natürlich ein Weg. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Wo ein Wille ist, da ist auch ein Weg!) 

Wir haben ja daher in der Frühe einen Antrag eingebracht, wo wir einen, wie ich glaube, rechtskonformen Weg beschreiten wollen und die Begrenzung der Bezüge konzeptmäßig vorzulegen ist für alle Unternehmen, die davon betroffen sind, und dafür das Bezügebegrenzungsgesetz geöffnet werden soll und dass natürlich auch vorzulegen ist, welche Einkünfte von welchen Unternehmen das Gehalt des Bürgermeisters überschreiten. 

Ich glaube, dass die Forderung nach Transparenz ein ganz wesentlicher Punkt ist. Sicher haben wir von der Gemeinde Wien oder der Stadt Wien hier nur wenige Informationen bekommen, wir wissen ein bisschen etwas vom KAV, vom Fonds Soziales Wien. Hier werden Gehälter gezahlt, die weit über der Linie liegen, die als Grenze für den Bürgermeister eingeführt wird. Wir glauben aber, dass die Zeiten vorbei sind, und sind mit dieser Meinung nicht allein, weil auch der Rechnungshof das Gleiche sagt, dass in Unternehmen, wo die öffentliche Hand beteiligt ist, sehr wohl eine Vorlage der Gehälter dieser Manager einzufordern ist, und der Rechnungshofpräsident möchte das via Verfassungsgerichtshof erzwingen. Ich hoffe, dass bei der Gemeinde Wien das nicht notwendig sein wird und sie freiwillig bereit sein wird, diese Dinge in Zukunft offenzulegen. 

Weiters glaube ich, ist es auch nicht klug, wenn die Gemeinde Wien das nicht hätte und sich auf irgendwelche Datenschutzbestimmungen und Ähnliches mehr beruft. Und wenn der Bürger zwangsweise Geld hineinsteckt oder stecken muss in solche Betriebe oder Geld auf Grund der Aufteilung der Kompetenzen und der Betrieb Aktien oder Ähnliches sowieso begeben muss, dann hat er auch ein Anrecht auf entsprechende Information. Daher ist der Antrag ein doppelter, einmal  Transparenz und andererseits, dass bei Unternehmungen der Stadt Wien, wo es also Wien völlig in der Hand hat, wie beim Krankenanstaltenverbund KAV, beim Fonds Soziales Wien, bei der Wiener Stadtwerke Holding AG und bei der Wien Holding, diese entsprechenden Verhältnisse zu herrschen haben und dass, analog dem Bezügebegrenzungsgesetz des Bundes, das Gehalt von zur Zeit 16 300 EUR für den Bürgermeister, die Grenze sein soll. 

Ich weiß nicht, ob es möglich sein wird, die jetzigen Verträge einvernehmlich abzuändern, zu versuchen wäre es jedenfalls. Ich möchte aber darauf hinweisen, dass immerhin in der Steiermark - und das halte ich für sehr gut - der Versuch gestartet worden ist, und auch bereits verwirklicht wurde, dass die EStAG bei der Neubesetzung des Vorstandes, für den neuen Geschäftsführer oder Generaldirektor, wie sie auch immer heißen mögen, den Bezug des Landeshauptmanns als Grenze genommen hat, und das halte ich für ganz besonders wichtig. 

Die Betriebe haben wir soweit genannt und ich glaube, damit kann man feststellen, dass das möglich wäre. In einem Punkt glaube ich allerdings, könnte der Bürgermeister und könnte die Stadt Wien sofort handeln, nämlich in Bezug auf den Flughafen. 

Da ergeben sich ja dann ganz offensichtlich interessante Dinge. Da wird in einer Blitz-, Nacht- und Nebelaktion der ganze Vorstand ausgetauscht und an seine Stelle tritt zum Beispiel der Landesrat Gabmann aus Niederösterreich. Nachdem aber Wien und Niederösterreich die Hauptaktionäre des Flughafens sind, gäbe es sehr wohl eine Möglichkeit zu untersuchen, warum Herr Gabmann ohne Befassung durch den Aufsichtsrat überhaupt in diese Position gehievt werden kann. Das ist offensichtlich geschehen, und da bitte ich nämlich um entsprechende Aufklärung und weiters darüber, warum hier nicht von Seiten der Gemeinde Wien genau eine solche Bezügebegrenzung versucht wird. Genau hier kann nämlich das, was die Grünen beantragen werden, ohne größere Probleme gemacht werden, denn hier sind Wien und Niederösterreich die beiden bestimmenden Faktoren in der Gesellschaft, und ich fordere den Bürgermeister auf, ein Exempel zu statuieren, so wie es die Steirer bei der EStAG gemacht haben, beim Flughafen eine entsprechende Begrenzung der Vorstandsgehälter an das Gehalt des Landeshauptmanns festzulegen. (Beifall bei FPÖ und Grünen) 

Ich glaube daher, dass die Auszahlung des doppelten Gehaltes des Bürgermeisters an Herrn Gabmann - ich weiß nicht, in welchem Ausmaß er überhaupt eine entsprechende Vorbildung zur Führung des Unternehmens hat, ich glaube, keine - auf alle Fälle etwas ist, was in jeder Hinsicht wirklich zum Himmel stinkt, wenn es beschlossen wird. Es ist eine Umgehung des Aufsichtsrates, es ist eine Berufung, die offensichtlich nur für einige kurze Zeit erfolgt, und eine Packelei zwischen ÖVP und SPÖ zum Schaden der österreichischen Bevölkerung und der Wiener und der Niederösterreicher im Besonderen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Dr Stürzenbecher. 

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Nur zum letzten, zum Flughafen, wollte ich eigentlich nichts sagen, bin aber jetzt vom Kollegen Valentin informiert worden, dass eines einmal sicher falsch ist: Herr StR Herzog, es hat eine Aufsichtsratssitzung letzten Freitag gegeben, ja, also da sind Sie ... (StR Johann Herzog: Nein, nur eine Sitzung im Nachhinein!) Insofern, das hat mir Kollege Valentin direkt gesagt. 

Zum anderen Thema, was die Kollegen von den Grünen gesagt haben betreffend Ausstellung „Was damals Recht war“: Erstens einmal, es stimmt natürlich nicht, Kollege Margulies, dass dir dort keiner zuhört, ja, ich meine, du hast schon im Konzept anscheinend stehen gehabt, jetzt hört keiner zu, ja, und dann haben zwar die Leute ohnedies alle zugehört, (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ich bin ohnedies hinausgegangen!) aber dann hast du es halt geistig schon im Konzept gehabt und bist einfach dann dabei geblieben, es höre dir keiner zu, obwohl wir sehr intensiv zugehört haben, da das wirklich eine wichtige Frage ist. Und wir finden es auch für sehr verdienstvoll, was Herr Wardani und seine Leute da gemacht haben und machen, und wir haben auch dafür mitgekämpft, dass die juristische Rehabilitierung der Wehrmachtsdeserteure und der anderen Opfern der NS-Militärjustiz herbeigeführt wird und dass es auch weitgehend gelungen ist. Das generelle Gesetz hat zwar sozusagen seine Schönheitsfehler, aber im Großen und Ganzen ist das damals durchaus gelungen, und es ist auch immer wieder richtig festzustellen, dass natürlich Deserteursein in der verbrecherischen Okkupationsarmee - was sie für uns war - des Hitler-Regimes, ganz etwas anderes ist, als wenn man Deserteur bei einem demokratischen Heer ist, das nach verfassungsrechtlichen und menschenrechtlichen Grundsätzen aufgebaut ist. Und insofern schätzen wir auch diesen Verein, und es ist auch durchaus diese Ausstellung etwas Positives, aber wie viel da jetzt rauskommt, wie viel da jetzt tatsächlich von der Gemeinde Wien bezahlt wird, das wird besprochen werden. Der Kulturstadtrat ist hier im Gespräch, hier aber irgendwie Lizitierungen vorzunehmen und zu sagen, so und so viele Stellplätze kosten so und so viel, und deshalb muss jetzt so und so viel da genau für diese Ausstellung bezahlt werden, ist auch nicht seriös. Und deshalb werden wir auch dem Antrag in dieser Form leider nicht zustimmen können, aber ich sage noch einmal, es wird sehr seriös und mit einem grundsätzlich positiven inhaltlichen Zugang mit den Leuten gesprochen und geprüft werden, wie hier wirklich geholfen werden kann, wobei es natürlich wirklich nicht immer so sein kann, dass Wien allein das macht, sondern dass natürlich auch andere Stellen hier mittragen sollen. 

Soviel zu diesem durchaus wichtigen Anliegen. Das andere, das mit den Managergehältern, das ist natürlich etwas, was man international diskutieren soll, das ist etwas, was man zu Recht auch bei uns diskutiert. Es gibt sicher Fälle genug, international, aber auch bei nationalen Banken, wo man sich schon wundert und es nicht moralisch für richtig halten kann, welche Gehälter bezahlt werden. 

Wenn ich mir aber anschaue, was die Gehälter bei uns in der Gemeinde Wien hier sind im Rahmen jener Unternehmen, die im engeren oder weiteren Sinn zur Gemeinde Wien gehören, so kann ich mich nur dem anschließen, was der Bürgermeister sagt, dass hier natürlich die guten Manager ihr Geld wert sind, und das sind keine exorbitanten, gigantischen Summen, sondern die guten Manager sind ihr Geld wert und schlechte soll man gar nicht einstellen. Und wenn das einmal passieren sollte, sollte man sich im Rahmen der Gesetze von ihnen trennen. Ich glaube, das ist ein richtiger Grundsatz. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das kostet aber viel Geld!) Das kostet, nun, das ist auch so, soweit mir bekannt ist, dass im Rahmen der Gemeinde Wien schlechte Manager gar nicht eingestellt werden in aller Regel, aber, und es ist auch so, dass man durchaus sagen kann, in einem gewissen Grad leben wir natürlich schon in der Welt, so wie sie ist und da ist es schon so, dass natürlich auch der Markt insgesamt auch bei den Managergehältern eine gewisse Rolle spielt, und man sich nicht absolut davon abkoppeln kann. Es ist nicht so, dass das jetzt für uns das Wichtigste ist, aber absolut abkoppeln kannst du dich natürlich auch nicht. Und deshalb sage ich, die guten Manager der Gemeinde Wien sind nicht überbezahlt, und von schlechten soll man sich trennen (GR Dr Herbert Madejski: Und das weiß man vorher!) beziehungsweise sie gar nicht aufnehmen, und bei uns ist, wie gesagt, eher das Erstere der Fall. Und deshalb meine ich, dass das auch ein bisserl populistisch ist, auch wenn es grundsätzlich ein Thema ist, über das man diskutieren kann. 

Und dann noch: Dass sich die FPÖ da plötzlich natürlich auch zu Wort meldet, wundert mich fast ein bissel. Sie hat sich auf den Rechnungshof berufen, aber da kann man schon sagen, die diesbezüglichen Inserate der FPÖ sind höchst unglaubwürdig, weil dort, wo die FPÖ etwas zu sagen hatte - Stichwort Seibersdorf, Stichwort Rechnungshofbericht -, sieht man, wie mit Managergehältern umgegangen wird. (StR Johann Herzog: Es wird gar nicht stimmen!) 
Das ist höchst unseriös. Ich will jetzt gar keine Spezialdebatte dazu, aber Ihre Inserate sind diesbezüglich unglaubwürdig und ich glaube, da kann ich ausnahmsweise sogar einen ÖVP-Abgeordneten aus dem Nationalrat zitieren, wie er sagt: „Seibersdorf war offenbar ein Selbstbedienungsladen für FPÖ-Gagen- und Abfertigungskaiser.“ Das sagt der Rechnungshofsprecher Hermann Gahr laut APA vom 19. Februar. Dem kann man zustimmen. Also etwas mehr Glaubwürdigkeit und etwas weniger Doppelbödigkeit auf Seiten der FPÖ wäre gut. Ich danke schön. (Beifall bei der SPÖ) 

Vorsitzende GRin Ingrid Zankl: Danke, zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Debatte ist geschlossen, der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort, bitte sehr! 

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ein paar Bemerkungen muss ich doch machen, und zwar möchte ich noch einmal in Erinnerung rufen, worum es bei dieser Post geht, nämlich um die Subventionsliste. Und ich möchte auch klarstellen, dass es beim Militärkommando um 20 000 EUR geht und nicht um 100 000 EUR. 

Ich weiß schon, ich habe das schon mitbekommen, dass das die fünf Jahre sind. Aber, es könnte vielleicht ein bisschen missverständlich ausgedrückt gewesen und der Eindruck entstanden sein, dass es hier nicht um 20 000 EUR Subvention geht, sondern um 100 000 EUR. Es sind 20 000 EUR.

Was mich ein bisschen wundert, ist die Anmerkung auch des Herrn Kollegen Margulies, den ich ja aus dem Finanzausschuss als jenen kenne, der sich die Akten immer sehr genau ansieht, und somit hat er sich ganz sicher auch den Akt angeschaut, der die Subventionsliste betrifft. In diesem Akt steht auch sehr genau drinnen, was der Verein Freunde des Militärkommandos Wien macht, wann er gegründet wurde, und so weiter und so fort. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das hat doch die Zusammenfassung des Kollegen Ellensohn betroffen!) Nein, das ist es nicht. 

Ich sage das ganz einfach noch einmal ganz klar, so wie es auch im Akt drinnen steht und auch, um keine Missverständnisse aufkommen zu lassen: 2004 wurde der Verein gegründet und hat sich insbesondere die Pflege und Förderung der Beziehungen zwischen der Wiener Bevölkerung und dem Bundesheer in Wien sowie die Unterstützung des Militärkommandos Wien und dessen sozialen Einrichtungen zur Aufgabe gestellt. Weiters – ich lese jetzt nicht alles vor – gibt es auch noch dementsprechende Betreuungen von Gästen aus dem In- und Ausland bei Veranstaltungen. Und ich wiederhole es noch einmal, es geht nicht um 100 000 EUR, sondern um 20 000 EUR. 

Weiters möchte ich etwas anmerken, was zwar schon Kollege Stürzenbecher kurz getan hat, aber ich möchte es noch einmal hier anmerken und bitte, mir das nachzusehen: Ich halte von den Bemerkungen des Herrn Kollegen Margulies zu unterschiedlicher Anwesenheit bei gewissen Geschäftsstücken, die er ständig macht, wenn ein Redner der eigenen Fraktion hier spricht und die eigene Fraktion anwesend ist und von der anderen Fraktion vielleicht nicht gerade alle anwesend sind, wirklich und ganz besonders überhaupt nichts. Wir könnten das auch jederzeit, bei jedem Geschäftsstück, und vor allem dann, wenn es längere Debatten gibt, ebenso machen, ja, das könnte jeder so machen, und es ist eigentlich nicht notwendig, dass man das macht. Es gibt auch gute Gründe dafür, wenn der eine oder andere vielleicht einmal nicht anwesend ist. 

Letzter Punkt: Es geht auch um den Antrag, die Sozialhilfe betreffend. Auch das ist so ein Antrag, wie auch dieser Antrag, bei dem es um diese Ausstellung gegangen ist. Es kann nicht so sein, dass bei allen Dingen, die hier - manchmal auch sinnvollerweise - gefordert werden, Wien sozusagen immer die Vorreiterrolle oder den Musterschüler spielt. Wenn es solche Anträge gibt, die durchaus sinnvoll erscheinen, dann muss man das auch auf Bundesebene entsprechend verhandeln, und es müssten auch alle anderen Bundesländer mitziehen. 

Daher empfehle ich meiner Fraktion, diesem Antrag nicht zuzustimmen und ersuche noch einmal um Zustimmung zur vorliegenden Subventionsliste. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. Es wurde die getrennte Abstimmung verlangt. 

Ich lasse daher zuerst über den Teil der Subventionsliste „Freunde des Militärkommandos Wien" abstimmen. Wer dieser Post zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung der ÖVP, FPÖ und SPÖ, somit die Mehrstimmigkeit, fest.

Nun der Rest der Subventionsliste. Wer dem Rest der Subventionsliste zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig. 

Es liegen mir vier Beschluss- und Resolutionsanträge vor. 

Der erste Antrag betreffend die Ausstellung „Was damals Recht war" kommt von den Grünen. Es wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Zustimmung der Grünen und ÖVP, das ist nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der nächste Antrag der Grünen betreffend Deckelung der Gehälter von ManagerInnen in stadteigenen und stadtnahen Betrieben und Unternehmungen. Auch hier wurde die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung der FPÖ und Grünen fest, das ist nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der nächste Antrag der Grünen betrifft mehr Geld für lohn- und arbeitslose Menschen. Auch hier wurde die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer ist dafür? - Ich stelle die Zustimmung der Grünen, SPÖ und FPÖ fest, somit ist der Antrag mehrstimmig beschlossen. 

Und der letzte Antrag betrifft die fehlerhafte Anrechnung angeblicher PartnerInneneinkommen in der Sozialhilfe. Auch hier wurde die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - FPÖ und Grüne, das ist nicht die erforderliche Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 28 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Zuweisungen an die Bezirke für die Stellplatzreduktion bei der Errichtung von öffentlichen Garagen und Wohnsammelgaragen. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Kollegin Gaal, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Kathrin Gaal: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Als erste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Frank. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

In diesem Geschäftsstück geht es um die Zuweisung an die Bezirke für die Stellplatzreduktion bei der Errichtung von öffentlichen Garagen und Wohnsammelgaragen. Also, Mittel zur Verfügung zu stellen für eine Stellplatzreduktion in den Bezirken, finde ich nicht wirklich sinnvoll, sondern eher sollte es dahin gehen, dass man versucht, die Bezirke dort zu unterstützen, wo es gilt, Stellplätze zu erhalten oder zu vermehren, ohne ausschließlich auf Garagen auszuweichen. 

Dass das nicht immer so ist, haben wir ja schon vor vielen Jahren auch in der Thermensiedlung gesehen. Dort wurde damals die Wohngarage errichtet, und noch bevor sie fertig war, wurden rundherum Halteverbotstafeln aufgestellt, die Leute wussten damals überhaupt nicht, wohin mit den Autos, und als dann endlich die Garagen fertig waren, waren sie noch dazu relativ teuer. Und da bin ich jetzt auch schon beim Punkt, worum es uns, zum Beispiel im 10. Bezirk beim Columbusplatz, gegangen ist. Zuerst war das einmal eine grüne Oase, so kann man es sehen, im Herzen von Favoriten, und dann kam die Garage. (Zwischenrufe von GR Alfred Hoch.) Nun, hören Sie zu, Herr Hoch, Sie werden es schon hören. Diese Garage, ja, also bitte, Entschuldigung, dann waren Sie nicht oft dort, Frau Gemeinderätin, am Columbusplatz gab es uralten Baumbestand, uralter Baumbestand war dort, und das wurde alles kahlgeschlagen. 

Und wie schaut er jetzt aus? Jetzt ist das eine einzige Pflasterfläche mit ein paar so hin und wieder sprudelnden Wasserstrahlen. Die paar Bäumchen, die sie versucht haben zu pflanzen, gehen mit Regelmäßigkeit ein. Aber das hat ja noch nichts zu tun mit dem Stellplatz sondern, und jetzt kommt es: Diese Garage für jemanden, der einen fixen Stellplatz will, kostet sagenhafte 117 EUR per Monat. 117 EUR, und wenn wir heute, wir haben es hier schon genügend oft gehört, sowohl von der Grünen Fraktion als auch von allen anderen, einmal von Durchschnittsverdienern ausgehen und eben nicht von Gemeinderäten, dann kann das unter Umständen bei Mindestverdienern, oder sagen wir es so, bei Ehepaaren, die Mindestrentner sind, bei 1 050 EUR liegen, aber es gibt ja viele AlleinverdienerInnen, die gerade einmal über 350, 360 EUR haben, und auch dazwischen ist die Bandbreite offen. 

Und parallel einher geht, dass wir zwar diese Garage haben, aber auch die permanente Vernichtung von Parkplätzen in verschiedenen Richtungen, und zwar ist eine Hauptrichtung zweifelsohne die vielen Baustellen in Wien. Nun sind Baustellen ja sehr zu begrüßen, wir schaffen damit Arbeitsplätze, vielleicht auch Wohnungen und Unternehmen, die wieder Arbeitsplätze schaffen, und so weiter. Aber, und auch das ist jetzt Fakt, es wird immer weniger kontrolliert, ob auch tatsächlich Ansuchen vorliegen, dass die Baustellen jetzt auf Gehsteigen und Parkplätzen errichtet werden. Und da ist es sogar so, dass dieser § 90 der StVO vorsieht, wenn Arbeiten auf oder neben der Straße den Straßenverkehr beeinträchtigen, die Bewilligung der Behörde vorzulegen ist. 

Beeinträchtigt wird hier der Straßenverkehr, weil ja dann die Radfahrer, Fußgeher et cetera ausweichen müssen, und viele Autofahrer auch nicht mehr wissen, wo jetzt in nächster Umgebung ein freier Parkplatz vorhanden ist, und daher vielleicht verstärkt kreisen müssen. Und es wird nicht kontrolliert, weil bei vielen Kleinbaustellen ja gar keine Bauanzeige mehr erforderlich ist. Das heißt, es weiß ja dann nicht einmal mehr die Baubehörde, ob es jetzt dort eine Baustelle überhaupt gibt, denn wenn zum Beispiel die Fenster gewechselt werden - und dies verändert die Bausubstanz ja nicht -, brauche ich überhaupt keine Bauanzeige. Jetzt weiß aber auch niemand, dass ich dann dort das alles am Parkplatz oder am Gehsteig lagere. Natürlich könnte die Polizei das Vorliegen einer Bewilligung erfragen. Aber einmal ehrlich, die 1 500 Polizisten, die uns der Herr Bürgermeister einmal versprochen hat, haben wir noch nicht, und daher gibt es auch viel zu wenig Leute, die das kontrollieren können. 

Zudem entgeht ja auch der Stadt Wien Geld, denn die Baufirmen, die ihre Gerüste oder ihre ganzen Lagerplätze, Kräne, et cetera, abstellen, müssen ja auch Gebrauchsverwaltungsabgaben, Kommissionsgebühren und so weiter, zahlen, aber da kümmert sich dann auch niemand darum. 

Es wird das alles schon ein bisschen einfach gemacht, denn man überlegt ja gar nicht mehr, ob man nicht auch die oftmals, nicht immer, das gebe ich zu, aber oftmals leerstehenden Innenhöfe dazu verwenden könnte. Das wäre ja nicht so, dass man dann, Wunder woher, das Material anschleppen muss, nur liegt es eben nicht vorm Haus, sondern im Innenhof. Aber diese Möglichkeit zieht man gar nicht mehr in Betracht, weil es so wahrscheinlich bequemer ist. 

Daher bringe ich für die FPÖ, gemeinsam mit meinem Kollegen Dr Herbert Madejski, einen Antrag ein, dass die zuständigen Stellen prüfen sollen, inwieweit man hier nicht schon bereits bei Bauvorhaben im Planungsstadium beziehungsweise auch hinterher, prüfen kann, dass man nicht länger Radwege oder Gehsteige blockiert und die Parkplätze vernichtet, sondern vielleicht auch Innenhöfe oder sonstige Möglichkeiten einmal heranzieht, und es wird um die Zuweisung an die entsprechenden Ausschüsse gebeten. 

Aber diese Parkplatzvernichtung an den Baustellen hat auch schon arge Formen angenommen, und zwar geht es jetzt um Taxis. Diese haben zwar an sich ihre Stellplätze, wenngleich auch - und der Sozialdemokratie ist ja immer der internationale Vergleich so wahnsinnig wichtig - Wien diesbezüglich ganz schlecht dasteht. 

Zudem sind bis zu 60 Prozent dieser Taxistandplätze oftmals auch durch andere Fahrzeuge verstellt, sage ich jetzt einmal. Okay, da nimmt ein Parkplatz dem anderen den Parkplatz weg. Allerdings sind ja Taxifahrer Kleinunternehmen und mit Arbeitsplätzen versehen, und jetzt kommt der Gag: Zum Beispiel gibt es beim Unfallkrankenhaus Meidling eine riesige Baustelle, und die Taxistandplätze sind weg. Jetzt müssen die Taxis kranke Personen transportieren, müssen zig Mal kreisen, weil sie keine Möglichkeit haben, oder aber sie lassen die kranken Leute vorzeitig aussteigen, und die müssen dann lange Strecken in Kauf nehmen. Ich kann mir vorstellen, wenn jemand, wie jetzt mit den Schiunfällen typisch, mit zwei Krücken durch die Gegend humpeln muss, ist das für ihn eine höchst unbefriedigende Sache. 

Natürlich ist es auch so, dass viele Leute, und das will ich ja jetzt gar nicht bestreiten, durchaus - wären nicht die hohen Kosten - die Parkgaragen verwenden würden, denn es sind ja auch in Wien die Autodiebstähle um 20 Prozent gestiegen. Nur, natürlich um diesen Preis kann man sich das einfach nicht leisten und wir können eben nicht davon ausgehen, dass jetzt jeder mit Lockerheit über 100 EUR einfach hinblättert, um seinen mehr oder weniger gesicherten Parkplatz zu haben. 

Wo auch noch viele Parkplätze auf einen Schlag zugrunde gerichtet werden, das ist, wenn an relativ kleinteiligen Straßenecken oder Ähnlichem, wo dann wirklich die Straßen schon sehr schmal sind, Hotels errichtet werden. Denn dann ist es so, dass riesige Busse dort stehen und für den Privatparkplatz ist dann überhaupt nichts mehr frei. Also, das ist schon höchst unbefriedigend, und man könnte, wenn es zumindest um Baustellen geht, ja auch einmal durchaus vielleicht eine Garagenbeihilfe leisten oder einfach die Kosten senken, das wäre auch eine Möglichkeit. 

Und wo es noch ganz eklatant an Parkplätzen mangelt, das sind leider die Marktgebiete in Wien. Wir wissen schon, dass viele Marktgebiete auch darunter leiden, weil die Leute nicht einkaufen können. Denn wenn jemand auf den Markt geht, dann macht er das ja auch deshalb, um dort im größeren Umfang billiges Gemüse, billiges Obst und so weiter einzukaufen. Nur, jeder wird das nicht nach Hause tragen können, und solange die Parkplätze im Umfeld von Märkten nicht wiederhergestellt werden - und auch das wäre eine Möglichkeit, wo man die Bezirke unterstützen könnte, nicht nur, dass sie die Parkplätze reduzieren, sondern in solchen Bereichen neue schaffen -, solange kann ich mir nicht vorstellen, dass es ohne diese Parkplätze in Wien Möglichkeiten gibt, dass sowohl Private, aber vor allem auch, dass die Kleinunternehmer wie die Taxis und so weiter ihre Stellplätze haben und das auch wirklich funktioniert. 

Und ich würde daher bitten, dass wir weniger die Parkplätze reduzieren, sondern versuchen zu schauen, wo wir neue Stellplätze schaffen können. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Mag Maresch. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Jetzt habe ich versucht, den Aussagen von Frau Kollegin Frank zu folgen, aber ich habe den Eindruck, in dem Text - ich habe ihn mir extra noch einmal mit heraus genommen - geht es eigentlich nicht darum, die Stellplätze zu reduzieren, sondern da geht es darum, wer bezahlt das, was an der Oberfläche passieren soll, wenn unten Garagenplätze geschaffen wurden. Im Grunde genommen ist es bei all diesen Projekten so, dass immer mehr Stellplätze herausgekommen sind, als vorher da waren. Also, von einer Reduktion insgesamt habe ich da nichts gesehen. Es geht allerdings dabei um Maßnahmen an der Oberfläche. 

Ich möchte auf ein paar Dinge von Ihnen eingehen und mich dann mit dem Text beschäftigen. 

Jetzt sage ich einmal, der Columbusplatz - nachdem ich im Burgendland früher gewohnt habe und immer wieder mit dem Autobus über den Columbusplatz gefahren bin, der ist nämlich damals noch drübergefahren –, da kann ich mich nicht erinnern, dass das ein Auwald war, sondern das war in Wirklichkeit ein Platz, wo man einfach von der Laxenburger Straße in die Favoritenstraße hinüber gefahren ist, und da habe ich nur ganz wenige Bäume gesehen. Aber vielleicht war ich einfach damals noch ganz klein, und ich habe es einfach vergessen, ich weiß es nicht. Das ist einmal das eine. 

Das Zweite ist zu sagen, man soll Baustellendinge in den Innenhöfen parken. Das steht allerdings nicht in Ihrem Antrag drinnen, weil sonst würden wir dem nicht zustimmen. Das halte ich für verwegen. Innenhöfe sind nämlich ganz oft verparkt oder sind in Wirklichkeit Grünoasen, und das jetzt zuzupflastern, halte ich für jenseitig. 

Wenn man zum Beispiel hergeht und sagt, 117 EUR monatlich muss man am Columbusplatz oder in der Nähe des Columbusplatzes für einen Garagenplatz bezahlen, und das sollen wir noch subventionieren, da denke ich mir, Frau Kollegin von der FPÖ: Es gibt in Wirklichkeit eine Superförderung, und zwar ist das diese Volksgaragenförderung, und da fördert die Stadt so, dass eine Garage ungefähr 75 EUR im Monat kostet. Also jetzt muss ich Ihnen ehrlich sagen, da zahlt die Stadt Wien pro Stellplatz 22 000 EUR bei der Errichtung. Das ist nicht nichts, und ich habe Ihnen heute auch schon vorgelesen, dass bei einer ganz normalen Tiefgaragenförderung die Stadt Wien 4 600 EUR pro Stellplatz zahlt. 

Nun, was noch? Sollen wir in Wirklichkeit einen Stellplatz zu 100 Prozent zahlen und den Leuten noch etwas zahlen, damit sie hinuntergehen? Das gibt es schon, meine ich, denn bei der Park-and-ride-Anlage Aderklaa wird es ohnedies auf die Dauer so sein. 

Gut, aber jetzt noch einmal: Ein weiterer Punkt sind zum Beispiel Parkplätze bei Märkten. Diese sollen wir wieder herstellen, aber da ist es weitaus gescheiter, in Wirklichkeit Zustellsysteme zu etablieren und diese in Wien massiv zu unterstützen, weil das ist Nahversorgung, das ist in Wirklichkeit ganz wichtig, und das ist gescheiter, als wenn man einfach mit dem Blechkübel am Schnürl irgendwo das Auto dann abstellen muss, oder sonst etwas tun soll. 

Aber jetzt einmal zu dem Text selber: An sich ein interessanter Vorschlag, weil wir ja wissen, dass bei Garagenerrichtungen dann immer die Bezirke zum Handkuss kommen und die Oberflächen nicht bezahlen können, weil die Bezirksbudgets für solche Projekte offensichtlich zu gering sind. Aus der Not eine Tugend machend, passiert es dann so, dass auf der Oberfläche nur ganz wenig rückgebaut wird. Der Masterplan Verkehr gibt da sozusagen eine Leitschiene von eins zu eins im Stadtzentrum und eins zu drei etwas außerhalb des Stadtzentrums, wo es immer eine interessante Debatte ist, wo in Wien das Stadtzentrum ist. Bei der Debatte um die Parkgarage am Neuen Markt hat sich herausgestellt, dass der Neue Markt nicht das Stadtzentrum ist. Also offensichtlich nur der Stephansplatz, aber ganz egal. 

Faktum ist, dass hier förderbare Maßnahmen aufgelistet werden, und zwar Gehsteigverbreiterungen, Vorziehungen, Herstellung von mindestens zwei Meter breiten Gehsteigen, Gender Mainstreaming, Überquerungshilfe, Fahrbahnaufdoppelungen, Platzgestaltungen, Radfahrinfrastrukturen. Alles wunderbar, nur wird nicht gesagt, wie viel das insgesamt ist. Es wird auch nicht gesagt, ob das eine Fördermaßnahme ist, damit mehr Rückbau an der Oberfläche erfolgt, weil mehr Rückbau heißt weniger Flächen an der Oberfläche, und das würde uns ja gefallen. 

Und eben weil der Ansatz nicht schlecht ist, aber keine Zahlen und genauen Dinge dabei stehen, werden wir es dieses Mal einmal ablehnen. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Prof Harry Kopietz: Dünner Applaus! - GR Mag Rüdiger Maresch: Was sagen Sie! - GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sehr wenig Applaus!) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Hoch. Herr Kollege Hoch, ich mache Sie nur darauf aufmerksam, (GR Hoch zögert, zum Rednerpult zu gehen.) nein, nein, kommen Sie nur, um 4 Uhr müssen wir unterbrechen. Wenn Ihre Rede länger wäre, müsste ich Sie unterbrechen. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte die Zeit jetzt nur ganz kurz nützen, um auf die Kollegin Frank einzugehen. Das ist normal nicht meine Art, auf die anderen Oppositionsparteien einzugehen, aber nur soviel: Also, der Columbusplatz ist ja einer der wenigen Plätze Favoritens, wo eigentlich die Stellplatzreduktion wirklich etwas gebracht hat. Und ich glaube, es gibt nur ganz wenige Leute, außer der Kollegin Frank, die behauptet, dass die derzeitige Gestaltung des Columbusplatzes nicht geglückt ist. 

Zweiter Punkt war für mich, weil ich jetzt betroffen bin, das UKH-Meidling. Also die Taxifahrer brauchen nicht herumkreisen, weil beim UKH-Meidling ja derzeit nur der Haupteingang verlegt wird, und zwar von der Kundratstraße 37 in die Köglergasse Nr 2, und da meine ich, wenn man sagt, man möchte mit dem Taxi ins UKH-Meidling gebracht werden, führt einen der Taxifahrer in die Köglergasse Nr 2, man steigt aus und ist in nicht einmal 100 m bei der Ambulanz beziehungsweise bei der Weiterbehandlungsstelle. 

Und nun zu diesem Akt: Wir werden diesen Akt ablehnen, und zwar schon aus dem Grund, weshalb wir auch schon gegen den Masterplan Verkehr zum Jahr 2003 waren. Also, wir sehen das als falsch an, dass man Garagenplätze baut und dann im Verhältnis eins zu eins die Oberflächenstellplätze wegrationalisiert. Also für uns gilt, dass wir Garagen brauchen. Es müsste aber so sein, Kollege Maresch, und wir gehen auch davon aus, dass das Verhältnis eins zu zwei sein müsste, das heißt, für die Wegrationalisierung von einem Oberflächenstellplatz müssten zwei Garagenplätze geschaffen werden. Grundsätzlich muss man das beim Kollegen Maresch halt schon so sehen, er meint halt, gegen die Autofahrer vorgehen zu müssen. Das ist nicht wirklich nachvollziehbar, denn viele Menschen, vor allem viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, sind beruflich auf das Auto angewiesen, und es hat einfach keinen Sinn, jetzt mit aller Gewalt, so wie es die Grünen seit Jahren versuchen, diesen Menschen das Autofahren zu vermiesen. Das halten wir für die falsche Politik, und das sagen wir auch immer. Wir treten daher für den Ausbau des Garagennetzes ein, wo dies natürlich auch Sinn macht. Am Columbusplatz, zum Beispiel, hat es sicherlich Sinn gemacht, (GR Mag Rüdiger Maresch: Keine Frage!) keinen Sinn macht es unserer Meinung nach aber bei den Stellplätzen, die im Tiefbauverfahren hergestellt werden, und dann auf der Oberfläche einfach eins zu eins wegrationalisiert werden. Und eben das steht im Masterplan Verkehr. Also, darin wird festgelegt, dass in einem Umkreis von 500 m die Stellplätze in einem Verhältnis von eins zu eins, also von neu geschaffenen zu den auf der Oberfläche befindlichen Parkplätzen, abgebaut werden müssen. Und hier muss man schon sagen, es steht genau drinnen, Sie müssen es sich nur noch einmal durchlesen. Und hier liegt nämlich genau der Trugschluss der Verkehrspolitik in dieser Stadt: Es kann nicht sein, dass jene Parkplätze, die der Steuerzahler bezahlt - das sind die Tiefgaragenplätze – nur gebaut werden, um nur dazu zu dienen, um die bestehenden, in den Außenbezirken noch nicht großen Parkplätze, abzubauen. Das erinnert schon fast an einen Schildbürgerstreich. Wie gesagt, wir sind für den Garagenbau, und daher treten wir dafür ein, dass der Absatz im Masterplan Verkehr geändert wird, und zwar hätten wir gerne, und deswegen auch unser Beschluss- und Resolutionsantrag, welcher lautet: 

„Der zuständige Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass bei der Neuerrichtung von Garagen die Reduktion der Oberflächenstellplätze nur in einem maximalen Ausmaß von 50 Prozent durchgeführt wird.“ 

Das heißt ganz klar, für die Reduktion von einem Oberflächenstellplatz fordern wir zwei Tiefgaragenplätze. Ich denke, dass das ein guter Ansatz ist und glaube auch, dass das eine Stadt wie Wien braucht, und das ist für uns eine moderne Verkehrspolitik. Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: So. Als nächster Redner am Wort ist Herr Kollege Hora. Es gilt dasselbe, nämlich fünf Minuten Redezeit. Schauen wir einmal, wenn nicht, muss ich unterbrechen. 

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! 

Ich werde versuchen, es kurz zu machen. An und für sich werden wir es vielleicht doch noch schaffen, wenn es Kollege Madejski auch kurz schafft. 

Liebe Frau Kollegin Frank, um auf das Spezifische Ihres Antrags einzugehen, wir werden dem sogar zustimmen, weil vielleicht ein Informationsdefizit vorhanden ist. Ich kann ihnen eine Nothilfe von sofort geben. Es gibt die Infoline „Straße und Verkehr“, wo Baustellen überwacht werden, wo man anrufen kann, Frau Kollegin Frank, die Telefonnummer ist 01/95559. Ich habe es jetzt extra gesagt, damit es im Protokoll aufscheint, und da können wir uns dann unterhalten. Ich nehme an, wir können uns dann im Ausschuss länger unterhalten, dass es solche Kontrollen gibt und dass es Ortsverhandlungen gibt. 

Aber ganz kurz jetzt wirklich zum Antrag. Ich glaube, das ist ein ganz wichtiger Schritt. Wir haben den Masterplan Verkehr beschlossen, wir haben die Evaluierung 2008 beschlossen, und da haben wir auch die dementsprechenden Parameter drinnen. Wenn Sie auch Kollegen Maresch nicht scharf genug sind, aber sie sind dort drinnen. Wir haben dort auch die Möglichkeit geschaffen, dementsprechende Gehsteigbreiten und Sonstiges, einzufordern. Etwas ganz Wichtiges ist auch, dass mit diesem Antrag beschlossen wird, dass in Zukunft gleichzeitig mit der Errichtung der Garage auch die Oberfläche gestaltet wird, und dass das Defizit, das dann immer geherrscht hat, sei es jetzt eine Reduktion, sei es jetzt, ob Lebensqualität eingekehrt ist oder nicht, und dass auch, wenn Sie so wollen, die Klauberei, Parkplätze ja oder nein, endlich der Vergangenheit angehört. 

Es ist ein Rahmen geschaffen, dass die Bezirke bei Planung von Volksgaragen, wo die Fertigstellung dann passiert, auch gleichzeitig die Oberfläche rundherum instandsetzen - also nicht die direkte Oberfläche über der Garage, die wird ja vom Garagenbetreiber finanziert -, sodass also auch dort eine Lebensqualität dem entsprechend, was die Garage jetzt bringen soll, erreicht wird. Und damit ist, glaube ich, gerade für die Wiener Bezirke, egal, welcher Fraktion sie angehören, aber dort wo Garagenbauten passieren, eben der dementsprechende finanzielle Schritt getätigt. In diesem Sinne kann ich Sie nur ersuchen, unserem oder diesem Antrag zuzustimmen. 

Ich weiß, dass wir da vermutlich etwas weitsichtiger sind als die vereinigten Oppositionen, aber wir werden in Zukunft auch weiterhin in diese Richtung für die Stadt arbeiten. Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: So, danke. Kollege Madejski. Ich glaube, das ist zu kurz. (GR Dr Herbert Madejski: Ist in Ordnung!) Okay, gut. 

Das heißt also, ich unterbreche jetzt nach Kollegen Hora, und die Rede des Kollegen Madejski und die Abstimmung über dieses Geschäftsstück erfolgen dann nach der Behandlung des Untersuchungsausschusses. 

Ich freue mich, dass ich den Vorsitzenden der Untersuchungskommission, Herrn Dr Dieter Baumgartner und seine Vorsitzenden-Stellvertreterin, Frau Dr Elisabeth Rech in diesem Rahmen recht herzlich begrüßen kann. (Allgemeiner Beifall.) 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 45 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Bericht der Gemeinderätlichen Untersuchungskommission über behauptete gravierende Missstände in der Versorgung von psychiatrischen PatientInnen im Verantwortungsbereich der Gemeinde Wien. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Deutsch, die Verhandlungen einzuleiten. Seine Redezeit ist mit 45 Minuten begrenzt. 

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Bericht der Untersuchungskommission des Gemeinderates gemäß § 59e der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien über behauptete „Gravierende Missstände in der Versorgung von psychiatrischen Patientinnen und Patienten im Verantwortungsbereich der Gemeinde Wien" wurde in der Sitzung der Untersuchungskommission vom 19. Februar 2009 beschlossen und liegt nunmehr dem Gemeindrat zur Kenntnisnahme vor. 

Es war die Aufgabe der Untersuchungskommission, in einem behördlichen Verfahren den Sachverhalt zu ermitteln und die Verwaltungsführung der einer politischen Verantwortlichkeit unterliegenden Organe der Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich zu überprüfen. 

Ich möchte an dieser Stelle auch festhalten und betonen, dass die Einsetzung einer Untersuchungskommission in Wien ein Minderheitenrecht darstellt, wie es auf Bundesebene nicht existiert. 

Auf Basis eines mit 19. Februar 2008 datierten Antrages von ÖVP und GRÜNEN auf Einsetzung einer Untersuchungskommission wurde diese in der Sitzung des Gemeinderates am 29. Februar 2008 eingesetzt und am 25. März 2008 konstituiert. Die Untersuchungskommission definierte dabei kein Verfahrensprogramm, sondern wollte sich an Hand des Fortgangs des Verfahrens auf die sich ergebenden Schwerpunkte konzentrieren.

Weiters wurde in Form eines Vier-Parteien-Antrages beschlossen, die rechtlichen Rahmenbedingungen dieser Untersuchungskommission auch vordringlich überprüfen zu lassen. 

Dazu wurde Herr Univ-Prof DDr Mayer von der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität Wien als Sachverständiger betreffend die Tätigkeit der Untersuchungskommission hinsichtlich der Rechtslage im Zusammenhang mit der Achtung des Privatlebens, der Wahrung von Persönlichkeitsrechten mit den Schwerpunkten Datenschutz und Amtsverschwiegenheit sowie der Behandlung von Sachverhalten, die nicht im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde liegen, in die Untersuchungskommission geladen.

Gegenstand und Aufgabe einer Untersuchungskommission ist nach Prof Mayer die Feststellung oder die Beurteilung der politischen Verantwortung, und demnach ist es auch die Aufgabe der Kommission, zu ermitteln, welche Verantwortung den Politiker beziehungsweise die Politikerin treffe. Das heißt, es war unsere Aufgabe, zu überprüfen, was der amtsführende Stadtrat oder die amtsführende Stadträtin gewusst haben beziehungsweise was er oder sie hätte wissen müssen und wie damit umgegangen wurde. 

Es ist ganz deutlich in der Befragung von Herrn Prof Mayer zum Ausdruck gekommen, dass Vorfälle, die sozusagen losgelöst von der Frage der politischen Verantwortung sind, nicht Gegenstand der Untersuchungskommission sind und dass die Kommission keine Beschwerdestelle, kein Ombudsmann und keine Ombudsfrau ist, sondern eine Behördenaufgabe mit der dargestellten Zielsetzung zu erfüllen hat. 

Prof Mayer hat aber auch auf die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hingewiesen – ich zitiere wörtlich: „Wenn ein Sachverhalt geklärt ist, ist das Beweisverfahren abzuschließen. Weitere Beweise sind nicht mehr aufzunehmen. Das heißt, wenn aus Unterlagen, Berichten, Schriftstücken und Ähnlichem mehr der Sachverhalt geklärt ist, dann ist kein weiterer Beweis mehr aufzunehmen, dann sind Zeuginnen und Zeugen nicht mehr einzuvernehmen." – Ende des Zitates. 

Prof Mayer hat damit zum Ausdruck gebracht, dass eine Einvernahme nur dann gerechtfertigt ist, wenn Informationen zur politischen Verantwortung erwartet werden könnten, die über den bisherigen Wissensstand hinausgehen und damit auch zur Wahrheitsfindung beitragen würden. 

Gleichzeitig hat Prof Mayer darauf hingewiesen, dass die Kommission auf Aussagen von Zeuginnen und Zeugen verzichten kann, wenn ein Sachverhalt vorliegt, der durch Dokumente beziehungsweise Aussagen von Ärztinnen und Ärzten, Pflegerinnen und Pflegern oder des Patientenanwalts geklärt werden kann. Wir haben uns auch sehr intensiv mit der Frage von sensiblen Daten und Krankengeschichten als Beweismittel auseinandergesetzt. Diesbezüglich hat Prof Mayer darauf hingewiesen, dass das nur dann zulässig wäre, wenn es kein anderes Mittel gäbe, um die politische Verantwortung zu klären. Er meinte, dass es im Allgemeinen genügen müsste, anonymisierte Aussagen von ÄrztInnen, PflegerInnen – immer mit großem „I“ – oder vom Patientenanwalt zu bekommen, weil es eben nicht in erster Linie darum gehe, was dort alles vorgefallen sei, sondern was der beziehungsweise die Verantwortliche gewusst hat oder wissen müssen hätte beziehungsweise wie damit umgegangen wurde. 

Prof Mayer wies auch darauf hin, dass es sich nicht so verhalte, dass jemand, der aussagen wolle, auch automatisch aussagen dürfe, sondern dass die Behörde zu entscheiden habe, ob man im Sinne der Ermittlung noch Aussagen brauche oder nicht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe diesen Punkt deshalb zu Beginn so ausführlich angesprochen, weil das die rechtliche Basis der weiteren Tätigkeit der Untersuchungskommission war und die Ausführungen von Prof Mayer deutlich gemacht haben, dass die Ladung von Patientinnen und Patienten nicht zwingend notwendig ist, um die Frage der politischen Verantwortung zu klären.

Ein weiterer wichtiger Bestandteil der rechtlichen Ausführungen war die Definition des Umfangs der Prüfkompetenz der Kommission. Prof Mayer stellte klar, dass es sich bei dem im Antrag auf Einsetzung der Untersuchungskommission konkret als Untersuchungsziel genannten Kuratorium für Psychosoziale Dienste in Wien, kurz PSD genannt, um eine Körperschaft des öffentlichen Rechts mit eigener Rechtspersönlichkeit handelt und daher das, was in dieser Körperschaft vor sich gehe, nicht Gegenstand der laufenden Untersuchungen sein könne. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Kommission hat insgesamt 30 öffentliche Sitzungen abgehalten. Sie hat ein transparentes Verfahren durchgeführt, und die Wortprotokolle wurden alle im Internet veröffentlicht. Beweisanträge für Ladungen von Expertinnen und Experten, Sachverständigen und Zeugen wurden zu rund 80 Prozent einstimmig angenommen. Drei als ZeugInnen geladene Personen konnten nicht befragt werden. Sie waren von der Amtsverschwiegenheit nicht entbunden, da es sich bei den Befragungsgegenständen um keine Agenden des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde Wien gehandelt hatte. 

Der Kommission selbst lagen umfassende, durch Beweisanträge verlangte Unterlagen vor. Ich möchte als Berichterstatter allerdings feststellen, dass sowohl die GRÜNEN als auch die ÖVP die Grundlagen der Stadtverfassung negiert haben, und zwar sowohl betreffend die Ladung von Zeuginnen und Zeugen, deren Wirkungsbereich nicht in die Zuständigkeit der Gemeinde und damit auch nicht in die Zuständigkeit der Untersuchungskommission fiel, als auch betreffend die Thematisierung des Kuratoriums für Psychosoziale Dienste, das nicht Teil der Verwaltung der Stadt Wien ist und somit ebenfalls nicht Gegenstand der Untersuchungskommission sein konnte.

Die anlässlich der Antragstellung zur Einrichtung der Untersuchungskommission angekündigten Nachweise für die behaupteten Missstände konnten – wie wir bereits in der Aktuellen Stunde diskutiert haben – in den Sitzungen nicht erbracht werden. 

Das psychiatrische Versorgungsangebot des Krankenanstaltenverbundes, die Entwicklung der Psychiatrie in Wien sowie die hohen Standards der stationären psychiatrischen Versorgung in Wien wurden detailliert dargestellt, und die jeweiligen Schritte der Umsetzung in einer historischen Zeitreihe präsentiert. 

Zur Personalausstattung gab es nach Befragung vieler Expertinnen und Experten, aber auch Zeuginnen und Zeugen die eindeutige Erkenntnis, dass die Behandlungs- und Pflegequalität in den psychiatrischen Abteilungen des Krankenanstaltenverbundes durch eine gute Personalausstattung stets gewährleistet war. So wies zum Beispiel Frau Dr Moritz, die Geschäftsführerin der Gesundheit Österreich GmbH, darauf hin, dass das OWS mit seiner Zahl an ÄrztInnen und Pflegepersonal über dem österreichischen Durchschnitt liegt. 

Weiters gibt es laut Frau Dr Moritz in Wien die meisten Stellen für die Ausbildung psychiatrischer FachärztInnen. Auch Frau Univ-Prof Dr Karin Gutiérrez-Lobos von der Medizinischen Universität Wien betonte, dass Wien betreffend Krankenpflegepersonal insgesamt im guten österreichischen Durchschnitt liegt.

Sehr geehrte Damen und Herren! Für die Kommission war zu erkennen, dass die als Grundlage für Personalberechnungen im KAV herangezogene deutsche Psychiatriepersonalverordnung, kurz Psych-PV genannt, von den Expertinnen und Experten als für Österreich nicht unmittelbar anwendbar anzusehen ist und daher auch vom KAV, da keine andere Grundlage vorhanden ist, modifiziert wurde. Ich verweise in diesem Zusammenhang auf die Aussage von Herrn Univ-Prof Dr Hinterhuber, dem Leiter der Klinischen Abteilung für allgemeine Psychiatrie in Innsbruck. Er hat davon gesprochen, dass es sich bei dieser Psych-PV um eine pseudowissenschaftliche Vorgangsweise handelt. Und auch Herr Univ-Prof Dr Schöny, der ärztliche Direktor der Landesnervenklinik Wagner-Jauregg in Linz, meinte, dass man diese deutsche Berechnungsmethode nicht auf Österreich übertragen kann.

Diese Schwierigkeit der Berechnung des Personalbedarfs im ärztlichen und therapeutischen Bereich zeigte sich für die Kommission auch am Beispiel der 2007 durchgeführten Erhebung des Personalbedarfes im Otto-Wagner-Spital durch Herrn Dr Zeyringer, den Leiter des Therapiezentrums der Zweiten Psychiatrischen Abteilung. Dr Zeyringer stellte damals für das OWS ein Defizit im Bereich der Ärzteschaft und der Therapeuten fest, und ich konnte bereits während der Aktuellen Stunde darauf hinweisen, dass diese Berechnungsunterlage auch von der Wirtschaftsuniversität Wien überprüft und der Kommission am 8. Jänner 2009 vorgelegt wurde. 

Dort wurde festgestellt – ich zitiere wörtlich: „Selbst unter Annahme der nicht ganz nachvollziehbaren und kritisch zu hinterfragenden Korrekturfaktoren aus Zeyringer ist davon auszugehen, dass die Personalausstattung am Psychiatrischen Zentrum am OWS in etwa dem deutschen Durchschnitt entspricht, im Bereich der ÄrztInnen sogar deutlich darüber liegt.“ 

Abschließend wird festgehalten: „Die Behauptung, dass der Wiener Bevölkerung im Vergleich zu deutschen Standards psychiatrische Behandlungsqualität durch Stellenunterbesetzung vorenthalten wird, ist angesichts der vorhandenen Faktenlage klar zurückzuweisen.“ – Ende des Zitats.

Damit wurde der Berechnung von Dr Zeyringer, die eine tragende Säule des behaupteten Personaldefizits im OWS darstellte, die Grundlage entzogen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Das Thema Psychiatrie braucht aber auch eine faire Diskussion in der Öffentlichkeit. Wir haben in den Debattenbeiträgen immer auch festgehalten, dass der Datenschutz, aber auch die Würde der Patientinnen und Patienten gewahrt werden müssen und dass es für uns wichtig ist, dass wir durch die öffentliche Diskussion auch zu einer Entstigmatisierung der Erkrankung in der Bevölkerung kommen. Es geht daher auch darum, Ängste zu nehmen beziehungsweise Ängste vor Therapien abzubauen, weil eine zu späte Behandlung möglicherweise auch zu einem chronischen Verlauf führen könnte. Die Entstigmatisierung psychischer Erkrankungen hilft damit den Patientinnen und Patienten, aber natürlich auch den Angehörigen beziehungsweise anderen Bezugspersonen. Es soll nicht als etwas Außergewöhnliches oder als Defizit angesehen werden, wenn sich jemand in psychiatrische Behandlung begibt. Das sollte genauso selbstverständlich sein, wie wenn man eine andere fachärztliche Hilfe in Anspruch nimmt. – Unter diesem Aspekt haben wir festgestellt, dass diese Frage auch von gesellschaftspolitischer Bedeutung ist: Es geht auch darum, eine Gleichstellung von psychisch Erkrankten mit somatisch Erkrankten sicherzustellen.

Seit der Reform 1979 sind Stigmabekämpfung und Prävention ganz wichtige Ziele. Durch Stigmatisierung kommt es nämlich auch zu hohen Kosten für das Gesundheits- und Sozialsystem, weshalb wir auch eine Gesamtstrategie des Bundes als notwendig erachtet haben. Ein ganz wesentliches Moment der Entstigmatisierung stellt jedenfalls die zügig fortschreitende Dezentralisierung nach der bereits durchgeführten Regionalisierung der Psychiatrieeinrichtungen dar.

Expertinnen und Experten haben in den Sitzungen der Untersuchungskommission auch mehrfach festgestellt, dass die Psychiatrie auch ein Fach der Medizin ist, dass in diesem Fach ebenso wie in den anderen Fächern nach hervorragenden Qualitätskriterien gearbeitet wird und dass Wien gerade auch im Bereich der Psychiatrie einen hervorragenden Ruf besitzt, wofür auch die Tatsache, dass hier viele internationale Tagungen zum Thema Psychiatrie abgehalten werden, ein Beleg ist.

Herr Univ-Prof DDr Kopetzki, Professor an der Juridischen Fakultät in Wien, stellte fest, dass es juristisch schwierig zu beurteilen ist, welche Behandlung gerade dem wissenschaftlichen Konsens entspreche. Diese Diskussion müsse daher nach seiner Meinung auch dem jeweiligen wissenschaftlichen Fachbereich überlassen bleiben. Im Übrigen haben wir mehrfach festgestellt, dass gerade die Untersuchungskommission nicht der geeignete Ort für diese fachliche Diskussion ist.

Prof Kopetzki hat sich darüber hinaus aber auch von der rechtswissenschaftlichen Seite her mit dem Unterbringungsgesetz und dem Anhalterecht beschäftigt. Er führte dazu aus, dass das Thema „Körperlicher Zwang in der Psychiatrie" durch das Unterbringungsgesetz in einen rechtlichen Rahmen gebracht wurde, womit Zwangsmaßnahmen zwar nicht ausgeschlossen, aber kontrolliert und mit rechtsstaatlichen Regeln verknüpft sind.

Das Gesetz verlangt, dass Beschränkungen der Bewegungsfreiheit nur dann zulässig sind, wenn Selbst- oder Fremdgefährdung von Leib und Leben abgewehrt werden müssen. Zusätzlich muss die Beschränkung aber auch eine pflegerische oder therapeutische Indikation haben. Jedenfalls muss durch das Mittel der Beschränkung das angestrebte Ziel erreicht werden, wobei das jeweils gelindeste Mittel zu wählen ist. Diese Kriterien können aber nach Meinung des Experten nicht juristisch, sondern ausschließlich klinisch beurteilt werden. Ebenso wurde darauf hingewiesen, dass die Dokumentationspflicht über die ärztlich getroffenen Anordnungen auch als Brücke zur Kontrolle verpflichtend vorgesehen ist.

Nach Meinung dieses Experten – und wir haben uns auch sehr intensiv mit dem Unterbringungsgesetz beschäftigt – ist Kritik an diesem Gesetz insofern zu üben, als dieses Bundesgesetz zwar die Unterbringung an sich, jedoch nicht die Details der Durchführung regelt. Der Experte stellte fest, dass es, wenngleich es zu einer rechtlich gebotenen Lösung dieser Problematik einer Verfassungsänderung bedürfte, aber dennoch möglich sein sollte, durch eine bundeseinheitliche Regelung mehr Sicherheit sowohl im Berufsalltag des Personals als auch für den Rechtsträger selbst zu geben.

Die Kommission hat sich mit den Zwangsmaßnahmen einschließlich dem Thema Netzbett viele Stunden lang inhaltlich beschäftigt. Es gab die unterschiedlichsten Ansichten von Expertinnen und Experten, aber auch von befragten Ärztinnen und Ärzten, die allerdings übereinstimmend festgestellt haben, dass es zu Zwangsmaßnahmen lediglich in Ausnahmesituationen zum Zweck der Deeskalation kommen und dabei individuell die effizienteste und schonendste Methode angestrebt werden soll. 

Man kam daher zu der Erkenntnis, dass eine Fachdebatte über medizinische Behandlungsmethoden nicht im Mittelpunkt der Tätigkeit der Untersuchungskommission stehen sollte, weil diese, wie bereits erwähnt, weder fachlich noch inhaltlich das geeignete Forum ist, um diese fachlichen Fragen zu beantworten. Gleichzeitig war klar, dass diese Diskussion auf Fachebene sicherlich noch nicht abgeschlossen sein wird.

Die Untersuchungskommission ist auch nicht das geeignete Forum, um auf Patientinnen und Patienten, deren Angehörige oder auf Bezugspersonen einzugehen. Entscheidend für die Ablehnung der Einvernahme von Patientinnen und Patienten durch die Kommission war die sehr ausführlich von Prof Mayer dargestellte Problematik der Zeugenschaft von psychisch erkrankten Menschen. – Die von ihm vorgeschlagene Möglichkeit, sich stattdessen die gewünschten Unterlagen anonymisiert zu beschaffen, die Datenschutzproblematik betreffend Kranken‑ und Behandlungsgeschichten, aber auch die Belastungssituation für geladene Erkrankte und insbesondere auch der von den Grünen gezeigte Befragungsstil haben bestätigt, dass eine richtige Entscheidung getroffen wurde.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch das Beschwerdemanagement wurde einer Überprüfung unterzogen. Dazu wurde etwa auch der Wiener Patientenanwalt befragt, und ich weise in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die Wiener Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwaltschaft eine unabhängige und weisungsfreie Anlaufstelle im Wiener Pflege-, Gesundheits- und Spitalsbereich darstellt. Sie kann nicht nur von Patientinnen und Patienten und Angehörigen, sondern auch von Ärztinnen und Ärzten und Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus dem Pflegebereich in Anspruch genommen werden. In Wien haben beispielsweise 2007 mehr als 11 600 Personen davon Gebrauch gemacht, wobei 22 Fälle den stationären Psychiatriebereich betroffen haben.

Die Aussage des unabhängigen Patientenanwalts Prof Dr Brustbauer zum Thema „Feststellungen der Wiener Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwaltschaft im Bereich der psychiatrischen Versorgung in Wien“ ergab zweifelsfrei, dass auch nach mehrmaligen diesbezüglichen Aufrufen der PatientInnenanwaltschaft kein signifikanter Anstieg der Beschwerdefälle in diesem Bereich festzustellen war. Die behaupteten zahlreichen Beschwerden im psychiatrischen Bereich konnten damit nicht verifiziert werden, wobei solche auch von den Antragsstellerinnen und Antragsstellern der Untersuchungskommission nicht vorgelegt wurden. Betreffend Zahlen der Beschwerden, die von der Wiener PatientInnenanwaltschaft auch aktenmäßig behandelt wurden, zeigte sich seit 2002 folgendes Bild: 2002: 16 Fälle, 2003: 29 Fälle, 2004: 19 Fälle, 2005: 13 Fälle, 2006: 22 Fälle, 2007: 22 Fälle, 2008: 30 Fälle.

Der Wiener Patientenanwalt stellte dazu auf Befragung fest, dass er dabei jedenfalls keine gravierenden Missstände erkennen habe können. Den einzelnen Beschwerden und Problemen sei rasch nachgegangen worden und man habe jeweils auch eine Lösung im Sinne der Patientinnen und Patienten gefunden.

Bei der Befragung von Generaldirektor Dr Marhold wurde klar aufgezeigt, dass im Krankenanstaltenverbund besonderer Wert auf ein funktionierendes Beschwerdemanagement und einen offenen Umgang mit Fehlern gelegt wurde. So wurde eine eigene Plattform eingerichtet, an die auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter anonym ihre Anliegen richten konnten. Außerdem wurde gleich nach Bekanntwerden der Vorwürfe Ende 2007 auch eine Hotline für Patientinnen und Patienten und Angehörige eingerichtet. Laut dem Generaldirektor haben rund die Hälfte der AnruferInnen Anliegen geäußert, und die andere Hälfte hat sich für die gute Betreuung bedankt. Gleichzeitig nach Bekanntwerden der Vorwürfe hat auch eine sofortige Prüfung durch die Interne Revision und die Sanitätsaufsichtsbehörde im OWS stattgefunden. Darüber hinaus wurde auch eine fliegende Kommission eingesetzt, wobei bei keiner der Überprüfungen ein Missstand festgestellt werden konnte.

Bezüglich der Beschwerdefälle auf politischer Ebene konnte die Untersuchungskommission feststellen, dass betreffend die psychiatrische Versorgung im Büro des Bürgermeisters seit 2002 insgesamt 12, im Büro der für den KAV zuständigen amtsführenden Stadträtinnen seit 2003 insgesamt 20 OWS-Beschwerdefälle eingelangt sind, die umgehend an die dafür zuständigen Stellen weitergeleitet und einer Klärung beziehungsweise Erledigung zugeführt wurden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben uns auch mit der technischen Ausstattung und einem allfälligen Sanierungsbedarf des Otto-Wagner‑Spitals ausführlich beschäftigt. Dazu wurde Herr SR Dipl-Ing Josef Aumayr, der technische Direktor des Otto-Wagner-Spitals, befragt. Dieser hat auch auf die Größenordnung des Areals hingewiesen: Das Areal des Otto-Wagner-Spitals umfasst rund 153 000 m² mit 65 Pavillons, wobei die Bausubstanz aus der Monarchie stammt. Von diesen 65 Pavillons wurde in einer großen Sanierungsoffensive in den letzten Jahren bereits ein Drittel generalsaniert. Diese befinden sich somit technisch auf dem modernsten Stand. Bei einem weiteren Drittel wurden wesentliche Verbesserungen durchgeführt. Betreffend das letzte Drittel wird nun an konkreten Plänen für die Sanierung gearbeitet, die dann Schritt für Schritt umgesetzt werden.

Konkret wurde laut Herrn Dipl-Ing Aumayr in den letzten 10 Jahren im Otto-Wagner-Spital mehr investiert als in den 100 Jahren zuvor, wodurch es gelang, das Spital technisch und medizinisch laufend weiterzuentwickeln. Sicherheitsrisiken werden jeweils sofort behoben. 

Bezüglich des offensichtlichen Sanierungsbedarfes im Pavillon 10 des Otto-Wagner-Spitals betonten sowohl der technische Direktor Dipl-Ing Aumayr als auch der Verwaltungsdirektor Dipl-Ing Miedler ausdrücklich, dass die Sanierung unmittelbar bevorstehe und dafür auch ausreichend Budgetmittel zur Verfügung stehen. Bezüglich der PatientInnenrufanlagen teilte der Verwaltungsdirektor mit, dass diese flächendeckend vorhanden sind. Insgesamt wurde festgestellt, dass das medizinische Personal und das Pflegepersonal ausreichend unterstützt werden, um ihre Tätigkeit und Verantwortung im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften wahrnehmen zu können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Untersuchungskommission hat sich auch eingehend mit den tragischen Brandvorfällen im Jahr 2003 und 2005 auseinandergesetzt. Beide Fälle wurden auch von der Staatsanwaltschaft untersucht und eingestellt. Im Zusammenhang damit haben mehrere Experten darauf hingewiesen, dass psychiatrische Patienten im Rahmen ihrer Erkrankung leider oftmals Handlungen setzen, die trotz entsprechender sorgfältiger Betreuung und ungeachtet aller ergriffenen Vorsichtsmaßnahmen nicht zur Gänze ausgeschlossen werden können. 

Dies kam auch in vielen Expertenstellungnahmen zum Ausdruck, wonach es weltweit keinen Psychiater geben dürfte, der auf seiner Station noch keinen Brand erlebt hat. 

Das OWS verfügt in sämtlichen bettenführenden Stationen über automatische Brandmeldeanlagen, und es wurden auch Brandrauchentlüftungen eingebaut. Es gibt eine entsprechende Anzahl von Brandschutzbeauftragten und regelmäßige behördliche Überprüfungen.

Zur Kinder- und Jugendpsychiatrie konnte die Untersuchungskommission feststellen, dass trotz schwieriger bundesweiter Rahmenbedingungen in Wien auch in diesem Bereich sehr wichtige Schritte gesetzt wurden. – Das zeigten die Befragungen von Prof Friedrich, Prof Berger und Primarius Gössler von der Neuropsychiatrischen Abteilung für Kinder und Jugendliche am Rosenhügel. Wenngleich erst seit 2007 von der dafür zuständigen Ärztekammer eine eigene Fachärzteausbildung zum Kinder- und Jugendpsychiater eingerichtet wurde und auch Versäumnisse in der Strukturplanung des Bundes wesentliche Hemmfaktoren für die Entwicklung dieses Bereiches in den Bundesländern waren, hat Wien trotz der schwierigen bundesweiten Rahmenbedingungen in den letzten Jahren Schritt für Schritt entsprechende Konzepte erarbeitet und auch kurz-, mittel- und langfristige Maßnahmen gesetzt. Die Zahl der Betten der Kinder- und Jugendpsychiatrie im AKH und am Rosenhügel wurde aufgestockt. Seit Jänner 2008 werden zusätzliche FachärztInnen für Kinder- und Jugendpsychiatrie ausgebildet. Zwei zusätzliche Dienstposten für die FachärztInnenausbildung der Kinder- und Jugendpsychiatrie wurden im AKH geschaffen. Am Rosenhügel kam ein Dienstposten für eine dritte Ausbildungsstelle hinzu.

Weiters wurde als Bindeglied zwischen Psychiatrie und Jugendwohlfahrt ein Liaisondienst eingerichtet. Entsprechend dem Konzept der Dezentralisierung der Psychiatrie wird im Krankenhaus Nord neben der regionalen psychiatrischen Abteilung zusätzlich zum bereits umgesetzten Ausbau der Kapazitäten in der Kinder- und Jugendpsychiatrie auch eine kinder- und jugendpsychiatrische Abteilung mit 30 Betten eingerichtet werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme zum Abschluss des Berichtes der Untersuchungskommission und darf festhalten: Zu den im Antrag auf Einsetzung der Untersuchungskommission behaupteten Missständen, inwieweit solche durch Strukturmängel ermöglicht worden seien beziehungsweise ob für all diese eine politische Verantwortung vorliege, stellt die Untersuchungskommission nach umfassender und ausführlicher Aufnahme von Beweisen und der Befragung einer großen Anzahl nationaler und internationaler Experten zusammenfassend fest: Insgesamt konnten die im Antrag als Missstände angeführten Vorwürfe nicht bestätigt werden, weshalb auch keine politische Verantwortung für Missstände vorliegt, da ein Organisationsversagen nicht erkennbar war, die Pflege- und Behandlungsqualität durch gute Personalausstattung stets gewährleistet war, freiheitsbeschränkende Maßnahmen in gesetzeskonformer Weise und mit höchstem medizinischen Verantwortungsbewusstsein und in individueller, effizientester und schonendster Weise erfolgten, die bei der unabhängigen und weisungsfreien Wiener Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwaltschaft im Psychiatriebereich eingelangte geringe Anzahl an Beschwerden – jährlich seit 2002 zwischen 13 und 30 – Einzelmängel betrafen und nach Ansicht des PatientInnenanwaltes keinesfalls auf Missstände hindeuteten, das Beschwerdemanagement offensichtlich funktionierte, die Verfahren bezüglich der als „aufklärungsbedürftig“ bezeichneten Todesfälle staatsanwaltschaftlich eingestellt wurden und dabei weder ein individuelles, geschweige denn ein systemindiziertes Verschulden festgestellt werden konnte; hierzu wurde von externen Expertinnen und Experten auch ausdrücklich darauf hingewiesen, dass derartige Vorfälle leider auch unter optimalen Rahmenbedingungen nie gänzlich ausgeschlossen werden könnten, bezüglich der baulichen und infrastrukturellen Gegebenheiten lediglich im Otto-Wagner-Spital – insbesondere im Pavillon 10 – ein dringend erforderlicher Sanierungsbedarf erkennbar ist, dessen Behebung laut der Direktion des Hauses aber unmittelbar bevorsteht und auch ausreichend budgetmäßig bedeckt ist und laufend an der Qualitätsverbesserung, Dezentralisierung und Entstigmatisierung der Psychiatrie gearbeitet wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte mich abschließend auch beim Vorsitzenden der Untersuchungskommission, Herrn Dr Baumgartner, bei der stellvertretenden Vorsitzenden der Untersuchungskommission, Frau Dr Rech, bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Landtagskanzlei und des Magistrats für die Abwicklung und die Serviceleistungen für die Untersuchungskommission und die Unterstützung der Tätigkeit der Mitglieder in der Untersuchungskommission bedanken. Ich möchte mich aber auch ganz besonders bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Krankenanstaltenverbundes im Otto-Wagner-Spital an den psychiatrischen Abteilungen bedanken, die eine besonders schwierige und hervorragende Arbeit durchführen und sich von der Skandalisierung der Wiener Psychiatrie in ihrem Einsatz für die Patientinnen und Patienten nicht entmutigen haben lassen. – Vielen Dank! (Beifall bei der SPÖ)
Ich darf noch den Antrag stellen: 

„Der vorliegende Bericht der Untersuchungskommission über behauptete gravierende Missstände in der Versorgung von psychiatrischen Patientinnen und Patienten im Verantwortungsbereich der Gemeinde Wien wird zur Kenntnis genommen.“ Ich ersuche um Kenntnisnahme. Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Sehr verehrte Damen und Herren!

Ich eröffne die Debatte. Ich bemerke, dass die Gesamtdauer der Debatte mit maximal 5 Stunden begrenzt ist. Die Redezeit pro Redner liegt bei 15 Minuten. Ausgenommen von der Regel sind der Bürgermeister und die amtsführenden Stadträte, deren Redezeit jeweils 20 Minuten beträgt.

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Lasar. Ich erteile es ihm. 

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Herr Berichterstatter! Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Waren Sie in der gleichen Kommission wie ich? Ich bin mir dessen nicht sicher! Ich habe von Ihnen nicht ein einziges Wort über Verbesserungen gehört! Ich habe nicht ein Wort darüber gehört, wo es in der Versorgung hapert! Ich habe von Ihnen eigentlich nur Gutes gehört. Daher muss ich wirklich bezweifeln, dass Sie in der gleichen Kommission wie ich waren!

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich jetzt eine kleine Replik machen. Es fängt schon 1976 an. Damals wurde die Dezentralisierung in der Psychiatrie beschlossen. Was haben Sie davon heute umgesetzt? Eine psychiatrische Abteilung kam genau in zwei Krankenhäuser, ins SMZ-Ost und ins Kaiser-Franz-Josef-Spital. Mehr ist bis heute in Sachen Dezentralisierung nicht geschehen! Deshalb hätte ich mir von Ihnen gewünscht, dass Sie auch dazu etwas sagen! Das haben Sie aber wieder nicht getan.

Die psychiatrischen Abteilungen sind alle, wie ich eingangs erwähnt habe, im Otto-Wagner-Spital geblieben. Dieses Spital ist über 100 Jahre alt, die Bausubstanz ist natürlich entsprechend desolat, und das gilt auch für die Abteilungen, Zimmer und Sanitäreinrichtungen. Aber auch darüber haben Sie nichts gesagt. Die Anlagen entsprechen nicht einmal annähernd den neuesten medizinischen Standards! 

Sie verweisen jedoch immer nur auf das Krankenhaus Nord, das frühestens 2013 fertig sein wird. Ich bin sehr froh, dass das Krankenhaus Nord gebaut wird, das ist wichtig. Aber man kann jetzt nicht alles auf das künftige Krankenhaus Nord schieben und damit zudecken, was man in den letzten Jahrzehnten nicht getan hat! Ich muss Ihnen ehrlich sagen, gerade von Ihnen, Herr Vorsitzender, habe ich mir eigentlich einen anderen Bericht erwartet! 

Schauen wir uns zum Beispiel auch den Psychiatriebericht 2004 an. In diesem wird ein Ansteigen der Zahl von psychisch Erkrankten in den nächsten Jahren festgestellt. Was bedeutet das? Wir brauchen mehr Ärzte, mehr Pflegepersonal, mehr Therapeuten und mehr Sozialarbeiter. Das wurde von den politisch Verantwortlichen, nämlich von der sozialistischen Fraktion hier in diesem Haus beharrlich ignoriert. Es wurde bis heute fast nichts in diese Richtung getan. 

Das haben uns auch Ärzte in der Untersuchungskommission berichtet. Die Hospitalisierungen sind auf Grund des Mangels an nachsorgenden Betreuungseinrichtungen, wie es zum Beispiel der PSD ist, zu lang. Das verschlechtert ebenfalls das Krankheitsbild und wird von vielen Experten abgelehnt. Es werden daher ein entsprechender Wohnort und eine möglichst dem Lebensalltag nahe Versorgung gefordert. Es gibt allerdings keine Hausbesuche, zu wenig Ambulatorien und viel zu wenige Therapeuten. Die Wartezeiten sind viel zu lange, und von der Krankenkassa werden viel zu wenig Therapiestunden bewilligt. Diese sind bis März oder April schon ausgebucht. Was bleibt den Leuten dann übrig? – Wenn sie es sich leisten können, zahlen sie es privat, wenn sie es sich jedoch nicht leisten können, werden ihnen das restliche Jahr keine therapeutischen Behandlungen ermöglicht.

In Anbetracht dessen sprechen Sie davon, dass es keine Probleme gibt? – Es gibt sehr viele Probleme! Ich habe diese jetzt nur ansatzweise erwähnt. 

Sehen wir uns einmal den Personalmangel an: Der Personalmangel am Otto-Wagner-Spital ist schon lange bekannt. Oberarzt Dr Zeyringer hat beispielsweise bereits vor über zehn Jahren in einem Arbeitskreis darauf hingewiesen, dass es einen eklatanten Personalmangel gibt. Das hat jedoch seitens der Verantwortlichen Ihrer Stadtregierung bis heute keine Reaktionen hervorgerufen, all das wurde ignoriert! 

Es gibt zu wenig Therapeuten und Pflegepersonal. All das wurde damals angesprochen. Sie haben lediglich zwei Ärzteposten neu geschaffen. Der Personalmangel wurde schon vom damaligen Patientenanwalt Dr Dohr beklagt. Das habe ich Ihnen auch schon einige Male vorgelesen, und ich werde es heute wieder tun. Ich werde nur einen Auszug aus dem Brief des Patientenanwalts Dr Dohr bringen, der leider verstorben ist – ich zitiere: „Es liegt leider auf der Hand, dass der gesetzlich vorgeschriebene Personalstand nicht immer identisch ist mit jenem, der für eine optimale medizinische Betreuung notwendig oder wünschenswert wäre.“ – Dieser Brief datiert aus dem Jahr 2004. Sie sagen jedoch, dass alles bestens und in Ordnung ist! 

Meine Damen und Herren! Kinder und Jugendliche werden heute noch in der Erwachsenenpsychiatrie untergebracht. Dass das ein unhaltbarer Zustand ist, haben auch schon einige Sachverständige bestätigt, zum Beispiel Prof Dr Friedrich, Dr Berger und Dr Popow. – Die Kinder‑ und Jugendpsychiatrie wird meine Kollegin Matiasek dann genauer und intensiver erörtern. 

Es gibt im Otto-Wagner-Spital keine eigenen Intensivbetten, solche hat es für psychiatrische PatientInnen nie gegeben. Die Patienten sind oft bei der Aufnahme mit toxischen Stoffen vollgepumpt. Aber was kann man in einem Akutfall tun, wenn man nicht die nötige Ausrüstung hat? – Dann muss man telefonieren. Nur im AKH gibt es eine entsprechende Ausrüstung, und dann muss man erst einmal dafür sorgen, dass man ein freies Bett im AKH bekommt, und die Leute dorthin bringen. Es gibt jedoch in einem der größten Psychiatrie-Spitäler Europas, im Otto-Wagner-Spital, nicht einmal ein Intensivbett! Das ist mehr als unverständlich

Sie haben überhaupt keinen Punkt angesprochen, der im letzten Jahr in der Untersuchungskommission angesprochen wurde. So wurde zum Beispiel von Dr Meisermann kritisiert, dass es kein Intensivbett gibt.

Der Personalmangel und die unzumutbaren Arbeitsbedingungen im Otto Wagner-Spital sind augenscheinlich. Meine Damen und Herren! Innerhalb von zwei Jahren haben von 43 Fachärzten 20 Ärzte die Psychiatrie verlassen. Es ist ein Wahnsinn, dass man damals nicht schon gehandelt hat! Aber Sie haben wieder nichts darüber gesagt, kein Wort!

Erst durch das Einsetzen der Untersuchungskommission hat es 18 zusätzliche Dienstposten gegeben. Weil man aber so rasch gehandelt hat, konnte man keine Fachärzte lukrieren. Man hat dort dann Turnusärzte eingesetzt, die mit der Situation völlig überfordert waren. Es gab nicht einmal eine Einarbeitungszeit. 

Dieser Facharztmangel, der heute in der Kinder- und Jugendpsychiatrie und auch in anderen Bereichen sehr stark ist, führt natürlich auch zu Ausbildungsmängeln in anderer Hinsicht. Eine offene Psychiatrie, meine Damen und Herren, bedeutet natürlich auch, dass es mehr Personalressourcen und eine entsprechende bauliche und räumliche Ausstattung geben muss, damit sich die Patienten frei bewegen können. 

Es gibt auch große Probleme mit sedierten und fixierten Patienten. Ich möchte jetzt auf die Art der Fixierung gar nicht genau eingehen. Hinsichtlich Netzbetten sind heute nicht einmal die Experten in Europa darüber einig, was besser und was schlechter ist. Wenn aber jemand schon fixiert und sediert wird, dann sind eine Eins-zu-eins-Überwachung, ein Monitoring, eine Notrufanlage in allen Zimmern und Pager für das Personal unabdingbar, damit schnell Hilfe herbeigerufen werden kann. 

Es gibt aber auch grobe Mängel bei der Bausubstanz. Zum Beispiel gibt es keine getrennten Sanitärräume für Männer und Frauen. Diesen Mangel hätte man schon längst beheben können, das weiß man schon seit Jahrzehnten! Es ist jedoch nichts geschehen. Erst in Folge der Untersuchungskommission und der Berichte in den Medien wurde auf den psychiatrischen Stationen Security-Personal eingestellt. Das ist natürlich ein riesiger Fortschritt. Heute fühlen sich die Ärzte und Schwestern viel sicherer als noch vor einem Jahr. Diese Verfehlungen hätten Sie schon längst erkennen können! Aber nein! Sie schauen stur weg und tun nichts. So kann und darf man mit schwerst kranken Menschen nicht umgehen! Das geht einfach nicht! 

Was bedeutet das? – Wir brauchen für die Zukunft eine Evaluierung des Psychiatrieberichtes aus dem Jahr 2004. Es darf kein Festhalten seitens der Verantwortlichen an der ÖBIG-Studie geben, gemäß welcher der Personalbedarf gedeckt ist. Um den Mangel zu erkennen, brauche ich keine ÖBIG-Studie! In der Psychiatrie brauchen Mensch manchmal eine halbe Stunde, eine Stunde oder vielleicht drei Stunden Betreuung. Viele Ärzte haben uns gesagt, dass es sich da ja nicht um Patienten handelt, die nach einer Blinddarmoperation ins Zimmer geschoben werden und am nächsten Tag nach Hause gehen. Die Patienten in der Psychiatrie brauchen intensive Betreuung. Daher können Sie nicht einfach diese Menschen sozusagen in eine Studie pferchen und sagen, dass eh genug Personal vorhanden ist. Das kann natürlich nicht funktionieren! 

Meine Damen und Herren! Der Ausbildungsschlüssel in der Kinder- und Jugendpsychiatrie gehört schon längst geändert. Wie Sie selbst wissen, haben wir keine Kinder- und Jugendpsychiater. Es gibt einen Eins-zu-eins-Ausbildungsschlüssel. Was bedeutet das? Dass einem Facharzt ein auszubildender Facharzt zugeordnet wird. Das kann aber nie funktionieren! 

Wir haben eine Handvoll Kinder- und Jugendpsychiater, und Sie halten an dieser Eins-zu-eins-Ausbildung fest. (Zwischenruf von GR Kurt Wagner) Ihr habt den Antrag, den ich gestellt habe, abgelehnt. (GR Kurt Wagner: Das liegt nicht in unserer Kompetenz, das wissen Sie ganz genau!). Das war auch so formuliert, dass sich der Nationalrat damit befassen sollte! Sie haben den Antrag jedoch abgelehnt. Sie haben diesen Antrag im Gesundheitsbereich abgelehnt, anstatt ihn an den Nationalrat weiterzugeben! 

Meine Damen und Herren! Diese Probleme, die ich Ihnen jetzt aufgezählt habe – und das waren bei Weitem nicht alle, ich glaube, wir werden heute noch viel mehr hören –, waren bekannt, wurden aber von Ihnen in keiner Weise als wichtig empfunden.

Es waren auch die Stadträtinnen geladen. Aber was hat zum Beispiel Frau StRin Brauner gesagt? – Sie hätte sich in ihrer Amtszeit um strukturelle Probleme im Geriatriebereich gekümmert. – Na super! StRin Pittermann konnte sich nicht mehr genau erinnern, ob ihr Mängel gemeldet oder zugetragen wurden. Und Frau StRin Wehsely hat gesagt, dass nichts an sie herangetragen wurde.

Meine Damen und Herren! Ich möchte Ihnen abschließend sagen: Heute sind Ihnen alle Mängel bekannt. Nehmen Sie diese Mängel ernst, und tun Sie etwas auch zum Wohle der Patienten in Wien! – Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. – Bitte schön. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender der Untersuchungskommission! Sehr geehrte Frau stellvertretende Vorsitzende der Untersuchungskommission! Liebe Kollegen und Kolleginnen! Herr Kollege Lasar!

Es wundert mich, dass Sie sich wundern! Wir haben nämlich in der Untersuchungskommission erlebt, dass das, was Kollege Deutsch hier vorgetragen hat, eins zu eins durchexerziert wurde: Wer nichts sehen will, der sieht nichts! Und wer nichts feststellen will, dessen Bericht schaut so aus. Dünn an Umfang und inhaltsleer an Substanz. Wer nicht hinschauen will, der kann nichts sehen, kann nichts verstehen und hat daher auch nichts zu sagen. So schaut der Bericht der Mehrheitsfraktion aus! 

Es ist natürlich nur ein zynisches Detail, dass man jetzt auch den Titel der Untersuchungskommission geändert hat und das Wörtchen „behauptete“ eingeschoben hat. Ihnen von der SPÖ war offensichtlich vom ersten Tag an klar, dass Sie rein gar nichts zugeben und die politische Verantwortung von sich weisen werden. Das schaut dann konkret so aus, dass schreckliche Unfälle zu „Vorfällen“ werden. So hat es die politisch verantwortliche Stadträtin Wehsely in der Untersuchungskommission definiert. Schwere Verletzungen sind dann bloß „körperliche Beeinträchtigungen“. Patienten und Patientinnen werden zu ewig Kranken erklärt. Einmal psychisch krank, immer psychisch krank. Daher darf man sie betreffend ihre Zeugenschaft, die sie selbst ablegen wollen, nicht in der Untersuchungskommission laden.

Angehörige wurden glatter Dings sozusagen als „Kokranke“ subsumiert. Niemand konnte uns erklären, warum Angehörige eigentlich auch unter Quarantäne stehen, warum ihre Stimme für die politisch Verantwortlichen nichts zählt und warum sie in der Untersuchungskommission als schweigende Gäste in die hintersten Reihen verbannt wurden.

Die SPÖ verhält sich so, damit sie nicht hinschauen muss, damit sie ihre Verantwortung nicht wahrnehmen muss und dass Frau StRin Wehsely in ihrer Befragung in der Untersuchungskommission zugeben kann, dass sie nie mit einem der Opfer gesprochen hat, das verletzt wurde, und dass sie sagen kann, dass es sich ja nur um Vorfälle und körperliche Beeinträchtigungen gehandelt hat. Sie hat nicht einmal dann, wenn Briefe in höchster Not an sie gerichtet wurden, ein persönliches Wort gefunden. – Wer so Politik macht, braucht sich nicht wundern, dass der Mehrheitsbericht inhaltsleer, kalt und ohne politische Konsequenzen bleibt. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Wer hinsieht, der sieht, dass System hinter den so genannten „Vorfällen“ und den zynisch als „körperliche Beeinträchtigung“ umdefinierten katastrophalen Folgen für Einzelne steckt. Es ist dies ein System der Verantwortungslosigkeit sowie jahrelanger Versäumnisse und Organisationsversagen. Und die politische Verantwortung ist nicht wegzuleugnen. Sie tragen Verantwortung dafür, dass intern und extern Beschwerden nicht einmal ignoriert wurden, dass man die Menschen anrennen ließ, sowohl wenn es sich um Personal handelte, das sich im Dienstweg über die Arbeitssituation beklagt hat, als auch wenn Patienten und Patientinnen und Angehörige ihre Stimme erhoben haben.

Man möchte die politische Verantwortung nicht wahrnehmen. Man leugnet Strukturdefizite, man ignoriert sie, und man individualisiert Schadensfälle. Das geht aber nur so lange gut, als das Gesetz dazu den Rahmen bietet, und diese Zeiten, Frau StRin Wehsely, sind Gott sei Dank vorbei! Jetzt ist das Verbandsverantwortlichkeitsgesetz schlagend. Wir hoffen zwar, dass wir keine Gelegenheit dazu haben werden, es ist aber zu befürchten, dass es eine nächste Gelegenheit geben wird, bei der wir Sie, Frau Stadträtin, daran erinnern müssen werden, dass es nicht angeht, dass man sagt: Es kann in der Psychiatrie eben passieren, dass psychisch Kranke sich oder andere anzünden, da kann man halt nichts machen!

Wir werden Sie daran erinnern, dass man gemäß State of the Art aufpassen und da sein muss und die Menschen nicht allein lassen darf. Man darf Menschen nicht durch Fixierung in Netzbetten in einen hilflosen Zustand bringen und dann einfach weggehen. Und warum geht man weg? – Weil es zu wenig Personal gib und weil es im Otto-Wagner-Spital keine Infrastruktur gibt, durch die eine ordnungsgemäße moderne Betreuung sichergestellt ist.

Frau Stadträtin! Wir werden Sie daran erinnern, und es wird das letzte Mal sein, dass Sie, Ihre Mitarbeiter oder der Patientenanwalt bedauernd sagen können: Medizinisches Fehlverhalten konnte man nicht feststellen, daher sind wir fein raus. – Sie werden nicht mehr fein raus sein, Sie werden sich nach dieser Untersuchungskommission nicht mehr in Untätigkeit, Ignoranz und Leugnung der Situation zurückziehen können!

Wie wird mit dem Personal umgegangen? – Immer wieder ist davon die Rede, dass die Skandalisierung der Skandal sei. Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! Der viel größere Skandal ist der Umstand, wie mit Kritikern und den mutigen Zeugen und Zeuginnen umgegangen wird, bei denen ich mich jetzt sehr herzlich bedanken möchte: Sie haben sich hingestellt und in dem Wissen ausgesagt, dass die Mehrheitsfraktion alles tun wird, um ihre Aussage zu diskreditieren. 

So haben diese ZeugInnen etwa gesagt, dass es im Otto-Wagner-Spital beziehungsweise in der Psychiatrie an Personal und Infrastruktur mangelt und dass man in der Kinder- und Jugendpsychiatrie so sehr mit unzulänglichen Zuständen kämpft, dass die Versorgungssituation sogar im Libanon besser ist. Und es ist kein Wunder, dass diese Zeugen und Zeuginnen keinen Eingang in Ihren inhaltsleeren, ignoranten Mehrheitsbericht gefunden haben.

Diese mutigen Zeugen und Zeuginnen konnten aussagen, weil Sie ihre Ladung nicht verhindern konnten. Andere wollten aussagen, Sie haben ihnen aber die Stimme verboten. Ich danke all jenen für ihren Mut! Wir werden sehr genau beobachten, was Sie mit diesen Menschen tun! Wir haben nämlich beispielsweise gesehen, wie Herr Oberarzt Seyringer offensichtlich im Interesse der Mehrheitsfraktion diffamiert und diskreditiert wurde und wie Sie auf Initiative der Krankenanstaltenführung durch ein fragwürdiges Gegengutachten die eigenen Leute angeschüttet haben.

Das ist Ihre Politik! Sie lassen das Personal im Stich. Sie zeigen auf die Opposition, um sagen zu können: Wir sind’s nicht gewesen! Und auf der Strecke bleibt das Personal. Burn-out, Frau Stadträtin, ist für Sie irgendeine Krankheit, die auch Putzfrauen und sonst jeder bekommen kann. Dass das aber etwas mit Arbeitszusammenhängen, mit Überlastung und Strukturproblemen zu tun hat, sollte Ihnen klar sein. Sie leugnen das jedoch, denn sonst müssten Sie ja Ihre Verantwortung wahrnehmen!

Sie beziehen sich auf den Patientenanwalt, wenn Sie davon sprechen, dass es eh keine Klagen gibt. Das es ungefähr das niederschmetterndste Argument! Der Herr Patientenanwalt hat die Patienten und Patientinnen, die zu ihm gekommen sind, unter anderem falsch beraten, indem er gesagt hat, dass es nur ums Otto-Wagner-Spital und nicht um die gesamte Psychiatrie geht. Er hat sich nicht dafür interessiert, was passiert ist. Er hat gemeint, wenn Dinge schon bekannt sind, wenn man beim KAV ohnedies schon weiß, dass jemand beispielsweise sexuell belästigt wurde, dann müsse er nichts tun, weil er ja nicht der Adlatus sei. Er hat auch den Weg zur Stadträtin nicht gefunden, um zu berichten. – Wer solche Beschwerdestellen hat, kann sich bequem ausruhen auf den Missständen und muss sie nicht zur Kenntnis nehmen.

Die Befragung der Spitze des Krankenanstaltenverbundes hat bewiesen, dass das Problembewusstsein nicht nur bei der politischen Führung fehlt, sondern auch auf der Ebene des Managements. Offensichtlich wusste man, was man eingestehen darf und was nicht. Man hat Potemkinsche Dörfer errichtet und zum Beispiel davon gesprochen, dass man schon längst für künftige Ausbildungsstellen gesorgt hat, was faktisch unwahr ist. Diese Dinge werden hingenommen, und diese Dinge sind offensichtlich auch so an die Stadträtin weitergegeben worden, denn sie selbst hat diese unwahre, unrichtige Aussage im Gemeinderat gemacht. Unter der Wahrheitspflicht der Untersuchungskommission wollte sie sich dann doch nicht mehr so genau auf die Formulierung versteifen. Faktum ist, dass man die Dinge beschönigt und Dinge behauptet hat, die nicht wahr sind. Und das hat Folgen: Weil man keine Ausbildungsstellen hat, wird sich künftig auch der Fachärztemangel weiter verschärfen.

Man wollte nicht hinschauen, weil man die politische Verantwortung nicht wahrnehmen möchte. Das hat sich ganz besonders daran gezeigt, dass man jeden Trick verwendet hat, um vor allem bei der ambulanten Versorgung nicht hinschauen zu müssen. Jene Klagen, die in Bezug auf den PSD gekommen sind, durften nicht Gegenstand der Untersuchungskommission werden. Chefarzt Rudas ist unter dem Applaus der Mehrheitsfraktion nur als Zeuge einer gloriosen Vergangenheit aufgetreten. Zur heutigen verbesserungswürdigen Mangelsituation im PSD durfte er nicht befragt werden, weil das die SPÖ nicht wollte. – Die politische Verantwortung für all diese Missstände liegt auf der Hand. Sie können nicht ignoriert werden, und Verbesserungen müssen dringend umgesetzt werden.

Frau StRin Wehsely! Sie hätten die GRÜNEN auf Ihrer Seite gehabt, wenn Sie im Dezember 2007 gesagt hätten: Das ist etwas, was eigentlich auf meine Agenda gehört. Die Kritik an den Zuständen in der Psychiatrie müsste ich ernst nehmen. – Wir würden zu Ihnen stehen, wenn Sie sich nicht auf die Haltung versteift hätten, die in diesem Bericht der Mehrheitsfraktion zu finden ist: Das alte, abgenützte, durch seinen Ruf schwer belastete Otto-Wagner-Spital wurde einfach in ein modernes Schwerpunktkrankenhaus umdefiniert, und es ändert sich rein gar nichts. Es bleibt dieselbe alte abgenützte Spitalsburg, es wird aber behauptet, dass nun alles anders ist.

So steht es in Ihrem Mehrheitsbericht, offensichtlich ist das Ihre Haltung, um der Verantwortung entgehen zu können! Hätten Sie jedoch im Dezember 2007 gesagt, dass Handlungsbedarf besteht, dann hätten Sie die GRÜNEN und sicherlich auch die ÖVP auf Ihrer Seite gehabt. Dann hätten wir gleich mit dem beginnen können, was jetzt zu tun ist, nämlich sich einen Ruck in der Gesundheitspolitik zu geben und zu sagen: Wir nehmen uns die Psychiatrie vor, um sie zu verändern!

Die GRÜNEN bringen heute zusammen mit der ÖVP einen Maßnahmenkatalog ein, der dringend notwendig ist. In diesem Maßnahmenkatalog ist zu sehen, was nottut, damit sich die Situation für die Patienten und Patientinnen, für die Angehörigen und für das Personal wirklich ändert.

Es geht um eine Gemeinderätliche Psychiatriekommission und eine Psychiatriereform, die jetzt ihren Anfang nehmen soll. Es muss endlich eine externe Evaluierung des PSD stattfinden. Die intra- und die extramurale Versorgung müssen zusammen gedacht und geplant werden. Das lächerliche Wegspielen von Verantwortung dadurch, dass man gesagt hat, dass der PSD eine völlig andere Baustelle ist, ist einer modernen Stadt und Ihrer, Frau Stadträtin, nicht würdig!

Wir müssen betreffend Personalplanung Nägel mit Köpfen machen. Es geht nicht an, dass Turnusärzte und Turnusärztinnen in Ausbildung zur Allgemeinmedizin das Gesamtgewicht der Versorgung über den Großteil des Tages und der Nacht tragen und verhalten sind, einen Facharzt zu rufen, wenn sie Probleme haben. Wir brauchen Qualität, und wir brauchen Arbeitskräfte in der Medizin, die nicht unter der Last der Überforderung leiden und sich ausgenützt und fehlverwendet fühlen.

Wir müssen betreffend Freiheitsbeschränkungen ernsthaft gemäß einer modernen Psychiatrie handeln. Netzbetten gibt es nur mehr in ganz wenigen Ländern, und es gibt sie in modernen westlichen Städten längst nicht mehr. Sie gehören in die Schmuddelecken der Psychiatrie, wie wir gehört haben. Es gibt sie im Otto-Wagner-Spital nur mehr, weil keine räumlichen Gegebenheiten für das gelindeste Mittel einer guten räumlichen Beschränkung vorhanden sind. Deshalb sperrt man die Leute halt ins Netzbett, denn damit spart man sich die baulichen Veränderungen. Damit muss Schluss sein!

Es bedarf einer Vertretung der Patienten und der Angehörigen. Die Psychiatrieplanung kann nicht ohne die Betroffenen auskommen. Die künftige Psychiatrie soll zusammen mit jenen, um die es geht, geplant werden. Qualitätssicherung ist notwendig. Es geht nicht an, dass es im Otto-Wagner-Spital gefährlicher als im AKH oder im SMZ-Ost ist. Wir brauchen eine Angleichung auf hohem Niveau und nicht etwa eine Risikobereitschaft zu Lasten der Patienten und Patientinnen.

Diese Reformen sind dringend notwendig. Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sie werden keine Schonfrist von den GRÜNEN bekommen. Sie haben jetzt Maßnahmen zu ergreifen! Wir geben Ihnen nicht 30 Jahre Zeit. Tun Sie etwas, dann tun Sie es zum Wohle der Patienten und Patientinnen! Tun Sie es nicht, dann haben Sie die Folgen zu verantworten!

An den Schluss möchte ich meinen Dank stellen. Ich danke all jenen, die die Untersuchungskommission möglich gemacht haben, den beiden Vorsitzenden und dem Personal des Landtagsbüros. Mein Dank gilt vor allem aber auch all jenen Zeugen und Zeuginnen, die durch ihren Mut bewiesen haben, dass sie sich durch die schiere Walze der Mehrheitsfraktion nicht unterkriegen lassen. Und ich danke jenen Patienten und Patientinnen, die aussagen wollten und bei der Opposition oft unter Tränen ihre Anliegen deponiert haben, weil die Mehrheitsfraktion nach dem Motto „Nichts sehen, nichts hören, nichts zugeben!" handeln wollte. Weiters danke ich dem Personal, das Mut bewiesen hat und sich von dem Druck, der ausgeübt wurde, nicht unterkriegen lassen hat.

Frau Stadträtin! Handeln Sie, damit Sie Ihrer Aufgabe genügen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich bringe den entsprechenden Beschlussantrag zur Umsetzung der Maßnahmen jetzt ein. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Korosec. Ich erteile es ihr. – Bitte schön.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vorsitzender Dr Baumgartner! Sehr geehrte Frau Vorsitzender-Stellvertreterin Dr Rech! Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Deutsch!

Sie haben mit dem Mehrheitsbericht der SPÖ den Persilschein für die SPÖ verlesen. Er war nicht spannend. Mit diesem Urteil bin ich sicherlich nicht allein. Im Hinblick darauf frage ich Sie, Herr Kollege Deutsch: Ist Ihnen das nicht peinlich? (Beifall bei der ÖVP.)

Diese unglaubliche Schönfärberei und Verharmlosung, die da betrieben wird, ist wirklich provokant! Ihr Motto in Bezug auf die Untersuchungskommission war, wie sich auch in diesem relativ kurzen und wirklich inhaltsleeren Bericht widerspiegelt: Mauern, verhindern und leugnen und in Bezug auf Missstände verharmlosen, verschweigen, ignorieren und unterstellen. Genau so schaut der Bericht aus!

Die Unterstellung beginnt wirklich bereits mit dem Deckblatt. (Zwischenruf von GR Dr Kurt Stürzenbecher.) Ich werde Ihnen gleich eine Unterstellung nennen. (Zwischenruf von GR Kurt Wagner.) Herr Kollege Wagner! Regen Sie sich doch nicht so auf! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Ich nenne Ihnen gleich ein Beispiel. Es beginnt bereits mit dem Deckblatt, auf dem von „behaupteten“ gravierenden Missständen die Rede ist. Ich nehme an, Herr Kollege Wagner, Sie sind des Lesens kundig! (Zwischenruf von GR Kurt Wagner. – Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Herr Kollege! Wir sollten uns einmal darüber unterhalten, dass Sie mehr als 50 Prozent der Sachbeweisanträge abgelehnt haben, weil Sie mit Ihrer Mehrheit und Ihrer Arroganz der Macht verhindern wollen, dass wir Missstände aufzeigen! (Beifall bei ÖVP und GRÜNEN.) 

Aber ich nehme an, Sie sind des Lesens kundig. (GR Kurt Wagner: Sie haben Herrn Prof Mayer bei seinen Ausführungen wahrscheinlich nicht zugehört!) Darauf komme ich dann noch zu sprechen!

Meine Damen und Herren! Ich nehme an, Sie von der Mehrheitsfraktion sind des Lesens kundig. Im Antragtext heißt es korrekt „betreffend gravierende Missstände“. Von „behaupteten“ gravierenden Missständen ist nicht die Rede! Das sind Ihre Unterstellungen! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Die Entwicklung der Psychiatrie wird einzig und allein aus der Sicht von Dr Rudas gesehen, als gäbe es keine Kontrollamtsberichte und keinen ÖBIG-Bericht aus dem Jahr 2002, der durchaus kritisch ist. Nein! Ausschlaggebend ist das, was Dr Rudas sagt. Das nehmen Sie in Ihren Bericht hinein. Formulierungen wie „die Kommission hat festgestellt“ oder „in der Kommission war zu erkennen“ unterstellen Einstimmigkeit bei der Gewinnung von Erkenntnissen, was absolut nicht der Fall war. (Zwischenruf von GR Kurt Wagner.)
Herr Kollege Wagner! Es gibt im gesamten Bericht, Herr Kollege Wagner, keine belegten wörtlichen Zitate! (Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Herr Vorsitzender! Ich würde bitten, für Ordnung zu sorgen.

Meine Damen und Herren! Es finden sich keine belegten Zitate in Ihrem gesamten Bericht. Auch das ist sehr ungewöhnlich und zeigt, dass Sie einfach Ihre teilweise den Inhalt verdrehenden Behauptungen zusammenfassen. (Zwischenruf von GR Kurt Wagner.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm (unterbrechend): Herr GR Wagner! Ich ersuche Sie, die Rednerin ausreden zu lassen! Sie haben ja die Gelegenheit, sich zu Wort zu melden!

GRin Ingrid Korosec (fortsetzend): Kritische Stellungnahmen wie von Dr Leth, Dr Zeyringer, Dr Meisermann, Dr Gabriel, Dr Popow, Prof Friedrich, Dr Humer, Dr Gössler wurden komplett ausgeblendet. Deren Aussagen kommen nicht vor, denn alles, was kritisch ist, darf natürlich nicht erwähnt werden. Das ist Ihre Objektivität, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP und von Gemeinderäten und Gemeinderätinnen der GRÜNEN.)
Die seit 30 Jahren verschleppte Dezentralisierung wird völlig negiert beziehungsweise sogar ins Gegenteil verkehrt. Vor 30 Jahren wurde im Gemeinderat beschlossen, dass die Dezentralisierung kommen muss. Damals wurde nicht beschlossen, dass sie kommen kann, sondern dass sie kommen muss. 30 Jahre später sind 20 Prozent verwirklicht, und jetzt wird angekündigt, dass das bis 2015 oder 2020 angeblich abgeschlossen sein wird. Bei Ihren Ankündigungen bin ich grundsätzlich skeptisch, aber wenn es so vor sich gehen sollte, dann heißt das, dass das 40 Jahre nach dem Beschluss endlich realisiert wird.

Frau Kollegin Pilz hat schon darauf hingewiesen, dass Sie in Ihrem Bericht sagen, dass ein wesentliches Moment der Entstigmatisierung die zügige, fortschreitende Dezentralisierung darstellt. Dass trifft natürlich zu, und das ist ganz wichtig. Das kann man gar nicht oft genug sagen, das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen. Sie brauchen zu dieser zügigen Dezentralisierung allerdings 40 Jahre! Meine Damen und Herren! Dazu ist jeder Kommentar überflüssig. Sie leiden offenbar an Realitätsverweigerung! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von GR Kurt Wagner.)
Herr Kollege Wagner! Bei Ihnen ist aber Schneckentempo angesagt! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Herr Kollege Wagner! Hören Sie zu! Sie können durchaus noch etwas lernen! – Wir haben einen Sachbeweisantrag gestellt, und zwar über die Entweichungs‑ und Gefährdungsmeldungen im OWS. Dieser Beweisantrag wurde am 30. Mai 2008 gestellt, also nicht vor Kurzem, sondern vor acht Monaten! Zu diesem Beweisantrag erhielten wir – Sie werden es nicht glauben! – am 17. Feber, als das Beweisverfahren schon abgeschlossen war, eine partielle Antwort. Und wenn man den Inhalt betrachtet, dann weiß man auch, warum diese Unterlagen zufällig – zufällig! – erst nach Beendigung des Beweisverfahrens zur Opposition gelangten: Die Abgängigkeitsmeldungen sind beachtlich, und die Opposition hätte die Verantwortlichen natürlich nach dem Grund für diese großen Schwankungen fragen können. Aber da hat man halt lieber auf eine zeitgerechte Übermittlung vergessen! – Das zu Ihrem Schneckentempo.

Sehr interessant ist auch, dass auf die im Beweisantrag angefragten, umfassenden Informationen über einen ungeklärten Todesfall überhaupt vergessen wurde. Im Feber 2006 ist ein Patient im OWS nach Abgängigkeit tot, vermutlich erfroren, aufgefunden worden. Darüber wird überhaupt nicht berichtet. Das wird einfach unter den Teppich gekehrt. Das, meine Damen und Herren, ist Ihre seriöse Aufarbeitung in der Untersuchungskommission! (Beifall bei der ÖVP.)
Es wurde heute schon in der Aktuellen Stunde darüber gesprochen, dass Sie verhindert haben, dass ehemalige Patienten, Angehörige oder Anwälte von Patienten überhaupt aussagen können. Es ist eben offenbar wirklich Ihre Ansicht: Einmal psychisch krank, immer psychisch krank.

Herr Kollege Deutsch! Sie haben heute so häufig Dr Mayer zitiert, und ich frage Sie gerade in diesem Zusammenhang: Warum zitieren Sie nicht Rektor Univ-Prof Dr Pritz, Chef der Sigmund-Freud-Universität, der ganz klar gesagt hat – ich zitiere wörtlich: „Das hat auch einen therapeutischen Effekt für die Betroffenen, wenn sie aussagen können, weil sie wissen: Ich werde unmittelbar gehört. Das ist etwas ganz anderes, als wenn jemand sagt: Pass auf, ich nehme dich an der Hand. Viele brauchen auch das an der Hand genommen Werden nicht, weil sie voll mündig sind.“ – Zitat Ende.

Soviel Objektivität könnte man erwarten, dass Sie, wenn Sie eine Meinung schon so oft zitieren, auch eine andere Meinung bringen. Aber das passt nicht in Ihr Konzept, und daher wird es auch nicht erwähnt. Das einzige Angebot, das von der Mehrheitsfraktion gemacht wurde, war, dass die Betreffenden zu Pflegeanwalt Dr Brustbauer gehen können und Dr Brustbauer die Untersuchungskommission informieren wird. – Dazu muss ich Ihnen sagen: Die Aussagen von Dr Brustbauer in der Untersuchungskommission hinterließen den Eindruck von fachlicher Inkompetenz und Desinteresse an der Situation psychiatrischer Patienten. Und aus den Aussagen Dr Brustbauers, wonach sich nur wenige Angehörige an ihn gewandt hätten, wird gleich geschlossen, dass es kaum Beschwerden über Pflegemängel gibt, nach dem Motto: Was Brustbauer nicht aufzählt, gibt es nicht. – Frau Stadträtin! Herr Dr Brustbauer agierte als Feigenblatt für Sie.

Meine Damen und Herren! Herr Kollege Deutsch! In Ihrem Bericht ist von Herausforderungen, Anliegen, Anregungen, aber nie von Missständen, Mängeln und Beschwerden die Rede. Daher frage ich Sie: Ist es kein Missstand, wenn in Wien im stationären Bereich der Kinderpsychiatrie 50 Prozent der Betten fehlen? Ist es für Sie kein Missstand, wenn es vom 1.7.2007 bis 31.12.2007 in Wien zu fast doppelt so vielen Anwendungen von weitergehenden Beschränkungen – Fixierungen im Netzbett – gab wie in den anderen Bundesländern? In Österreich beträgt der Durchschnitt 39 Prozent, in Wien 42 Prozent. Jetzt hat man das geändert. Jetzt meldet man nur mehr die erste Beschränkung, um eine bessere Statistik zu bekommen. Ist es kein Missstand, wenn Patienten im psychiatrischen Bereich mit einer Zwei-Klassen-Psychiatrie konstatiert werden? Im SMZ-Ost und im AKH gibt es eine Eins-zu-eins-Überwachung, im OWS hingegen nur auf Anforderung, wenn der Arzt es anordnet.

Meine Damen und Herren! Es hat sich in dieser Untersuchungskommission sehr klar herausgestellt, dass es Tatenlosigkeit und vor allem Blockadehaltung gibt, wohin man schaut. Ich brauche es nicht mehr anzuführen, das würde schon öfters gesagt. Und das ist der Grund dafür, dass wir gemeinsam mit der grünen Fraktion einen Beschlussantrag einbringen, wonach der Wiener Gemeinderat die Wiener Landesregierung auffordern möge, einen Entwurf für eine Änderung der gesetzlichen Bestimmungen für Untersuchungsausschüsse vorzulegen, welcher sicherstellt, dass in Zukunft eine objektive und lückenlose Untersuchung gewährleistet wird. – In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der ÖVP und von Gemeinderäten und Gemeinderätinnen der GRÜNEN.) 

Wir bringen diesen Antrag ein, damit etwas weitergeht in Wien, und ich hoffe, Frau Stadträtin, Sie nehmen das ernst und handeln!

Zum Schluss möchte ich mich meinen Vorrednerinnen und –rednern anschließen, und möchte mich sehr herzlich bei der Dame und dem Herrn Vorsitzenden der Untersuchungskommission, bei den Mitarbeitern, die in der Untersuchungskommission für uns tätig waren, und auch bei allen, die im Sekretariat die Berichte beziehungsweise wörtlichen Protokolle geschrieben haben, bedanken. Das war ein großer Aufwand. Recht herzlichen Dank dafür! Und ich danke auch allen Zeuginnen und Zeugen und Sachverständigen sehr herzlich, die ausgesagt haben, sowie auch jenen, die sich gemeldet haben und nicht aussagen durften.

Ich möchte mich aber auch sehr herzlich bei jenen Angehörigen bedanken, die jede Woche bei der Untersuchungskommission waren und uns damit moralische Unterstützung gegeben und uns gezeigt haben, wie wichtig es ist, dass es diese Untersuchungskommission gibt, auch wenn das Ergebnis nicht zufriedenstellend ist. Ich bin aber überzeugt, dass Sie, Frau Stadträtin, jetzt gar nicht daran vorbei können. Jetzt müssen Änderungen kommen. Und es sind in wenigen Bereichen ja auch schon Änderungen erfolgt, die nie gekommen wären, hätte es diese Untersuchungskommission nicht gegeben.

Daher hoffe ich, dass das weitergeht! Und wenn Sie nichts tun, dann werden Sie sicherlich von der Opposition nicht nur gemahnt werden, sondern wir werden sehr klare Forderungen stellen, dass Sie die erforderlichen Maßnahmen umsetzen. Wir haben Ihnen in unserem Bericht, der doppelt so lang ist wie der Mehrheitsbericht, und mit unserem Antrag, den wir jetzt eingebracht haben, viele Vorschläge gemacht. Sie brauchen sich also gar nicht mehr anzustrengen und nachzudenken, was zu verändern ist. Sie wissen es bereits. Handeln Sie daher, bitte! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Klicka. – Bitte schön. 

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Frau Dr Rech! Sehr geehrter Herr Dr Baumgartner!

Nach einem Jahr Tätigkeit in der Untersuchungskommission liegt nun der Endbericht vor, und dieser Endbericht ist das klare Ergebnis einer umfassenden und vor allem auch seitens der sozialdemokratischen Mitglieder mit größter Sorgfalt geführten Untersuchung.

In der letzten Sitzung vom 19. Februar hat sich gezeigt, dass die Opposition keinen Minderheitenbericht vorlegen konnte, da der Bericht der Grünen und der ÖVP nicht die Zustimmung eines Drittels der Mitglieder der Untersuchungskommission fanden. Daran zeigt sich deutlich auch die Zwietracht innerhalb der Oppositionsparteien.

Die Vorwürfe im Antrag der Grünen und der ÖVP betreffend Missstände konnten ebenso wenig bestätigt werden wie eine politische Verantwortung dafür. Für die SPÖ stand eine seriöse und ernsthaft geführte Diskussion stets im Vordergrund. Von ÖVP und Grünen wurden die öffentlich zugänglichen Sitzungen mehrmals für parteipolitische und mediale Spektakel genützt, und ich möchte Ihnen dafür, dass das keine reine Behauptung ist, einige Beispiele bringen. 

Frau Dr Pilz von den Grünen hat in der ersten Sitzung der Untersuchungskommission den Mitgliedern ein Transparenzabkommen vorgelegt. Es richtete sich an alle Mitglieder der Untersuchungskommission, die dieses Transparenzabkommen unterzeichnen sollten, um – wie Frau Dr Pilz wörtlich sagte – ein konstruktives Arbeitsklima zu schaffen. In Punkt 6 dieses Transparenzabkommens steht – ich zitiere wörtlich: „Alle Mitglieder der Untersuchungskommission bilden sich ihr Urteil auf Basis der gewonnenen Informationen und verzichten auf vorschnelle Festlegungen einer Sichtweise.“ – Wie sich gezeigt hat, haben die Grünen aber die von sich selbst aufgestellten Regeln nicht ernst genommen. Im Falle der Befragung des Herrn Bürgermeisters wurde zum Beispiel eine Presseinformation über die Befragung ausgeschickt, ohne die Antworten des Bürgermeisters auf die gestellten Fragen abzuwarten. Das zeigt, wie wenig ernst die Grünen die Verhandlungen genommen haben, und dass es ihnen ausschließlich um Polemik, Schlagzeilen und Skandalisierung geht. 

Ein weiterer Beweis dafür waren gewisse Anschuldigungen an Herrn Generaldirektor Marhold. Diese wurden von Frau GRin Pilz ungeprüft auch ins Internet gestellt. In der Untersuchungskommissionssitzung vom 17. Juli hat Frau Dr Pilz Herrn Generaldirektor Marhold vorgeworfen, nie auf einen von einer Mitarbeiterin im April abgeschickten Brief geantwortet zu haben. Tatsache ist aber, dass dieser Brief von der Verfasserin nie an den Generaldirektor Marhold abgeschickt wurde. – Ich frage mich, ob damals mangelhaft recherchiert wurde oder der Herr Generaldirektor bewusst verächtlich gemacht werden sollte. Auf jeden Fall wurde dieser Brief über einen längeren Zeitraum auf der Homepage von Frau Dr Pilz der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, und auf Basis dieses Briefes wurden auch Zeugen befragt und Vorwürfe gegen Herrn Generaldirektor Marhold ständig wiederholt. Gilt eine solche skandalöse Vorgangsweise als seriöse Aufklärungsarbeit? – Ich denke mir, es ist Ihrer nicht würdig, wie Sie da gehandelt haben! Frau Dr Pilz hat jede Glaubwürdigkeit in der Kommission verloren. Sie hat übersehen, dass diese Kommission im Rang einer Behörde steht. Sie selbst hat von den Zeugen Wahrhaftigkeit ständig eingefordert, hat jedoch durch ihr eigenes Verhalten der Kommission einen verantwortungslosen Schaden zugefügt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Immer wieder berichtigten auch Zeugen während der Einvernahme die Zusammenfassungen der Aussagen, die durch Frau Dr Pilz vorgenommen wurden. All das ist in den Protokollen nachzulesen, ich habe nichts erfunden, all das ist aufgezeichnet. Es gelang Frau Dr Pilz auch durch Wiederholung von Zeugenaussagen immer wieder, den Leuten buchstäblich das Wort im Mund umzudrehen.

Beim Herrn Vorsitzenden der Untersuchungskommission Dr Baumgartner gingen Stellungnahmen und richtigstellende Entgegnungen über inkriminierende und wahrheitsfremde Behauptungen ein, die von Frau Dr Pilz öffentlich gemacht wurden. Diese sind, da sie in der Untersuchungskommission stattfanden, in den Protokollen nachzulesen. (GRin Mag Waltraut Antonov: Fürchten Sie sich vor Frau Dr Pilz?) Ich fürchte mich überhaupt nicht vor Frau Dr Pilz! Ich denke mir nur, dass dieser Untersuchungskommission als gemeinderätlicher Behörde eine derartige Vorgehensweise nicht entspricht und ihrer auch nicht würdig ist. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Es ist ihrer unwürdig!)

Zuletzt war das auch in Bezug auf einen behaupteten tätlichen Angriff eines Pflegers auf eine Turnusärztin der Fall. (Zwischenruf von GRin Dr Sigrid Pilz.) Ich habe gesagt, dass es ein behaupteter tätlicher Angriff eines Pflegers auf eine Turnusärztin war, denn in dieser Form hat er nicht stattgefunden, wie Sie behauptet haben. 
Dem haben in einem Brief sechs Primarärzte widersprochen. Ich persönlich war nicht vor Ort. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Es gibt aber entsprechende Recherchen und Aufzeichnungen, dass die Kollegin sehr wohl gebeten wurde, eine Anzeige zu machen. Sie haben jedoch das Gegenteil behauptet. (Zwischenruf von GRin Dr Sigrid Pilz.) Es war ein tätlicher Angriff, aber nicht in der Form, wie Sie es dargestellt haben. (GRin Dr Sigrid Pilz: Es hat jedenfalls ein tätlicher Angriff stattgefunden.) Die Staatsanwaltschaft wird entscheiden! Sie haben diese teilweise unwahren Behauptungen auch noch unter Verletzung des Datenschutzes und möglicherweise – wie Sie gerade selber gesagt haben – während eines offenen Verfahrens öffentlich gemacht, und das entspricht nicht dem Transparenzabkommen.

Die Untergriffe der grünen Gesundheitssprecherin und Gemeinderätin Dr Pilz zeugen sehr deutlich von Verzweiflung, weil sich jene Skandale, die Sie herbeigeredet haben, in der Untersuchungskommission nicht bewiesen haben. Für mich ist es nur verwunderlich, dass sich auch die ÖVP-Fraktion in diesem Punkt mit hineinziehen ließ!

Der SPÖ sind die Entstigmatisierung von psychiatrischen Krankheiten und auch der Schutz jener Menschen, die an solchen Krankheiten leiden, besonders wichtig. In einer Stadt wie Wien sollen alle Menschen, sowohl psychisch als auch somatisch erkrankte, ohne Angst und Schaden die Hilfe und Unterstützung in Anspruch nehmen können, die sie benötigen. Deshalb haben die SPÖ-Mitglieder der Untersuchungskommission auch die Zeugenladungen von PatientInnen und Angehörigen abgelehnt, weil wir diese nicht vorführen lassen wollen. Ein öffentliches Bloßstellen von Erkrankten und betroffenen Menschen kommt für uns keinesfalls in Frage! (Beifall bei der SPÖ.)
Sehr deutlich hat sich das auch während der ersten Sitzung gezeigt. Bei dieser waren nämlich PatientInnen und Angehörige im Auditorium als Besucher anwesend, und wie sehr diese PatientInnen und Angehörigen von den Diskussionen betroffen waren, haben ihre sehr emotionalen und aufgebrachten Zwischenrufe immer wieder gezeigt. (Zwischenruf von GRin Ingrid Korosec.) Für uns steht der Schutz der betroffenen Angehörigen im Vordergrund. 

Frau Kollegin Korosec! Sie haben Herrn Dr Pritz nur teilweise zitiert. Er hat nämlich unter anderem auch gesagt, dass diese Betroffenen in einem geschützten Bereich sehr wohl zu hören sind. Die Untersuchungskommission in all ihrer Öffentlichkeit ist jedoch sicherlich kein geschützter Bereich und daher auch nicht der richtige Ort. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Wie seriös eine solche Untersuchung geführt wird, hängt in erster Linie davon ab, wie man mit den betroffenen Menschen umgeht. Uns war der Schutz der Betroffenen vordergründig am wichtigsten. Die Grünen und die ÖVP versuchten ohne Rücksicht auf Verluste, die bereits sogar schon von der Staatsanwaltschaft zurückgelegten Vorfälle zu skandalisieren, und hätten daher auch in Kauf genommen, dass Menschen weiterhin traumatisiert, verunsichert und verängstigt werden. (GRin Praniess-Kastner: Das ist eine Unterstellung!) Das ist meine Darstellung, so wie ich das in der Untersuchungskommission erlebt habe. Das werden Sie mir wohl zubilligen können!

Letztlich kam es sogar dazu, dass Beschwerdeführer mit Tonaufzeichnungsgeräten zum Patientenanwalt kamen, und das ist mehr als symbolisch für den Missbrauch von Betroffenen und die Art, wie man politisches Kleingeld aus einem Krankheitsbild herausholen wollte! 

Grüne und ÖVP wollten sich auch mit den klaren rechtlichen Grundlagen, die sie auch auf ihrem ersten Papier so deutlich aufgelistet haben, über die Stadtverfassung hinwegsetzen und willkürlich eigene Spielregeln einführen, so wie es ihnen eben gerade passt. Und es kann natürlich nur ein Verfassungsrechtler und nicht ein Psychologe wie Dr Pritz feststellen, welche Wirkungsbereiche in die Zuständigkeit der Gemeinde und damit in die Zuständigkeit der Untersuchungskommission fallen. 

ÖVP und Grüne haben die Kommission immer wieder als Show-Bühne missbraucht und sind dabei auch nicht vor entsprechenden Behauptungen und Vorwürfen zurückgeschreckt, auch nicht davor, global über die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter drüberzufahren und sie ins schlechte Licht zu rücken. Auf der einen Seite haben sie sich als Beschützer und Befürworter der Mitarbeiter hingestellt, auf der anderen Seite haben sie ihnen aber auch unterstellt, dass sie fehlerhaft arbeiten und sich – aus welchen Gründen auch immer – nicht um die Patienten und Patientinnen kümmern. Die handelnden Personen vor Ort sind jedoch die, die am meisten mit den Patienten zu tun haben. Und all jene – und das ist ein großer Teil –, die in ihrem beruflichen Alltag mit großem Engagement arbeiten, haben es sich nicht verdient, dass sie durch diese öffentlichen Anpatzereien so sehr in Misskredit geraten sind!

Wir waren in der Untersuchungskommission immer daran interessiert, dass die behauptenden Missstände auf den Tisch kommen. Sie konnten jedoch die Beweise für diese Missstände nicht vorlegen.

Die intensive Beschäftigung mit diesem Thema hat für alle natürlich auch etwas Gutes. Ich bin ganz sicher, dass wir alle in dieser Untersuchungskommission von den zahlreichen Experten gelernt haben und dass wir auch von den Aussagen der Mitarbeiter gelernt haben. Es waren dies sehr intensive Gespräche, die uns auch zu unseren nächsten Verhandlungen führen werden.

Ich freue mich, dass wir, ohne eine fachmedizinische Bewertung vorzunehmen, viele Maßnahmen in dieser Stadt im Bereich der Psychiatrie gesetzt haben, setzen und auch in Zukunft noch setzen werden. Einen Teil davon habe ich heute in der Früh schon in der Aktuellen Stunde bekannt gegeben. Ich bin zuversichtlich, dass die Psychiatrie in Wien auch weiterhin einen Topplatz innerhalb der internationalen Anerkennung haben wird. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Matiasek.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Mir bleibt manchmal wirklich die Luft weg, wie unglaublich ignorant die SPÖ gegenüber eindeutigen Fakten ist. Man mag ja darüber streiten, ob es sich um gravierende Missstände oder zumindest um Problemfelder handelt, die im Laufe dieser Untersuchungskommission durchaus auch auf Grund anderer Anhaltspunkte zu Tage getreten sind. Wenn man dann aber nicht einmal den Ansatz eines Problemfeldes erkennt, dann ist das kühn – was aber vielleicht nicht der richtige Ausdruck ist – beziehungsweise unglaublich!

Ich schließe jetzt gleich an die Worte meiner Vorrednerin an, die gemeint hat, die Mitglieder der Kommission haben viel von den Fachleuten gelernt. – Das sehe ich im Prinzip auch so! Ich setze aber noch nach: Die SPÖ hat im Großen und Ganzen aus dem Ganzen nichts gelernt!

Meine Vorrednerin hat Zwietracht bei den Oppositionsparteien geortet. Sehr geehrte Frau Kollegin Klicka! Sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ! Es geht hier überhaupt nicht um Eintracht oder Zwietracht der Opposition, sondern es geht um die Sache. Und es wird uns wohl gestattet sein, dass wir das eine oder andere differenziert sehen!

Ich nehme es jetzt aber gleich vorweg: Wir werden heute dem Antrag, der seitens der GRÜNEN und der ÖVP eingebracht wurde, zustimmen, wenngleich wir in der einen oder anderen Frage eine andere Position beziehen. Und Sie haben heute, Herr Kollege Deutsch, mit dem Vortrag Ihres Berichtes geradezu noch provoziert, dass wir diese Haltung einnehmen! (Beifall bei der FPÖ.)
Es geht um die politische Verantwortung im Bereich der psychiatrischen Versorgung von Patienten in Wien, und es gibt nachweislich – das können wir nach den vielen Stunden in dieser Kommission sagen, wie ich jetzt einmal sehr freundlich formulieren möchte – doch ganz beträchtliche Problemzonen. 

Einen Punkt habe ich heute schon in der Aktuellen Stunde angerissen, in der wir uns mit dem Thema der Baulichkeit des Otto-Wagner-Spitals befasst haben. Das Spital entspricht in weiten Bereichen den Anforderungen einer modern ausgestatteten Krankenversorgungseinrichtung im Jahr 2009 überhaupt nicht. Ich möchte aber betonen, dass es nicht erst jetzt so weit ist oder die Verantwortung für diese Fehler in den letzten zwei Jahren zu suchen ist. Diesbezüglich kann die SPÖ sich nicht vor der Verantwortung drücken! Diese Fehler liegen 30 bis 40 Jahre zurück! Es war schon vor 30 Jahren unerträglich, dass nur Säle vorhanden sind beziehungsweise in den Krankenzimmern praktisch die Decke herunterfällt. Auch damals gab es jedoch keine Ansätze zu einer Veränderung. Das wurde verzögert und verschleppt. Im Bereich der Sanierung hat sich vor 2000 überhaupt nichts abgespielt, und diese Verzögerungen und Verschleppungen und dieses Nichtwahrnehmen von Verantwortung dafür, das Spital patientengerecht zu adaptieren, müssen die Patienten auch heute im Jahr 2009 ausbaden. 

Um diese politische Verantwortung betreffend die baulichen Maßnahmen in der Krankenanstalt insgesamt, von der wir immer wieder sagen, dass sie ja vom Areal her eigentlich toll wäre, kommen Sie leider nicht herum! Die beiden kulturellen Einrichtungen, die es dort gibt, nämlich das Theater und die Kirche, sind – und dazu stehen wir alle – Wahrzeichen für den Wiener Jugendstil, und diese sind ja auch saniert worden. Menschlich betrachtet wäre es aber wahrscheinlich richtig gewesen, zuerst die Krankenzimmer, die Behandlungszimmer und die Versorgungseinrichtungen für die zum Teil schwer kranken Personen herzurichten und dann erst den nächsten Schritt zu machen. 

Jetzt werden Sie mir entgegnen, dass es sich hiebei zum Teil um unterschiedliche Budgets handelt. Aber es gibt hier nachweislich eine politische Verantwortung, die von vielen Ihrer Vorgänger, Frau StRin Wehsely, nicht wahrgenommen wurde! Man redet sich so gerne auf den Denkmalschutz aus. Dazu sage ich: Es ist heute möglich, sozusagen in einer alten, denkmalgeschützten Hülle einen Innenraum komplett umzugestalten. Das ist heutzutage keine große technische Hexerei, und das hätte man längst machen müssen. Wenn jetzt ganz stolz gesagt wird, dass die Sanierung des Pavillon 10 unmittelbar bevorsteht, dann möchte ich schon betonen, dass es ein Schandfleck ist, dass das so lange gedauert hat! Dieser Verantwortung können Sie sich nicht entziehen! (Beifall bei der FPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Der zweite Bereich, auf den ich eingehen möchte, ist die Versorgung im Bereich der Kinder- und Jugendpsychiatrie. Dabei geht es nicht nur um die stationäre Aufnahme und dass es einen Mangel an Betten gab und nach wie vor gibt und Kinder und Jugendliche gemeinsam mit Erwachsenen untergebracht werden müssen, weil es an entsprechenden Einrichtungen gefehlt hat und noch immer fehlt. Es geht auch darum – und das haben die Experten einstimmig bestätigt –, dass es in der Vor- und vor allem in der Nachsorge, die in Vernetzung mit der Jugendwohlfahrt steht, eklatante Mängel gibt. 

Auch hier ist politische Verantwortung festzumachen, wenn in der Großstadt Wien nicht einmal 20 Plätze für Kinder und Jugendliche mit einem besonders schwierigen Krankheitsbild vorhanden sind und diese Kinder und Jugendlichen nicht richtig in einer stationären Einrichtung untergebracht werden können, nicht in der Familie verbleiben können, aber auch in keiner anderen Einrichtung im Bereich der Jugendwohlfahrt oder sonstigen Betreuungseinrichtung untergebracht werden können. Wenn diese Kinder oder Jugendlichen in andere Bundesländer verschickt werden müssen und in einem besonderen Fall ein Kind sogar bis Brandenburg geschickt werden musste, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ, dann ist das wahrlich ein Missstand! Es ist unglaublich, dass man es in einer Stadt wie Wien nicht schafft, diese 20 Plätze zu installieren! Und dieses Problem wurde nicht erst im Zuge der Untersuchungskommission bekannt, sondern das ist schon seit Jahren bekannt. Man weiß es, und hier hätte längst gehandelt werden sollen. 

Wir werden heute auch einen entsprechenden Antrag einbringen. Es müssen rasch die entsprechenden Grundlagen und Rahmenbedingungen geschaffen und Maßnahmen gesetzt werden, dass diese Kinder und Jugendlichen untergebracht werden können. 

Gerade bei Kindern und Jugendlichen sind die Früherkennung, die Betreuung und die Therapie ausschlaggebend dafür, wie diese Menschen ihr späteres Leben führen können. Ich glaube, darüber gibt es überhaupt keine Diskussion, und die Experten stimmen darin überein, dass, je früher das Problem und das Krankheitsbild erkannt und ein Kind oder Jugendlicher einer Therapie zugeführt wird, desto größer die Chance ist, dass diese Menschen auch einmal ein selbstbestimmtes und – unter Anführungszeichen – normales – Leben führen können. 

Es geht nicht nur, wie wir oft gehört haben, um die Betroffenen selbst. Gerade im Bereich der Psychiatrie sind auch die Angehörigen ganz besonders gefordert. Ein solcher Krankheitsfall ist eine große Belastung für die Familie selbst, für die Angehörigen und für alle Lehrer und Betreuungspersonen, die mit den Kindern und Jugendlichen zu tun haben. Es muss daher das Ziel sein, diesen Kindern und Jugendlichen die Möglichkeit zu geben, dass sie so weit betreut und therapiert werden, dass sie ein möglichst selbstbestimmtes Leben führen können und als erwachsener Mensch nicht eine derartige Versorgungseinrichtung in Anspruch nehmen müssen.

Diese Chance gibt es, wenn man sie ergreift und die Möglichkeiten der Früherkennung entsprechend ausbaut. Wir mussten aber feststellen, dass auch im Bereich der Früherkennung vom Erstgespräch bis zu einer gestellten Diagnose und zum Therapiebeginn oft Monate vergehen, weil die Einrichtungen nicht entsprechend ausgebaut sind, und zum Teil muss psychotherapeutische Betreuung von den Menschen selbst bezahlt werden. 

Wichtig ist vor allem auch, dass wir der Stigmatisierung entgegen wirken. Es ist auch Stigmatisierung, wenn man mit psychosomatischen Krankheitsformen anders umgeht als mit rein somatischen Erkrankungen. Normalerweise wird die Therapie im Bereich vieler somatischer Erkrankungen von der Kassa übernommen, darüber gibt es keine Diskussion, im Bereich der Psychotherapie ist das hingegen nicht der Fall. Viele Eltern von Kindern können oder wollen sich, auch wenn sie einen Teil wieder refundiert bekommen, eine solche Therapie nicht leisten beziehungsweise ist das zumindest ein Hemmschuh dafür, dass ein Kind in diese Therapie gebracht wird. Und die kostenlosen Einrichtungen sind überfüllt.

Es gibt auch bei der Unterstützung der Subjektförderung durchaus Probleme beziehungsweise Zeitverzögerungen. Hier ist sicherlich einiges zu tun. Vor allem müssen die Zeitabläufe zwischen Erstgespräch, Diagnose und dem Beginn der Therapie drastisch verringert werden. Ich glaube, das ist im Bereich der Kinder- und Jugendpsychiatrie wichtig, die eine große Vielfalt an Maßnahmen erfordert. 

Ich möchte jetzt unsere drei Anträge kurz besprechen.

In unserem ersten Antrag fordern wir mit allem Nachdruck erneut eine Spezialeinrichtung im Bereich der Kinder- und Jugendpsychiatrie für die Nachsorge beziehungsweise als Ersatz für einen Klinikaufenthalt, die auch von Fachleuten immer wieder gefordert wird. Die beiden zuständigen StRinnen Wehsely und Laska mögen ehebaldig entsprechende Rahmenbedingungen schaffen und Maßnahmen setzen, damit eine optimale Betreuung dieser Kinder und Jugendlichen gewährleistet werden kann. – An dieser Stelle möchte ich noch erwähnen, dass ich es sehr bedaure, dass Frau StRin Laska nicht vor der Untersuchungskommission ausgesagt hat oder aussagen konnte, da viele Dinge auch ihr Ressort betreffen.

Weiters stellen wir einen Antrag, in dem wir fordern, dass die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass es zu einer Vereinheitlichung der Dokumentation bei den Einrichtungen im Bereich der Kinder‑ und Jugendpsychiatrie, also einerseits den magistratsinternen und andererseits den kooperierenden Stellen, kommt. Das Kontrollamt hat festgestellt, dass die Art der Dokumentation sehr uneinheitlich und zum Teil auch lückenhaft ist. Daher fordern wir, dass dieses Dokumentationssystem vereinheitlicht wird, damit der Therapieverlauf möglichst lückenlos angezeigt wird. Es soll aber auch Aufschluss über Fälle geben, bei denen es einen Aufnahmestopp und eine Weiterleitung an eine andere Institution gegeben hat. Wir meinen, dass ein gutes Dokumentationssystem sicherlich auch eine Basis für die Verbesserung der Betreuung ist. 

Der dritte Antrag beschäftigt sich damit, dass die Unterstützungsgenehmigungen durch den Fonds Soziales Wien schneller abgewickelt werden, denn es kann nicht sein, dass es wie etwa im Bereich des Österreichischen Hilfswerks für Taubblinde, wo es ja nicht so viele Fälle gibt, Wartefristen zwischen drei und fünf Monaten gibt. Das soll ein Ende haben!

Es gibt also durchaus Problemzonen, und wir wünschen uns sehr, dass diese verkleinert werden und wir dann wirklich keinen dieser Missstände mehr vorfinden. (Beifall bei der FPÖ.)

Abschließend möchte ich auch unseren Dank an die beiden Vorsitzenden richten, die diese Kommission mit großer Umsicht und großem Einsatz geleitet haben. Weiters danke ich allen Mitarbeitern, die sehr viele Stunden an Arbeitszeit investiert und wirklich dafür gesorgt haben, dass alles sehr gut ablaufen konnte.

Meinen persönlichen Wunsch möchte ich hinten anfügen: Ich würde mir wünschen, dass sich alles so gestaltet, dass wir in diesem Bereich nie mehr eine Untersuchungskommission einsetzen müssen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Mag Antonov.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Herr Berichterstatter! Frau Dr Rech! Herr Dr Baumgartner! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nach 30 Sitzungen in der Untersuchungskommission habe ich gedacht, dass mich nichts mehr überraschen kann, was die SPÖ zum Thema Psychiatrie und Untersuchungskommission zu sagen hat. Sie haben es aber doch wieder geschafft! Herr Kollege Deutsch! Sie haben hier einen Bericht präsentiert, in dem – wie Kollegin Korosec schon gesagt hat – immer wieder vorgegeben wird, dass die Kommission zu gewissen Schlüssen gekommen ist. Das ist aber nicht der Fall! Nicht die Kommission ist zu diesen Schlüssen laut Ihrem Mehrheitsbericht gekommen, sondern einzig und allein die Mehrheitsfraktion! Das, was Sie in dieser Untersuchungskommission gesehen haben, können wir nämlich beim besten Willen nicht erkennen!

Kollege Deutsch hat seine Wortmeldung als Berichterstatter in erster Linie dazu verwendet, um die Minderheit zu diffamieren. Etwas Ähnliches hat es, glaube ich, im Mittelalter gegeben: Der Überbringer oder die Überbringerin der schlechten Botschaft wurde geköpft. Und das versuchen Sie mit Frau Dr Pilz, mit Frau Korosec und insgesamt mit den GRÜNEN und der ÖVP. Sie diffamieren die Minderheit. 

Auch Frau Klicka ist so vorgegangen. Sie hat in ihrer ganzen Wortmeldung kein einziges Mal gesagt, dass diese oder jene Punkte im Rahmen der Psychiatriereform umgesetzt wurden. Sie hat nicht gesagt, was erledigt wurde und was noch zu tun übrig bleibt. Nein! Sie hat nichts anderes getan, als Kollegin Pilz zu beschimpfen und ihr Dinge vorzuwerfen, die überhaupt nicht stimmen. (Zwischenruf von GRin Marianne Klicka.) Sie haben den grünen Befragungsstil inkriminiert. Ich frage Sie: Wenn man Generaldirektor Marhold zu seiner Verantwortung nicht kritisch befragen darf, wen denn dann? (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.)

Selbstverständlich halten wir es schon aus, wenn Sie auf uns losgehen! Das Schlimme ist aber, dass Sie genauso über das Personal drüberfahren. Sie sagen: Es gibt keinen Fehler im System, und es läuft alles bestens. Das heißt aber, wenn irgendwo ein Fehler passiert, dass das an einzelnen MitarbeiterInnen hängen bleibt, denn im System gibt es ja angeblich keine Fehler. Das ist eine super Politik! Gratuliere! 

Wir haben immer wieder auch über interne Protokolle der kollegialen Führung diskutiert, und aus all diesen Protokollen geht hervor, dass es an Ressourcen mangelt: Es mangelt an personellen Ressourcen, es mangelt an strukturellen Ressourcen. Überall ist von Mangel die Rede.

Was aber haben Sie zu uns gesagt, wenn wir über diese internen Protokolle diskutiert haben? Wie hat man seitens der SPÖ versucht, das darzustellen? Da wurde doch glatt gesagt: Das sind halt interne Protokolle, in denen verwendet man halt eine interne Sprache. – Das verstehe ich wirklich nicht! Das müssen Sie mir erklären! Bitte erklären Sie es mir! In einem Protokoll steht zum Beispiel: Ich habe nicht genug Geld bis zum Ende des Jahres, um etwas umzusetzen. Mir fehlt Geld. Mir fehlt Personal. – Und dazu sagen Sie, dass in internen Protokollen halt eine solche Sprache verwendet wird, das dürfe man nicht so ernst nehmen! (Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Bei grünen Protokollen ist es aber nicht um PsychiatriepatientInnen in Wien gegangen! Bei Ihnen geht es aber um PsychiatriepatientInnen, die in den Krankenhäusern liegen und die mit den Zuständen zurecht kommen müssen, die Sie zu verantworten haben! Wenn Sie argumentieren, dass in diesen internen Protokollen eine interne Sprache verwendet wird und diese nicht so wichtig sind, weil man in einer internen Sitzung bald einmal etwas sagt, dann heißt das, dass all Ihre MitarbeiterInnen, die in diesen Sitzungen sitzen, ihre Zeit dort sinnlos versitzen! Wozu schreiben Sie denn diese Protokolle, wenn sie überhaupt keine Wirkung haben? – So gehen Sie mit dem Personal um! (Zwischenruf von GR Kurt Wagner.) 

Das ist dieselbe Taktik, die Sie auch in gegenüber Dr Zeyringer angewendet haben. Wir haben das schon in der Früh angesprochen, und es ist auch schon jetzt öfters erwähnt worden. Dr Zeyringer hat eine Untersuchung über die Personalsituation gemacht. Herausgekommen ist ein Hilfeschrei. Und als Antwort auf diesen Hilfeschrei hat er von der Führung und von der SPÖ gehört: Was Sie uns da geliefert haben, ist überhaupt nicht wissenschaftlich! – Bravo SPÖ! Gratuliere! Das ist wirklich super!

Und es wird alles noch viel superer werden, vielleicht in 30 Jahren! Vor 30 Jahren hat es eine Psychiatriereform gegeben. Vor 30 Jahren war Wien vielleicht Vorreiter. Aber heute hinkt Wien nach. (GR Kurt Wagner: Das ist Ihre Sichtweise!) Sie wollen keine PatientInnen und Angehörigen hören. Sie haben von Stigmatisierung und Entstigmatisierung gesprochen. Sie haben gesagt, dass Sie wollen, dass die psychiatrischen Kranken entstigmatisiert werden. 

Ja, genau! Aber wenn Sie sich selbst ernst nehmen würden, dann würden Sie nicht mit der Stigmatisierung argumentieren, wenn wir vorschlagen, auch die PatientInnen und Angehörigen in die Kommission einzuladen und zu hören, denn genau damit, dass Sie sagen, diese Kranken können wir nicht einladen, genau damit stigmatisieren Sie sie. 

Die Taktik der SPÖ während dieser ganzen Kommission war auch, Zahlen, dort, wo sie nicht ignoriert wurden, einfach zu schönen. Das ist ja relativ einfach. Man lässt ein paar ExpertInnen aussagen, man hat Statistiken, man hört internationale Statistiken, man hört Zahlen, und man sagt: Super! Bei uns sind diese Zahlen auch fast erfüllt. Und wenn dann ExpertInnen ausgesagt haben, die Ihnen erzählt haben, wie diese Statistiken sich auswirken in der Praxis und wie es in der Praxis ausschaut, dann haben Sie entweder weggehört oder gesagt, das ist ein internes Protokoll, oder Sie haben gesagt, nein, das stimmt eigentlich gar nicht, denn das ist überhaupt nicht wissenschaftlich. Bravo! Natürlich, so kann man es machen, allerdings – und das ist das Tragische dabei – auf der Strecke bleiben in Wien die PatientInnen und ihre Angehörigen.

Zur Zahlenschönung habe ich in der Früh auch schon ein Beispiel gebracht. Ich finde, das ist ein schönes Beispiel, das zeigt, wie es geht oder, besser gesagt, wie man es nicht machen sollte, nämlich bezüglich der Anzahl der Beschränkungen, die in Wien 2007 doppelt so hoch war wie in anderen Bundesländern. Und die Reaktion darauf war ja nicht etwa, sich zu überlegen: Warum gibt es so viele Beschränkungen? Warum sind sie in Wien häufiger als anderswo? Was können wir machen, um da etwas dagegen zu unternehmen? Nein, das wäre wahrscheinlich zu kompliziert gewesen. Sie haben es sich einfach gemacht. Jetzt gibt es nämlich nur mehr die Meldungen über die ersten Beschränkungen und die weitergehenden werden einfach nicht mehr gemeldet. Da wird die Statistik gleich wieder schöner. Superlösung. Bravo! Gratuliere! PatientInnen sind auf der Strecke geblieben.

Sie haben gesagt – das ist schon angesprochen worden –, die PatientInnen und die Angehörigen sollen sich doch an den Dr Brustbauer wenden. Dr Brustbauer, der PatientInnenanwalt, der von der SPÖ ernannt wurde, der würde sich um die Anliegen der PatientInnen kümmern, der würde das auch in die Kommission einbringen und der würde auch gewährleisten, dass das passiert, ohne dass die PatientInnen stigmatisiert werden.

Da möchte ich Ihnen einen kurzen Absatz aus dem Protokoll von der Aussage von Dr Brustbauer vorlesen, von Ihrem famosen PatientInnenanwalt. Ich zitiere aus dem Protokoll vom 18. Dezember 2008: „Die Damen und Herren Beschwerdeführer waren wirklich – ich muss fast sagen und habe es einer Dame auch gesagt – fast angenehm. Ich war überrascht, wie gut und nett man mit Beschwerdeführern – es steht im Akt und man kann es dort nachlesen; für mich war das neu – reden kann. Ich habe einer Dame direkt gesagt: Mit Ihnen kann man so gut reden. Eigentlich wundert mich das, dass Sie in psychiatrischer Behandlung sind." 

Zu diesem Herrn Dr Brustbauer haben Sie die PatientInnen und Angehörigen verwiesen. Ich gratuliere, liebe SPÖ! Das war überhaupt der Gipfel in Ihrer Argumentation.

Der Kollege Deutsch hat seine Wortmeldung als Berichterstatter in unseren Augen eigentlich dazu missbraucht, die Minderheit zu diffamieren. Wenn hier gesagt wurde von der SPÖ, wir hätten die Stadtverfassung ignoriert, dann ist das eine derartige demokratiepolitische Chuzpe, dass einem in Wien eigentlich das Geimpfte aufgehen müsste. Dort, wo Sie mit Ihrer Mehrheit einfach drüberfahren können, werfen Sie der Minderheit vor, die Stadtverfassung zu ignorieren. Ja, wissen Sie überhaupt noch selber, was Sie sagen? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Genau! Sehr genau!)
Sie haben in der Untersuchungskommission alles ausgelassen, alles ausgeklammert, alles weggeschoben, was nur in irgendeiner Weise unangenehm für Sie hätte werden können. Sie haben das Motto gehabt: Nichts hören, nichts sehen, und vor allem nichts zugeben! Es wäre wesentlich besser gewesen, Sie hätten das ein Stück weit aufgegeben. Das wäre nämlich mehr im Sinne der PatientInnen gewesen als alles, was Sie gemacht haben. 

Der Mehrheitsbericht, der hier vorliegt und in dem drinnen steht, das ist ein Schluss der Kommission, das ist in Wahrheit nur der Bericht der Mehrheitsfraktion, die leider in Wien noch tun kann, was sie will. Aber das wird sich ändern, und in diesem Sinne sollten auch Sie sich für die Interessen der Minderheiten einsetzen. Das nächste Mal werden Sie die Minderheit sein. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Praniess-Kastner. Ich erteile es ihr.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr verehrte Damen und Herren!

Heute wurde ja bereits so viel gesagt und erzählt von Inhalten der Untersuchungskommission, dass es fast müßig ist, noch weiter darüber hinaus zu berichten. Denn die meisten Dinge wurden ja bereits angesprochen und wir haben ja auch schon im Gemeinderat heute in der Früh Gelegenheit gehabt, die Themen anzusprechen.

Frau Kollegin Klicka sehe ich jetzt nicht, aber in meiner Rede möchte ich ein paar Bemerkungen zu meinen VorrednerInnen machen. Frau Kollegin Klicka hat gemeint und auch Herr Kollege Deutsch hat es zuerst gesagt: Aus Gründen der Humanität haben wir Angehörige nicht vorgeladen. Und die Frau Kollegin Klicka hat, denke ich, hier eine Freud’sche Fehlleistung erbracht, indem sie gesagt hat: Vordergründig ging es um den Schutz der Angehörigen und PatientInnen. Die Frage bleibt für mich offen: Was war denn der Hintergrund, dass Sie Angehörige und PatientInnen nicht vorgeladen haben?

Und das Zweite: Die Frau Kollegin Klicka hat auch noch erwähnt, MitarbeiterInnen haben es sich nicht verdient, öffentlich diskreditiert zu werden.

Meine Damen und Herren! Das muss die Antwort auf ihren Vorredner Deutsch gewesen sein, der darauf hingewiesen hat, dass es eine so genannte Zeyringer-Studie gibt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir werden dem Herrn Dr Zeyringer, dem Oberarzt im Otto-Wagner-Spital, sehr gerne ausrichten, wie hier über seine Studie geredet wird, so er es nicht ohnedies den Protokollen entnommen hat, denn es hat ja auf seine Studie eine Gegenstudie gegeben. Aber ich möchte mich hier nicht länger damit aufhalten, denn das haben wir ja auch schon thematisiert.

Meine Damen und Herren! Jetzt zu Ihrem Mehrheitsbericht. Ich würde ihn fast als Märchenbuch bezeichnen, denn Märchen haben ja auch wenig mit der Realität zu tun.

Meine Damen und Herren! Ich weiß nicht, wo und wie Sie im letzten Jahr gelebt haben, aber mit Wien und mit den Zuständen und Missständen in der Psychiatrie in Wien hat Ihr Bericht genau genommen sehr wenig zu tun. (Beifall bei der ÖVP.) 

Schade, sehr schade, meine Damen und Herren, ist, dass namhafte Expertinnen und Experten mit ihren Hilferufen in der Untersuchungskommission von Ihnen völlig negiert wurden, oder wenn sie gehört wurden, dann wurden sie nicht ernst genommen – Sie können sich aussuchen, welche dieser beiden Möglichkeiten Ihnen sympathischer ist –, anders ist es nämlich nicht zu erklären, dass genau diese Hilferufe in Ihren Mehrheitsbericht überhaupt nicht Eingang gefunden haben.

So finden sich noch weitere Bereiche, in denen bereits jahrelang Versäumnisse auf Kosten der Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt und auch der PatientInnen durch Sie zu verantworten sind. Es geht um Versäumnisse, die sich sehr dramatisch auf das weitere Leben von Kindern dieser Stadt auswirken. Und zwar geht es um die fehlenden Diagnoseeinrichtungen, aber auch um fehlende Therapieeinrichtungen für Kinder mit Entwicklungsverzögerungen.

Meine Damen und Herren! Ich zitiere Ihnen einen Experten – es gäbe zahlreiche Zitate – der Untersuchungskommission. Prof Popow hat dazu gemeint: Es tut weh, wenn man Eltern sagen muss: Ja, Ihr Kind hat dieses Problem, aber leider kann ich Ihnen in Wien nicht viel anbieten. Ich kann Sie nur zum Verein für Autistenhilfe schicken, der sich jetzt langsam bemüht, etwas aufzubauen für diese Kinder.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Auch wenn Sie hier von dieser Stelle Herrn Prof Popow zitiert haben in dem Zusammenhang, in Libanon ist es besser als in Wien, dann möchte ich Sie, wenn Sie diesen Experten schon nicht ernst nehmen in seinen Aussagen, bitten, einen Blick in den Bericht des Kontrollamtes zu werfen, denn auch im vorliegenden aktuellen Bericht des Kontrollamtes werden massive Versäumnisse in diesem Bereich attestiert. 

Ein weiterer wichtiger Bereich, nämlich die Entwicklungsförderung von Kindern mit Behinderung oder von Kindern mit Entwicklungsverzögerung, findet in Ihrem Bericht keine Erwähnung. Kein Wort davon, dass man in Ambulanzen ein Jahr auf eine Erstbegutachtung wartet und ein weiteres Jahr auf eine Therapie mit seinem Kind.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich sehe Sie von der SPÖ-Fraktion hier nicht sehr aufmerksam bei meiner Rede, aber ich würde Sie sehr bitten, sich das anzuhören. Im Mehrheitsbericht steht nämlich überhaupt nichts drinnen, da muss man sich schon den Bericht des Kontrollamtes zu Gemüte führen, um das sozusagen nachzuvollziehen, was Eltern mit ihren Kindern in dieser Stadt immer wieder urgieren und einfordern. Hier besteht akuter Handlungsbedarf, meine Damen und Herren, und wir fordern daher – und das ist in unserem Antrag, den wir heute abgeben, nachzulesen – ganz dringend den Ausbau der Ambulanzen für Entwicklungsdiagnostik und den Ausbau der dringend erforderlichen Therapieplätze für diese Kinder.

Meine Damen und Herren! Ein sehr spannender Bereich, der sehr wohl Erwähnung findet in Ihrem Bericht, im Gegensatz zu den zwei genannten, ist die Personalausstattung in der Kinder- und Jugendpsychiatrie, und ich möchte ausnahmsweise aus Ihrem Bericht zitieren: „ExpertInnen bestätigen eine gute Personalausstattung." Hier heißt es nämlich: „Österreich-weit gibt es hingegen zu wenig Kinder- und JugendpsychiaterInnen. Der steigende Bedarf in der Kinder- und Jugendpsychiatrie auch in Wien hat zu einem Maßnahmenpaket des Krankenanstaltenverbundes geführt."

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist ein Teil, und wir stehen nicht an – die Protokolle liegen vor – zu bestätigen, dass einige Experten das ausgesagt haben, aber das ist eben nur ein Teil, jedoch der andere Teil der ExpertInnen, die einen eklatanten Personalmangel ausgesagt und diagnostiziert haben, der findet in Ihrem Bericht keine Erwähnung. Und da, wo Ärztinnen und Ärzte fehlen, schieben Sie das auf den Bund.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie stellen derzeit den Gesundheitsminister von Ihrer Fraktion. Ich würde Sie sehr herzlich bitten, mit ihm einmal das Gespräch zu suchen, denn anscheinend gibt es in Wien keine Möglichkeiten, etwas gegen diesen Personalnotstand zu unternehmen, sondern der Bund ist schuld, was sehr spannend ist.

Zum Personalbericht darf ich auf die Zeyringer-Studie hinweisen. Das haben wir ja heute natürlich schon ausführlich besprochen. Hier gibt es ein Gegengutachten. Alle, die damit befasst sind und damit während der Untersuchungskommission befasst wurden, können sich ein Bild von der Vorgehensweise der Mehrheitsfraktion machen. – Soweit zur Diskreditierung Ihres eigenen Personals. 

Die Ärztinnen und Ärzte, aber auch das Pflegepersonal und die PatientInnen werden sich sicherlich ein Bild machen, und das spätestens bei der nächsten Wahl in der Wahlzelle.

Ich möchte noch einmal die Gelegenheit benützen, aus Ihrem Bericht zu zitieren. „Weitere Verbesserungen als Ziel." Sie schreiben: „Weiters ist eine Änderung der Ausbildungsordnung durch das Gesundheitsministerium wünschenswert, um mehr Jugend- und KinderpsychiaterInnen ausbilden zu können." Also bei diesem Punkt ist Ihre Bitte an den Bund gerichtet, wieder einmal, und anscheinend bleibt für die Wiener Stadtregierung hier nichts zu tun. 

Ich verweise hierzu – ich möchte das nicht alles zitieren – auf den Kontrollamtsbericht. Wir hatten ja bereits Gelegenheit, ihn hier ausführlich zu besprechen. Nur ein Satz aus dem Kontrollamtsbericht: „Eine bedarfsdeckende stationäre und tagesklinische kinder- und jugendpsychiatrische Versorgung kann erst mit der Schaffung zusätzlicher Kapazitäten erreicht werden." Also wenn Sie schon PatientInnen, Ihr eigenes Personal in dieser Stadt, aber auch die ExpertInnen in der Untersuchungskommission nicht ernst nehmen, vielleicht nehmen Sie sich den Kontrollamtsbericht jetzt noch einmal vor.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie wollen die Aussagen von ExpertInnen in der Untersuchungskommission nicht wahrhaben, aber die meisten von ihnen bestätigen Versäumnisse, Mangel und keine bedarfsgerechte Versorgung in Wien. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie haben ja heute die Möglichkeit, unserem Antrag zuzustimmen und sich unseren Forderungen anzuschließen. Es wäre höchste Zeit in Wien, dass diese Stadtregierung endlich handelt. Wir fordern unter anderem einen Beschluss einer Psychiatriereform 2009, die Einsetzung einer Psychiatriekommission mit einem jährlichen Bericht an den Gemeinderat und unter Einbeziehung der HPE oder von Angehörigen von psychiatrischen PatientInnen, die Einsetzung eines Psychiatriekoordinators und die Erstellung eines integrativen Psychiatrieplans für Wien für psychiatrisch erkrankte Erwachsene, Kinder und Jugendliche. Dieser soll innerhalb eines Jahres im Wiener Gemeinderat vorgelegt werden. 

Die medizinische Behandlung von Kindern in der Erwachsenenpsychiatrie ist sowohl für junge PatientInnen, aber auch für das Pflegepersonal und für das ärztliche Personal eine absolute Notlösung, und diese muss rasch beendet werden.

Meine Damen und Herren! Sie können es nicht leugnen, es ist nachzulesen, es ist nachzulesen in den Protokollen und im Bericht: Es gibt eklatante Versäumnisse in der Kinder- und Jugendpsychiatrie in Wien, und diese haben Sie zu verantworten. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ramskogler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte heute nicht in das Szenario „Täglich grüßt das Murmeltier" verfallen und wieder davon sprechen, dass man unterschiedliche Ansichten haben kann in der Psychiatrie und über stationäre Bedingungen auf psychiatrischen Abteilungen, sondern ich möchte hier einmal für meine Fraktion klarstellen, was Sie eigentlich für ein Bild der Psychiatrie in Wien hier zeichnen. Wenn man Ihnen so zuhört, zeichnen Sie ein Bild der Psychiatrie in Wien, wo Patienten tatsächlich misshandelt werden, wo Patienten mit Maßnahmen beschränkt werden, die wirklich menschenunwürdig sind, wo Patienten von Ärzten und Ärztinnen, von Pflegern und Pflegerinnen misshandelt werden. Dieses Bild zeichnen Sie hier von einer Psychiatrie. 

Ich sehe jetzt hier auf der Galerie auch einen Mann, der mit dem Kopf nickt – mag sein, dass Sie diese Theorien der Oppositionsparteien unterstützen –, ich möchte aber hier auch aufzeigen, dass es eine wirklich anmaßende Unterstellung ist, zu sagen, dass diese Misshandlungen oder diese schweren Vorwürfe, die Sie hier erheben, von den Angestellten des Wiener Krankenanstaltenverbundes tatsächlich durchgeführt werden. Denn sollte es so sein – und das hatten wir in der Untersuchungskommission mehrmals –, gibt es hier strafrechtliche Maßnahmen, die zu setzen sind. Und bei all diesen Vorwürfen, die Sie hier vorgebracht haben, wurden diese strafrechtlichen Maßnahmen gesetzt, überprüft und widerlegt. 

Sehr geehrte Damen und Herren des Wiener Gemeinderates! Sehr geehrte Anwesende hier auch auf der Galerie! Die Kollegen und Kolleginnen der ÖVP und der Grünen haben hier auch gesagt, dass wir in der Untersuchungskommission keine Angehörigen, keine Betroffenen oder deren Verwandte zugelassen hätten, um auszusagen. Ich behaupte, dass wir heute in diesem Gemeinderat eine öffentliche Sitzung haben und dass das Interesse der Öffentlichkeit oder jener Betroffenen oder jener Angehörigen auf der Galerie ein sehr geringes ist. Ich würde meinen, dass bei Interesse an dem Thema natürlich die Menschen, die Betroffenen, die Angehörigen, oder auch jene, von denen Sie sagen, die sollten wir in der Untersuchungskommission hören, heute auch hier sein könnten. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Das ist ein Vorschlag, den ich von dieser Seite hier bringen möchte. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das sagen Sie als Sozialdemokratin! – GRin Karin Praniess-Kastner: Ist damit der Vorwurf widerlegt?)

Ich möchte aber nicht sagen, dass meine Fraktion und insbesondere ich als Person und in Ausübung meiner Tätigkeit nicht mit Patienten oder Angehörigen spreche. Nein, im Gegenteil, sehr geehrte Frau Kollegin Praniess-Kastner, sehr geehrte Frau Kollegin Antonov und sehr geehrte Frau Kollegin Pilz. Ich spreche fast täglich mit Patienten und Angehörigen, und ich möchte Ihnen von dieser Seite sagen, jene Patienten und Angehörigen, mit denen ich gesprochen habe, haben gesagt, der Rahmen einer Untersuchungskommission, nämlich sich in einen Zeugenstand zu begeben, um dort vernommen zu werden – der Herr Kollege Deutsch hat das heute in der Berichterstattung schon gesagt, dass die Einvernahme einiger Zeugen wirklich so abgehalten wurde, als wären sie die Angeklagten –, so etwas will kein ehemaliger Patient, so etwas will kein Angehöriger. (GRin Karin Praniess-Kastner: Aber Sie haben die Angehörigen ja gar nicht hören wollen!) Niemand will in einem Zeugenstand sitzen und von Ihnen angeprangert werden, zum einen psychisch krank zu sein und zum anderen einer schlechten Behandlung zu unterliegen, entsprechend dem Bild, das Sie hier von der Psychiatrie zeichnen. (Weitere Zwischenrufe von GRin Karin Praniess-Kastner.) Und jetzt regen Sie sich auf. Das ist genau der Punkt, sehr geehrte Damen und Herren, weil Sie ein skandalöses Bild der Psychiatrie zeichnen, und das existiert nicht. So ist es! (Beifall bei der SPÖ. – GRin Karin Praniess-Kastner: Warum haben Sie dann die Angehörigenvertreter nicht eingeladen?) 

Ja, auch mit den Angehörigenvertretern habe ich gesprochen, Frau Kollegin. (GRin Karin Praniess-Kastner: Haben Sie jemand eingeladen?) Die interessante Frage, die sich mir stellt: Was hätten Sie gerne von denen gehört? Was hätten Sie gerne von jenen Zeugen und Zeuginnen bei der Einvernahme gehört, wenn sie dort gewesen wären? (GRin Karin Praniess-Kastner: Die Wahrheit! Ihre Erfahrungen!) Wieder ein Stück dahin, das Bild der Psychiatrie dementsprechend zu stigmatisieren. (GRin Mag Waltraut Antonov: Da hätten wir zum Beispiel gehört, dass es zu wenig Personal gibt!) Ich möchte nicht verschiedenste Wörter verwenden, denn das trifft nicht zu auf die Psychiatrie. 

Die Patienten und Patientinnen und die Angehörigen haben mir zum Beispiel – das ist auch in der Kommission dementsprechend gekommen – gesagt, sie würden einen Schutzraum brauchen, um auszusagen. Sehr geehrte Damen und Herren, diesen Schutzraum haben sie nicht bei der Einvernahme durch Grün oder Schwarz. So viel Schutzraum gibt es nicht, dass er für die Patienten und Patientinnen ausreichen würde. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Sie brauchen niemandem etwas vorzuwerfen!) 

Sehr geehrter Herr Margulies! Es gibt einen Berufsethos, ja, und das lautet, dass man eine Schweigepflicht hat über eine Geschichte und über entsprechende Krankheits- und Störungsbilder von Patienten, und dieses Berufsethos möchte ich weder brechen noch andere Kollegen und Kolleginnen. Und viele Patienten und deren Angehörige sind nicht darauf erpicht, in so einer Kommission in diesem Ausmaß auszusagen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Sie vernehmen nur die Leute, von denen Sie möchten, dass sie aussagen sollen!) Genau! (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Aber nicht die PatientInnen und die Angehörigen!) Möglicherweise um das Bild zu unterstreichen, welches Sie hier zeichnen. Möglicherweise. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Was soll denn das?)
Aber lassen Sie mich zurückkommen. Was ich noch möchte, ist, dass die Veränderungen in der Behandlungsweise von Patienten und Patientinnen immer wieder diskutiert werden. Es gibt weniger Betten, wir haben weniger stationäre Aufenthalte, was meiner Ansicht nach sehr notwendig ist, aber es gibt auch darüber eine unterschiedliche Auffassung. Ebenso diskutieren wir über geschlossene oder offene Psychiatrie. Ich weiß nicht, wer von Ihnen schon einmal auf einer geschlossenen Psychiatrie war und gesehen hat, wie es dort funktioniert zum Teil. Das, denke ich mir, unterstreicht auch das Modell der offenen Psychiatrie, welches wir hier in Wien haben.

Ich möchte nicht dieses ewige Hickhack, aber die Missstände, die Sie beschreiben, zeichnen eben dieses Bild, von dem ich am Anfang gesprochen habe. Die schlimmsten Fälle, die wir haben, sind zum Teil, sage ich jetzt einmal, in der Forensik angesiedelt. In der Forensik ist es hauptsächlich so, dass die Menschen nach dem UbG untergebracht sind, zwangsweise untergebracht sind und nicht freiwillig. Immer wieder wird von dieser Seite und heute auch wieder von der grünen Seite behauptet, dass bei den beschränkenden Maßnahmen ein Einzelzimmer eine leichtere Maßnahme oder eine bessere Maßnahme wäre, dann wäre es eine menschenwürdigere Maßnahme. (GRin Dr Sigrid Pilz: Eben keine Einzelzimmer!) 

Es ist eine beschränkende Maßnahme, und, sehr verehrte Damen und Herren, eine beschränkende Maßnahme ist beschränkend. Das ist auf der Psychiatrie der Fall. Wenn jemand zwangsmäßig auf der Psychiatrie untergebracht ist, dann ist es eine beschränkende Maßnahme, die beschränkend ist. Ich kann mich erinnern, wir sind vor einem Jahr hier gestanden, Frau Kollegin Pilz, da haben Sie die Bilder der Beschränkung mit den Gurten gezeigt. Das war eine Katastrophe. Jetzt haben Sie vielleicht ein bisschen dazugelernt, dass einige Experten gesagt haben, dass die Beschränkungen mit den Gurten notwendig sind. Und jetzt kommen Sie daher und sagen, nein, eine beschränkende Maßnahme sollten diese Zimmer sein. 

Für mich zeichnet sich dieses Bild, und das möchte ich festhalten: Was von politischer Seite versucht wird, in einer Untersuchungskommission vorzuführen, ist, die Psychiatrie an sich schlechtzumachen. (GRin Karin Praniess-Kastner: Die Missstände aufzuzeigen, die Sie zu verantworten haben!) Und das ist Ihnen gelungen, das ganze Jahr lang in der Untersuchungskommission. Ich bin ja nur froh, dass das die Leute, die auf der Straße sind und die sich für Politik oder für Gesundheitspolitik interessieren, nicht so viel interessiert hat, dass Ihre Skandalisierung kein Gehör findet. Sondern – lassen Sie sich das auf der Zunge zergehen – die Patienten und Patientinnen – das sind bis zu 2 Prozent der Bevölkerung, die stationär psychiatrisch betroffen sind – sind zufrieden. (GRin Ingrid Korosec: Wenn Sie ihnen die Aussage verweigern!) Diese sind zufrieden. Da können Sie nichts daherreden, Sie können nur sagen – und das ist das Interessante dabei –, dass Sie alles schlecht finden, was hier von Seiten der SPÖ gemacht wird. Sie unterstreichen nicht, was in dem Bericht von uns drinnen steht. Da steht zum Beispiel auch drinnen, dass wir für eine Entstigmatisierungskampagne nicht nur der Psychiatrie, sondern generell von psychischen Erkrankungen sind. Also das finde ich schon sehr interessant, die Oppositionsparteien sind nicht für eine Entstigmatisierung psychisch Erkrankter. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Zu hinterfragen ist auch Ihre Genauigkeit, die Sie bei der Untersuchungskommission angewandt haben, egal, ob es Aussagen der Kollegin Pilz waren oder jetzt hier am Podium Aussagen der Frau Kollegin Korosec. Sie haben hier behauptet, dass Sie nicht alle Unterlagen des KAV bekommen hätten. Sie haben alle Unterlagen bekommen. Alle angeforderten Unterlagen des KAV haben Sie bekommen. Tätigen Sie daher hier nicht unwahre Aussagen. (GRin Ingrid Korosec: Die letzten habe ich nicht bekommen!) Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des KAV haben dieses Jahr sehr viel Arbeit geleistet, um der Untersuchungskommission entsprechende Unterstützung zu gewähren. Und dafür ein herzliches Dankeschön! (Beifall bei der SPÖ.) 

Noch ganz kurz, was das Unterbringungsgesetz betrifft und die wirklich herrschenden Zustände auf einer psychiatrischen Station. Immer wieder sind die baulichen Maßnahmen angesprochen worden. Ich war 2004 vor Ort, am Pavillon 10, auf der Akutpsychiatrie. Es ist schon richtig, dass das kein sanierter Pavillon war. Er wird jetzt saniert, und das ist auch notwendig, keine Frage. Das ist ja auch eine Kritik, die absolut angebracht war, und hier wird etwas verändert. Aber nicht nur diese, sondern viele Bereiche wurden verändert. Das ist auf der Forensik so. Da wird der Pavillon 23 umgebaut. (GRin Karin Praniess-Kastner: Aber erst auf Grund der Untersuchungskommission!) Frau Kollegin, Sie haben eine Vorstellung! Sie haben die Idee, die Frau Praniess-Kastner sagt, wir sollten dieses und jenes machen, und übermorgen passiert es. So läuft es nicht. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Was Sie für Vorstellungen haben! Kennen Sie vielleicht das Vergabegesetz?) Vielleicht sollten Sie sich daran erinnern, in Bundesverantwortung wäre es ganz gut gewesen, wenn es ein bisschen schneller gegangen wäre, diverse Dinge zu verändern, und manche Dinge gingen zu schnell in der Bundesverantwortung.

Aber wir bleiben noch beim Thema und bei der Forensik. Auch hier wird umgebaut, auch hier werden entsprechende Maßnahmen gesetzt. Und die Novellierung des Unterbringungsgesetzes – das möchte ich hier auch noch anbringen – ist Bundessache. Wir wissen, dass dieses vorangetrieben werden muss, und wir sind dahinter.

Lassen Sie mich abschließend das Bild der Psychiatrie als solches in Wien zurechtrücken und den Mitarbeitern und allen Kollegen und Kolleginnen, die im Bereich der Psychiatrie tätig sind, danken. Sie können jetzt motzen, auch wenn ich das eigentlich ziemlich arg finde von Ihrer Seite, denn die Arbeit dieser Personen, die im psychiatrischen Feld tätig sind, ist eine, die in der Gesellschaft absolut wichtig ist, denn psychische Erkrankungen betreffen in Zukunft jede zweite Person. Das heißt, auch Sie, sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen, auch meiner Fraktion oder der grünen Fraktion, jeder Zweite von Ihnen kann betroffen werden von einer psychiatrischen Erkrankung. Doch hier vertraue ich und sage ich Ihnen: Sie sind in Wien in besten Händen. Und insbesondere – und das unterstreiche ich jetzt ganz massiv – im Otto-Wagner-Spital sind Sie in den besten Händen, wenn Sie dort auf eine stationäre psychiatrische Abteilung kommen. (GRin Mag Maria Vassilakou: Da kann man nur hoffen, dass man nicht in die Lage kommt!) Die ärztliche Versorgung, die Versorgung durch die Kollegen und Kolleginnen im psychotherapeutischen Bereich, im psychologischen Bereich und im Bereich der Pfleger und Pflegerinnen ist erstklassig. 

Also zeichnen Sie nicht das Bild eines Horrorszenarios, sondern akzeptieren Sie die Realität, dass die Psychiatrie in Wien eine fortschrittliche ist. Dafür können wir allen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen danken. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte einige Feststellungen zur stattgefundenen Debatte treffen. 

Kollege Lasar hat gemeint, dass nicht ausreichend auf die Verbesserungen im Bereich der Psychiatrie im Bericht eingegangen worden wäre. Ich darf darauf hinweisen, dass im Bericht eingehend dargestellt wurde, welche Verbesserungsmaßnahmen nicht nur gesetzt wurden, sondern auch vorbereitet werden, weil wir wissen, dass dieser Prozess natürlich niemals abgeschlossen sein kann, sondern laufend an Verbesserungen auch gearbeitet werden muss. Frau StRin Wehsely hat ja bei ihrer Einvernahme auch die nächsten Schritte präsentiert. 

Zum Papier von Oberarzt Dr Zeyringer – die Kollegin Pilz und Kollege Lasar sind darauf eingegangen – möchte ich nochmals festhalten, dass im Gutachten der Wirtschaftsuniversität klar zum Ausdruck gekommen ist, dass der Berechnung von Dr Zeyringer jede Grundlage fehlt. (GRin Dr Sigrid Pilz: So behandeln Sie die Mitarbeiter vom Otto-Wagner-Spital! Sie diffamieren Sie!) Das war eine Untersuchung, von der Sie nichts hören wollen, die aber präsentiert wurde. Lesen Sie die Untersuchung der Wirtschaftsuniversität. Nehmen Sie zur Kenntnis, dass das von Ihnen behauptete Personaldefizit nicht bestätigt werden konnte. 

Dass Netzbetten auf Grund mangelnder baulicher Investitionen beziehungsweise auf Grund von Personalmangel zum Einsatz kämen, ist eine weitere Behauptung von Ihnen, die nicht verifiziert werden konnte. Hier besteht in keinster Weise ein Zusammenhang. 

Zur viel diskutierten Frage – und wir haben uns wirklich eingehend damit beschäftigt –, ob Patientinnen und Patienten beziehungsweise Angehörige, die Mitbetroffene sind, aussagen sollen, möchte ich zunächst einmal zur Wortmeldung der Frau Kollegin Korosec sagen, dass niemand in der Untersuchungskommission die Aussage getroffen hat, dass jemand, der einmal psychisch krank war, immer psychisch krank wäre. (GRin Dr Sigrid Pilz: Das haben Sie sehr wohl!) Diese Unterstellung möchte ich als Berichterstatter wirklich zurückweisen. Sie werden das auch in keinem Protokoll finden. Ich möchte allerdings nochmals darauf hinweisen, dass die Basis der Entscheidung, betroffene Patientinnen und Patienten nicht zu laden, die war, dass wir sie nicht öffentlich bloßstellen, nicht öffentlich vorführen wollten, sie nicht diesem Druck aussetzen wollten. Und gerade der von Ihnen, Frau Kollegin Korosec, zitierte Prof Pritz von der Sigmund-Freud-Universität hat ja darauf hingewiesen, dass er einen nichtöffentlichen Raum empfiehlt, in dem Patientinnen und Patienten ihre Anliegen vorbringen können, aber dass die Untersuchungskommission dafür nicht der geeignete fachliche Rahmen ist. Daher haben wir als nichtöffentlichen Raum auch die Patientenanwaltschaft vorgeschlagen. 

Zur Ausführung der Kollegin Antonov möchte ich anmerken, dass die Kommission die von mir heute vorgetragenen Feststellungen in der Sitzung vom 19. Februar beschlossen hat und dass ich den Vorwurf der Diffamierung auf jeden Fall zurückweisen möchte. (GRin Mag Waltraut Antonov: Das können Sie nicht!) Lesen Sie den Bericht! Wenn Sie den Bericht lesen, dann werden Sie auch erkennen können, dass in diesem Bericht davon die Rede ist, dass ÖVP und Grüne die Grundlagen der Stadtverfassung negiert haben und dies auch eingehend in diesem Bericht begründet wurde. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das sagen ausgerechnet Sie!)
Na, lesen Sie die Protokolle nach. Hier wurden die Bestimmungen der Stadtverfassung bewusst ignoriert, obwohl Sie von Herrn Prof Mayer bereits informiert waren, wo die Grenzen festzustellen sind. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Jetzt sind es die GRÜNEN und die ÖVP, die die Stadtverfassung negieren!) 

Bezüglich der so genannten internen Protokolle möchte ich in Erinnerung rufen, dass Sie nicht einmal bereit waren, der Kommission diese so genannten internen Protokolle zur Verfügung zu stellen. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Sie waren nicht bereit, sie zur Verfügung zu stellen. Sie wurden mehrfach dazu aufgefordert, aber Sie haben auch damit, obwohl Sie Teile davon mündlich referiert haben, in keinster Weise einen von Ihnen behaupteten Missstand belegen können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es kommt im Bericht klar zum Ausdruck – und das ist auch in den Protokollen nachzulesen –, dass es niemanden gibt, der sagt, dass keine Fehler passieren könnten, dass es aber entscheidend ist, dass es ein positive Fehlerkultur gibt, dass man aus Fehlern lernen kann, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auch die Möglichkeit haben, auf einer Plattform anonym ihre Anmerkungen zu machen, und dass es ein funktionierendes Beschwerdemanagement gibt. 

Davon konnten wir uns im Rahmen dieser Untersuchungskommission auch überzeugen, daher darf ich abschließend nochmals ersuchen, den vorliegenden Antrag zur Kenntnis zu nehmen. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke dem Herrn Berichterstatter für das Schlusswort. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderates, die den Bericht zur Kenntnis nehmen wollen, die Hand zu heben. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrheitlich so angenommen. 

Bevor wir zur Behandlung und Abstimmung der Beschluss- und Resolutionsanträge kommen, bitte ich, auch mir zur gestatten, hier vom Vorsitz aus Danke zu sagen, weil hier eine Arbeit geleistet wurde, die keine Selbstverständlichkeit darstellt. Ich möchte mich bei allen MitarbeiterInnen der Landtagskanzlei, der Magistratsdirektion, des Stadtratbüros, der Klubs und des KAV sehr herzlichen bedanken für die wirklich tolle Unterstützung. 

Ich möchte mich insbesondere beim Vorsitzenden der Untersuchungskommission, Dr Dieter Baumgartner, bedanken, ebenso auch – sie hat bis zum Ende ausgehalten – bedanken bei der stellvertretenden Vorsitzenden Dr Elisabeth Rech. Vielen herzlichen Dank für die Zeit, die Sie unserer demokratischen Arbeit gewidmet haben. (Allgemeiner Beifall.)
Wir kommen nun zur Abstimmung der eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträge.

Zuerst ein gemeinsamer Antrag von ÖVP und GRÜNEN betreffend Psychiatriereform. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Als Nächstes folgt der Beschluss- und Resolutionsantrag, ebenfalls eingebracht von ÖVP und GRÜNEN, betreffend Stärkung der Minderheitenrechte, Oppositionsrechte in der Wiener Stadtverfassung. Auch hier wird die sofortige Abstimmung beantragt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der nächste Antrag, eingebracht von der FPÖ. Im Betreff steht „Dokumentation im Bereich Kinder- und Jugendpsychiatrie". Das wiederholt sich. Dieser Antrag befasst sich in erster Linie mit Genehmigungsfristen für die Unterstützung durch den Fonds Soziales Wien im Bereich der kinder- und jugendpsychiatrischen und psychologischen Versorgung. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von der FPÖ, befasst sich tatsächlich mit der Dokumentation im Bereich Kinder- und Jugendpsychiatrie. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der letzte hier zur Postnummer 45 eingebracht Antrag befasst sich mit Spezialeinrichtungen der Kinder- und Jugendpsychiatrie. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Auch dieser wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Wie in der Präsidiale bereits besprochen, kommen wir nun zur Behandlung der Postnummer 24. Es liegt keine Wortmeldung vor. 

Wer die Postnummer 24 unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von SPÖ und FPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Bei Postnummer 26 liegt ebenfalls keine Wortmeldung mehr vor. 

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von allen unterstützt, und ich danke für die Einstimmigkeit. 

Wir kehren nun wieder zurück zur Postnummer 28. Ich habe zu Postnummer 28 noch eine Wortmeldung von GR Dr Madejski. – Warten wir kurz, bis die Frau Berichterstatterin ihren Platz eingenommen hat. – GR Dr Madejski ist am Wort.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben hier einen Akt, den ich etwas provokant als geförderte Parkplatzvernichtung in jedem einzelnen Bezirk bezeichne. Es ist tatsächlich eine geförderte Parkplatzvernichtung, mit der wir nicht einverstanden sind, und wir werden diesem Aktenstück natürlich nicht zustimmen.

Zur Begründung: Im Masterplan Verkehr 2003 ist bei der Neueinrichtung von Garagen – jetzt heißt es Anrainersammelgaragen, damals waren es noch die Volksgaragen – davon ausgegangen worden, dass, wenn man Garagenplätze errichtet, gleichzeitig an der Oberfläche eine Stellplatzreduktion stattzufinden hat, und zwar im inneren Stadtbereich im Verhältnis eins zu eins. Das heißt, wenn ich einen Garagenplatz schaffe, muss ich an der Oberfläche – das ist auch jetzt so in den Förderrichtlinien drinnen – auch einen Stellplatz, ich sage, vernichten. Man muss ihn vernichten. Genauso ist es.

In Wohngebieten mit hoher Stellplatzauslastung ist dann das Verhältnis eins zu drei gekommen – so steht es noch immer im Masterplan 2003 –, das heißt, wenn ich drei Garagenplätze schaffe, muss ich an der Oberfläche einen ebenfalls vernichten.

Meine Damen und Herren! Ich verstehe – das habe ich schon damals im Jahr 2003 gesagt, ich habe es auch bei der Evaluierung, die wir heuer ebenfalls hier diskutiert haben, gesagt – den Zusammenhang überhaupt nicht. Auf der einen Seite baue ich Garagenplätze, weil die Anrainer Garagen brauchen, auf der anderen Seite vernichte ich an der Oberfläche unter dem Vorwand, dass dort die Lebensqualität für die Anrainer und für die Bevölkerung gesteigert wird, im gleichen oder im ähnlichen Ausmaß Parkplätze. 

Meine Damen und Herren! Die Lebensqualität – ich glaube, der Kollege Maresch war es, der das gesagt hat; es ist schon bisserl lange her, aber ich glaube, er hat das gesagt – der Bürger wird durch diese Parkplatzvernichtung an der Oberfläche – er hat natürlich nicht Vernichtung gesagt, er hat ein anderes Wort gebracht –gehoben.

Meine Damen und Herren! In Wirklichkeit wird die Lebensqualität der Bezirksbevölkerung und der Anrainer durch die Schaffung der Garage grundsätzlich erhöht. Denn nur, wenn ich eine Anrainersammelgarage oder Volksgarage schaffe und diese fördere, dann werde ich vermehrt auch Autos, und zwar vor allem von jenen, die dort wohnen und die es sich leisten können, von der Straße weg bekommen. 

Sie haben bei dieser Parkplatzvernichtung auch vergessen, dass ja sehr oft in diesen dicht verbauten Gebieten in Wien heute Gott sei Dank zumindest teilweise noch eine Nahversorgung existiert, die aber im Begriffe steht, sich selbst langsam aufzugeben. Ich brauche doch an der Oberfläche, meine Damen und Herren, Stellplätze – kurzfristig, meinetwegen Kurzparkzone, nichts dagegen einzuwenden –, ich brauche im dicht verbauten Gebiet, dort, wo noch die letzten Klein- und Mittelbetriebe sind, Parkplätze. Die kann man doch nicht vernichten, und die Leute können nicht mehr in die Betriebe fahren beziehungsweise finden dort keinen Parkplatz, kreisen im Bezirk herum oder wechseln in andere Bezirke. 

Das ist, lieber Kollege Maresch von den GRÜNEN und liebe Kollegen von der Sozialdemokratie, sicherlich nicht umweltfreundlich. Daher: Weg mit dieser Anzahl! Das ist eine alte Forderung von uns. Es hat kein Zusammenhang zu bestehen zwischen Garagenplätzen und Vernichtung an der Oberfläche.

Im Übrigen werden sowieso Parkplätze an der Oberfläche frei durch die Ein- und die Ausfahrten dieser Garagen, meine Damen und Herren. Die werden sowieso frei bei jeder Garage. Denn wenn ich plane – da kommt es auf die Tiefe an, wie tief ist eine Garage, in welchem Winkel fahre ich dort hinein, wie ist die Platzsituation im Bezirk –, schaffe ich sowieso freie Plätze, denn ich brauche ja Platz zum Hinein- und Hinausfahren. 

Oder glauben Sie, Kollege Maresch und meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie, dass die Lebensqualität für die Bürger steigt, wenn ich dann oben statt Parkplätzen 10, 20 Poller aufstelle, Mehrzweckwege baue, die gefährlich sind, die wir alle nicht wollen, Vorziehungen mache et cetera, et cetera? Und genau das wird ja gefördert in den Bezirken, wenn die Bezirke Anrainersammelgaragen planen beziehungsweise beantragen. Das kann doch nicht der Sinn und der Zweck einer Parkraumbewirtschaftung oder einer Stellplatzbewirtschaftung, besser gesagt, in Wien sein.

Meine Damen und Herren! Was mir aber besonders eigenartig erscheint, ist, dass es gar keine Auflagen für die Bezirke gibt, was die überhaupt machen sollen. Da hat der Kollege Maresch schon recht. Wenn ich mich richtig erinnere und wenn ich das richtig verstanden habe, hat er vor drei Stunden gesagt, er wird den Akt sogar ablehnen. Das freut mich, auch wenn er wahrscheinlich aus einem anderen Grund ablehnt. Aber einer der Gründe ist, dass die Bezirke einreichen können von Pollern über Vorziehungen, Mehrzweckwege, Gehsteige mit zwei Metern – es gibt noch einige andere Punkte –, und wenn sie das erfüllen, dann kriegen sie eine Förderung aus dem Zentralbudget.

Ja, wenn ich schon so etwas mache, meine Damen und Herren – das habe ich auch im Ausschuss gesagt –, dann muss ich diese Aktionen oder diese baulichen Veränderungen gewichten. Ich muss überlegen, was für ein Gewicht von 100 hat eine Vorziehung, wie gewichtig ist einen Mehrzweckweg, wie gewichte ich die Poller, wie gewichte ich neue Bäume? Wenn das möglich ist, dann kann ich unter Umständen den Bezirken etwas geben. 

Das ist nicht meine Meinung, ich habe nur im Ausschuss gesagt, das wäre sinnvoll. Dass Sie nicht auf die Idee gekommen sind, verstehe ich überhaupt nicht. Sie geben den Bezirken Geld für irgendwas, und der Bezirk kann damit machen, was er will, Parkplätze vernichten, wie er will, und kann vor allem die Oberfläche gestalten, wie er will. Und genau darum geht es ja noch dazu. Das kommt ja noch dazu, meine Damen und Herren. Und ich kenne viele Bezirke und Umfelder von Volksgaragen, jetzt Anrainersammelgaragen, die nicht optimal gelöst sind. 

Diese Förderung für die Bezirke aus dem Zentralbudget ist vollkommen sinnwidrig, ist nicht für die Erhöhung der Lebensqualität der Anrainer gedacht, meine Damen und Herren. Wir sind daher eindeutig gegen die geförderte Parkplatzvernichtung aus dem Zentralbudget in den einzelnen Bezirken. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Kathrin Gaal: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Bei diesem Akt geht es um die Unterstützung der Bezirke, die die Oberfläche nach der Errichtung einer Garage herzurichten haben. Herr Kollege Madejski, es geht um die Umsetzung von sinnvollen Maßnahmen für die benutzerfreundliche Gestaltung des öffentlichen Raums, sowohl für die Anrainer als auch für die Fußgänger und natürlich für die Radfahrer, wie zum Beispiel eine Gehsteigverbreiterung. 

In diesem Sinne bitte ich Sie nochmals um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Wer der Postnummer 28 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von der SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Zu Postnummer 28 liegen mir zwei Beschluss- und Resolutionsanträge vor. 

Beim ersten, eingebracht von der FPÖ, ist kein Betreff angeführt. (GR Christian Oxonitsch: Es ist eh nur einer von der FPÖ!) In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr und Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung beantragt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat damit ausreichende Unterstützung. 

Der zweite Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft Stellplatzreduktion. Auch hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke sowie an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr beantragt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 29 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Förderungen im Zusammenhang mit der Errichtung von Fahrradabstellanlagen auf nichtöffentlichem Grund. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Holzmann, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Ernst Holzmann: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

An sich ist ja die Förderung von Fahrradabstellanlagen auf nichtöffentlichem Grund eine sehr, sehr gute Idee. Überhaupt nichts dagegen einzuwenden. Man sollte das forcieren. Dagegen gibt es nichts einzuwenden. 

Einzuwenden gibt es aber sehr viel gegen den vorliegenden Akt, denn wir sind grundsätzlich und seit Jahren dagegen, dass man aus den Einnahmen aus den Parkometerabgaben für alles mögliche, nur nicht für jene Leute, die dafür zahlen, Einrichtungen in Wien schafft. Daher sind wir auch dagegen, dass diese 200 000 EUR Mehreinnahmen, wie es so schön heißt, aus der Parkometerabgabe für Fahrradabstellanlagen auf nichtöffentlichem Grund vorgesehen sind. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Aber Sie sind für Millionenbeträge für Garagen! Sie sind für 22 Millionen für Garagen!)

Die erste Frage, die ich stellen muss, meine Damen und Herren, ist natürlich eines: Was heißt „Mehreinnahmen aus der Parkometerabgabe"? Welche Mehreinnahmen? Es gibt keine Basis. Wovon gehen Sie aus, was ist 100? War das das Jahr 2000, 2005, 2007? Das steht nicht drinnen. Vielleicht kann es der Kollege Margulies dann beantworten, das Sprachrohr der SPÖ meistens hier, aber ich weiß es nicht. Welche Mehreinnahmen sind hier gemeint, meine Damen und Herren? Also die Basis fehlt mir. 

Das Zweite: 200 000 EUR klingt ja unheimlich gut. Wissen Sie, wie viele Fahrradständer im letzten Jahr mit diesen 200 000 EUR gefördert wurden? Sie werden es nicht glauben! 143 Fahrradständer der Type B in ganz Wien, das heißt vom Typ Modell „Stadt Wien". Vielleicht waren das so wenige, weil das Modell „Stadt Wien" heißt. Ich weiß es nicht, warum, aber es waren halt nur 143. 

Sie müssen sich wahrscheinlich sehr anstrengen, damit Sie diese 200 000 EUR in den nächsten Jahren überhaupt anbringen. Ich habe mir das kurz ausgerechnet, nur so über den Daumen. Es gibt ja drei verschiedene Modelle. 

Das eine schaut aus wie so eine Brotkiste zum Zumachen – die ist ja wirklich ... ich weiß nicht, wer sich den Akt gesehen hat –, die wird mit 350 EUR gefördert. Wenn alle in Wien sich diese Brotkiste fördern lassen wollen, können 700 diese Fahrradkisten aufstellen. Die sind zum Zumachen, so wie eine Schuhschachtel. 

Dann gibt es das Modell „Stadt Wien". Das wird mit 70 bis 140 EUR gefördert. Wenn alle Wienerinnen und Wiener, die ein Fahrrad haben, das machen, dann können Sie 1 100 Fahrradständer bauen oder fördern. 

Und wenn Sie sonstige Fahrradabstellanlagen fördern, dann können Sie zirka 3 000 Stück hier in Wien fördern und einbauen lassen. Das wird Ihnen so schnell nicht gelingen, denn wieso sind bis jetzt nur die 143 eingereicht worden, meine Damen und Herren? 

Was ich überhaupt nicht verstehe, sind jetzt die Richtlinien zur Förderung. Das haben wir auch schon im Ausschuss besprochen. Diese Förderung ist eine typische magistratsinterne Anweisung von Leuten, die keine Ahnung haben im Zugang zu dem Staatsbürger, die keine Ahnung haben, die niemals auch nur mit irgendjemandem geredet haben, der vielleicht einmal einen Fahrradständer haben will, denn da finden sich unglaubliche Formulierungen drinnen – ich werde Ihnen da einige vorlesen –, wie man zu diesen 20 EUR kommt. Übrigens 20 bis maximal 40 EUR Förderung, das ist für sonstige Ständer. Da zahlt es sich ja nicht einmal aus, dass ich hingehe. Also Entschuldigung, bei 20 EUR, die werden dann mit dem Zahlschein überwiesen, der Zahlschein kostet Geld, und wenn ich meine Bedingungen nicht erfülle, muss ich die 20 EUR plus die Spesen wieder rücküberweisen. Das ist vollkommen sinnlos, wirklich vollkommen sinnlos, meine Damen und Herren. 

Da steht drinnen als Voraussetzung, diese Anlage muss auf einer privaten Fläche stehen, zugänglich sein – das ist vollkommen in Ordnung – und mindestens fünf Jahre erhalten bleiben. Jetzt frage ich mich, wenn Sie schon glauben, dass so viele Hunderte oder Tausende einen Fahrradständer beantragen, wie Sie das kontrollieren wollen. Schicken Sie da einen Magistratsbeamten der MA 28 hin? Der schaut sich dann in jedem Haus die Fahrradständer an, nach drei Jahren, nach vier Jahren, nach fünf Jahren? Hat er es nicht gemacht, gibt es einen Bescheid, dass er das wieder zurückzahlen muss? Das ist ja alles illusorisch! Das haben wirklich Leute geschrieben, die keine Ahnung haben, wie sich das Leben in Wien abspielt. 

Das Zweite – jetzt kommen wir überhaupt dazu –: Die Kosten der Errichtung der Anlage müssen mittels Rechnung belegt sein, Fotonachweis, Ansuchen und, und, und. Jetzt frage ich mich: Da muss ich das zuerst kaufen, dann mache ich ein Foto, dann baue ich das ein und dann suche ich an. Und dann sagt der Beamte: Tut mir leid, das ist nicht rechtens da in dem Boden drinnen, statt sechs Schrauben sind nur fünf Schrauben drinnen – es steht allerdings nirgends, wie viele Schrauben es sein müssen –, Sie kriegen die Förderung nicht. 

Na bitte, wenn man das in Wien immer so machen würde, zum Beispiel bei Fenstersanierungen, dann würden die Leute heute ohne Fenster dastehen in Wien. Bei den Fenstersanierungen muss ich vorher einreichen. Da gibt es einen Plan, der wird von der Magistratsdienststelle genehmigt. Dann kriege ich 90 Prozent oder 80 Prozent der Fördermittel, dann baue ich es, dann wird das kontrolliert, abgenommen, dann kriege ich den Rest. Richtig. 

Es kann doch nicht sein, dass jeder Staatsbürger alles fix und fertig kauft, einbaut, dann geht er hin mit Foto und sagt, darf ich das haben, und die sagen: Leider nein! Also bitte, was ist denn das für eine Förderung, meine Damen und Herren? 

Und Folgendes noch: Die Dauer der Erledigung steht nirgends drinnen. Es steht zwar drinnen, was Sie alles abgeben müssen, Foto, Zeichnungen, Förderantrag mit x Seiten, Sie müssen die Rechnungen beilegen, wo sie es gekauft haben, wer es gemacht hat, wegen der 20 EUR, aber bitte, es steht nicht drinnen, wie die Behörde das erledigen muss. Wann muss sie erledigen? In einer Woche, in zwei Tagen, in drei Wochen, in sechs Monaten oder wann und wie auch immer? 

Und vor allem, es steht nirgends drinnen: Was ist, wenn das Geld ausgeschöpft ist? Jetzt hat der arme Staatsbürger in seinem Hof so schöne Radständer. Leider wird er nicht gefördert, weil das Geld ausgegangen ist. Das weiß er ja vorher gar nicht. Wenn ich aber vorher ansuche, dann weiß der Magistrat sehr wohl auf Grund der Liste, wie viele angesucht haben, ich kann dich heuer mit dem Geld noch befrieden oder du reichst erst nächstes Jahr ein, weil ja in der Kameralistik, wie wir alle wissen, das Geld nicht übertragbar ist. Das kommt ja auch hier noch dazu. Und da kommen wir wieder dazu, das steht sogar drinnen, bitte: „Es kann erst nach der Errichtung der Anlage die Förderung beantragt werden.“ - und jetzt kommt es - „im Zuge einer Ortsbesichtigung.“ Wollen Sie in ganz Wien zu tausenden Althäusern gehen oder sonstwo mit den Magistratsdienststellen eine Ortsbesichtigung machen, mit der MA 28 oder sonst wem? Da brauche ich dann wahrscheinlich noch drei Dienststellen, die das noch unterschreiben und stempeln und den Bezirk. Das ist ja lächerlich, meine Damen und Herren! Da geht es um 20 EUR, da geht es um 40 EUR, um 70 EUR! Sie wollen diesen Verwaltungsaufwand betreiben? Das ist an sich wirklich Schwachsinn. Entschuldige dieses Wort, Herr Vorsitzender, das ist Schwachsinn, meine Damen und Herren! (Heiterkeit und Beifall bei der FPÖ.)
Und dann ist da was ganz was Interessantes. Das ist mir ja auch erst aufgefallen, wie ich die Richtlinien „Garage und Mobilität 2009, Wiener Garagenaktion" vom Wirtschaftsförderungsfonds Wien gelesen habe. Das war im Akt drinnen und da steht jetzt was ganz Interessantes drinnen. Da gibt es jetzt unter anderem auch Förderungen für Garagen, für Hochgaragen einen Pauschalbetrag von 2 800 EUR pro Stellplatz, für Tiefgaragen 4 600 EUR je Stellplatz und für mechanische Garagen 5 800 EUR je Stellplatz. Und jetzt kommt es: Wird für je 10 PKW-Stellplätze ein Stellplatz – bitte, einer, bitte, einer! - für ein einspuriges Fahrzeug, Fahrrad oder einspuriges Kraftfahrzeug, geschaffen, erhöht sich die Pauschale um 200 EUR! Das heißt, wenn eine Garage gebaut wird und da ist irgendwo im Eck Platz – dort, wo man nicht hinauffahren kann, wo das Auto ohnedies schon Schwierigkeiten hat, ums Eck zu kommen –, dann darf ich dort halt ein Motorrad oder Fahrrad hinstellen, und dann wird das vom Wirtschaftsförderungsfonds mit 200 EUR pro Stellplatz gefördert! Und die Stadt Wien speist Leute, die das ehrlich für ihre Mitarbeiter machen wollen im Sozialbereich, im Privathaus mit 20 bis 170 EUR ab! Meine Damen und Herren, das ist schäbig, das ist lächerlich, dem können wir wirklich nicht zustimmen! Lassen Sie sich was Neues einfallen, ohne Bürokratie, im Sinne der Bürger und in dem Sinn, dass in Wien mehr Fahrräder einen Abstellplatz haben, dann werden auch wieder mehr mit dem Fahrrad fahren. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich GR Dipl-Ing Margulies gemeldet. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Ja, ich erlaube mir schon, dieses fast rufschädigende Verhalten des Kollegen Madejski mir gegenüber tatsächlich zu berichtigen. Ich kann das wahrscheinlich nur der Rosenmontagsstimmung zuschreiben. Vielleicht hat auch das Lei-Lei gefehlt. Aber prinzipiell ist es ja doch so, dass es die Wiener FPÖ ist - das sieht man bei der Garagenpolitik, bei der Gesundheitspolitik, wo ihr den Minderheitenbericht nicht mitgetragen habt, bei Flächenwidmungen und selbst heute bei der Wiener Austria, wo ihr vorher im Ausschuss dagegen gestimmt habt und im Stadtsenat dagegen gestimmt habt -, die die Politik der SPÖ vertritt. Also wenn es schon darum geht, wer de facto die Politik der SPÖ durchsetzen will und durchsetzen hilft, dann ist es bedauerlicherweise die FPÖ. Wir GRÜNE machen tatsächlich weiterhin konsequent Oppositionspolitik.

Aber, Kollege Madejski, ich erkläre Ihnen trotzdem die Mehreinnahmen. Es sind Mehreinnahmen gegenüber der im Budgetvoranschlag ausgewiesenen Zahl. - Danke sehr. (GR Dr Herbert Madejski: Ja und was ist, wenn es keine Mehreinnahmen gibt? Ist das alles gestorben? – Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir haben die tatsächliche Berichtigung gehört. (Aufregung bei der FPÖ.) Als Nächster zum Wort gemeldet ist GR Parzer und wir kommen wieder zum Thema zurück. 

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Ich mache es ganz kurz. Ein Abänderungsantrag von uns wird bezüglich dieser Kategorien A, B und C eingebracht. Wir sagen uns, die Kategorie C soll mit der Kategorie B gleichgestellt werden. Und zwar soll unser Abänderungsantrag so lauten:

„Der gegenständliche Antrag möge dahin abgeändert werden, dass der Punkt betreffend Kategorie C wie folgt lauten möge:

Pro Abstellplatz kommt ein einmaliger Pauschalbetrag von 70 EUR, mit Dach ein einmaliger Pauschalbetrag von 140 EUR zur Auszahlung. Es soll das Jahresbudget über 200 000 EUR im Ansatz 6401 auch genehmigt werden."

Es ist so, dass wir uns sagen, die Schaffung von möglichst vielen Fahrradabstellplätzen soll man effektiv fördern. Um hier tatsächlich einen zusätzlichen Anreiz bei der Bevölkerung für die Errichtung zu erreichen, müssen Kategorie B und C jeweils mit gleich hohen Beträgen gefördert werden. Die Beschaffung individueller sonstiger Fahrradabstellanlagen darf nicht durch unterschiedliche Fördersummen eingeschränkt werden. Ich glaube, da kann ich mit dem Herrn Madejski mitdenken: 20 und 40 EUR, da wird sich niemand viel antun, das einzureichen und so weiter. Also ich glaube, man sollte B und C zusammenlegen, so wie es unser eingebrachter Abänderungsantrag sein wird. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Lindenmayr. Ich erteile es ihm.

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Es war vor wenigen Monaten eine Ausstellung im Kunsthaus Wien vom leider viel zu früh verstorbenen Künstler Jean Tinguely, der da unter anderem Industriemüll und sehr viele Eisenteile zusammengeschweißt hat und das als wunderschöne Objekte ausgestellt hat. Wenn ich mir überlege, dass vielleicht so mancher findige Hausbesitzer oder Hausverwalter auf die Idee kommt, dass man auf die Klopfstangen ein paar Ösen draufschweißt und das dann der Stadt Wien als Radabstellanlagen verkauft, dann muss ich sagen, da ist das ... - (Heiterkeit bei GR Dipl-Ing Martin Margulies.) Na ja oder als Kunstwerk. - ... dann muss ich sagen, da ist es ganz, ganz wichtig darauf hinzuweisen, dass es sehr wohl einen Unterschied, eine Differenzierung zwischen den Radabstellanlagen gibt, die von den Fahrradorganisationen und auch von vielen anderen Menschen als vernünftige Abstellanlagen gesehen werden und solchen, und sie waren ja auch im Akt abgebildet als, ich würde sagen, früher hat man dazu Felgenmörder gesagt. Daher sollte es sehr wohl eine Differenzierung zwischen B und C geben. Und es ist ganz in Ordnung, dass die der Type „Stadt Wien" deutlich höher gefördert werden.

Warum nur 143 Ständer gefördert worden sind, das ist ganz einfach zu erklären, denn diese Aktion gibt es erst seit dem zweiten Halbjahr des vergangenen Jahres. Die Werbung musste erst anlaufen. Die Prüfverfahren sind teilweise noch im Gange und manches, was im Vorjahr angesucht worden ist, wird natürlich erst im heurigen Jahr ausgezahlt. Also macht euch keine Sorgen, die Ansuchen werden schon viel, viel stärker steigen. Das Wesentliche ist, dass es auch möglich ist, versperrbare, also überdachte Radabstellanlagen zu fördern. Dafür wird ganz schön viel Geld zur Verfügung gestellt. Und es ist auch in Ordnung (Heiterkeit bei GR Mag Wolfgang Jung.), dass das vorher geprüft wird, bevor ausgezahlt wird, denn ich glaube, gerade eure Partei wäre die allererste, die nach dem Kontrollamt schreien würde, würde man vorher sagen: Ja, wir zahlen aus und überprüfen das erst nachher. Also das ist schon richtig so, wie das passiert und das soll auch so sein.

Ich mache es auch kurz, es ist eines der letzten Aktenstücke. Dem Antrag der ÖVP werden wir selbstverständlich nicht zustimmen. Aber ich ersuche um Zustimmung zum Akt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir kommen nun zur Abstimmung, wobei ich zuerst natürlich den Abänderungsantrag zur Abstimmung bringe. Ich glaube, ich brauche auf den Inhalt nicht genau einzugehen. Alle Fraktionen kennen ihn.

Wer dem Abänderungsantrag der ÖVP zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Wir kommen nun zur Abstimmung der Postnummer 29. Wer dieser zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt (GR Dr Herbert Madejski: Wieso? Der Maresch hat gesagt, er lehnt ab!) und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 31 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7809 im 22. Bezirk, KatG Eßling. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Schrödl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Karin Schrödl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich werde es auch kurz machen. Wir haben es im Planungsausschuss auch schon kurz diskutiert. Ich möchte Ihnen nur allen zur Kenntnis bringen, auch denjenigen, die im Planungsausschuss nicht dabei sind: Wir sollen heute hier einen Flächenwidmungsplan im 22. Bezirk, KatG Eßling beschließen. Es handelt sich hier um ein Stück nördlich der Eßlinger Hauptstraße, das in ein Einfamilienhausgebiet gewidmet wird. Ich möchte hier darauf aufmerksam machen, dass dieser Beschluss heute einem anderen Beschluss, der im Gemeinderat gefasst wurde, widerspricht und zwar dem so genannten 1 000 Hektar-Plan, dem Beschluss, der 1995 getroffen worden ist, um den Grüngürtel in Wien zu schützen. Da gibt es eben einen Grünstreifen, der eine wichtige Grünverbindung darstellt. Ich habe das da grün angelegt, damit man auf die Distanz wenigstens ein bisschen was erkennen kann (Die Rednerin zeigt den Plan.), und zwar geht es da eben darum, zusammenhängende Grünräume zu schaffen, um eben auch Verbindungen herzustellen, die man dann langfristig ausgestalten könnte, dass man eben dort Spazier-, Radwege oder sonstige Erholungsmöglichkeiten hätte. 

In dem 1 000 Hektar-Plan ist einmal festgelegt worden, dass vordringlich sogar ein Ankauf bei diesem Teilstück erforderlich sei und was machen wir hier, wenn wir diesen Flächenwidmungsplan heute beschließen? Wir machen genau das Gegenteil! Es wird also nichts angekauft, sondern im Gegenteil, es wird umgewidmet in Wohngebiet und somit die langfristige Ausgestaltung und Sicherung des Grüngürtels in einem Teilbereich wieder einmal angeknabbert. 

Wir GRÜNE können dem logischerweise nicht zustimmen und meinen, dass der Grüngürtel dringend ausgebaut gehört, in ihn investiert gehört und werden deshalb diesen Flächenwidmungsplan ablehnen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Karin Schrödl: Sehr geehrte Damen und Herren!

In dem vorliegenden Plandokument geht es um ein zirka neun Hektar großes Gebiet, in dem künftig eine Bauklasse I-Siedlung erfolgen soll. Das Gebiet liegt nahe dem alten Ortskern von Eßling. Die künftigen Bewohner werden dort in einem Bezirksteil mit großzügigen Grünräumen leben. Nördlich des Ortskerns befindet sich Agrarraum mit Biotopen. Das umgebaute Schutzgebiet zwischen der Rosenbergstraße und der Simonsgasse wird rund um die drei Getreidespeicher parkähnlich ausgestaltet. Auf Grund der dort neu zu schaffenden Bauplätze wird die Grünverbindung in der üblichen Baumreihe geführt. Der 1 000 Hektar-Plan sieht westlich des Plangebietes einen von Breitenlee über den Ortsrand des Flugfeldes führenden Grünzug vor, der in weiterer Folge über die Kirschenallee zur Lobau fortgesetzt wird. Den Intentionen des 1 000 Hektar-Plans ist somit Genüge getan und ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke der Berichterstatterin!

Wir kommen nun zur Abstimmung. Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Wird mit Ausnahme der GRÜNEN von allen unterstützt und ist damit auch ausreichend unterstützt.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 32 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7499E vom 20. Bezirk, KatG Brigittenau. Zum Wort ist niemand gemeldet. Daher kommen wir zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 32 zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 20 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Zusatzsubvention an den Verein Kunsthalle Wien. Auch hier gibt es keine Wortmeldung. Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 20 die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 23 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss einer 4-Jahresvereinbarung mit dem Verein Netzzeit. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Straubinger, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Einige Worte sind zu dem vorliegenden Poststück notwendig, weil sie meiner Meinung nach exemplarisch die Subventionspolitik in Kulturangelegenheiten darstellen. Im Jahr 2008 hat das Kontrollamt der Stadt Wien Netzzeit, den Verein zur Förderung interdisziplinärer Kommunikation auf kultureller Ebene, untersucht. Konkret hat das Kontrollamt die Gebarung in den Jahren 2005 bis 2007 überprüft und gravierende Mängel festgestellt: In-sich-Geschäfte, mangelhafte Statuten, falsche Statistiken über Besucherzahlen, Verrechnung von Doppelhonoraren, statutenwidrige Verlegung des Vereinssitzes nach Niederösterreich und so weiter. 

Gestatten Sie nur ein Zitat aus diesem Kontrollamtsbericht. Das Kontrollamt stellt wörtlich fest, dass „der zuvor schon aufgezeigte eher achtlose Umgang mit statutarischen und vereinsrechtlichen Vorgaben sich auch beim Abschluss von In-sich-Geschäften fortsetzte. Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang auch, dass der Obmann und die Kassierin familiär eng verbunden sind. Die Thematik des korrekten Abschlusses von In-sich-Geschäften zeigte sich insbesondere bei der Abgeltung von künstlerischen Leistungen des Obmanns und der Kassierin. Diese beiden Protagonisten des Vereines, die zugleich auch Angestellte des Vereines sind, stellten dem Verein im Prüfungszeitraum Pauschalhonorare in der Höhe von insgesamt rund 180 000 EUR in Rechnung. Damit wurden dem Obmann seine Leistungen unter anderem für Regietätigkeiten, die Endredaktion der Jahrestätigkeitsdarstellung auf der Vereins-Website und die Erstellung von dramaturgischen Projektkonzepten abgegolten. Die Kassierin legte ihrerseits Honorarnoten unter anderem für die Neugestaltung der Bühne und die Gestaltung der Bühnenbilder. Festzustellen war, dass über diese Leistungen keine schriftlichen Verträge zwischen dem Verein Netzzeit und dem betreffenden KünstlerInnenehepaar, welches die genannten Funktionen im Verein innehat, vorlagen, auf denen die erforderliche Zustimmung eines anderen vom Interessenskonflikt nicht betroffenen Vereinsorgan ersichtlich wäre.“ Ende des Zitats. 

In jedem anderen Fall würde, wenn der Verein nicht überhaupt neu konstruiert und aufgelöst wird, zumindest die Vereinsleitung zurücktreten und ein Neubeginn gemacht werden. Wien ist auch in diesem Fall anders und daher gibt es jetzt Subventionen in der Höhe von 1,8 Millionen in einem 4-Jahresvertrag, heuer noch 200 000 EUR und jährlich 400 000 EUR bis zum Jahr 2013. Es geht nicht, um etwaige Argumente vorweg zu nehmen, darum, ob dieser Verein gute, sehr gute Arbeit leistet oder noch viel bessere Arbeit leistet und Weltklassearbeit leistet, wie ich mir vorstellen könnte, dass demnächst so argumentiert wird, sondern es geht ausschließlich darum, dass hier gravierende Mängel bei der Verwendung öffentlicher Gelder festgestellt wurden. Das ist nicht akzeptabel. (Beifall bei der ÖVP.)

Wir haben daher bei Vorliegen des Subventionsansuchens den Stadtrat gefragt, ob aus dem Kontrollamtsbericht Konsequenzen gezogen wurden und der Stadtrat hat gesagt: Ja, es wurden Konsequenzen gezogen. Und über unsere Bitte, dafür sei ihm gedankt, hat er uns auch ein entsprechendes Papier zur Verfügung gestellt, in dem der Verein sagt, was an Konsequenz des Kontrollamtsberichts alles geschehen ist und was noch nicht geschehen ist. 

Wir schreiben das Jahr 2009 und die Untersuchung war im Jahr 2008 und nun einige Punkte, auch wieder im Originalzitat, was noch nicht geschehen ist: „Angaben zu Fremdleistungen werden ab 2009 dokumentiert und in den Kalkulationsgrundlagen aufgenommen. Die Fixkosten des Vereins werden ab 2009 auf die einzelnen Stücke aufgeteilt. Die Kostenanteile bei Koproduktionspartnern werden nach Möglichkeit besser ersichtlich gemacht. Ab der nächsten Generalversammlung werden die statutarisch vorgesehenen Zeitvorgaben eingehalten. Beginnend mit der nächsten Vorstandssitzung werden auch Vorstandssitzungsprotokolle geführt. Die Rechnungsprüfer werden in Hinkunft darauf achten, ob Geschäftsfälle auftreten, die als In-sich-Geschäfte zu interpretieren wären. Bei der nächsten Generalversammlung werden die Jahresabschlüsse 2006 und 2007 besprochen und über die Entlastung des Vorstandes befunden. Bei zukünftigen Statistiken wird bei deren Abfassung mehr Sorgfalt angewandt und die Dienstverträge von Michael S und Mag Nora S“ - ich kürze jetzt aus Datenschutzgründen ab, hier stehen die vollen Namen – „werden nach den Empfehlungen des Kontrollamts genau überarbeitet.“ 

Ich frage Sie: Für wie naiv halten Sie uns, dass Sie uns derartige Auskünfte erteilen? Es ist im vergangenen Jahr wenig geschehen. Es ist nur ein Teil geschehen und wesentliche Dinge, nämlich Protokolle, Dienstvertragsüberarbeitungen sind trotz dieses desaströsen Kontrollamtsberichts bis heute nicht geregelt. Wir werden daher dieser Subvention nicht zustimmen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm. 

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren!

Es wäre gut für eine Partei wie die ÖVP, wenn sich der Herr Kultursprecher manchmal auch mit Kunst und künstlerischen Aufführungen auseinandersetzen würde und nicht nur mit Kontrollamtsberichten. (Heiterkeit bei den GRen Dr Franz Ferdinand Wolf und Dr Matthias Tschirf.) Es ist halt leider eine inhaltliche Diskussion mit der ÖVP seit dem Abgang von Peter Marboe und Andreas Salcher einfach nicht mehr möglich, weil hier der blanke Zynismus, die blanke Ahnungslosigkeit und das blanke Buchhaltertum regieren. Es ist einfach schwierig, mit Ihnen zu reden. (Beifall bei der SPÖ – GR Günter Kenesei: Haben Sie den Kontrollamtsbericht?)  

Es hat einen Kontrollamtsbericht gegeben, der Ende des Jahres 2008 diskutiert und zur Kenntnis genommen wurde. Es sind inzwischen einige wenige Monate vergangen, in denen das Künstlerehepaar, das für Netzzeit verantwortlich ist, primär damit beschäftigt war, die Oper zu produzieren, die am kommenden Donnerstag im Jugendstiltheater ihre österreichische Erstaufführung haben wird, und das daher fast nur im Ausland war. 

Es hat trotz allem seitens der betroffenen Künstlerinnen und Künstler der Gruppe und der MA 7 alle Versuche gegeben, auf die Kritik, auf die teilweise berechtigte Kritik des Kontrollamts einzugehen, und es wurde dem Akt ein langer Bericht beigelegt, zwei Seiten, wo alle Punkte ganz genau dargestellt worden sind, wo es bereits eine Veränderung gegeben hat und wo es derzeit Gespräche gibt. Die Gruppe Netzzeit steht unmittelbar vor einem zweijährig stattfindenden Festival, das kommenden Donnerstag in Wien beginnt, das Festival „Out of Control“. Es ist daher auch künstlerisch verständlich, dass sie zuerst die Kunst, das Festival abschließen und erst dann die Umsetzung aller schon ins Laufen gekommenen Änderungen vorgenommen wird. 

Nun, es ist schwierig und es tut mir auch angesichts der späten Stunde leid, Ihnen einmal zu erklären, was die Gruppe Netzzeit macht. Es ist eine seit 25 Jahren existierende Musiktheatergruppe, die höchst erfolgreich auf allerhöchstem künstlerischen und internationalen Niveau Musiktheater macht, die von drei Prinzipien ausgeht:

Das Erste ist, sie machen rein zeitgenössisches Musiktheater. Es wird in der Gruppe Netzzeit nichts aufgeführt, was irgendwo jemals schon gespielt wurde. Es sind lauter Auftragskompositionen und es sind lauter Uraufführungen. Mehr zeitgenössisch arbeiten wie die Gruppe Netzzeit kann man nicht. (Aufregung bei GR Günter Kenesei.) 

Das Zweite ist, es wird auch, das verlangen wir immer wieder in dem Anforderungsprofil für freie Gruppen, spartenübergreifend gearbeitet. Sagen wir es einmal für Laien so: Nicht klassische Oper spielen möglichst in einer Guckkastenbühne, sondern es werden in Räumen in neuer Form der ästhetischen Darstellung Opernlibretti umgesetzt. 

Das dritte Prinzip der Gruppe Netzzeit ist, dass prinzipiell jede freie Gruppenproduktion, die mit Mitteln der Stadt Wien finanziert und in Wien aufgeführt wird, einen hochgradigen internationalen Kooperationspartner hat. Das heißt, jede Produktion, die in Wien gezeigt wird, wird auch im Ausland bei bedeutenden Festivals und in bedeutenden Opernhäusern gezeigt. Sie werden beispielsweise bei den Salzburger Festspielen und bei den Bregenzer Festspielen gezeigt, bei der Münchner Biennale, bei der Biennale Venezia, im Luzerner Theater, beim Budapest Opernfestival, in Covent Garden, in der isländischen Oper Reykjavik und in zwei Jahren auch beim Festival Sao Paolo. Das wird jetzt vielleicht dem Herrn Kenesei, wahrscheinlich auch dem Herrn Wolf, überhaupt nichts sagen, aber das ist halt das Problem der ÖVP. Man kann mit Ihnen schwer reden (Große Aufregung bei GR Günter Kenesei.), wenn bei der künstlerischen Beurteilung von Akten keine gemeinsame Basis da ist. Daher können Sie das nicht beurteilen. Lassen Sie sich das von Peter Marboe, der unter anderem mit seinem Mozartgroschen (Aufregung bei der ÖVP.) die Produktion gefördert hat, die am kommenden Donnerstag in Wien im Jugendstiltheater uraufgeführt wird, vielleicht noch erklären. Sie haben offensichtlich keine Ahnung und es ist wirklich der künstlerische und auch der politische Niedergang der Wiener ÖVP! (Beifall bei der SPÖ.)  

Sie beschädigen eine freie Theatergruppe, insbesondere der Herr Kenesei, indem er Kontrollamtsberichte völlig unrichtig als billigste Oppositionspolitik in billigste Blätter, in Gratiszeitungen der Wiener U-Bahn, spielt, wo Dinge stehen, die absolut falsch sind. Dort ist zum Beispiel gestanden, weil der Herr Kenesei das in die Zeitung gespielt hat, dass diese Gruppe auch Bundesförderung bekommt. Das stimmt nicht, weil die Gruppe seit Jahren keine Bundesförderung erhält! Es stimmen auch die Zahlen nicht, die Sie in die Öffentlichkeit gespielt haben. Es ist Rufmord, den Sie hier an Künstlerinnen und Künstlern auf Grund von politischer Effekthascherei begehen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Diese Gruppe erfüllt auf allerhöchstem Niveau alle Kriterien, die wir für freie Kunstproduktion in Wien aufgestellt haben. Sie sind dafür voriges Jahr im November, während Herr Kenesei das der U-Bahn-Zeitung zugespielt hat, mit dem Young-Musical-Theatre-Award, dem ersten Preis in der Kategorie Oper des Internationalen Theaterinstituts mit Sitz in Berlin, ausgezeichnet worden. Das wird Ihnen jetzt leider auch wieder nichts sagen, aber da kann ich leider nichts machen. Es ist nur so, dass das der Oscar des zeitgenössischen Musiktheaters ist. Und Sie stellen sich da her und sagen: Die cashen ab. Das ist absolut lächerlich! 

Ich bin von den beiden Künstlern autorisiert, dem Wiener Gemeinderat hier auch zu sagen, wie viel sie verdienen. Das sind Künstler, die über 50 Jahre alt sind. (Weitere Aufregung bei GR Günter Kenesei.) Sie sind seit über 25 Jahren anerkannt und weltweit gefeiert und gefragt, haben große Erfolge in Bregenz, in Salzburg und vor Kurzem auch an der Wiener Volksoper und in der Josefstadt gehabt. Und diese beiden Künstler, beide über 50 Jahre alt, verdienen 1 800 EUR netto monatlich! Herr Kenesei, es ist eine Frechheit, wenn Sie sich da herstellen und sagen, die verdienen zu viel und die cashen ab! Die cashen nicht ab, die machen großartige Arbeit. (Große Aufregung bei GR Günter Kenesei.)  

Wenn Sie Zeit und Lust hätten, sich von der großartigen Arbeit der Gruppe Netzzeit zu überzeugen, dann haben Sie in den nächsten Tagen die Gelegenheit dazu. Am Donnerstag wird das Festival „Out of Control“ eröffnet und hier wird auch eine Oper uraufgeführt, „Die Große Bäckereiattacke“. Und ich mache das normalerweise nicht, dass ich erkläre, wie eine Opernproduktion funktioniert, nur damit vielleicht auch Sie einmal verstehen, dass das nicht so einfach ist, eine neue Oper zu produzieren. Das ist eine Oper, eine Opera Buffa von Misato Mochizuki - sie wird Ihnen auch nichts sagen -, sie ist eine bedeutende japanische Komponistin, die weltweit aufgeführt wird. Und dieses Projekt ist von der Gruppe Netzzeit gemeinsam mit Covent Garden und dem Luzerner Theater in zweieinhalb Jahren entwickelt worden. Diese Oper basiert auf zwei Kurzgeschichten von Haruki Murakami „Die Bäckereiattacke“ und „Die Zweite Bäckereiattacke“. Das sind in Japan und international Bestseller, die sind millionenfach gekauft und gelesen. Und zu diesen beiden Kurzgeschichten wurde von der Gruppe Netzzeit ein Librettowettbewerb ausgeschrieben. Also für Laien wie Sie: Ein Libretto braucht man, dass man eine Oper aufführen kann, dass man auch einen Text hat, der gesungen wird. (GR Günter Kenesei: Das ist ja nicht normal!) Okay. Gut. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Es wurde ein Librettowettbewerb (Aufregung bei der ÖVP.) ausgeschrieben und da sind 127 Libretti eingegangen. Weltweit. Und es gab eine internationale Jury, der unter anderem so Größen wie Franz Kogelmann angehört haben, die eines ausgewählt haben, nämlich das Libretto des (GR Günter Kenesei: Das gibt’s ja nicht, das ist ja nicht normal!) israelischen Künstlers Yohanan Kaldi. Das wird am kommenden Donnerstag als neue zeitgenössische Oper in Wien erstaufgeführt. 

Und dann stellen Sie sich hier her und sagen, die verdienen zu viel, die cashen ab, das ist alles nicht zu glauben! (Fortwährende Aufregung bei der ÖVP.) Es ist großartige Arbeit, die die Gruppe Netzzeit macht. Daher ist es auch absolut gerechtfertigt, dass sie eine 4-Jahresförderung bekommt, denn wenn man jahrelang an Produktionen arbeitet und sie entwickelt, dann braucht man auch eine langfristige Absicherung. Und Oper macht man nicht von heute auf morgen. Von heute auf morgen kann man eine Falschmeldung in einer Zeitung lancieren, aber von heute auf morgen kann man nicht einfach Opern produzieren. Noch dazu, wenn es Auftragskompositionen sind und neue Opernkunst ist, die hier geschaffen wird. 

Daher brauchen sie eine 4-Jahresförderung und die werden wir heute auch beschließen und zwar nicht deshalb, weil sich das die SPÖ überlegt hat, sondern weil die unabhängige Theaterjury aus 131 Projekten eben diese Gruppe Netzzeit zur Förderung vorgeschlagen hat. Es klingt jetzt so viel: 1,8 Millionen. Das ist für viereinhalb Jahre. Die bekommen im Jahr 400 000 EUR. Wenn man weiß, was eine normale Opernproduktion kostet, an der zweieinhalb Jahre gearbeitet wird, dann kann man sich vorstellen, dass das verdammt wenig Geld ist. Das ist deshalb möglich, weil sie internationale Kooperationen eingehen wie beispielsweise mit dem Luzerner Theater, das 80 Prozent der gesamten Produktionskosten getragen hat und in Wien tragen wir nur 20 Prozent der Produktionskosten und die Aufführungskosten der drei Aufführungen im Jugendstiltheater. Und da stellen Sie sich hin und sagen: Das ist alles so teuer, da wird Geld verschoben und da wird Geld schlecht verwendet! Ich sage Ihnen: Jeder Euro, den wir hier beschließen, kommt dreifach zurück von den internationalen Koproduktionspartnern und durch das internationale Image, das die Stadt Wien in Kunst und Musik weltweit hat. 

Daher ist es absolut gerechtfertigt, das zu beschließen und ich kann nur sagen: Hören Sie endlich auf, aus Oppositionsgehabe Künstlerinnen und Künstler in dieser Stadt, die anerkannt sind und die große Leistungen für Wien erbracht haben, zu beschädigen. Ich ersuche Sie um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ – GR Mag Wolfgang Jung: Sie haben mich jetzt überzeugt, dagegen zu sein, Herr Woller!) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lieber Kollege Woller!

Ich weiß nicht, welcher Teufel Sie geritten hat, aber offensichtlich sind Sie von den beiden Herrschaften ordentlich aufmagaziniert worden. Nur ganz kurz und in aller Ruhe: 

Das, was ich verstehe oder nicht verstehe, lassen Sie meine Sorge sein. Ich kümmere mich auch nicht um Ihren Dreck, ja, ganz einfach. Sie haben hier heraußen vom Rednerpult keinen einzigen Gemeinderat zu diskreditieren, zu sagen „na weil Sie es nicht verstehen“ oder „Sie werden es nicht verstehen“. Ich erkläre Ihnen auch bei sehr vielen Sachen nicht, was Sie alles nicht verstehen, und da können wir lange diskutieren, was Sie verstehen und was ich verstehe. Ich glaube, wir werden einen gemeinsamen Nenner finden, dass wir beide nicht allwissend sind, weder Sie noch ich noch irgendjemand da herinnen. Benehmen Sie sich ganz normal. Reden Sie Ihre Rede. Sie können das verteidigen, wie die SPÖ es macht, aber benehmen Sie sich und tun Sie nicht Leute diskreditieren, von denen Sie keine Ahnung haben, aber wirklich keine Ahnung haben! (Aufregung bei GR Mag Jürgen Wutzlhofer. - Beifall bei der ÖVP.) Es ist in Wirklichkeit eine Frechheit, was Sie hier tun (Aufregung bei der SPÖ.), nämlich sowohl das Kontrollamt inklusive den Kontrollamtsdirektor als auch alle Mitglieder des Kontrollausschusses für blöd zu verkaufen und so zu tun, als ob das alles, was der Kollege Wolf gesagt hat, nicht in einem Kontrollamtsbericht gestanden wäre, dass das alles, was in den Medien nachzulesen gewesen ist, im Kontrollamtsbericht gestanden ist und wortwörtlich abgedruckt wurde, was dort genommen wurde, was dort alles nicht gepasst hat, was dort alles nicht in Ordnung gewesen ist, dass sich keiner mehr ausgekannt hat, was mit dem Geld geschieht und wer in welche Lade greift. Und tun Sie nicht so, als ob der SPÖ Wien gehören würde! Wien gehört noch immer den Wienerinnen und Wienern und nicht der SPÖ! (Beifall bei der ÖVP – GR Ing Christian Meidlinger: Sie vertrauen uns!) Bitte? (GRin Nurten Yilmaz: Sie vertrauen uns eben!) Die vertrauen euch. Was vertrauen die euch? (GR Franz Ekkamp: Sie vertrauen uns!) Was soll das? Die Herrschaften, die Sie jetzt da unterstützen, greifen dank der Wiener SPÖ ins Volle, haben dann einen Woller, der sich da als Kultur-weiß-ich-nicht-was-Gnom, hätte ich jetzt bald gesagt, aber als Leider-nicht-Stadtrat (Große Aufregung bei der SPÖ.), als Leider-nicht-Stadtrat hier heraußen hinstellt und eine Verteidigungsrede für etwas hält, was nicht zu verteidigen ist. Offensichtlich gilt das Programm „Out of Control“ auch für die Finanzen von diesem Verein. Die sollen das in Ordnung bringen, die sollen das machen, was das Kontrollamt auf Punkt und Beistrich aufgezeichnet und aufgelistet hat und dann können Sie sich da heraußen hinstellen, eine Verteidigungsrede halten, Geld mit Ihrer Noch-Mehrheit hier beschließen und wir werden das zur Kenntnis nehmen! 

Machen Sie sich keine Sorgen um mein Kulturverständnis und das Kulturverständnis der ÖVP oder einer anderen Fraktion und kümmern Sie sich um Ihr eigenes! (Beifall bei der ÖVP. – Weitere große Aufregung bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich hoffe, es wird sich alles wieder beruhigen. Der Kollege Kenesei hat gerade gesagt, man soll nicht gegenseitig verunglimpfen und „Kultur-Gnom“ ist wirklich kein Wort der Wertschätzung gegenüber einem anderen Kollegen. (Aufregung bei der ÖVP.) Ich würde Sie bitten, das in Zukunft nicht mehr zu sagen. (StR Johann Herzog: Und der Woller? Was sagen Sie zum Woller? Kein Wort? – Große Aufregung bei FPÖ und ÖVP.)
Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer der Post 23 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung der GRÜNEN und der SPÖ fest, somit mehrstimmig so beschlossen.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 33 und 34 der Tagesordnung, sie betreffen eine Akonto-Subvention für die Wiener Land- und Forstwirtschaft sowie eine Subvention an die Landwirtschaftskammer Wien, zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? 

Das ist nicht der Fall. Dann bitte ich die Berichterstatterin, Frau GRin Kato die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sonja Kato: Ja, ich bitte um Zustimmung zu den vorliegenden Akten.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Lachkovics. 

GRin Mag Eva Lachkovics (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte hier die Gelegenheit ergreifen und ein brandaktuelles und wichtiges Problem in der Landwirtschaft thematisieren. Heute wird es ein komplexes Thema. Ich werde aber trotzdem versuchen, es so kurz wie möglich zu machen. 

Es geht darum, dass derzeit die EU-Kommission darauf drängt, dass Österreich die Anbauverbote für zwei genmanipulierte Maissorten aufhebt. Und zwar geht es da um einen Mais mit dem Namen MON-810 und einen mit dem Namen T-25 von Bayer. Das ist eine Thematik, die ganz Österreich betrifft und natürlich auch Wien als genfreie Zone. 

Eigentlich ist das nicht unbedenklich, auch wenn die Europäische Agentur für Ernährungssicherung meinte, dass es zu wenig wissenschaftliche Hinweise gäbe, dass dies schädlich sein könnte. Dabei hat diese Einrichtung aber doch einige österreichische Studien auch ignoriert. Im Gegensatz zur Meinung der FTA gibt es nämlich schon deutliche Hinweise darauf, dass diese beiden Maissorten nicht unbedenklich sind. 

Erst im November 2008 sind die Ergebnisse einer Langzeitstudie mit der Maissorte MON-810 bekannt geworden und es hat sich herausgestellt, dass sie bei Mäusen Beeinträchtigungen der Fruchtbarkeit und des Immunsystems hervorgerufen hat. Das heißt, das ist ein deutlicher Hinweis, dass diese Sorte auch der Gesundheit des Menschen schaden könnte. (Lautes Plenum.) Außerdem wirkt er sich negativ auf die Bodengesundheit aus und führt zu Resistenzen bei Insekten. Das wäre Grund genug, das Vorsorgeprinzip und die EU-Schutzklausel für genmanipulierte Pflanzen in Anspruch zu nehmen, wie das Frankreich auch getan hat. Außerdem ist die Zulassung für diese Maissorte am 18.4.2007 abgelaufen und das Verfahren für die erneute Zulassung ist noch immer nicht abgeschlossen. All das wird im Antrag der EU-Kommission an den Ministerrat, das Anbot aufzuheben, ignoriert.

Auch die Maissorte T-25 ist nicht unbedenklich, sie besitzt eine Herbizidresistenz. Es ist allgemein bekannt, dass herbizidresistente Pflanzen dazu führen, dass vermehrt entsprechende Unkrautvernichter und auch andere, die zum Teil schädlicher sind, verwendet werden. Das heißt, die Wahrscheinlichkeit, dass sich Giftrückstände auf Lebensmitteln noch befinden, ist relativ groß. Auch gibt es Beanstandungen der EU, dass es leider nicht genügend Informationen über den Einfluss auf nützliche Insekten und Vögel und auf die Bodenbakterien gegeben hat. Auch das wird von der EU-Kommission ignoriert.

Der Umweltministerrat selbst hat schon Kritik am Zulassungsverfahren der EU geübt und zwar am 4. Dezember 2008 und hat gemeint, dass die Risikobewertung verbessert werden muss. Ebenso müssen die Langzeitfolgen und Auswirkungen auf so genannte nicht Zielorientierte untersucht werden. Sie hat daher eine grundlegende Überprüfung der Europäischen FTA gefordert.

Außerdem hat der Umweltminister dazu gemeint, dass saisonale und lokale Ökosysteme und sozioökonomische Auswirkungen berücksichtigt werden müssen. Das heißt für Österreich, dass eine Studie, die sich mit biologischem und konventionellem Anbau und genmanipuliertem Saatgut beschäftigt, berücksichtigt werden muss. Laut dieser Studie von 2002 würde die Einführung von genmanipulierten Pflanzen in Österreich für viele Bauern und Bäuerinnen in unserem Land ökonomische Einbußen bedeuten. 

Zudem gibt es einen brandneuen Studienbericht vom Februar 2009, der Gentechnik in der Landwirtschaft ein vernichtendes Zeugnis ausstellt. Die beanstanden, dass die Anwendung von Umweltgiften steigt, weil 82 Prozent der weltweit angebauten genmanipulierten Pflanzen Herbizidresistenz haben und es auch keine nachweisbaren Ertragssteigerungen für Gentechnik in der Landwirtschaft gibt, denn es gibt dafür bisher kein Saatgut auf dem Markt. Im Gegenteil, oft gibt es Ertragseinbußen zu verzeichnen und es wurde festgestellt, dass es beim Sojaanbau bis zu 6 Prozent Ertragsreduktionen gibt.

Der Antrag der EU-Kommission, dass das Anbauverbot für die beiden Maissorten in Österreich aufgehoben werden sollte, kommt im Umweltministerrat am 2. März zur Abstimmung. Um diesen Antrag der EU-Kommission abzulehnen, würde Österreich eine qualifizierte Mehrheit von 72 Prozent der Stimmen gegen diesen Antrag brauchen, sonst wird die EU-Kommission im Alleingang das Verbot in Österreich zu Fall bringen. Österreich braucht Verbündete unter den EU-Umweltministern und -ministerinnen. Bei einer Probeabstimmung hat …

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Frau Kollegin Mag Lachkovics, sprechen Sie bitte zum Akt.

GRin Mag Eva Lachkovics (fortsetzend): Es geht um die Landwirtschaft und ich möchte …

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Ja, ja, aber um die Subventionen. (Allgemeine Aufregung. – GR Prof Harry Kopietz: Habt ihr nicht gelesen?) Bitte, sagen Sie uns auch ein paar Sätze zum Akt. (GRin Mag Waltraut Antonov: Ja, sag’: „Wir lehnen den Akt ab und stellen noch einen Antrag.“)

GRin Mag Eva Lachkovics (fortsetzend): Wir lehnen den Akt ab und dazu möchte ich aber einen Antrag stellen, dass Bgm Häupl sich beim Landwirtschaftsminister Berlakovics dafür einsetzen soll, dass dieser sich im Vorfeld der Ministerkonferenz am 2. März aktiv bei seinen Ministerkolleginnen und -kollegen für die Beibehaltung des Anbauverbots bemühen möge. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Mag Sonja Kato: In aller Kürze ein paar Worte zum Akt. Es geht um Förderungen für die Wiener Landwirtschaft und die Wiener Forstwirtschaft. Es geht darum, dass wir hier vor allem Geld für EU-Kofinanzierungen zur Verfügung stellen, die dann in Summe rund 5 Millionen EUR für rund 400 Wiener landwirtschaftliche Betriebe sind. (Aufregung bei der FPÖ.) Auch wenn es der FPÖ nicht passt, ist es so. 

Das bringt mich zu dem eingebrachten Akt, bei dem ich gerne ganz kurz etwas sagen möchte: Bei der Landwirtschaft in Wien ist eines hundertprozentig, nämlich gentechnikfrei. (GR Dr Herbert Madejski: Aber nicht mehr lange wird es das geben!) Das beruht auf einer Initiative der Landwirte gemeinsam mit der Stadt Wien. 

Eines ist auch ganz klar: Die Position auf politischer Ebene sowohl von unserer StRin Ulli Sima als auch von unserem Bgm Dr Michael Häupl ist ein klares Bekenntnis gegen Gentechnik in der Landwirtschaft, eine Position, die schon seit Jahren, über ein Jahrzehnt aufrechterhalten wird. Meine Fraktion glaubt, es bedarf hier keiner weiteren Zurufe von außen. 

In diesem Sinne danke ich für die inhaltliche Übereinstimmung und bitte aber trotzdem auch um Zustimmung zum vorliegenden Akt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Wir kommen jetzt zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen.

Wer von den Kolleginnen und Kollegen der Postnummer 33 die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ, also mehrstimmig, fest. 

Es liegt mir dazu ein Resolutionsantrag der GRÜNEN gegen die drohende Aufhebung des Anbauverbots für genmanipulierte Maissorten vor. Es wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Zustimmung bei GRÜNEN, FPÖ und ÖVP, somit nicht die ausreichende Mehrheit.

Wir kommen daher zur Abstimmung über die Postnummer 34. Wer der Postnummer 34 die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit ... (Aufregung bei GR Mag Thomas Reindl.) Jetzt bin ich bei der Abstimmung und da will ich nicht gestört werden. Bitte um ein Zeichen mit der Hand (Allgemeine Aufregung.) für die Post 34. – Ich stelle die Zustimmung bei SPÖ, FPÖ und ÖVP fest, somit mehrstimmig angenommen.

Die folgenden Poststücke, nämlich 1, 2, 3, 4, 5 und 6 können wir gleich abstimmen. Es liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. (Lautes Plenum.) Ich verstehe schon, es ist lang, aber das müssen wir jetzt noch durchziehen.

Wer der Postnummer 1 die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Zustimmung bei GRÜNEN, SPÖ und ÖVP, mehrstimmig.

Postnummer 2. Wer der Postnummer 2 die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – ÖVP, SPÖ und GRÜNE, somit mehrstimmig.

Die Postnummer 3, bitte um ein Zeichen. – GRÜNE, SPÖ, ÖVP, mehrstimmig.

Die Postnummer 4. Wer stimmt der Postnummer 4 zu? – GRÜNE, SPÖ, ÖVP, mehrstimmig.

Die Postnummer 5. – Gleiches Stimmverhalten, GRÜNE, SPÖ, ÖVP, mehrstimmig.

Postnummer 6. – Der stimmt auch die ÖVP, die SPÖ und die GRÜNEN zu.

Damit sind wir am Ende der öffentlichen Sitzung.

(Schluss der öffentlichen Sitzung um 19.50 Uhr)

